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Einleitung 

l. Ausgangsfálle 

Der deutsche Contergan-1 und der spanische Colza-(,Raps01")-Fall2 sind Mus­
terbeispiele dafür, dass die Herstellung und der Vertrieb fehlerhafter Produkte nicht 
nur zivilrechtliche Schadensersatzansprüche begründen, sondem auch strafrechtlich 
geschützte Rechtsgüter gefáhrden bzw. verletzen ki:innen. 

Im Contergan-Fall harte die Arzneimirtelfirma G. das Schlafmittel Thalidomid 
entwickelt und von 1957 bis Ende 1961 vertrieben. Ende der 1950er Jahre traten 
bei Neugeborenen, deren Mürter wahrend einer sensiblen Phase der Schwanger­
schaft Thalidomidpraparate eingenommen harten, irreparable Nervenschaden sowie 
schwere Missbildungen auf, die zum Teil sogar den Tod der Sauglinge zur Folge 
harten. Wegen dieses Sachverhalts wurden neun Führungskrafte der Firma ange­
klagt. Dem Leiter der Abteilung ,Forschung und Produktion" wurde vorgeworfen, 
durch einen Instruktionsfehler, namlich durch die Bezeichnung des Thalidomidpra­
parats als ,vollig atoxisch" und ,absolut unschadlich", schwangere Frauen nicht 
vor der Einnahme des Medikaments gewamt zu haben und hierdurch Missbildun­
gen bei ungeborenen Kindem verursacht zu haben. 3 Den übrigen Angeklagten wur­
de die Verletzung von Produktbeobachtungs- und Rückrufpflichten vorgeworfen. 
Sie harten sich zwar bis zum Eingang alarmierender Berichte über die Nebenwir­
kungen des Medikaments (im Februar 1961) auf die Beurteilung des Leiters der 
Forschung und Produktion der Firma verlassen dürfen, danach waren sie jedoch zu 
GegenmaBnahmen verpflichtet gewesen (z.B. zu einer ausreichenden Unterrichtung 
von Árzten und Verbrauchem oder zum Zurückziehen des Mirtels vom Markt).4 

Im Colza-Fall traten Anfang 1981- zunachst nur in den Stadten Torrejón de Ar­
doz und Madrid - bei Patienten gehauft Symptome auf, die einer interstitiellen 

1 LG Aachen JZ 1971, 507 ff. (Contergan). 
2 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827 ff. = CGPJ (12) 1992, 69 ff. 

(Colza 1). 
3 Vgl. die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim LG Aachen vom 10.3.1967, in: 

Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4.1, S. 3; siehe auch die Begründung der 
Zustimmung zur Einstellung des Contergan-Prozesses seitens der Staatsanwaltschaft, in: 
DRiZ 1971, 46. 

4 Vgl. die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim LG Aachen vom 10.3.1967, in: 
Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4.1, S. 1 f., sowie die Begründung der 
Zustimmung zur Einstellung des Contergan-Prozesses seitens der Staatsanwaltschaft in 
DRiZ 1971, 46. 



2 Einleitung 

Pneumonie entsprachen.5 Dies flihrte zu der Annahme, dass die Krankheit über die 
Atemwege übertragen wurde. Dann wurde die Hypothese aufgestellt, dass ein Un­
fallmit bakteriellen Waffen im amerikanischen Luftwaffenstützpunkt von Torrejón 
de Ardoz die Ursache gewesen sei. Daneben zog man aber auch Vergiftungen 
durch Gemüse in Betracht. Schlief3lich stellte sich heraus, dass die Erkrankung mit 
dem Verzehr gewisser Ole in Zusammenhang stand.6 Die polizeilichen Ermittlun­
gen ergaben, dass in den Jahren 1980 und 1981 mit Anilin verunreinigtes Rapsol in 
den Handel gebracht worden war und es dadurch zu den Erkrankungen und Todes­
fállen gekommen war.7 Der Verdacht richtete sich konkret gegen skrupellose Un­
ternehmer in der Olbranche, welche vergalltes Rapsol über StraBenverkaufer auf 
den Lebensmittelmarkt gebracht hatten. 

Schon wegen der gro/3en Zahl von Betroffenen handelt es sich bei dem Conter­
gan- sowie dem Colza-Fall um grundlegende Beispielsfálle der strafrechtlichen 
Produktverantwortung in Europa: ca. 7.000 Kinder in Deutschland, deren Mütter 
wahrend der Schwangerschaft Contergan genommen hatten, erlitten auBerst 
schmerzhafte und irreparable Nervenschaden - Thalidomidpolyneuritis - sowie 
Missbildungen an Armen und Beinen, Augen und Obren, inneren Organen und 
Genitalien, die so schwer waren, dass ca. 4.000 von ihnen nicht überlebten.8 Der 
Verzehr von verunreinigtem 01 verursachte im Colza-Fall 330 Tote und mehr als 
15.000 Verletzte, weshalb es in Spanien zu einem ,Jahrhundertprozess" kam.9 

Es ist nicht auszuschlieBen, dass Unternehmen auch in Zukunft fehlerhafte, ge­
sundheitsschadliche Produkte in den Verkehr bringen und dadurch neue gravieren­
de strafrechtliche Falle auslOsen werden. Im Zeitalter einer fortschreitenden Tech­
nologisierung drohen bei der Herstellung von Waren unzahlige neue Gefahren. 10 

Zu denken ist etwa an die Risiken für das Leben und die Gesundheit der Verbrau­
cher, die in den nachsten Jahren von fehlerhaften Nanomaterialien 11 bzw. - im 
1-laushalt oder im medizinischen Bereich eingesetzten - mangelhaften Robotern 12 

ausgehen konnten. 

5 lm Folgenden vgl. die Zusammenfassung des Sachverhalts von Paredes Castaílón/ 
Rodríguez Montaiíés, S. 43 ff. 

6 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827 = CGP.J (12) 1992, 69, 72 f. 
(Colza 1). 

7 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8828 = CGPJ (12) 1992,69, 
74 (Colza 1). 

8 lnformation des Bundes Contergangeschiidigter und Griinenthalopfer e. V., abrufbar 
unter http://www.gruenenthal-opfer.de/Kurzdarstellung [Stand: 19.11.2011]. 

9 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8869 = CGPJ (12) 1992,69, 170 
(Colza!). 

1o Schmucker, S. 33. 
11 Vgl. Meye1~ M., VersR 2010,869 ff. 
12 Naher zu Robotern und strafrechtlicher Produktverantwortung Beck, S., JR 2009, 227. 
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Angesichts der Wichtigkeit der betroffenen Rechtsgüter und des Fehlens anderer 
effektiver Moglichkeiten zur Pravention erscheint der Einsatz des Strafrechts in 
Produktverantwortungsfállen als ein grundsatzlich geeignetes sowie erforderliches 
und angemessenes Mittel zur Verhaltensnormstabilisierung. 13 

11. Gegenstand der Untersuchung 

Auf Falle der strafrechtlichen Produktverantwortung wie auf die geschilderten 
Contergan- und Colza-Falle sind sowohl Gefáhrdungs-14 als auch Verletzungstat­
bestande15 anwendbar. Gefáhrdungstatbestande erfassen die pflichtwidrige Inver­
kehrgabe fehlerhafter Produkte schon dann, wenn diese Iediglich Gefahren für das 
Leben bzw. die Gesundheit schaffen.16 Verletzungstatbestande setzen hingegen 
eine substanzielle Beeintrachtigung dieser Rechtsgüter durch die Anwendung des 
mangelhaften Produkts voraus. 

Forschungsgegenstand des vorliegenden Dissertationsprojekts sind die Straf­
tatbestande, die in Deutschland und Spanien am ehesten zur Behandlung von 
produktverantwortungsrechtlich relevanten Sachverhalten herangezogen werden 
konnen. Wie die Untersuchung zeigen wird, spielen in Deutschland die Verlet­
zungstatbestande der Totungs- und Korperverletzungsdelikte dabei die Hauptrolle, 
wahrend sich die Problematik der Produktverantwortung in Spanien in der Regel 
um Delikte der Gefáhrdung der Verbraucher durch das Inverkehrbringen von ge­
sundheitsschadigenden Waren (Medikamente, Lebensmittel usw.) dreht. 

III. Ziel der Untersuchung 

Im Zusammenhang mit den Straftatbestanden, die zur Bewaltigung der straf­
rechtlichen Produktverantwortung herangezogen werden konnen, hat sich die wis­
senschaftliche Diskussion mit zahlreichen dogmatischen Aspekten der Verantwort­
Iichkeit des Herstellers beschaftigt. Zu den behandelten Themen gehüren unter 
anderem das Problem der Kausalitat zwischen dem Herstellen bzw. Inverkehrbrin­
gen e in es Produkts und den daraus resultierenden F o !gen, 17 die Entwicklung der 

13 Vgl. Colussi, S. 102 ff.; Frisch, Verha1ten, S. 200, 203; Holtermann, S. 58 ff.; Reus, 
S. 91 ff. 

14 Etwa § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB, §§58, 59 LFGB, §§ 95,96 AMG. 
1s §§ 211 ff., 223 ff. StGB. 
16 Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 17. 
17 Siehe dazu Bock, S. 59 ff.; Hassemer, Produktverantwortung, S. 38 ff.; Hilgendorf, 

Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 114 ff.; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, 
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Grundsatze zum ,Organisationshandeln" 18 und die Frage, ob den jeweiligen Ge­
schaftsflihrern ein Tun oder Unterlassen vorgeworfen werden kann. 19 Dariiber hin­
aus wird kontrovers diskutiert, ob die Kenntnis von Produktgefahren Vorsatz oder 
Fahrlassigkeit begriindet,20 sowie die Frage, ob einer behordlichen Unbedenklich­
keits- oder Zulassungsentscheidung rechtfertigende Wirkung zukommt.21 

Vor dem 1-Iintergrund der zentralen Rolle, die Kausalitiitsfragen in den promi­
nenten Contergan-22 und Colza-,23 aber auch in den Lederspray-24 und 1-Iolzschutz­
mittel-Verfahren25 spielten, konnte man zu dem Schluss gelangen, dass die Frage 
der Nachweisbarkeit eines Kausalgesetzes und damit einer abstrakten Schadens­
eignung des Produkts - also einer generellen Kausalitat26 

- den wichtigsten und 
schwierigsten Aspekt der strafrechtlichen Produkthaftung darstellt.27 Gleichwohl 
muss die Tragweite dieser Problematik relativiert werden. So gibt es zum einen 
Falle, in denen die generelle Kausalitat unbestreitbar vorliegt und demnach ein Zu­
sammenhang zwischen Produktverwendung und Erfolgseintritt unproblematisch 
nachweisbar ist.28 Zum anderen ist die Existenz eines Kausalgesetzes und damit 
eine erwiesene Schadenseignung des Produkts irrelevant, soweit es um eine Pro­
duktverantwortung aus Risikodelikten (so etwa § 95 Abs. 1 Nr. 1 AMG) geht.29 

S. 63 ff.; Mahvald, Kausalitat, S. 91 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­
schaden, S. 13 1 ff. 

IH Dazu Kuhlen, JZ 1994, 1144 f.; ders., FS fúr BGI-1, S. 663 ff. m.w.N. 
19 Siehe Bock, S. 87 ff.; Eichinger, S. 141; Schmucker, S. 93 ff.; Sclnvartz, S. 40 ff. 
20 Dazu Eichinger, S. 269 ff.; Hühfeld, S. 163 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei 

Arzneimittelschaden, S. 265 ff.; Schmucker, S. 103 ff. 
21 Siehe Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 327 ff. m.w.N. 
22 LG Aachen JZ 1971,507,510 ff. (Contergan). 
23 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8865 ff. = CGPJ (12) 1992, 69, 

162 ff. =NStZ 1994,37,37 f. (Colza!). 
24 BGHSt 37, 106, 111 ff. (Lederspray). 
25 BGI-!St 41,206,214 ff. (1-Iolzschutzmittel). 
26 Der Begriff ,generelle Kausalitiit" wurde von Kaz!finann (JZ 1971, 572) gepragt und 

hat sich inzwischen als Standardbegriff in der strafrechtlichen Produktverantwortlichkeit 
etabliert. Zum Begriff der generellen KausaliUit Beulke/Bachmann, JuS 1992, 738; Bosch, 
S. 95 ff; Eichinger, S. 189 ff.; Hilgendor(, Jura 1995, 515; Mayer, Produktverantwortung 
bei Arzneimittelschaden, S. 13 1 ff. 

27 Die generelle KausaliUit stellt ein Sanktionserfordernis nicht nur fiir die Verletzungs­
delikte der §§ 211 ff., 223 ff. StGB auf, sondern auch fiir die Eignungstatbestande wie 
§ 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB, die eine erwiesene Gesundheitssclüidlichkeit des auf den Markt 
gebrachten Produkts verlangen (in diesem Sinne Kw!fÍnann, JZ 1971, 575 [auch Fn. 29]; 
Kuh!en, FS fiir BGI-1, S. 655; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, 
S. 131 [Fn. 161 ]). 

2R Kuhlen, FS fiir BGI-1, S. 655. So war etwa im Zwischcnstecker- (BGI-1 vom 
17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, S. 170 ff.), Monza­
Steel- (LG München 11 vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, 
Nr. IV. 28, S. 296 ff.) und I-lobby-Chemiekasten-Fall (OLG Stuttgart vom 19.10.1988, 
N S tE Nr. 11 zu § 222 StGB) die genere! le Kausalitat unstrittig. 

29 Vgl. Kuhlen, FS fiir BGI-1, S. 655. 
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Denn bei diesen Delikten tritt die Strafbarkeit schon mit dem begründeten Verdacht 
einer schadlichen Wirkung des Produkts ein, ohne dass seine Eignung zur Scha­
densverursachung erwiesen sein muss.30 

Wichtiger als die Kausalitatsfrage ist für die Begründung der Produktverantwor­
tung die Bestimrnung der strafrechtlich relevanten Pflichten (Ge- und Verbote), die 
dem Hersteller obliegen.31 Diese Rechtspflichten gehOren namlich zu der Verhal­
tens- oder Primarordnung, auf der die im Rahmen der Produktverantwortung an­
wendbaren Tatbestande aufbauen?2 Der VerstoB gegen diese Verhaltensordnung 
seitens des Herstellers stellt die Grundbedingung für die Strafbarkeit seines Verhal­
tens dar?3 Das gilt sowohl bei den Vorsatz- als auch bei den Fahrlassigkeitsdelik­
ten, ebenso bei den Gefahrdungs- bzw. den Verletzungsdelikten.34 Bei all diesen 
Konstellationen setzt die strafrechtliche Sanktionierung des Herstellers zwingend 
die Verletzung einer Rechtspflicht der Primarordnung voraus. 

Die Relevanz der Herstellerpflichten liegt aber nicht nur darin, dass ihre Miss­
achtung die notwendige Bedingung fiir die Strafbarkeit des Verhaltens des Produ­
zenten bildet. Vielmehr hangen insbesondere die verhaltenssteuemde Funktion und 
die rechtsgüterschützende Wirksamkeit der strafrechtlichen Produktverantwortung 
von dieser Bestimmung des Pflichtenkreises des Herstellers ab.35 

So wird den Produzenten nur durch eine genaue Prazisierung ihrer Pflichten die 
Moglichkeit eroffnet, sich vor einer bestimmten Verhaltensweise über deren 
RechtmaBigkeit bzw. Rechtswidrigkeit und damit über deren mogliche strafrecht­
liche Sanktionierung zu informieren.36 Die Verhaltensordnung des Subsystems 
,Herstellung von Produkten" gibt vor, was die Produzenten innerhalb dieses Le­
bensbereichs dürfen und was nicht, was also toleriertes, was dagegen missbilligtes 
Verhalten darstellt.37 Die Aussage einer solchen Verhaltensordnung ist somit erfor-

30 So Kaufmann, JZ 1971, 576; Reus, S. 150 f., 165 f.; Wo!ter, S. 325. 
31 Kuhlen, JZ 1994, 1146; vgl. auch Eichinger, S. 219; Hilgendorf, Strafrechtliche Pro­

duzentenhaftung, S. 146; Satzger, S. 627. In der zivilrechtlichen Produkthaftung wird auch 
betont, dass die Prazisierung der (Verkehrs-)Pflichten des Herstellers ein Kemproblem 
dieses Rechtsgebiets darstellt (Foerste, in: v. Westphalen [Hrsg.], Produkthaftungshand­
buch, § 23 Rn. 11; Wei}J, H. T., S. 432). 

32 Briiutigam-Ernst, S. 313; Freund, AT, § 1 Rn. 12; Frisch, Vorsatz, S. 59 f.; Paul, 
S. 100; Wei}J, H.T., S. 492. 

33 Grundlegend Frisch, Vorsatz, S. 59 f.; ders., Verwaltungsakzessorietat, S. 10; ders., 
in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145; ihm zust. Freund, Unter­
lassen, S. 51 f., 167; ders., ZLR 1994, 261; ders., FS ftir Herzberg, S. 228; ders., AT, § 2 
Rn. 5, 8, 39; Heghmanns, S. 352; Kremer-Bax, S. 20; Paul, S. 100; Renzikowski, S. 58; 
Wei}J, H. T., S. 494. 

34 Siehe Kuhlen, FS ftir BGH, S. 656. 
3s Kuhlen, JZ 1994, 1 146. 
36 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 40; vgl. auch Sammer, S. 116. 
37 Vg!.Paul,S.112. 
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derlich, damit sich die Produzenten rechtlich richtig entscheiden und sich nonn­
konform verhalten konnen.38 

Des Weiteren ist in einem Produktstrafrecht, das nicht allein der Repression des 
Herstellerverhaltens, sondern auch dem priiventiven Schutz von Leben und Ge­
sundheit der Verbraucher dienen will und soll, die Ausbildung eines differenzierten 
Systems von Verhaltensnormen erforderlich.39 Denn für das konkret beeintriichtigte 
Rechtsgut kommt der Einsatz strafrechtlicher Sanktionen immer zu spiit: Die Strafe 
macht den toten Verbraucher nicht wieder lebendig und die erlittenen Korperver­
letzungen lassen sich durch die Bestrafung des Herstellers nicht mehr aus der Welt 
schaffen.40 Wenn der Hersteller bestraft wird, ist- bildlich gesprochen- ,das Kind 
bereits in den Brunnen gefallen".41 Unmittelbar dient die Strafe also nicht dem 
Rechtsgüterschutz, sondern dem Schutz der Geltungskraft derjenigen Verhaltens­
normen, die der Tiiter durch seine Tat infrage gestellt hat. 42 Ein Schutz des Lebens 
und der Gesundheit des Verbrauchers ist hingegen nur so lange moglich, wie diese 
Rechtsgüter unverletzt bestehen.43 lhr Schutz kann deshalb nur fúr die Zukunft ge­
wiihrt werden und zwar indem bestimmte Pflichten aufgestellt werden, die dem 
Hersteller die Schaffung bestimmter Risiken verbieten.44 

Die Straftatbestiinde bzw. strafrechtlichen Sanktionsnormen, die auf Falle der 
strafrechtlichen Produktverantwortung anwendbar sind, stellen freilich in der Regel 
keine rechtlichen Ge- oder Verbote auf, die den Herstellern als VerhaltensmaBstab 
dienen konnen.45 Denn die eigentliche Funktion der Sanktionsnormen besteht nicht 
darin zu regeln, was verboten oder was geboten ist.46 Ihre Aufgabe ist es vielmehr, 
diejenigen Voraussetzungen tatbestandlich zu formulieren, unter denen an ein 
rechtswidriges Verhalten strafrechtliche Sanktionen geknüpft werden."7 

Da die Rechtspflichten des Herstellers in den auf Produktverantwortungsfálle 
anwendbaren strafrechtlichen Sanktionsnormen oft nicht unmittelbar zum Aus-

38 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 40. 
39 Vgl. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 40, 65; Freund, Unterlassen, S. 10. 
40 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 66; ders., AT, § 1 Rn. 6; 

vgl. auch Griimvald, S. 41 f.; Welzel, Das deutsche Strafrecht, S. 3. 
41 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 13 ff. Rn. 66, Vorbem. zu den §§ 95 

ff. AMG Rn. 2. 
42 In diesem Sinne Frisch, Verha1ten, S. 77; ihm zust. Frezmd, AT, § 1 Rn. 23. 
43 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 13 ff. Rn. 66; ders., AT, § 1 Rn. 6. 
44 Vgl. Freund, ZLR 1994, 270; MünchKommStGB-ders., Vorbem. zu den §§ 13 ff. 

Rn. 66; ders., AT, § 1 Rn. 6; Wohlers, in: Ackermann/Wohlers (1-lrsg.), Finanzmarkt, 
S. 283; Wo/ter, S. 47. 

45 Vgl. Paul, S. 1 00; vgl. auch Aiiinzberg, S. 174. 
46 So Frew)(/, AT, § 1 Rn. 12. 
47 Freund, Unterlassen, S. 114; ders., AT, § 1 Rn. 12, 34; Frisch, Vorsatz, S. 59; Miinz­

berg, S. 68; Reus, S. 84. 
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druck kommen, müssen normative Kriterien gesucht werden, die zur Prazisierung 
jener Pflichten führen.48 

Zur inhaltlichen Prazisierung der Rechtspflichten des Herstellers ist im Strafrecht 
eine Vielzahl von Figuren und Topoi vorgeschlagen worden. Sie reichen von der 
Anwendung des Vertrauensgrundsatzes49 über die Ausrichtung an der Judikatur zur 
zivilrechtlichen Produkthaftung50 und einer umfassenden Interessenabwagung51 bis 
hin zu technischen Normen, die von Privaten erarbeitet werden.52 Weitere ent­
scheidende Anknüpfungspunkte stellen darüber hinaus vorstrafi·echtliche Verhal­
tensordnungen dar, welche die Herstellung und das Inverkehrbringen von Produkten 
regeln, 53 sowie die Erwartungen der Verbraucher54 und Produktzertifizierungen. 55 

Die Kriterien zur Bestimmung der Rechtspflichten des Herstellers sind in gewis­
sen Aspekten von der deutschen Literatur bislang nicht himeichend geklart worden, 
sodass eine eigenstandige und detaillierte Untersuchung dieser Thematik erforder­
lich ist. Bislang hat die Literatur diese Kriterien nur im Rahmen der fahrlassigen 
Verletzungstatbestande, genauer gesagt der fahrlassigen Totungs- und Korper­
verletzungsdelikte untersucht. Die Frage, ob die Anwendung dieser Kriterien auf 
Gefáhrdungs- bzw. auf V orsatzdelikte moglich ist, entbehrt noch einer vertieften 
wissenschaftlichen Aufarbeitung. Denn die Konkretisierung der nach den MaB­
staben des Rechts zu beachtenden Pflichten ist unentbehrlich für die Konturierung 
jeder Form tatbestandsmaBigen Verhaltens,56 einschlieBlich solchen Verhaltens, 
das durch ein Gefáhrdungs- bzw. Vorsatzdelikt erfasst sein kann. 

Ziel der Dissertation ist es, ein System von normativen Kriterien zu finden, das 
unabhangig davon, ob die anwendbaren Tatbestande bei VerstoB gegen diese 
Pflichten Verletzungs-, konkrete Gefáhrdungs-, Vorsatz- oder Fahrlassigkeitsdelik­
te sind, zur Konkretisierung der Rechtspflichten des Herstellers führt. 

48 Vgl. Münzberg, S. 141. 
49 Dazu Alexander, S. 103, 127 ff., 218 ff.; Domeier, Gesundheitsschutz, S. 92 ff.; 

Eichinger, S. 124 ff., 228 ff., 235 ff.; Paredes Castañón/Rodríguez Montañés, S. 157 ff.; 
Schi:inke/Schri:ider-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 223a, 223e, 223f. 

50 Hilgendorf, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 146 ff.; Hohfeld, S. 180 ff.; 
Schi:inke!Schri:ider-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 223. 

51 Dazu Groj3e Vorholt, S. 86 ff.; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 93 ff.; Pérez 
Álvarez, Protección penal, S. 123; Schmucker, S. 161 ff. 

52 Siehe Groj3e Vorholt, S. 176 ff.; Íñigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 216, 
224 ff. 

53 Vgl. Hilgendmf, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 157; Kuhlen, Fragen einer 
Produkthaftung, S. 114 ff. 

54 Siehe Eichinger, S. 227; Goll!Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaf­
tungshandbuch, § 47 Rn. 39, 41; § 48 Rn. 32, 34, 36, 41; Íñigo Carroza, La responsabili­
dad penal, S. 64 ff. 

5s Dazu Wei/3, H.T., S. 503 ff. 
56 Zutreffend jüngst Bloy, FS für Maiwald, S. 41; vgl. auch Frisch, Verhalten, S. 139 

(Fn. 69); Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 29; Münzberg, S. 281 ff. 
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IV. Methoden der Untersuchung 

Das Ziel dieser Untersuchung wird rechtsdogmatisch und rechtsvergleichend 
verfolgt. Ein Vergleich zwischen deutschem und spanischem Produktstrafrecht 
stellt aus vielerlei Gründen eine geeignete Methode zur Erreichung des von dieser 
Dissertation verfolgten Ziels dar. Erstens haben die spanische Rechtsprechung und 
Literatur zahlreiche wichtige Stellungnahmen zur Bestimmung der Hersteller­
pflichten im Rahmen der Gefáhrdungsdelikte abgegeben, was von der deutschen 
Lehre bisher nicht erschopfend geschehen ist. Zweitens hat die wissenschaftliche 
Debatte in Spanien aufgezeigt, dass die Konkretisierung der Verhaltenspflichten 
des Herstellers auch bei vorsatzlichem Verhalten eine grundlegende Rolle spielt. 
Denn der Bezugspunkt des Vorsatzes ist stets ein Verhalten (das sog. tatbestands­
maf3ige Verhalten), das von den jeweiligen Rechtspflichten abweicht und dadurch 
ein bestimmtes missbilligtes Risiko in sich birgt.57 Drittens wird in Spanien ebenso 
wie in Deutschland die maf3gebliche Bedeutung der Bestimmung der Rechtspflich­
ten im Bereich der strafrechtlichen Produktverantwortung hervorgehoben. 

V. Grobstruktur der Untersuchung 

Zunachst wird in die Unterscheidung zwischen Verhaltens- und Sanktionsnor­
men sowie in die verfassungsrechtliche Legitimation dieser Normen eingeftihrt 
(Teil 1 ). Es schlief3t si eh eine Erlauterung des Begriffs und der wichtigsten Falle 
der strafrechtlichen Produktverantwortung in Deutschland und Spanien an (Teil 2, 
l. und JI.). Sodann folgen Ausführungen zu den rechtlichen Grundlagen der straf­
rechtlichen Produktverantworlung in beiden Landern (Teil 2, III.). Hier sollen die 
anwendbaren Tatbestande und die strafbaren Verhaltensweisen im Rahmen der 
Produktverantwortung dargestellt werden. Den Schwerpunkt der Untersuchung 
bilden dann die Analyse der Kriterien zur Bestimmung der Rechtspflichten von 
Produzenten im deutschen und spanischen Recht (Teil 3) und die Entwicklung 
eines eigenen Losungsansatzes zur Prazisierung der 1-Ierstellerptlichten (Teil 4). 
Darauf folgend wird hinterfragt, welche Unternehmensangehorigen fúr die Erfúl­
lung der Herstellerpflichten verantwortlich sind (Teil 5). Abschlief3end erfolgt eine 
Zusammenfassung der Hauptergebnisse dieser Untersuchung. 

57 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8870 ff. = CGPJ 12 (1992), 
69, 173 ff. = NStZ 1994, 37, 38 (Colza I). 



Erster Teil 

N ormentheoretischer und verfassungsrechtlicher 
Hintergrund der Untersuchung 

Bevor auf die Grundlagen der strafrechtlichen Produkthaftung und die norma­
tiven Kriterien zur Konkretisierung der Herstellerpflichten im deutschen und spani­
schen Recht eingegangen werden kann, soll zunachst die den weiteren Ausfiihrun­
gen zugrunde liegende Unterscheidung von Verhaltens- und Sanktionsnormen 
gekliirt werden (sogleich unter I.). Ebenfalls sollen die verfassungsrechtlichen 
Legitimationsbedingungen untersucht werden, die die Verhaltens- und Sanktions­
normen erfi.illen müssen (hierzu Il.). 

l. Unterscheidung zwischen Verhaltens- und 
Sanktionsnormen 1 

A. Einführung 

Wie sich noch zeigen wird, kommt den Totungs- und Korperverletzungstat­
bestiinden der §§ 211 ff, 223 ff StGB einerseits und dem Delikt der Gefáhrdung der 
Verbraucher durch die Herstellung bzw. den Verkauf von gesundheitsschiidigenden 
Lebensmitteln des Art. 363 Abs. 2 spStGB andererseits in der strafrechtlichen deut­
schen bzw. spanischen Produktverantwortungjeweils eine bedeutsame Rolle zu. 

Solche Tatbestiinde sind in erster Linie auf den Richter zugeschnitten, der sich 
mit der Frage der Verhiingung oder Nichtverhiingung von Strafe beschiiftigt.2 Sie 
sagen diesem, unter welchen tatbestandlich formulierten Voraussetzungen straf-

1 Zu dieser Unterscheidung Appel, S. 433 ff.; Freund, Unter!assen, S. 28 ff., 51 ff., 
112 ff.; ders., AT, § 1 Rn. 12 ff.; Frisch, Vorsatz, S. 59 f., 118 ff.; ders., Verhalten, 
S. 70 ff., 79 f., 112 ff.; ders., Verwa1tungsakzessorietat, S. 7 ff.; Jakobs, Studien, S. 9 ff.; 
Mikus, S. 19 ff.; Münzberg, S. 47 ff., 67 ff.; Murmann, FS für Herzberg, S. 123 f.; Paul, 
S. 100 ff.; Reus, S. 78 ff.; LK-Walter, Vor §§ 13 ff. Rn. 17; Weij], H.T., S. 492; Wolter, 
S. 25, 46 ff., 165 ff.; grundlegend Binding, S. 1 ff. Im spanischen Recht findet sich die 
Unterscheidung zwischen Verhaltens- und Sanktionsnormen etwa bei Cabo del Rosal! 
Vives Antón, AT, S. 43; Mir Puig, AT, Lección 2 Rn. 5 ff.; Silva Sánchez, Aproximación, 
S. 382 f. 

2 So mit Recht Frisch, Vorsatz, S. 62 f., 76 f., 347 f. Dass die Straftatbestiinde primar 
auf den Rechtsanwender zugeschnitten sind, betont auch Freund, Unterlassen, S. 113 
(Fn. 206 m.w.N.) und Kindhauser, AT, § 2 Rn. 4. 
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rechtliche Sanktionen an ein rechtswidriges Verhalten geknüpft werden sollen.3 

Zu diesen Voraussetzungen gehoren etwa ein vorsiitzliches I-landeln oder Unterlas­
sen,4 der Eintritt eines bestimmten, dem Verhalten zurechenbaren Verletzungs- (bei 
§§ 211 ff., 223 ff. StGB) bzw. eines Gehihrdungserfolgs (bei Art. 363 Abs. 2 
spStGB),5 der fehlende Riicktritt beim Versuchsdelikt,6 die Prüfung, ob eine teil­
nahmefáhige Haupttat bei Anstiftung und Beihilfe vorliegt/ sowie ggf. das Straf­
antragserfordernis.8 

§§ 211 ff., 223 ff. StGB sowie Art. 363 Abs. 2 spStGB legen (nur) die Voraus­
setzungen der Strafe fest. 9 Derartige Sanktionsnormen stellen folglich keine kon­
kreten Ge- oder Verbote (Rechtspflichten) auf, die dem Hersteller als Verhaltens­
maBstab dienen k6nnten. 10 Was für einen Produzenten verboten oder geboten ist, 
ist vielmehr bereits in den von den Straftatbestiinden vorausgesetzten Verha!tens­
normen geregelt. 11 Diese sind Teil der primaren Normenordnung, auf der das Straf­
recht als sekundiire Sanktionsordnung aufbaut. 12 

!m Folgenden sollen die Wesensmerkmale der Verhaltens- und Sanktionsnormen 
sowie ihr Verhiiltnis zueinander dargestellt werden. 

3 Vgl. Freund, AT, § 1 Rn. 12; Frisch, Vorsatz, S. 59; Miinzberg, S. 68; Paul, S. 100; 
Reus, S. 84. 

4 Siehe § 15 StGB und Art. 10, 12 spStGB. 
5 Art. 363 Abs. 2 spStGB ist als konkretes Gef..ihrdungsdelikt ausgestaltet und setzt in­

sofern voraus, dass im Einze1fall eine wirkliche Gefahr flir die Volksgesundheit (,Gefáhr­
dungserfolg") eingetreten ist; vgl. dazu Doval Pais, Delitos de fraude alimentario, S. 355; 
Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (1-lrsg.), Comentarios, S. 997; García Albero, in: 
Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, S. 1461 f.; Suay Hernández, 
CDJ XI-1997, 154. 

6 Siehe §§ 211 ff., 223 ff. StGB i.V.m. § 24 StGB sowie Art. 363 Abs. 2 spStGB i.V.m. 
Art. 16 Abs. 2 spStGB. 

7 Siehe §§ 211 ff., 223 ff. StGB i.V.m. §§ 26 f. StGB sowie Art. 363 Abs. 2 spStGB 
i.V.m. Art. 28 spStGB. 

8 Siehe §§ 223, 229 i.V.m. § 230 StGB. 
9 Vgl. Frisch, Vorsatz, S. 59. 
10 Si eh e Paul, S. 1 00; vgl. auch Miinzberg, S. 68 (Fn. 137), 174. 
11 Freund, AT, § 1 Rn. 12; vgl. auch Schmidt-Salzer, Produkthaftung 1, Rn. !.050, 

1.305. 
12 Frezmd, AT, § 1 Rn. 12; Frisch, Vorsatz, S. 59 f.; Paul, S. 100; WeijJ, H. T., S. 492. In 

dem Rechtssystem ist aber eine Ableitung der Verhaltensnorm allein aus der Sanktions­
norm nicht von vornherein ausgeschlossen, sofern die Sanktionsnorm das gebotene bzw. 
verbotene Verhalten hinreichend konkret umschreibt (so Mikus, S. 91; Miinzberg, S. 167 f.; 
Paul, S. 101 [Fn. 350]; vgl. auch Appel, S. 433). Man denke etwa an §§ 306, 309 Abs. 1 
oder 315 Abs. 1 StGB, bei denen sich das Verhaltensverbot unmittelbar aus dem Sti·af­
gesetz ableiten lasst. 
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B. Die Verhaltensnormen und ihr Zusammenhang mit der Straftat 

l. Inhalt und Funktion der Verhaltensnormen 

Verhaltensnormen stellen den Straftatbestanden vorgelagerte rechtliche Gebote 
und Verbote - also Rechtspflichten - dar, die si eh auf menschliches Verhalten be­
ziehen.13 Ihre wesentliche Eigenschaft ist ,die Tendenz, rechtrnaBiges Verhalten zu 
fórdern und unrechtmaBiges einzuschranken durch die Aussage, welches Verhalten 
richtig und welches fehlerhaft ist". 14 Eine Verhaltensnorm ist etwa die, dass man 
einen anderen Menschen nicht t6ten oder dass man keine gesundheitsschadlichen 
Lebensmittel auf den Markt bringen darf 

Die Verhaltensnormen schützen unmittelbar Rechtsgüter wie Leben, Leib, Frei­
heit und EigentumY Der Rechtsgüterschutz durch das Aufstellen von Verhaltens­
normen kann aber nicht absolut sein: 16 Bestimmte Risikoschaffungen werden- ggf 
unter gewissen risikoreduzierenden Bedingungen- im Hinblick auf die Notwen­
digkeit, Erwünschtheit oder soziale Nützlichkeit des risikobehafteten Verhaltens 
erlaubt. 17 Ein Beispiel dafiir bilden die dem Betrieb industrieller Anlagen, der Er­
richtung von Bauwerken sowie der Inverkehrgabe von Medikamenten immanenten 
Risiken, die im Interesse des mit der Tatigkeit verbundenen Nutzens haufig unter 
Beachtung gewisser risikominimierender Regeln hingenommen werden. 18 Mit sol­
che Regeln wird versucht, die Freiheitsausübung des Einzelnen und die vielfáltigen 
Interessen und Bedürfnisse anderer in angemessener Weise in Einklang zu bringen. 

Des Weiteren kommt den Verhaltensnormen eine Bestimmungs- und eine Be­
wertungsfunktion zu. 19 Zum einen zielen die Verhaltensnormen darauf ab, das zu­
künftige Verhalten des Rechtsunterworfenen im Interesse des Rechtsgüterschutzes 
zu bestimmen,20 sie sollen also verhaltenssteuernd wirken21 (Bestimmungsfunk­
tion). Zum anderen sind sie MaBstab der rechtlichen Beurteilung eines schon 

13 Schneider, S. 148. 
14 Münzberg, S. 51. 
15 Siehe Appel, S. 453; Freund, Unterlassen, S. 36; ders., AT, § 1 Rn. 6, 23; Frisch, 

Verha1ten, S. 70 (auch Fn. 3); Kremer-Bax, S. 24; Münzberg, S. 54; Paul, S. 103 (Fn. 353); 
Vogel, GA 1990, 259. 

16 Jakobs, AT, 2. Abschn. Rn. 23; vgl. auch BVerfGE 49, 89, 143; Freund, AT, § 1 
Rn. 17; Schumann, F., S. 85. 

17 Briiutigam-Ernst, S.316; Frisch, Vorsatz, S.139 f.; ders., JuS 2011, 118 f.; Paul, 
S. 101. 

18 Roxin, AT I, § 11 Rn. 66; SchOnke/Schriider-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 144. 
19 Zur Unterscheidung zwischen Bestimmungs- und Bewertungsfunktion der Verhal­

tensnorrnen siehe im deutschen Recht Freund, AT, § 5 Rn. 19 f.; Jescheck!Weigend, AT, 
S. 236 ff.; Mikus, S. 21; Münzberg, S. 62 f.; Paul, S. 112 (auch Fn. 378). Zu dieser Thema­
tik im spanischen Recht Mir Puig, GA 2003, 872 ff.; ders., FS für Herzberg, S. 56 ff. 

2o Freund, AT, § 5 Rn. 19. 
21 Paul, S. 112. 
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durchgefiihrten Verhaltens und treffen damit Aussagen darüber, ob dieses missbil­
ligt oder erlaubt ist.22 Die Missbilligung bzw. Erlaubtheit eines Verhaltens lasst 
sich gerade durch einen Vergleich der wirklichen Handlung mit dem in der Norm 
vorgeschriebenen Verbal ten feststellen (Bewertungsfimktion) .23 

2. Positivierte bzw. nicht positivierte Verhaltensnormen24 

Die Verhaltensnormen der Primarordnung konnen positiviert oder nicht positi­
viert sein.25 In besonders wichtigen Lebensbereichen finden sich haufig Verhal­
tensregeln, die positiv festgesetzt sind. Man denke etwa an das Arzneimittelgesetz, 
an die StraBenverkehrsordnung oder an Sicherheitsvorschriften fúr Baustellen, die 
das Verhalten des Einzelnen in dem betreffenden Lebensbereich formell-gesetzlich 
regeln.26 Mit diesen Verhaltensregeln versucht der Gesetzgeber selbst, die jeweils 
kollidierenden Handlungs- und Gütererhaltungsinteressen in angemessener Weise 
zum Ausgleich zu bringen.27 

In anderen Lebensbereichen sind die Gebots- und Verbotsnonnen zwar nicht ex­
plizit geregelt, existieren aber dennoch.28 Sie miissen vom Rechtsanwender- unter 
Beriicksichtigung allgemeiner Rechtsprinzipien - einzelfallbezogen bestimmt wer­
den.29 So liegt etwa keine gesetzliche Regelung vor, die den Ablauf des Silvester­
feuerwerks regelt,30 oder die festlegt, was ein Sozialarbeiter tun muss, wenn eine 
Mutter, für deren Betreuung er zustandig ist, der sachgemaBen Pflege und Erzie­
hung ihrer kleinen Tochter nicht gewachsen ist,31 oder die festsetzt, welche konkre­
ten MaBnahmen ein Hersteller von Ledersprays zu treffen hat, nachdem bisher 
nicht bekannte schadliche Eigenschaften der Ware erkannt wurden?2 Dennoch 
existiert auch in diesen Konstellationen eine si eh auf allgemeine Rechtsprinzipien 
stiitzende Primarordnung, aus der sich ergibt, was z.B. Feuerwerke handhabende 
Personen, Sozialarbeiter oder Hersteller von Ledersprays in den entsprechenden 

22 Paul, S. 112 (Fn. 378). 
23 Miinzberg, S. 109. Damit brin gen die Verhaltensnormen nicht nur eine Erwartung in 

Bezug auf das zukünftige Agieren des Bürgers sondern auch cine rechtliche Bewertung 
dieses Verhaltens zum Ausdruck (Mikus, S. 22). Zur Bewerlungsfunktion der (vorstraf-) 
rechtlichen Produktsicherheitsregeln zur Feststellung einer tolerierten bzw. missbilligten 
Risikoschaffung seitens des I-lcrstellers siehe unten Teil 3, ll.B.I.b). 

24 Vgl. Briiutigam-Ernst, S. 317 ff.; Paul, S. 1 O 1 ff. 
25 So Paul, S. 1 O 1 ff.; WeijJ, H. T., S. 492; vgl. auch Domeier, Gesundheitsschutz, 

S. 190; Murmann, AT, § 8 Rn. 7. 
26 Vgl. NK-Puppe, Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. 155. 
27 Briiutigam-Ernst, S. 319 (Fn. 499); Paul, S. 1 O 1; Satzger, S. 61 O f. 
28 Paul, S. 102. 
29 V gl. Briiutigam-Ernst, S. 321. 

3° Beispiel bei Mikus, S. 134. 
3 1 Vgl. LG Osnabrück NStZ 1996,437 ff. 
32 Vgl. BGHSt 37, 106 ff. (Lederspray). 
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Lebensbereichen dürfen und was nicht, was also rechtmaBiges und was dagegen 
rechtswidriges Verhalten darstellt.33 So muss etwa ein Hersteller von Ledersprays 
solche Rettungshandlungen vomehmen, die in der jeweiligen tatbestandsmaBigen 
Situation erfahrungsgemaB zur Erfolgsabwendung erforderlich und zumutbar 
sind.34 Wahrend bei positiv festgesetzten Verhaltensnormen eine Güter- und Inte­
ressenabwagung vom Gesetzgeber ausdrücklich vorgenommen wird, hat der 
Rechtsanwender, insbesondere der Richter, bei nicht positivierten Verhaltensnor­
men eine solche Abwagung unter Berücksichtigung samtlicher Umstande des Ein­
zelfalls vorzunehmen. 35 

3. Ex ante-Perspektive bei der Aufstellung von Verhaltensnormen 

Nach der heute im Strafrecht herrschenden Lehre vom (nur) ex ante bestimm­
baren Verhaltensunrecht konnen Gegenstand der Verbotsnormen nur solche Hand­
lungen sein, die vor ihrer Vomahme aus der Perspektive des Normunterworfenen 
moglicherweise, wahrscheinlich oder mit an Sicherheit grenzender Wahrschein­
lichkeit das jeweils geschützte Rechtsgut beeintrachtigen.36 Dies gilt in entspre­
chender Weise fiir die Gebotsnormen: ,Sie enthalten stets nur niiher bestimmte 
Gefahrbekampfungsgebote oder- anders formuliert- Gebote zur Wahmehmung 
naher beschriebener Rettungschancen, die sich bei einer ex ante-Betrachtung nach 
dem Erfahrungswissen unserer Zeit fiir das bedrohte Rechtsgut ergeben."37 

33 V gl. Brautigam-Ernst, S. 319; Paul, S. 102, 112. 
34 Vgl. Hilgendorj, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 108. 
35 Brautigam-Ernst, S. 319 (Fn. 499); Paul, S. 103 (Fn. 352); Satzger, S. 610 f.; vgl. 

auch Münzberg, S. 261 f. Dass eine Strafbarkeit auch aufnicht positivierte Verha1tensnor­
men gestützt werden kann, wirft Fragen in Bezug auf den verfassungsrechtlichen Be­
stimmtheitsgrundsatz auf(Roxin, AT I, § 24 Rn. 94 m.w.N.). Eine hinreichende gesetz1iche 
Bestimmtheit der Strafbarkeit wird jedoch nicht infrage gestellt (Freund, AT, § 5 Rn. 3; 
Roxin, AT I, § 24 Rn. 96; vgl. aber MünchKommStGB-Duttge, § 15 Rn. 33 ff.). Denn der 
Bürger (zu denken ist insbesondere an denjenigen, der zu einem bestimmten Fachkreis 
gehort) kann sich über nicht positivierte Verhaltensnormen (etwa erfahrungsorientierte 
Regeln) vielfach leichter unterrichten als über den Inhalt von Gesetzen (in diesem Sinne 
Jescheck/Weigend, AT, S. 564). Im Übrigen setzt die gesetzliche Bestimmtheit nicht 
zwangslaufig positivierte Verhaltensregeln voraus, sondem (ledig1ich), dass sich die Trag­
weite der von den Tatbestanden in Bezug genommenen Verhaltensanforderungen durch 
Auslegung ermitte1n Hisst (vgl. dazu BVerfGE 87,209, 223 f.; 105, 135, 153). 

36 Freund, ZLR 1994, 263; Kuhlen, NStZ 1990, 568; Rudo/phi, in: Schünemann 
(Hrsg.), Grundfragen, S. 76. Naher zur ex ante-Betrachtung im deutschen Strafrecht 
Freund, Unterlassen, S. 56 f., 60; ders., AT, § 2 Rn. 23 ff., 34, 41; Frisch, Vorsatz, S. 76, 
124 f., 358; ders., Verha1ten, S. 34,41 f., 71 ff.; ders., in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes 
Strafrechtssystem, S. 175 f.; GrojJe Vorholt, S. 95 ff.; Lenckner, FS für Engisch, S. 493; 
Reus, S. 82. Aus dem zivi1rechtlichen Schrifttum Münzberg, S. 64 ff., 109, 148, 182 ff. Zur 
ex ante-Betrachtung im spanischen Strafrecht Coreo;; Bidasolo, Delitos de peligro, 
S. 40 ff., 90; Feijoo Sánchez, Resultado lesivo, S. 87 f.; Iñigo Carroza, La responsabilidad 
penal, S. 114 f., 227; Martínez Escamilla, S. 54 ff.; Mendoza Buergo, Límites dogmáticos, 
S. 456 ff. 

37 Rudo/phi, in: Schünemann (Hrsg.), Grundfragen, S. 77. 
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Der Lehre vom ex ante zu bestimmenden Verhaltensunrecht liegt die Erwagung 
zugrunde, dass die Funktion der Gebots- und Verbotsnormen darin besteht, 
menschliches Verhalten zu regeln. Um diesen Zweck zu erreichen, müssen die 
Verhaltensnormen zu einem Zeitpunkt vorliegen, zu dem es den Normadressaten 
mi.iglich ist, ihr Verhalten den gesetzlichen Regeln anzupassen.38 Dies ware nicht 
(mehr) mi.iglich, wenn sich die Normen auf einen Zeitpunkt bezi.igen, in dem sich 
die zu regelnden Verhaltensweisen schon ereignet haben.39 

Die Pflichtenbestimmung des Normunterworfenen unter strikter Wahrung der 
ex ante-Perspektive ist zwar als theoretisches Gebot ein Gemeinplatz, in der Praxis 
aber alles andere als selbstverstandlich.40 Wie sozialpsychologische Untersuchun­
gen gezeigt haben, besteht namlich in einer Risikogesellschaft stets die Gefahr 
einer unzulassigen erfolgsorientierten Verantwortlichkeitszuschreibung.41 Dort, wo 
ein Schaden eingetreten ist, beginnt die Suche nach dem Schuldigen und dieser 
wird meist auch gefunden.42 Denn negative Ereignisse scheinen leichter ertraglich 
zu sein, wenn einem Dritten dafür die Verantwortlichkeit (wenn auch zu Unrecht) 
zugeschrieben werden kann.43 Angesichts der unübersichtlichen Entscheidungs­
situation und der Vielzahl oft gravierend verletzter Verbraucher bei typischen Pro­
duktverantwortlichkeitssachverhalten ist die Gefahr einer nur am Ergebnis der 
Handlung des Herstellers orientierten Verantwortungszuschreibung besonders 
grof3.44 Um dieser Gefahr entgegenzuwirken, müssen Verhaltensnormen stets auf 
die (Entscheidungs-)Situation des Herstellers zugeschnitten sein und dürfen nicht 
an Umstande anknüpfen, die aus seiner Perspektive zum Zeitpunkt des zu bewer­
tenden Verhaltens gar nicht bekannt gewesen sein konnten.45 Davon hangt die 
Fairness einer strafrechtlichen Produktverantwortung entscheidend ab.46 

4. Der Vet·haltensnormverstoB als Grundvoraussetzung jeder Straftat 

Wie in der Einleitung dieser Untersuchung bereits erwahnt, ist der Verstof3 gegen 
eine deliktsspezifische Verhaltensnorm materielle Grundvoraussetzung einer jeden 

38 Mir Puig, FS flir Jescheck, S. 338; Miinzberg, S. 64 m.w.N. 
39 Mir Puig, FS für Jescheck, S. 338. 
40 Zutreffendjüngst B!oy, FS für Maiwa1d, S. 42. 
41 Priltivitz, S. 108, 381. 
42 B!oy, FS fiir Maiwald, S. 42. Zu diesem Phiinomen eingehend Kuhfen, in: Jung u.a. 

(Hrsg.), Recht und Moral, S. 358 ff.; Prittwitz, S. 107 ff., 360 ff., 378 ff. 
43 Priffivitz, S. 1 08; vgl. auch Reus, S. 135. 
44 GrojJe Vorhoft, S. 97; Kuhfen, FS fiir BGH, S. 658; vgl. auch Bfoy, FS für Maiwald, 

S. 42; Kuh!en, Fragen einer Produkthaftung, S. 97. 
45 Freund, Unterlassen, S. 56; Sammer, S. 113. 
46 Kuhfen, FS für BGH, S. 659. 
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Straftat.47 Einen solchen VerstoJ3 stellt das tatbestandsmal3ige Verhalten (= Verha1-
tensunrecht) im S irme des jewei1igen De1ikts dar.48 

Ohne VerhaltensnormverstoB ware eine Bestrafung nicht nur unvemünftig und 
ungerecht (wei1 erlaubtes Verhalten Bestatigung, aber nicht Tade1 verdient), son­
dem darüber hinaus unter zweckrationa1en Aspekten nicht zu 1egitimieren:49 Wenn 
- wie sich noch zeigen wird - Zweck der strafrechtlichen Reaktion die Sicherung 
der Ge1tung elementarer Verhaltensnormen, we1che der Straftater durch seine Tat 
bzw. seinen NormverstoB infrage gestellt hat,50 ist, so ist die Verhangung der Strafe 
stets vom Vorliegen eines tatsach1ichen NormverstoBes abhangig. 

Für die Anwendbarkeit eines bestimmten Straftatbestands genügt allerdings nicht 
jeder beliebige Verha1tensnormverstol3. Vie1mehr ist es erforderlich, dass die über­
tretene Verhaltensnorm gerade im Interesse des Schutzes jenes Rechtsguts 1egiti­
miert werden kann, das der betreffende Straftatbestand (mitte1bar) schützt.51 Die 
Antwort auf die Frage, welches Rechtsgut strafrecht1ich geschützt ist, erfo1gt nicht 
selten durch die Beschreibung eines tatsach1ichen, zumeist schadenstrachtigen Ge­
schehensab1aufs im Straftatbestand.52 So beschreibt etwa § 223 Abs. 1 StGB ein 
Geschehen, in welchem die Gesundheit einer Person geschadigt ist. Erfasst werden 
damit von § 223 Abs. 1 StGB alle Verhaltensnormen, die zur Vermeidung von 
Schadigungen des Rechtsguts Gesundheit 1egitimiert sind.53 Fo1g1ich nimmt dieser 
Straftatbestand etwa Bezug a uf ( vorstraf-)rechtliche Produktsicherheitsrege1n, die 
Risiken fur die Gesundheit bei der Verwendung der Waren reduzieren bzw. weit­
gehend ausschlieBen, nicht aber - aufgrund der materia1en Garantie des nullum 
crimen-Satzes - 54 auf Regeln, die etwa aussch1ieBlich aus Gründen der Wettbe­
werbsregu1ierung, der technischen Kompatibilitat mit anderen Produktgruppen 
oder dem Schutz des Verbrauchers vor Tauschung erlassen worden sind.55 

47 Grund1egend Frisch, Vorsatz, S. 59 f.; ders., Verwa1tungsakzessorietat, S. 10; ders., 
in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145; ihm zust. Freund, Unter-
1assen, S. 51 f., 167; ders., ZLR 1994, 261; ders., FS für Herzberg, S. 228; ders., AT, § 2 
Rn. 5, 8, 39; Heghmanns, S. 352; Kremer-Bax, S. 20; Paul, S. 100; Wei/3, H.T., S. 494. 

48 Frisch, Vorsatz, S. 118, 502, 505; ihm zust.Freund, AT, § 2 Rn. 5. 
49 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 95 ff. AMG Rn. 5; ders., AT, § 2 

Rn. 8; Frisch, in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145. 
5o Siehe unten Tei1 1, I.C.l. 
51 Freund, AT, § 2 Rn. 9, 11; vgl. auchReus, S. 84 f. 
52 Reus, S. 84. 
53 Reus, S. 84 f. 
54 Freund, Unterlassen, S. 114. 
55 Zur Bedeutung der Verletzung (vorstraf-)rechtlicher Produktsicherheitsregeln zur 

Feststellung einer missbilligten Gefahrschaffung siehe unten Tei1 3, II.B.l.b )bb ). 
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Der Verstof3 gegen eine Verhaltensnorm kann entweder durch aktives Tun oder 
durch Unterlassen erfolgen.56 Bei begehungsgleichem Unterlassen- also unechten 
Unterlassungsdelikten - muss sich die übertretene Verhaltensnorm aber stets auf 
eine Sonderverantwortlichkeit (,Garantenverantwortlichkeit") des Normadressaten 
stützen.57 Der Straftater kann die Verhaltensnorm wiederum vorsatzlich oder fahr­
lassig übertreten. Fahrlassiges Verhaltensunrecht ist jedoch nur strafbar, wenn di es 
im Gesetz ausdrücklich bestimmt ist. 58 Der Normverstof3 des Vorsatztaters ist im 
Vergleich zu dem des Fahrlassigkeitstaters der gravierendere, weil er sich bewusst 
gegen das durch die Verhaltensnorm geschützte Rechtsgut entschieden hat, wah­
rend der Fahrlassigkeitsttiter die Gefáhrdung des Rechtsguts durch sein Verhalten 
lediglich (vorwerfbar) nicht erkennt bzw. bagatellisiert.59 

5. Zusiitzliche Sanktionserfordernisse neben dem spezifischen 
Verhaltensnormverstoll 

Das Vorliegen eines Verhaltensnormverstof3es reicht fiir eine Bestrafung nur 
dann aus, wenn eine Sanktionsnorm vorhanden ist, die den schlichten Verhaltens­
normverstof3 zur Straftat erhebt.60 Ein Beispiel dafiir bilden die Sanktionsnormen 
der versuchten Korperverletzung in Deutschland (§§ 223, 22 StGB) bzw. der 
versuchten Inverkehrgabe gesundheitsschadlicher Getranke oder Nahrungsmittel 
(Art. 363 Abs. 2, 16 Abs. 1 spStGB) in Spanien. 

Regelmaf3ig greifen die Sanktionsnormen jedoch nur e in, wenn neben dem spezi­
fischen Verhaltensnormverstof3 zusatzliche Erfordernisse erfLillt sind. Diese zusatz­
lichen Strafbarkeitserfordernisse lassen sich systematisch einteilen in materiell­
rechtliche Erfordernisse (so etwa bestimmte tatbestandliche Anforderungen an die 
Tauglichkeit des Tatobjekts,61 die Begehung einer Haupttat fúr die Bestrafung des 
Teilnehmers bzw. die fehlenden Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe) 
einerseits und prozessual bedeutsame Erfordernisse (z.B. der Strafantrag bei An­
tragsdelikten und die fehlende Verjahrung) andererseits.62 

56 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 95 ff. AMG Rn. 16; Hi/gend01:f, 
Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 1 05; Hohfeld, S. 5; Mayer, Produktverantwortung 
bei Arzneimittelschiiden, S. 205. Zum aktiven Tun und Unterlassen im deutschen Straf­
recht der Produktverantwortung siehe unten Teil 2, III.A.2.a). 

57 Vgl. § 13 Abs. 1 StGB, Art. 11 spStGB. 

5H § 15 StGB, Art. 12 spStGB. 
59 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 217; MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den 

§§ 13 ff. Rn. 298; ders., AT, § 5 Rn. 18. Zum fahrliissigen und vorsiitzlichen Verhalten im 
deutschen Strafrecht der Produktverantwortung siehe unten Teil2, III.A.2.b). 

6° Freund, AT, § 2 Rn. 43. 
61 Z.B. muss bei Gemeingefáhrlicher Vergiftung (§ 314 Abs. 1 StGB) wirklich ein Ge­

genstand, der zum 6ffentlichen Verkauf oder Verbrauch bestimmt ist, verkauft, feilgehal­
ten oder sonst in den Verkehr gebracht werden. 

62 Niiher dazu Freund, A T, § 2 Rn. 45 ff., 88 ff. 
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Innerhalb der zusiitzlichen materiell-rechtlichen Strafbarkeitserfordemisse kommt 
den spezifischen Folgen eines Fehlverhaltens in Produktverantwortungsfállen eine 
besondere Bedeutung zu.63 So ist bei den produktstrafrechtlichen Erfolgsdelikten 
der §§ 212, 222 StGB bzw. Art. 363 Abs. 2 spStGB neben dem tatbestandsmiiBigen 
Verhalten jeweils der Eintritt des tatbestandlichen Verletzungs- oder Gefahrerfolgs 
festzustellen und zu prüfen, ob dieser Erfolg wirklich auf das umechtmiiBige Ver­
halten zurückzuführen ist.64 Für eine Sanktionierung wegen eines vollendeten Er­
folgsdelikts muss sich bei solchen Delikten ein schadenstriichtiger Verlauf (zum 
Erfolg hin) ereignet haben, der durch ein rechtmiiBiges Verhalten zu venneiden 
gewesen wiire.65 Die Venneidung eines solchen Verlaufs (der sich wirklich ereignet 
hat) muss (ex ante aus der Perspektive des Handelnden oder Unterlassenden betrach­
tet) der Legitimationsgrund der übertretenen V erhaltensnorm gewesen sein. 66 

TatbestandsmiiBige Verhaltensfolgen setzen immer Kausalitiit (bzw. Quasi-Kausa­
litiit bei Unterlassungsdelikten) zwischen dem Fehlverhalten und den infrage ste­
henden Folgen voraus.67 Wie sich in Teil2 zeigen wird, kann die Kausalitiit bzw. 
Quasi-Kausalitiit speziell in Produktverantwortungsfállen Probleme bereiten, wenn 
es darum geht, festzustellen, ob zwischen der Verwendung eines Produkts einer­
seits und dem erlittenen Schaden andererseits eine empirische GesetzmiiBigkeit im 
Sinne einer abstrakten Schadenseignung des Produkts besteht.68 

C. Aufgabe und Wesensmerkmale der Sanktionsnormen 

l. Aufgabe der Sanktionsnormen 

Verst6Bt der Hersteller gegen eine Verhaltensnonn, so stellt er ihre Geltungskraft 
infrage.69 Denn der NonnverstoB bedeutet, dass anstelle der Sollensanforderungen 
der Primiirordnung die davon abweichenden Maximen des Nonnbrüchigen gelten 
sollen.70 Diese negativen Muster für künftige Nonnkonflikte ko1men zu einem 

63 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 309; ders., AT, § 2 Rn. 45. 
Zum Erfo1gserfordemis als selbststandiger, von der Verhaltensnormverletzung unabhangi­
ger Sanktionsvoraussetzung siehe naher Domeier, Gesundheitsschutz, S. 222; Freund, 
Unterlassen, S. 128 ff.; Frisch, Vorsatz, S. 57 ff.; ders., Verhalten, S. 516. 

64 So Wei/3, H.T., S. 510; vgl. auch Freund, AT, § 2 Rn. 46. 
65 Freund, AT, § 2 Rn. 46. 
66 In diesem Sinne MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 310. 
67 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 95 ff. AMG Rn. 37; vgl. auch 

Frisch, Verhalten, S. 520 (auch Fn. 44). 
68 Bock, S. 66 f.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, S. 131. 
69 Frisch, Verhalten, S. 77, 516 f.; Jakobs, AT, l. Abschn. Rn. 9; ihnen zust. Domeier, 

Gesundheitsschutz, S. 211 f.; Freund, Unterlassen, S. 82; ders., AT, § 1 Rn. 8, 10, lla; 
Kremer-Bax, S. 24. 

7° Freund, Unterlassen, S. 89; MünchKommStGB-ders., Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 71. 
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Normgeltungsschaden durch Normendestabilisierung führen. 71 Um der drohenden 
Gefahr eines Schadens bei der Geltung der Verhaltensnorm entgegenzuwirken, 
muss auf den Verstof3 des Tiiters mit Sanktionierung reagiert werden.72 

Die strafrechtliche Sanktion durch die Anwendung etwa der §§ 211 ff., 223 ff. 
StGB und Art. 363 Abs. 2 spStGB stellt den Widerspruch zu dem begangenen 
Unrecht dar. Sie soll die im Unrecht zu erblickende Infragestellung der Primar­
rechtsordnung, die der übertretenen Ge- bzw. Verbotsnorm zugrunde liegt, neut­
ralisieren.73 Die mit einer strafrechtlichen Reaktion bezweckte unmittelbare Sta­
bilisierung der Normgeltung fiihrt letztlich zu einem mittelbaren Schutz von 
Rechtsgütern wie Leben und Leib, die direkt durch die Verhaltensnormen ge­
schützt werden.74 

2. Akzessorischer Charakter der Sanktionsnormen 

Geht man davon aus, dass die Rechtsordnung nicht mit kontraren Anforderungen 
an den Bürger herantreten darf/5 weil damit die Sicherheit und die Glaubwürdig­
keit des Rechts inrrage gestellt würden/6 dann ist evident, dass die strafrechtlichen 
Sanktionsnormen die Vorgaben der primaren Normenordnung achten müssen.77 

Verhaltensweisen, die laut einer solchen Primarordnung erlaubt sind, sind von der 
allgemeinen Handlungsfreiheit geschützt und konnen durch die Sanktionsordnung 
des Strafrechts nicht ponalisiert werden.78 A uf ein der Rechtsordnung entsprechen-

71 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 212; Reus, S. 79. 
n Frisch, Vorsatz, S. 48; ihm zust. Freund, ZLR 1994, 275; MiinchKommStGB-ders., 

Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 71; ders., AT, § 1 Rn. 12; Kremer-Bax, S. 26. 
73 So Freund, GA 1995, 8. 
74 In diesem Sinne Appel, S. 452 ff., 463; Domeier, Gesundheitsschutz, S. 212; Freund, 

AT, § 1 Rn. 23; Frisch, Verhalten, S. 516; Kindhiiuser, Gefáhrdung, S. 30 (Fn. 6); Kremer­
Bax, S. 24; Miinzberg, S. 54; Paul, S. 103 (Fn. 353); Sieber, ZLR !991, 468; Vogel, GA 
1990,259. 

75 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschtiden, S. 202. Zum Gebot der Ein­
heit bzw. Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung grundlegend Engisch, Die Einheit der 
Rechtsordnung, !935; Felix, S. 1 ff. 

76 Riithers u.a., Rechtstheorie, Rn. 775. 
77 So Wohlers, in: Ackermann/Wohlers (Hrsg.), Finanzmarkt, S. 302. 
78 Frisch, Verwaltungsakzessoriettit, S. 8 m.w.N., 35; vgl. auch ders., Verhalten, S. 92; 

GrojJe Vorholt, S. !63; Paul, S. lO l; Schmidt-Salzer, Produkthaftung 1, Rn. !.306. Vor 
diesem Hintergrund ergibt sich, dass die Verhaltenspflichten, die die Normunterworfenen 
in einer bestimmten Situation erflillen miissen, nicht nur eine entscheidende strqfbarkeits­
begriindende Wirkung haben, indem ihre Missachtung die Mindestvoraussetzung jeder 
strafrechtlichen Reaktion ist. Vielmehr besitzen die Verhaltenspflichten ebenso eine be­
deutende strajbarkeitseinschriinkende Wirkung: Hat der Normadressat alle fiir sein Verbal­
ten einschltigigen risikoreduzierenden Regeln eingehalten, so kann sein Handeln nicht als 
strafrechtswidrig angesehen werden (vgl. dazu Bosch, S. 416 f.; Dannecker, in: Amelung 
[Hrsg.], Individuelle Verantwortung, S. 221; GrojJe Vorholt, S. 163; Schiinke/Schroder­
Stemberg-Lieben, § 15 Rn. 145). 
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des Verhalten mit einer Strafe zu reagieren, ware widersprüchlich und würde als 
ungerecht empfunden.79 Als Sekundarrecht, oder genauer noch, als Recht mit ak­
zessorischem Charakter, das die Geltungskraft der Verhaltensnormen vor einem 
drohenden Verfall bewahrt, kann das Strafrecht die Primarordnung demnach nicht 
einfach ignorieren.80 

3. Fragmentarischer Charakter der Sanktionsnormen 

Die Übereinstimmung zwischen Verhaltens- und Sanktionsordnung geht nicht so 
weit, dass jede Verhaltensweise, die den Vorgaben der Primarordnung zuwider­
lauft, zwingend auch strafbar sein muss. 81 Di es folgt daraus, dass das Strafrecht 
einen fragmentarischen Charakter aufWeist. GemaB dieser Eigenschaft sind nur 
qualifizierte Verhaltensnormverst5Be mit Strafe zu belegen, d.h. solche, die ,in 
besonderer Weise sozialschadlich und für das geordnete Zusammenleben der 
Menschen unertraglich" sind.82 Denn solange Strafe als die scharfste Sanktion des 
Staates gilt, 83 darf mit der Strafe auch nur auf massive Infragestellungen von Ver­
haltensnormen reagiert werden84 Für die Frage, wann ein in diesem Sinne hinrei­
chendes Gewicht vorliegt, ist insbesondere auf die Art des Rechtsguts und den 
Grad der Beeintrachtigung abzustellen. 85 Darauf wird zurückzukommen se in. 86 

79 Zutreffend Frisch, in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145; 
Satzger, S. 610. 

8° Frisch, Verhalten, S. 112 f.; ders., in: Hefendehl u.a. (Hrsg.), Rechtsgutstheorie, 
S. 221; ihm zust. Briiutigam-Ernst, S. 323. Zur akzessorischen Natur des Strafrechts siehe 
Appel, S. 431 ff.; Freund, Unterlassen, S. 28; ders., AT, § 1 Rn. 12 ff.; Reus, S. 80; Schü­
nemann, Grund und Grenzen, S. 221 ff.; Schwarz, GA 1993, 319; Wohlers, Deliktstypen, 
S. 137. 

81 Wohlers, in: Ackermann/Wohlers (Hrsg.), Finanzmarkt, S. 302. In diesem Sinne 
auch Domeier, Gesundheitsschutz, S. 212. 

82 BVerfGE 88, 203, 258. Vgl. zum fragmentarischen Charakter des Strafrechts Appel, 
S. 409 ff.; Felix, S. 297; Frisch, in: Eser u.a. (Hrsg.), Von totalitarem zu rechtsstaatlichem 
Strafrecht, S. 222 ff.; Hejendehl, JA 2011, 401 ff.; Jescheck!Weigend, AT, S. 52 f.; Kühl, 
FS fiir Tiedemann, S. 35 ff.; Maiwald, FS für Maurach, S. 9 ff. Im spanischen Recht siehe 
Bustos Ramírez/Hormazábal Malareé, AT, S. 95; Mir Puig, El Derecho Penal, S. 151 ff.; 
ders., AT, Lección 4 Rn. 47, 49; Muñoz Conde, Introducción, S. 59 f. 

83 Mit mehr als Strafe kann der Staat auf einen Verhaltensnormversto/3 nicht reagieren. 
In diesem Sinne Frisch, in: Eser u.a. (Hrsg.), Von totalitarem zu rechtsstaatlichem Straf­
recht, S. 222; vgl. auch BVerfGE 90, 145, 172; Roxin, AT I, § 5 Rn. 20. 

84 Frisch, in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145. 
85 Briiutigam-Ernst, S. 324. 
86 Siehe unten Teil 1, II.C.3. 
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strafrechtlichen Sanktionsnormen 

Nachdem der Unterschied zwischen Verhaltens- und strafrechtlichen Sanktions­
normen geklart wurde, soll nun untersucht werden, aufwelche Art und Weise diese 
beiden Normkategorien in grundrechtlich verbürgte Rechtspositionen des Herstel­
lers eingreifen (dazu unter A.) und welche verfassungsrechtlichen Legitimations­
bedingungen solche Rechtseingriffe beachten müssen (dazu unter B. und C.). 

A. Verhaltens- und Sanktionsnormen als Grundrechtseingriffe 

1. Verhaltensnormen als Grundrechtseingriffe 

Die Normen, die das Verhalten des Herstellers im Interesse des Rechtsgüter­
schutzes regeln, schranken immer mindestens die allgemeine Handlungsfreiheit aus 
Art. 2 Abs. 1 GG ein. 1 So ist etwa ein Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit 
der Produzenten denkbar,2 indem eine Verhaltensnorm die Verwendung bestimm­
ter Farbstoffe bei der Herstellung von Lebensmitteln untersagt.3 Ebenso stellt sich 
beispielsweise das Verbot, dem Hersteller obliegende Prozess- und Produktkon­
trollpflichten durch Qualitatssicherungsvereinbarungen auf die entsprechenden 
Lieferanten zu übertragen, für den Hersteller als Eingriff in die Vertragsfreiheit4 

und somit in seine allgemeine Handlungsfreiheit dar.5 

Verha1tensnormen des Produktsicherheitsrechts konnen auf3erdem zu Einschran­
kungen der Berufsfreiheit der Hersteller führen.6 Ein Eingriff in die von Art. 12 
Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit liegt etwa vor, wenn produktsicherheitsrecht­
liche Gesetze dem Hersteller Pflichten auferlegen, etwa in Bezug auf die Einrich­
tung der Betriebe/ die Lagerung der Ware,8 produktbegleitende Hinweise,9 die 

1 Freund, AT, § 1 Rn. 17. 
2 Soweit die Schutzbereiche der Berufs- (Art. 12 GG) und der Eigentumsfreiheit 

(Art. 14 Abs. 1 GG) nicht einschlagig sind. 
3 Vgl. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 85. 
4 Zur Vertragsfreiheit als Bestandteil der allgemeinen Handlungsfreiheit siehe BVerfGE 

88, 384, 403; 89, 48, 61; 103, 197, 215; Jarass/Pieroth, GG, Art. 2 Rn. 4. 
5 Vgl. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 85. 
6 Dazu Domeier, Gesundheitsschutz, S. 85 f.; Hufen, Verfassungsrechtliche Mal3stabe, 

S. 91; Weij], H.T., S. 158 f. 
7 Siehe etwa § 3 PharmBetrV. 
x Siehe etwa § 4 Km V. 
9 Siehe z.B. §§ 10 ff. AMG. 
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Durchfuhrung von Stichproben10 bzw. die Überwachung der auf dem Markt befind­
lichen Produkte. 11 

Auch die Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) kann durch Verhaltensnormen 
des Produktsicherheitsrechts beeintrachtigt werden, wenn sich diese Normen auf 
bestehende Sach- oder Vermi:igenswerte auswirken, die eigentumsrechtlich ge­
schützt sind. 12 Zu denken ist etwa an eine Verpflichtung, eine groBe Zah1 der vom 
Herste!ler gefertigten Lebensmittel im Rahmen einer Untersuchung zu zersti:iren, 13 

bzw. an eine Veranderung von gesetzlichen Sicherheitsstandards, die die Nutzbar­
keit bestehender Produktionsanlagen aufhebt. 14 

2. Strafrechtliche Sanktionsnormen als Grundrechtseingriffe 

Die Anwendung einer strafrechtlichen Sanktionsnorm beeintrachtigt Grundrech­
te selbstverstandlich ebenso wie Verhaltensnormen. 15 Die Beantwortung der Frage, 
welche subjektiven Rechte mit Verfassungsrang die strafrechtlichen Sanktionsnor­
men genau tangieren, setzt die Differenzierung zwischen einer Primar- (sogleich 
unter a)) und einer Sekundarsanktion (hierzu b )) voraus. 

a) Primiirsanktion 

Primares Ziel der strafrechtlichen Sanktionsnormen ist es - wie bereits darge­
stellt -, im Fall konkreter Normversti:iBe auf den (geistigen) Angriff des Taters auf 
die Norm zu reagieren und damit den (gesti:irten) Rechtsfrieden wiederherzustellen. 
Diese strafrechtliche Reaktion enthalt ein spezifisches staatliches Unwerturteil, 
einen Vorwurf gegenüber dem Verhalten des Normbrüchigen. 16 ,Kennzeichen ei­
ner Kriminalstrafe" ist es nach dem Bundesverfassungsgericht, dass sie ,mit einem 
ehrenrührigen, autoritativen Unwerturteil über eine Verhaltensweise des Betroffe­
nen, dem Vorwurf einer Auflehnung gegen die Rechtsordnung [ ... ] verbunden" 

10 Siehe etwa Anhang I unter Kapite1 3 3.2 der Verordnung (EG) Nr. 2073 der Komis­
sion vom 15.11.2005 über mikrobiologische Kriterien für Lebensmittel. 

11 WeifJ, H.T., S. 158. 
12 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 86 f.; WeifJ, H. T., S. 165 ff.; vgl. auch Hufen, Verfas-

sungsrechtliche MaJ3stabe, S. 123 ff. 
13 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 86. 
14 Callies, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV, Art. 17 GRCh Rn. 8; WeifJ, H. T., S. 166. 
15 Ein grund1egender Unterschied besteht jedoch zwischen den Grundrechtseingriffen 

durch Verha1tensnormen und den Eingriffen durch strafrecht1iche Sanktionsnormen: Die 
Verhaltensnormen enthalten schon mit ihrem Inkrafttreten einen Eingriffin die grundrecht­
lich verbürgten Rechtspositionen des Einzelnen. Im Gegensatz dazu liegt mit Inkrafttreten 
der strafrechtlichen Sanktionsnormen noch kein selbststandiger Grundrechtseingriff vor. 
Dieser kann erst vorliegen, wenn ein staatlicher Vorwurf staatlicherseits geauJ3ert wird. 
Dazu Lagodny, S. 96, 108. 

16 Lagodny, S. 96. 
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ist. 17 Dieser Vorwurf bildet die strafrechtliche Primarsanktion. 18 Jeder staatliche 
Vorwurf stellt einen Eingriff in den verfassungsrechtlich garantierten Ehr- und 
Achtungsanspruch des Taters dar und beeintrachtigt damit dessen allgemeines Per­
sonlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG). 19 

b) Sekundarsankt ion 

Strafrechtliche Sanktionsnormen ermachtigen aber nicht nur zum staatlichen 
Vorwurf im Allgemeinen, vielmehr erteilen sie auch die Befugnis zu besonderen 
Sanktionen,20 vornehmlich zu Freiheits- und Geldstrafen. Die Auferlegung dieser 
besonderen Sanktionen stellt die sogenannte strafrechtliche Sekundarsanktion 
dar.21 Die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe tangiert den Schutzbereich von Art. 2 
Abs. 2 S. 2 GG.22 Die Verhangung einer Geldstrafe tangiert nach h.M. im Verfas­
sungsrecht wiederum die allgemeine I-Iandlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG.23 

3. Zwischenergebnis 

Sowohl Verhaltens- als auch strafrechtliche Sanktionsnormen greifen in grund­
rechtlich verbürgte Rechtspositionen des Herstellers ein, sodass sie einer grund­
rechtlichen Legitimation bedürfen. Für die Legitimation einer entsprechenden Ver­
haltens- und strafrechtlichen Sanktionsnorm müssen all diejenigen Erfordernisse 
erflillt sein, die allgemein für staatliche Rechtseingriffe gelten, insbesondere muss 
das Verhaltnismaf3igkeitsprinzip beachtet werden (dazu unter B. und C.).24 

17 BVerfGE 43, 101, 105; siehe auch BVerfGE 22, 49, 80. 
1s Appe!, S. 492 f., 574 f.; Kud!ich, JZ 2003, 129. 
19 Appe!, S. 492 f., 496, 575; Kud!ich, JZ 2003, 129; Lagodny, S. 127; Stiiche!in, 

S. 112 ff.; Weijl, 1-I.T., S. 212. 
2o So Lagodny, S. 129. 
21 Appe!, S. 493 f., 590 f.; Kud!ich, JZ 2003, 129. 
22 BVerfGE 90, 145, 172; Appe!, S. 493, 590; Jarass/Pieroth, GG, Art. 2 Rn. 115; 

Lagodny, S. 130, 134. Durch den Vollzug einer Freiheitsstrafe kéinnen aber nach § 196 
Strafvollzugsgesetz auch andere Grundrechte beeintrachtigt werden, nam1ich die kéirper-
1iche Unversehrtheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) und das Brief-, Post- und Fern­
me1degeheimnis (Art. 1 O Abs. 1 GG). Dazu Stiiche!in, S. 114. 

23 Siehe Appe!, S. 493 f., 590 f.; Kud!ich, JZ 2003, 129; Lagodny, S. 133 f. Die Verhan­
gung und Vollstreckung einer Ge1dstrafe berührt Art. 14 GG nicht, da es sich um eine b1o-
13e Ge1dzah1ungspflicht hande1t und das Verméigen a1s so1ches grundsatz1ich nicht dem 
Schutz des Art. 14 unterliegt (BVerfGE 74, 129, 148; 81, 108, 122; Appe!, S. 493). Erst 
wenn die Ge1dstrafe eine ,erdrosselnde Wirkung" habe, sei Art. 14 GG verletzt (BVerfGE 
87, 153, 169; Lagodny, S. 133). 

24 Kremer-Bax, S. 23, 65; vgl. auch Freund, AT, § 1 Rn. 1, 17; Frisch, Verhalten, 
S. 70 f. 
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B. Verfassungsrechtliche Legitimationsbedingungen 
der Verhaltensnormen 

23 

Gebots- und Verbotsnormen sind nur dann verfassungsgemiiB, wenn sie einen 
legitimen Offentlich-rechtlichen Zweck verfolgen und eine geeignete, erforderliche 
und angemessene Losung im Widerstreit kollidierender Güter und Interessen dar­
stellen.25 Wiihrend bei positiv festgesetzten Verhaltensnormen die Frage, ob jene 
ein geeignetes, erforderliches und angemessenes Mittel zur Erreichung des ange­
strebten Zwecks sind, schon vom Gesetzgeber beantwortet worden ist,26 muss der 
Rechtsanwender bei nicht positivierten Verhaltensnormen ihre VerhiiltnismaBigkeit 
(i.w.S.) selbst gründlich prüfen. So finden sich in der Lederspray-Entscheidung 
ausfuhrliche Erwiigungen des BGH zur Erforderlichkeit und Zumutbarkeit der 
Rückrufpflicht (damals nicht positiviert!i7 bezüglich auf den Markt gebrachter 
Spraydosen, deren Übertretung eine Strafbarkeit der Geschiiftsfuhrer wegen Kor­
perverletzung (§ 230 StGB a.F. = §§ 229 StGB, 13 StGB) begründete?8 

l. Legitimer offentlich-rechtlicher Zweck 

Damit eine Verhaltensnorm zu legitimieren ist, muss sie zuniichst einen aner­
kannten Zweck verfolgen.29 Der Schutz der Daseins- und Entfaltungsbcdingungen 
des Einzelnen - also der Rechtsgüterschutz- stellt immer einen solchen legitimen 
Zweck dar.30 Soweit eine Rechtsnorm das Verhalten des Herstellers im Interesse 
von Lebens- bzw. Gesundheitsschutz des Verbrauchers regelt, ist somit die Legiti­
mitiit des Zwecks der Norm nicht zweifelhaft. 

25 Frisch, Verhalten, S. 70 f., 74 f.; ihm zust. Freund, Unterlassen, S. 52; ders., ZLR 
1994, 261 f.; ders., in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 46 f.; ders., 
FS für Herzberg, S. 229 f.; ders., AT, § 1 Rn. 17; Kremer-Bax, S. 23, 65; Reus, S. 81. 

26 Frisch, in: Hefendehl u.a. (Hrsg.), Rechtsgutstheorie, S. 223; vgl. auch ders., Verhal­
ten, S. 92. Angesichts der Weite des verfassungsrechtlichen Rahmens und der Einschat­
zungspriirogative des vorstrafrechtlichen Gesetzgebers kommt eine Verfassungswidrigkeit 
wegen UnverhiiltnismiiJ3igkeit der positivierten Verhaltensnormen nur in Betracht, wenn 
jene offensichtlich unhaltbar sind (Frisch, in: Hefendehl u.a. [Hrsg.], Rechtsgutstheorie, 
S. 221; vgl. auch BVerfGE 80, 244, 255; 90, 145, 173; Appel, S. 96 ff., 182,454 f.; Hefen­
dehl, Kollektive Rechtsgüter, S. 44 f.; Vogel, StV 1996, 112 f.). 

27 Anders heute (siehe dazu § 6 Abs. 2 ProdSG). 
zs BGHSt 37, 106, 121 f. 
29 Vgl. Appel, S. 437; Kudlich, JZ 2003, 130; Schlink, FS für BVerfG, S. 449 ff. 
30 Vgl. MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 40. 
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2. Geeignetheit der Verhaltensnormen 

a) Bedeutung des Gebots der Geeignetheit 

Verfassungsrechtlich haltbar sind Verhaltensnormen weiterhin nur dann, wenn 
sie ein zur Erreichung des Rechtsgüterschutzes geeignetes Mittel darstellen. Ein 
Mittel ist geeignet, wenn mit seiner Hilfe der legitime offentlich-rechtliche Zweck 
gefórdert werden kann,31 auch wenn dieser nicht in jedem Einzelfall erreicht 
wird.32 Dabei kommt es nicht darauf an, ob das benutzte Mittel das bestmogliche 
bzw. geeignetste ist.33 Ein Beitrag zur Zweckerreichung genügt.34 Nach der Recht­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts ist nur ,selten und in ganz besonders 
gelagerten Fallen" die objektive Zweckuntauglichkeit einer Maf3nahme festzustel­
len?5 Erst wenn eine Maf3nahme bei Ausschopfung aller Erkenntnismoglichkeiten 
im Zeitpunkt des Erlasses der Nonn ,eindeutig als zweckuntauglich" angesehen 
werden kann, lasst sich eine Geeignetheitsprognose des Gesetzgebers verwerfen.36 

b) Ungeeignetheit von blojJen Verursachungsverboten 

Wie in anderen Lebensbereichen sind bei der Herstellung von Produkten blof3e 
Verursachungsverbote zur Erreichung des angestrebten Rechtsgüterschutzes unge­
eignet.37 Denn ein Verbot wie ,Stelle kein Arzneimittel derart her, dass seine Ver­
wendung zu Gesundheitsschadigungen von Verbrauchern ftihrt," gibt dem Arznei­
mittelproduzenten keine konkrete Richtschnur an die Hand, anhand derer er im 
Einzelfall missbilligte Risikoschaffungen vermeiden kann?8 Der Arzneimittel­
hersteller konnte diesem Befehl nur entnehmen, welche rechtsgüterbeeintrach­
tigenden Verlaufe er vermeiden sol!, nicht aber, wie er dies bewerkstelligen kann.39 

!m Übrigen hat nahezu jedes Arzneimittel schadliche Nebenwirkungen ftir die Ge­
sundheit, sodass ein solcher Befehl nur eine sehr geringe verhaltenssteuernde Funk­
tion entfalten würde. Eine Primarordnung im Arzneimittelbereich, die dem praven­
tiven Rechtsgüterschutz unmittelbar dienen will und sol!, muss immer klaren, 
welche priizisen Bedingungen vom Arzneimittelhersteller einzuhalten sind (z.B. 
bestimmte pharmakologisch-toxikologische und klinische Prüfungen, regelmaf3ige 
Warenkontrollen, produktbegleitende Hinweise und Instruktionen usw.), um Ge-

31 BVerfGE63,88, 115;67, 157, 175;96, 10,23; 103,293,307. 
32 BVerfGE 67, 157, 175. 
33 1-!ufen, Staatsrecht 11, § 9 Rn. 20; Jarass/ Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 84. 
34 BVerfGE 67, 157, 175. 
35 BVerfGE 30, 250, 263 f.; 39, 21 O, 230 f. 
36 BVerfGE 39, 21 O, 230; tihn1ich schon BVerfGE 30, 250, 263. 

37 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 40 f.; Reus, S. 84. 
38 Vgl. MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 180. 
39 Reus, S. 83. 
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sundheitsschadigungen von Verbrauchem zu vermeiden, bzw. welche Schadi­
gungsrisiken eines Arzneimittels um des therapeutischen Nutzens willen vom 
Recht toleriert sind.40 Der Schutz des Lebens und der Gesundheit der Verbraucher 
setzt folglich immer konkrete Verhaltensanforderungen voraus, die aus einer 
ex ante-Perspektive geeignet sein müssen, die mit der Herstellung und dem Ver­
trieb verbundenen Gefahren zu reduzieren bzw. weitgehend auszuschlieBen.41 

e) Geeignetheit von Instruktions- und Warnpjlichten 

In Bezug auf das Kriterium der Geeignetheit ist ebenso fraglich, ob den Herstel­
lem obliegende Instruktions- (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Produktsicherheitsgesetz -
ProdSGt2 und Wampflichten (vgl. § 6 Abs. 2 ProdSG) zur Erreichung des 
Verbraucherschutzes taug1iche Mittel darstellen. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 ProdSG ist 
der Hersteller dazu verpflichtet, bei Verbraucherprodukten auf alle Gefahren hin­
zuweisen, die wahrend der üblichen oder vemünftigerweise vorhersehbaren 
Gebrauchsdauer von einer bestimmten Ware ausgehen konnen. GemaB § 6 Abs. 2 
ProdSG ist der Hersteller auBerdem gehalten, in der Óffentlichkeit durch nachtrag­
liche Instruktions- und Warnhinweise auf die bis1ang unbekannten Gefahren des 
Produkts aufmerksam zu machen, sobald solche bekannt geworden sind. Da es bei 
Instruktions- und Wampflichten um MaBnahmen geht, ,die nur auf die Information 
der Verbraucher ausgerichtet sind, den Fehler selbst a1so nicht beseitigen, sondem 
die tatsachliche Abwendung der Gefahr letzt1ich den Betroffenen über1assen",43 

sind si e nicht imstande, die Produktgefahr hundertprozentig - also bei allen Betrof­
fenen - auszuschlieBen.44 Denn es wird stets Verbraucher geben, die etwa eine 
Instruktion fehlinterpretieren oder missachten bzw. von einer Wamung nicht er­
reicht werden.45 Gleichwohl ist ein Mittel- wie schon gezeigt wurde- bereits dann 
a1s geeignet anzusehen, wenn mit seiner Hilfe der Zweck gefórdert werden kann, 
auch wenn die Norm nicht in jedem Einzelfall Wirkung entfaltet. Das Merkmal der 
Geeignetheit bezieht sich nicht auf die vOllige Beseitigung der Gefahr, sondem nur 
auf ihre Verringerung.46 Die lnstruktions- und Wampflichten des Herstellers sind 
somit taugliche Mittel zur Erreichung des Verbraucherschutzes.47 

40 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 181. 
41 Vgl. dazu Frisch, Verha1ten, S. 71 f., 96 ff. 
42 ProdSGvom 8.11.2011, BGBl. 1, S. 2179; 20121, S. 131. 
43 Bodewig, S. 215; vgl. auch Krutein, DAR 1985, 35; Rettenbeck, S. 68. 
44 Die Wirkungs1osigkeit von Wam- und 1nstruktionspflichten wird von v. Bar, Ver-

kehrspflichten, S. 84 f. betont. 
45 Bodewig, S. 214. 
46 In diesem Sinne auch Bodewig, S. 215 sowie Rettenbeck, S. 68. 
47 In diesem Sinne auch Bodewig, S. 215; Mayer, Produktverantwortung bei Arznei­

mitte1schiiden, S. 303; Rettenbeck, S. 69. 
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3. Erforderlichkeit der Verhaltensnormen 

a) Bedeutung des Gebots der EJforderlichkeit 

Des Weiteren muss die Verhaltensnorm im Produktverantwortungsbereich das 
erforderliche Mittel zur Erreichung des Verbrauchergesundheitsschutzes sein. Er­
forderlich ist die jeweilige Verhaltensnorm, wenn kein milderes Mittel existiert, 
das in gleicher Weise geeignet ist, dem Gesundheitsschutz zu dienen.48 Die Erfor­
derlichkeit einer MaBnahme ist zu verneinen, wenn zum einen das mildere Mittel 
zur Erreichung des Verbrauchergesundheitsschutzes ebenso geeignet ist und es 
zum anderen den Hersteller nicht starker belastet.49 

Die Grenze der Erforderlichkeit kann sich im Produktverantwortungsbereich ge­
genüber der Auferlegung von Verhaltenspflichten als besonders wirksam erweisen 
(dazu unter b)). 

b) EJforderlichkeit van Produktverboten 

Dass zum Verbrauchergesundheitsschutz das Verbot des Inverkehrbringens von 
fehlerhaften Produkten- also Produkten, die bei bestimmungsgemaBem bzw. ver­
nünftigem Gebrauch zu Rechtsgutsbeeintrachtigungen fiihren - erforderlich er­
scheint, lasst sich mit Blick auf das regelmaBige Fehlen anderer effektiver Schutz­
moglichkeiten nicht grundsatzlich bestreiten.50 Da die Verbraucher von den 
Herstellern stets erwarten, dass diese nur gefahrlos benutzbare Ware auf den Markt 
bringen- andernfalls die Produkte nicht erwerben würden -, waren die Verbrau­
cher ohne ein solches Verbot bestimmt gefáhrdet. 

Ein Verbot des Inverkehrbringens von Produkten, die bei zweckwidrigem 
Gebrauch bzw. bei Nichtbeachtung von Bedienungsvorschriften zu Rechtsguts­
beeintrachtigungen führen konnen, deren bestimmungsgemaBer Gebrauch jedoch 
keine Gefahr in sich birgt, ist dagegen nicht erforderlich.51 Denn solange ein 
Verbraucher über das betreffende Produkt und die diesem innewohnenden Risiken 
ausreichend informiert ist, bedarf er keines weiteren Schutzes: Es wird grundsatz­
lich von einem eigenverantwortlich handelnden Verbraucher ausgegangen, der 
selbst entscheiden kann, ob er das Produkt erwirbt und einsetzt, und der sich bei 
der Anwendung durch entsprechende VermeidungsmaBnahmen schützen kann.52 

48 BVerfGE 67, 157, 177; 68, 193,218 f.; 90, 145, 172; 92,262, 273; 100,313, 375; 
Domeier, Gesundheitsschutz, S. 89; zur Bedeutung der Erforderlichkeit zur Legitimation 
von Verhaltensnormen Freund, Unterlassen, S. 73 ff. 

49 BVerfGE 113, 167, 259; Jarass/Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 85. 
50 Frisch, Verhalten, S. 204. 
51 Frisch, Verhalten, S. 204. 
52 Frisch, Verhalten, S. 204; Schwnann, F., S. 87; vgl. auch Drex/, S. 253; 1-!efendeh!, 

Kollektive Rechtsgüter, S. 104. 
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4. Angemessenheit der Verhaltensnormen 

a) Bedeutung des Gebots der Angemessenheít 

Letztlich müssen die Verhaltensnormen das angemessene Mittel zur Erreichung 
des verfolgten Rechtsgüterschutzzwecks sein. Von der verfassungsrechtlichen 
Rechtsprechung wird hier eine strenge Überprüfung vorgenommen. 53 Dafür bedarf 
es einer rechtlichen Abwagung aller betroffenen Belange - vor allem der Güter­
erhaltungs- und Sicherheitsinteressen des moglichen Opfers und der Freiheitsinte­
ressen des potenziell Normunterworfenen.54 Im Rahmen der Produktverantwortung 
darf somit die nachteilige Beeintrachtigung der Belange des konkreten Herstellers 
nicht schwerer wiegen als der mit der jeweils erforderlichen Verhaltensnorm im 
Einzelnen angestrebte Verbraucher(gesundheits)schutz.55 Nur so karm die Verhal­
tensnorm Ausdruck einer legitimen rechtlichen Bewertung sein und folglich von 
den Produzenten akzeptiert werden, was für ihre faktische Wirksamkeit dringend 
notwendig ist.56 

b) Schritte der Angemessenheitsprüfung 

Die Angemessenheitsprüfung muss nach der Lehre in drei Schritten erfolgen.57 

Zuerst ist zu vergegenwartigen, welche Interessen abzuwagen sind. Diesbezüglich 
stehen nicht nur die allgemeine Handlungs- (Art. 2 Abs. 1 GG), Berufs- (Art. 12 
GG) und Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) des Herstellers sowie das Recht 
auf Leben und korperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) des Verbrau­
chers auf dem Spiel, sondem auch die Interessen der Konsumenten, zu erschwing­
lichen Preisen an Produkte zu gelangen. 

Zweitens ist konkret zu bestimmen, wie schwer die produktsicherheitsrechtlichen 
Verhaltensnormen in die Grundrechte des Herstellers eingreifen.58 Dabei tangiert 
etwa eine Verhaltensnorm, die sicherheitsrechtliche Standards eines Medikaments 
wesentlich verandert und damit die Nutzbarkeit bestehender Produktionsanlagen 
aufhebt, die Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) des Arzneimittelherstellers 
deutlich schwerer als eine Norm, die diesem nur die Pflicht auferlegt, einen zusatz­
lichen Warnhinweis in die Packungsbeilage aufzunehmen. Zugleich sind der Grad 
der Erreichung des Verbraucherschutzes und damit der konkrete Gemeinwohl-

53 Kudlich, JZ 2003, 131; vgl. auch Vogel, StV 1996, 114, sowie Weigend, FS :für 
Hirsch, S. 924. 

54 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 166; ders., AT, § 1 Rn. 20; 
Reus, S. 81. 

55 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 99. 
56 Freund, GA 1991, 396; ders., AT, § 1 Rn. 20. 
57 Vgl. zum Folgenden Michael, JuS 2001, 150. 
58 Vgl. Michael, JuS 2001, 150; Michael/Morlok, Grundrechte, Rn. 625. 
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gewinn festzustellen.59 So ist etwa der mit einer Verhaltensnorm, die es dem Spiel­
zeugproduzenten verbietet, bestimmte toxische Substanzen bei der I-lerstellung von 
Gliederpuppen zu verwenden, zu erreichende Verbrauchergesundheitsschutz sehr 
hoch zu bewerten. I-lingegen kann eine Verhaltensnonn, die die Haufigkeit von 
Stichproben bei gewissen Spielzeugen erhoht ( etwa von 1 % a uf 2 % der gesamten 
Produktion), nur einen kleinen Zusatzgewinn an Sicherheit für die Verbraucher zur 
Folge haben. 

Drittens ist zu fragen, ob unter all diesen Pramissen die Wichtigkeit der Errei­
chung des Rechtsgüterschutzzwecks die Intensitat der grundrechtlichen Beeintrach­
tigung rechtfertigt. Erst hier findet die eigentliche Interessenabwagung statt.60 Zu 
den mal3geblichen Gesichtspunkten, die bei einer im Produktverantwortungsfall 
durchzuführenden Interessenabwagung stets beachtet werden müssen, zahlen die 
Wahrscheinlichkeit und die Intensitat der moglichen Schadigungen,61 deren Ver­
meidung die entsprechende Verhaltensnorm bezweckt, sowie die soziale Nützlich­
keit des Produkts für die Allgemeinheit.62 In diesem Zusammenhang wird darauf 
hingewiesen, dass je intensiver und wahrscheinlicher die drohenden Schadigungen 
durch Produkte sind, desto hohere Sorgfaltsanforderungen zumutbar werden.63 Die 
geringe Wahrscheinlichkeit eines Schadens kann aber durch seine Schwere aus­
geglichen werden, die Unerheblichkeit eines Schadens durch dessen hohere Wahr­
scheinlichkeit.64 Die soziale Nützlichkeit des Produkts ist wiederum durch seine 
tatsachliche Funktion, seine Substituierbarkeit durch Alternativprodukte sowie 
durch seinen Preis bedingt.65 So konnen etwa bei therapeutisch wertvollen und un­
ersetzbaren Arzneimitteln schwerere Schaden in Kauf genommen werden als bei 
weniger wichtigen und leicht ersetzbaren Medikamenten.66 

59 Michae/, JuS 2001, 150. 
6o Vgl. Michae/, JuS 2001, 150. 
61 LG Aachen JZ 1971, 507, 516 (Contergan); Domeier, Gesundheitsschutz, S. 101; 

Ho/termann, S. 157; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 267; WeijJ, 
H.T., S. 77, 316, 432; Wessing, in: Volk (1-lrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 50. 

62 LG Aachen JZ 1971, 507, 516 (Conlergan); Ho/termann, S. 157. 
63 BGI-1 NJW 2009, 2952, 2954 f.; NJW 2007, 762, 763; LG Miinchen 11 vom 

21.4.1978, in: Schmidt-Sa/zer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 28, S. 296, 296 f., 330 
(Monza-Steel); Bodewig, S. 217; Eichinger, S. 221; Mayer, Produktveranlwortung bei 
Arzneimittelschiiden, S. 267. Zu den problematischen Aspekten dieser ,Je-desto-Formel" 
siehe unten Teil 4, ll.A.2.c)cc)(4)(b). 

64 Foerste, in: v. Westphalen (1-lrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 23 Rn. 17. 
65 In diesem Sinne WeijJ, H. T., S. 316. 
66 LG Aachen JZ 1971,507,516 (Conlergan); Bode1vig, S. 223. 
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Die eben angedeuteten verfassungsrechtlichen Grenzen des VerhaltnismaBig­
keitsgrundsatzes, denen die Verhaltensnormen unterworfen sind, spielen eine wich­
tige Rolle für die Konkretisierung der Herstellerpflichten. Denn sofem der Gesetz­
geber, wie dies etwa bei den §§ 211 ff., 223 ff. StGB bzw. bei Art. 363 Abs. 2 
spStGB der Fall ist, auf eine Prlizisierung der Gebots- und Verbotsnormen verzich­
tet hat, obliegt es im Wesentlichen dem Hersteller selbst, konkrete Pflichten zu 
erarbeiten, die als Orientierungsmuster rechtmaBigen Verhaltens fungieren. Für die 
Genese solcher Pflichten - insbesondere, wenn einschlagige (vorstraf-)rechtliche 
Regeln fehlen - stellen die oben aufgezeigten Grenzen ein geeignetes Instrumenta­
rium dar, anhand dessen sich der Bereich des rechtlichen Sollens und Dürfens bei 
der Herstellung von Produkten differenzieren lasst.67 

Die Bedeutung des VerhaltnismliBigkeitsgrundsatzes zur Konkretisierung der 
Verhaltenspflichten des Herstellers wird zwar oft hervorgehoben, jedoch nur im 
Hinblick auf die Sorgfaltspflichten, deren Nichteinhaltung als Fahrlassigkeitsdelikt 
bestraft werden kann. So wird darauf hingewiesen, dass sich die Sorgfaltspflichten 
des Herstellers nur durch eine Gesamtabwligung ermitteln lassen, die sowohl den 
W ert des betroffenen Rechtsgutes, die Intensitlit der ihm drohenden Gefahr, den 
sozialen Nutzen des Produkts sowie die Eignung und Erforderlichkeit der Sorg­
faltsmaBnahmen zu berücksichtigen hat.68 Die Anwendung des VerhliltnismaBig­
keitsgrundsatzes bei der Konturierung der Verhaltenspflichten des Herstellers darf 
jedoch nicht auf die Fahrlassigkeitsfálle beschrlinkt werden. Denn der Vorsatz er­
setzt nicht das Erfordemis der Konkretisierung der von dem Einzelnen zu beach­
tenden Rechtspflichten; diese ist vielmehr für die Konturierung jeder Form tat­
bestandsmliBigen Verhaltens unentbehrlich. Der Vorsatz stellt (nur) ein zu dem 
spezifischen VerstoB gegen eine Rechtspflicht hinzukommendes Unrechts- und 
Bestrafungserfordemis dar. 69 

67 Frisch, FS fiir Stree/Wessels, S. 83; Schneider, S. 156 f.; vgl. auch Frisch, Verhalten, 
S. 137 f.; speziell im Hinblick auf die strafrechtliche Produkthaftung vgl. BGHSt 37, 106, 
121 f. (Lederspray); Domeier, Gesundheitsschutz, S. 107 ff.; Holtermann, S. 39; Kuhlen, 
FS für Eser, S. 362 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 279, 
297. Auch in der zivilrechtlichen Produkthaftung wird der VerhiiltnismiiJ3igkeitsgrundsatz 
zur Konkretisierung der Herstellerpflichten herangezogen (siehe Beck, T.A., S. 22 ff.; Bo­
dewig, S. 210 ff.; Hollmann, PHI 1990, 40; Pauli, PHI 1985, 140; Rettenbeck, S. 66 ff.; 
Schmidt-Salzer, BB 1981, 1042). 

68 So Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 277; Sammer, S. 126; 
Satzger, S. 627. 

69 Frisch, Das er1aubte Risiko, S. 10; vgl. auch Roxin, AT I, § 24 Rn. 94. 
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6. Übernahmeverschulden 

Stellt eine bestimmte Verhaltenspllicht im Einzelfall eine geeignete, erforder­
liche und angemessene MaBnahme zum Rechtsgüterschutz dar, so ist der Hersteller 
grundsatzlich verpflichtet, sie zu erfüllen. Er kann sich nicht mit dem Hinweis ent­
lasten, dass ihm die ni:itigen finanziellen bzw. technischen Mittel fehlen. Denn wer 
eine Tatigkeit als Hersteller ausübt, die eine finanzielle Leistungsfáhigkeit und eine 
bestimmte Betriebsausstattung voraussetzt, ist dafür verantwortlich, dass er über 
die erforderlichen Mittel verfügt.70 Ein Hersteller, der aufgrund seiner individuellen 
Mi:iglichkeiten nicht in der Lage ist, allgemeingültige Sicherheitsstandards bei der 
Produktion oder Qualitatssicherung zu erreichen, darf das Produkt nicht anfertigen.71 

C. Verfassungsrechtliche Legitimationsbedingungen 
der Sanktionsnormen 

Nicht nur die Verhaltensnormen als Beeintrachtigungen der grundrechtlich ver­
bürgten Rechtspositionen des Herstellers müssen geeignet, erforderlich und ange­
messen sein, um ihren Zweck (Rechtsgüterschutz) zu erreichen. Auch die Primar­
und Sekundarstrafsanktionen als zusatzlich rechtsbeschneidende Reaktionen haben 
dem Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit zu genügen.72 Die Bestrafung des Taters 
ist dabei nur dann verfassungsrechtlich gerechtfertigt, wenn sie zur Aufrechterhal­
tung der Geltungskraft und Unverbrüchlichkeit der Verhaltensnorm ein geeignetes, 
erforderliches sowie angemessenes Mittel darstellt. Eine solche Beschrankung des 
Strafrechts entspricht nicht nur einem verfassungsrechtlichen Gebot, sondern ist 
ebenso aus praktischer Sicht notwendig: Zum einen würde eine umfassende straf­
rechtliche Sanktionierung von Verhaltensnormversti:iBen einen Ansehensverlust ftir 
das Strafrecht bringen und so gerade nicht zur Stabilisierung der Verhaltensord­
nung beitragen.73 Zum anderen ware eine umfassende Strafbewehrung der Primar­
ordnung mit den begrenzten Ressourcen des .Justizapparats auch nicht realisierbar.74 

70 Schmidt-Sa!zer, Produkthaftung III/1, Rn. 4.768, 4.840. 
71 In diesem Sinne Go!!/Winke!bauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshand­

buch, § 47 Rn. 36; vgl. auch Rettenbeck, S. 92. 
72 Frisch, Verhalten, S. 77, 80; ders., FS fiir Stree/Wessels, S. 82 ff., 85 ff.; ders., in: 

Hefendehl u.a. (Hrsg.), Rechtsgutstheorie, S. 223; in diesem Sinne auch Appe!, S. 436; 
Domeier, Gesundheitsschutz, S. 213; Kud!ich, JZ 2003, 129; Lagodny, S. 6, 72 ff.; Reus, 
S. 87 ff.; SK-Rudo!phi, Vor § 1 Rn. 12 ff. (Juni 1997). 

73 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 213; vgl. auch Freund, ZLR 1994, 262; Sieber, ZLR 
1991,466. 

74 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 213; Sieber, ZLR 1991, 466. 
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l. Geeignetheit 

Obwohl gesicherte kriminologische Erkenntnisse über die sozialpsychologischen 
Wirkungen der Strafe kaum vorliegen/5 bewertet die Verfassungsrechtsprechung 
die sekundare Sanktionsordnung des Strafrechts als taugliche MaBnahme zur Wie­
derherstellung der desavouierten Verhaltensnormgeltung.76 Gleichzeitig wird in der 
neueren strafrechtlichen Literatur zunehmend vertreten, dass der Einsatz der Strafe 
der Bestarkung der Rechtstreue und des Vertrauens in die Rechtsordnung dienen 
kann. 77 Hierbei wird darauf hingewiesen, dass mit der V erhangung der Strafe stets 
ausgedrückt wird, dass das normbrechende Verhalten unma/3geblich ist und die 
Norm weiterhin als verbindliches Orientierungsmuster für soziale Kontakte gilt.78 

Des Weiteren bedeutet die Tatsache, dass die Verhaltensnormen trotz strafrechtli­
chen Schutzes haufig verletzt werden, nicht, dass jener ein untaugliches Mittel zur 
Normstabilisierung darstellt.79 Sie beweist nur, dass die positive Generalpravention 
nicht ausreicht, nicht aber, dass sie vollig fehlgeht, sodass sich sogar umgekehrt die 
Forderungen nach noch strengeren Sanktionsarten und -hohen zum Schutz der 
Verhaltensnormgeltung legitimieren lassen. 80 

2. Erforderlichkeit 

Das Kriterium der Erforderlichkeit einer strafrechtlichen Sanktionierung verlangt 
die Untersuchung, ob das angestrebte Ziel der Normstabilisierung mit gleich wirk­
samen, aber weniger belastenden Mitteln, d.h. mit zivilrechtlichen bzw. verwal­
tungsrechtlichen Instrumenten ebenso erreicht werden kann.81 

75 Eisenberg, Kriminologie, § 41 Rn. 6; Weigend, FS fiir Hirsch, S. 932. 
76 BVerfGE 39, 1, 57; 45, 187, 256 f.; Felix, S. 302. Zutreffend weist Frisch daraufhin, 

dass das Fehlen empirisch gesicherten Wissens über die Geeignetheit des Strafrechts zur 
systematischen Sicherstellung der Verhaltensnormgeltung ein rechtliches Problem dar­
stellt, dessen Losung sich nach Regeln der praktischen Vemunft und normativen Erwa­
gungen vollzieht. Diesbezüglich machen allgemeine Vemunft- und Erfahrungseinsichten 
die Annahme einer gewissen Tauglichkeit des Strafrechts zur Verwirklichung der Norm­
stabilisierung eindeutig plausibler als die gegenteilige Annahme (Frisch, FS fiir Maiwald, 
S. 240, 242 ff.). Denn ,Selbsterfahrung und Fremdbeobachtung belegen, dass der bei 
bestimmtem Verhalten zu erwartende Eintritt eines Übels einen Grund bilden kann, von 
diesem Verhalten abzusehen" (Frisch, FS fiir Maiwald, S. 244). 

77 Zur positiven Generalpravention statt vieler NK-Hassemer!Neumann, Vorbem. zu § 1 
Rn. 288 ff., sowieJakobs, AT, l. Abschn. Rn. 4 ff.,jew. m.w.N. 

78 In diesem Sinne etwaJakobs, AT, l. Abschn. Rn. 10; Kindhauser, AT, § 2 Rn. 15. 
79 Felix, S. 302; Günther, S. 187. 
80 Günther, S. 187. 
si Vgl. dazu Brautigam-Ernst, S. 339; Colussi, S. 80; Felix, S. 304; Hefendehl, Kollek­

tive Rechtsgüter, S. 101; Kudlich, JZ 2003, 131; SK-Rudolphi, Vor § 1 Rn. 14 (Juni 1997); 
Weigend, FS fiir Hirsch, S. 933. 
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a) Zivilrechtliche Schadensersafzverpjlichtungen 

Als im Vergleich zur Strafe weniger eingriffsintensive staatliche Reaktionen 
kommen im Rahmen der Produktverantwortlichkeit zunachst zivilrechtliche Scha­
densersatzverpflichtungen in Betracht. Fraglich ist indes, ob diese zur systemati­
schen Sicherstellung der Verhaltensnormgeltung geeignet sind. Nach traditioneller 
Ansicht bezweckt die zivilrechtliche Produkthaftung ganz vorrangig den Ausgleich 
von Schaden. 82 Schadensausgleich bedeutet, die materiellen und immateriellen 
EinbuBen, die dem Bürger aus dem sozialen Kontakt entstehen, rückgangig zu ma­
chen oder zu kompensieren bzw. den Schaden zwischen Schadiger und Geschadig­
tem gerecht zu verteilen.83 Neben seiner Ausgleichsfunktion kann das Deliktsrecht 
auch eine (general-)praventive Funktion erflillen. 84 So erkennt die heutige zivil­
rechtliche Lehre an, dass die Androhung eines Schadensersatzanspruchs dem 
Schadiger Anlass dazu gibt, dem Eintritt des Schadens durch SorgfaltsmaBnahmen 
entgegenzuwirken.85 Für Herstellerunternehmen, die ihre Entscheidungen anhand 
rationaler Kriterien treffen und sich dabei an wirtschaftlichen Zielen orientieren, 
stellen Produkthaftungsrisiken demnach Kosten dar, die sie durch Einhaltung der 
entsprechenden Sicherheitsanforderungen zu reduzieren suchen werden.86 

Zwar ist dem Produkthaftungsrecht nach dem soeben Gesagten eine generalpra­
ventive Wirkung nicht von vornherein abzusprechen. Diese Wirkung ist aber nicht 
hinreichend verlasslich.87 Dies liegt in erster Linie daran, dass die Akteure des Pro­
duktsicherheitsrechts Unternehmen und diese meistens haftpflichtversichert sind, 
sodass die im Fall einer Haftung drohenden Kosten nicht den Schadiger, sondern 
dessen Versicherung treffen. 88 Unabhangig von den Betriebshaftpflichtversiche­
rungen ist das Kostenrisiko der Unternehmen auch im Schadensfall vergleichs­
weise gering:89 Aufgrund des deutschen Schadensersatzrechts, in dem das Aus­
gleichsprinzip im Mittelpunkt steht, sind relativ geringe Schadensersatzzahlungen 
zu leisten.90 Dementsprechend kann es Konstellationen geben, in denen es be­
triebswirtschaftlich günstiger ist, einige Schadensfálle mit den damit einhergehen­
den Ersatzverpflichtungen in Kauf zu nehmen. 91 SchlieBlich wird die Praventiv-

82 Alexander, S. 60; Eichinger, S. 32; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 181; 
Miinzberg, S. 74 f.; Vogel, GA 1990, 257; MünchKommBGB-Wagner, Vorbem. §§ 823 ff. 
Rn. 38; Weij3er, S. 62. 

83 Briiggemeier, S. 9. 
84 So Colussi, S. 48; GrojJe Vorholt, S. 161; Holtermann, S. 47; vgl. auch Briiggemeier, 

S. 10. 
85 Gerhard Wagner, VersR 1999, 1442; vgl. Bode1vig, S. l. 

86 So Gerhard Wagner, VersR 1999, 1442; Weif3, H.T., S. 421. 
87 Colussi, S. 56; Holtermann, S. 48; Weijl, H. T., S. 553; vgl. auch Vogel, GA 1990, 258. 
88 In diesem Sinne Gerhard Wagner, VersR 1999, 1442; WeifJ, H.T., S. 421; vgl. auch 

Gretenkordt, S. 1 O 1 f.; Reus, S. 92. 

89 So Holtermann, S. 48. 

9° Colussi, S. 49; Weij3, H. T., S. 554 f. 
91 Colussi, S. 49; Holtermann, S. 48; Vogel, GA 1990, 258. 
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wirkung des Haftungsrechts durch die steuerliche Absetzbarkeit von Schadens­
ersatz- und Schmerzensgeldzahlungen abgeschwacht.92 Dies aiies fiihrt dazu, dass 
zivilrechtliche Reaktionen auf Schiiden, die durch fehlerhafte Produkte verursacht 
werden, bisweilen nicht in der Lage sind, Hersteller zu normkonformem Verhalten 
zu motivieren.93 Somit stellt die zivilrechtliche Produkthaftung gegenüber dem 
Strafrecht zwar ein weniger eingriffsintensives Mittel dar, sie ist allerdings zur 
Verwirklichung der Verhaltensnormstabilisierung auch nicht gleich geeignet. 

b) Durchsetzungsinstrumente des offentlichen Produktsicherheitsrechts 

Im Rahmen der Erforderlichkeitsprüfung stellt sich ebenso die Frage, ob das 
offentliche Produktsicherheitsrecht94 ein milderes Mittel bietet, das den Zweck der 
Verhaltensnormstabilisierung ebenso wirksam wie das Strafrecht erreichen kann. 
Dass verwaltungsrechtliche MaBnahmen im Licht des ultima ratio-Prinzips in der 
Regel milder als der Einsatz des Strafrechts sind, ist schwer zu bestreiten.95 Zwei­
felhaft ist dagegen, ob das Verwaltungsrecht im Hinblick auf den Schutz der Gel­
tungskraft von Verhaltensnormen auch gleich effektiv ist. 

92 Holtermann, S. 49; Vogel, GA 1990, 258. 
93 In diesem Sinne zutreffend Reus, S. 92; vgl. auch Colussi, S. 91; Holtermann, S. 52. 
94 Das Produktsicherheitsrecht ist Tei1 des (Wirtschafts-)Verwaltungsrechts (Hopke, 

S. 3; Klindt, GPSG, Einführung Rn. 42; vgl. auch Schumann, F., S. 25 f.). Seine Funktion 
ist es, die Gesundheit und das Leben der Produktverwender vor Gefahren, die von unsiche­
ren Produkten ausgehen kéinnen, zu schützen (ders., S. 25 f.). Zur Erreichung dieses Ziels 
stellt das Produktsicherheitsrecht Anforderungen an die Tatigkeiten und das Verhalten 
der an der Herstellung und dem Vertrieb von Waren Beteiligten (Hopke, S. 3). Zur Kon­
trolle und Durchsetzung dieser Anforderungen stellen Produktsicherheitsnormen den 
Behi:irden die traditionellen polizeirechtlichen Instrumente in Form von Handlungs-, 
Duldungs- und Unterlassungsverfügungen zur Gefahrenabwehr und -vorsorge zur Verfü­
gung (Hopke, S. 3 f.). 

95 Vgl. Roxin, AT I, § 2 Rn. 102. Teilweise wird daraufhingewiesen, dass das Verwal­
tungsrecht im Lichte des ultima ratio-Prinzips nicht milder als der Einsatz des Strafrechts 
sei. Denn wiihrend Hersteller den repressiven Straftatbestanden durch normkonformes 
Verhalten ausweichen ki:innten, würde eine priiventive verwaltungsrechtliche Kontrolle 
notwendigerweise jedes einschlagige, also auch das gesetzmaJ3ige Verhalten und folglich 
alle Produzenten treffen (Tiedemann, Wirtschaftsstrafrecht und Wirtschaftskriminalitiit, 
S. 79; siehe auch ders., Verfassungsrecht und Strafrecht, S. 52; ders., Wirtschaftsstrafrecht 
AT, § 1 Rn. 63a). Mit anderen Worten: Durch das Strafrecht seien gezielte Eingriffe mi:ig­
lich und somit flachendeckende Beschriinkungen wirtschaftlicher Betatigung vermeidbar. 
Das Strafrecht beschriinke nicht viele in ihrer Freiheit, sondem nur einzelne - niimlich 
diejenigen, die tatsachlich kontrolliert werden müssen (Ransiek, Untemehmensstrafrecht, 
S. 249). Dieser Ansatz istjedoch strittig, da er die negative generalpriiventive Wirkung des 
Strafrechts vemachliissigt (Hefendehl, in: v. Hirsch u.a. [Hrsg.], Mediating Principies, 
S. 51). So kann die Androhung strafrechtlicher Folgen durch das Strafrecht ebenso wie 
praventive verwaltungsrechtliche Kontrolle alle auf einem bestinunten Wirtschaftsgebiet 
Tatigen betreffen und daher zu (wenigstens urunittelbar) flachendeckenden Beschriinkun­
gen wirtschaftlicher Betatigung führen. Dazu kommt, dass die Strafe - im Unterschied zu 
verwaltungsrechtlichen MaJ3nahmen - eine ,sozialethische Missbilligung" enthalt, die 
einen schweren Eingriff in den verfassungsrechtlich garantierten Ehr- und Achtungs­
anspruch des Taters darstellt (vgl. Roxin, AT I, § 2 Rn. 1 02). 
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Zwar ist die Wirkung der verwaltungsrechtlichen Kontrolle, die das Produkt­
sicherheitsrecht zur Durchsetzung der primaren Verhaltensordnung voraussieht, 
nicht zu unterschatzen.96 Als Durchsetzungsinstrumente sind etwa Marktzugangs­
kontrollen,97 Marktüberwachungskontrollen98 oder Verwaltungsvollstreckungsmal3-
nahmen zu nennen.99 Dennoch bezwecken solche Instrumente unmittelbar nicht die 
Stabilisierung der Normgeltung, sondern den Bestand von Rechtsgütern. 100 Der 
verwaltungsrechtliche Eingriffknüpft stets andas Vorliegen einer Gefahr an, wel­
che unabhangig von der Frage eines Normverstol3es zu bestimmen ist. 101 Demnach 
kann auch ein normkonformes Verhalten eine Gefahr begründen und eine verwal­
tungsrechtliche Kontrolle oder Mal3nahme auslosen. 102 Eine Wiederherstellung des 
gestürten Rechtsfriedens durch eine angemessene Reaktion auf einen begangenen 
Verhaltensnormversto13 ist damit vom Offentlichen Produktsicherheitsrecht nicht 
intendiert und erfolgt daher hochstens zufállig. 103 

Also konnen die Durchsetzungsinstrumente des offentlichen Produktsicherheits­
rechts die Stabilisierung der Normgeltung nicht erreichen, da sie diese gar nicht 
(unmittelbar) bezwecken. Die strafrechtliche Produktverantwortlichkeit ist damit 
ein erforderliches Mittel zum Schutz der Geltungskraft von Verhaltensnormen. 

3. Angemessenheit 

Die Angemessenheit bzw. die Verhaltnismal3igkeit i.e.S. setzt eine Abwagung 
der durch die strafrechtliche Sanktionierung bewirkten Grundrechtsbeeintrach­
tigungen einerseits und des Stabilitatsgewinns der Verhaltensordnung durch deren 
- zugleich das Recht wiederherstellende- Bekraftigung andererseits voraus. 104 Für 
die Feststellung der Angemessenheit spielt die Bedeutung des von der betreffenden 
Verhaltensnorm geschützten Rechtsguts eine entscheidende Rolle, 105 denn solange 
Strafe als ein besonders intensiver Eingriff in die Lebensgestaltung und die Entfal­
tung des Bürgers gilt, hat sich eine angemessene strafrechtliche Reaktion auf die 

96 Wei)J, H.T., S. 493. 
97 Siehe etwa Arl. 4 Abs. 2 i.Y.m. Art. 3 Abs. 1 sowie Arl. 16 Abs. 2 i.Y.m. Arl. 15 

Abs. 1 YO 1829/2003/EG, § 21 AMG und Art. 3 YO 726/2004/EG bzw. § 3 Abs. 1 Mine­
ral- und Tafelwasser-Yerordnung. 

98 Siehe etwa §§ 62 AMG. 
99 Weijl, H. T., S. 493 (Fn. 2533). 
100 Reus, S. 93; Sieber, ZLR 1991, 468; Va gel, GA 1990, 259. 
101 In diesem Sinne Ho/termann, S. 53; Voge/, GA 1990, 259. 
1o2 Ho/termann, S. 53; Voge!, GA 1990, 259. 
103 Reus, S. 93. 
104 So Appe/, S. 582; Domeier, Gesundheitsschutz, S. 217; vgl. auch Weigend, FS für 

Hirsch, S. 924. 
105 Reus, S. 88; auf den Werl der betroffenen Rechtsgüter als Krilerium der Angemes­

senheit eingehend Pau/duro, S. 221 ff. 
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Ahndung von Verst613en gegen Verhaltensnormen, die besonders wichtige Rechts­
güter (wie Leben, Leib, Freiheit oder Eigentum) schützen, zu beschranken. 106 Vor 
diesem Hintergrund ist der Einsatz von Strafe durch Verletzungs- (wie §§ 211 ff., 
223 ff. StGB) bzw. konkrete Gefáhrdungsdelikte (etwa Art. 363 Abs. 2 spStGB) als 
Reaktion auf Infragestellungen solcher Verhaltensnormen, die das Leben und die 
Gesundheit des V erbrauchers vor Se haden bewahren, ganz allgemein anerkannt. 107 

Des Weiteren muss der jeweilige tatbestandsspezifische Verhaltensnormversto13 
hinreichend gewichtig sein, damit eine strafrechtliche Reaktion überhaupt ange­
messen ist: 108 ,Bagatellunrecht darf nicht zu einer strafrechtlichen Reaktion füh­
ren."109 Praktisch bedeutsam ist das zuniichst fiir bestimmte geringfügige oder nicht 
allzu bedeutende Beeintrachtigungen der korperlichen Unversehrtheit, die schon 
tatbestandlich nicht von § 223 StGB erfasst sind. 110 Die Defmition der korperlichen 
Misshandlung setzt namlich eine ,nicht unerhebliche" Beeintriichtigung voraus.m 
Im Rahmen des konkreten Gefáhrdungsdelikts des Art. 363 Abs. 2 spStGB wird 
wiederum darauf hingewiesen, dass die Produktion bzw. der Verkauf von Nah­
rungsmitteln, die den Verbraucher nur belanglosen Risiken für die Gesundheit aus­
setzen, nicht bestraft werden darf. 112 .-

Das Erfordemis des hinreichend gewichtigen V erhaltensnormversto13es ist zur 
Bestimmung der Reichweite einer (legitimierbaren) Fahrliissigkeitsbestrafung, die 
eine nicht geringe Rolle bei der Produktverantwortlichkeit spielt, 113 ebenfalls wich­
tig.114 Soll der Verhaltensnormversto13 als solcher ein gewisses Mindestma13 errei­
chen, um die massive Rechtsfolge der Strafe zu rechtfertigen, so darf das Strafrecht 
nicht auf Verhaltensweisen reagieren, die Ausdruck blo13er jederzeit moglicher 
Versehen sind, die jedem im Rahmen des Vollzugs an sich zugestandenen Verhal­
tens ohne Weiteres unterlaufen k5nnen. 115 Daran vermogen auch die u.U. eintre-

106 Frisch, in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 147 f.; Reus, 
S. 88. 

107 Vgl. Frisch, in: Hefendehl u.a. (Hrsg.), Rechtsgutstheorie, S. 236. 
108 Frisch, in: Eser u.a. (Hrsg.), Von totalitiirem zu rechtsstaatlichem Strafrecht, S. 223; 

ders., in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 147; ihm zust. Münch­
KommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 207 ff., 243 ff.; Reus, S. 88 f. 

109 Reus, S. 89. 
11o Siehe Freund, AT, § 4 Rn. 8. 
111 Vgl. nur SchOnke/Schroder-Eser/Sternberg-Lieben, § 223 Rn. 3, 4a. 
112 Vgl. Anarte Borrallo, Causalidad e imputación, S. 501; Feijoo Sánchez, in: Rodrí-

guez Mourullo (Hrsg.), Comentarios, S. 1000. 
113 Siehe dazu unten Tei12, III.A.2.b)bb). 
114 MünchK.ommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 245. 
115 Frisch, in: Eser u.a. (Hrsg.), Von tota1itiirem zu rechtsstaatlichem Strafrecht, S. 226 f.; 

ders., FS fiir Stree/Wessels, S. 97 f.; ders., Verwaltungsakzessorietat, S. 129 ff.; ders., 
in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 149 f.; siehe dazu auch Koch, 
S. 82 ff. Zu denken ist etwa an einen Arbeiter, der wegen einer kleinen Unaufrnerksamkeit 
einen Fehler bei der Plastikmischung fiir ein Elektrogerat macht, aufgrund dessen ein Fab-
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tenden gravierenden Folgen, die auf eine solch minimale Fahrliissigkeit zurück­
zufiihren sein konnen, nichts zu iindern. 116 Diese minimale Fahrliissigkeit wird der­
zeit in Deutschland über prozessuale Institute, wie vor allem die Einstellung wegen 
Geringftigigkeit oder unter Auflagen (§§ 153, 153a StPO), aus dem effektiv zu 
sanktionierenden Bereich ausgegliedert. 117 Im spanischen Recht kann wiederum 
nur die grabe Fahrliissigkeit Straftaten (delitos) begründen. Leichte Fahrliissigkeit 
kann hingegen nur zu Übertretungen (falta~) ftihren, wenn sie sich (ausschlieBlich) 
gegen das Leben oder die korperliche Unversehrtheit richtet (Art. 621 Nr. 2 und 3 
spStGB). 118 

Zusammenfassend muss also gesagt werden, dass eine angemessene Sanktionie­
rung sich stets auf die Ahndung gravierender Verst6Be gegen Verhaltensnormen, 
die bedeutsame Rechtsgüter schützen, zu beschriinken hat. 

Die Angemessenheit der strafrechtlichen Sanktionierung erfordert jedoch nicht 
nur, dass der ,Schuldspruch" (i.w.S.) als angemessene Reaktion auf einen Verhal­
tensnormversto/3 angesehen werden kann und einem eindeutig überwiegenden Be­
lang dient. Auch Sanktionsart und -hohe müssen zumutbar sein. 119 Die Feststellung 
der Angemessenheit solcher Rechtsfolgeaspekte der Straftat wird dezisiv durch 
dieselben Kriterien geleitet, die bereits ftir die Bestimmung des ,Ob" einer Straftat 
bedeutsam sind, 120 und zwar durch die Bedeutung des von der entsprechenden 
Verhaltensnorm geschützten Rechtsguts und durch das Gewicht des Verhaltens­
normversto/3es. So darf man nicht in gleicher Weise auf den Versto/3 gegen ein 
Totungsverbot wie auf die Verletzung von Normen, die lediglich dem Schutz des 
Vermogens dienen, reagieren. 121 Für die Prüfung der Angemessenheit der Art und 

rikationsfehler entsteht, der bestimmte Hautreizungen bei Verbrauchern verursacht (dies 
schliel3t natürlich nicht die eventuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit der Geschafts­
leitung bzw. der organisatorisch vorgeschalteten Personen des Betriebs für das Fehlen von 
Qualitatskontrollsystemen, die den Fehler des Arbeiters erkannt hatten, aus). Bei bewusster 
Missachtung deutlicher Anhaltspunkte für hohe Gefahren seitens der an 1-Ierstellung und 
Vertrieb von Produkten Beteiligten kann dagegen eine Bestrafung der Fahrlassigkeit vi:illig 
angemessen sein (vgl. dazu Frisch, FS für Stree/Wessels, S. 97). Denn hier - im Unter­
schied zu Unkonzentriertheiten, die auch dem prinzipiell Rechtstreuen passieren ki:innen 
und im Bereich der automatisierten 1-Iandlungen fas! zwangslaufig irgendwann unterlaufen 
- geht es letztlich darum, dass der I-landelnde die seinem Verhalten anhaftenden Gefahren 
leichtfertig bagatellisiert und damit die Freiheit und die berechtigten lnteressen und Güter 
anderer nicht anerkennt (Frisch, in: Eser u.a. [I-Irsg.], Von totalitarem zu rechtsstaatlichem 
Strafrecht, S. 226; ders., in: Wolter/Freund [Hrsg.], Gesamtes Strafrechtssystem, S. 149), 
womit der Einsatz von Strafe angemessen erscheint. 

11 r' Frisch, FS IT1r Stree/Wessels, S. 98. 
117 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 !T. Rn. 208; Frisch, in: Wolter/ 

Freund (I-Irsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 150. 
11s Dazu Mir Puig, AT, Lección 1 1 Rn. 1 O ff. 
119 Vgl. Freund, Unterlassen, S. 1 08; ders., ZLR 1994, 279. 
110 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 75. 
121 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 223; Freund, ZLR 1994, 279. 
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des Umfangs der Rechtsfolgen spielt auch das Schuldprinzip eine unumgangliche 
Rolle. 122 Die Schwere einer Straftat und das Verschulden des Taters unter Berück­
sichtigung der besonderen Umstande des Einzelfalls müssen stets in einem gerech­
ten Verhaltnis zur Strafe stehen. 123 In diesen die Strafe begrenzenden Auswirkun­
gen deckt si eh der Schuldgrundsatz mit dem ÜbermaBverbot. 124 Eine ausführliche 
Abhandlung der Faktoren, die eine angemessene Reaktion auf einen Normbruch 
bestimmen, würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen und kann daher an dieser 
Stelle nicht erfolgen. 125 

4. Zwischenergebnis 

Angesichts der Wichtigkeit der betroffenen Rechtsgüter und des Fehlens anderer 
effektiver Mi:iglichkeiten zur Stabilisierung der Verhaltensordnung im Produktver­
antwortlichkeitsbereich erscheint der Einsatz von Strafe als grundsatzlich geeigne­
tes sowie erforderliches und angemessenes Mittel zur Beseitigung der Gefahr eines 
Normgeltungsschadens. 126 

5. Ausnahmen von der Verhaltnisma6igkeit des Einsatzes von Strafe 
a uf de m Gebiet der Produktverantwortlichkeit 

Von der Einsicht, dass der Strafeinsatz in Produktverantwortungsfállen prinzi­
piell ein verhaltnismaBiges Mittel darstellt, den durch den Rechtsbruch infrage ge­
stellten Geltungsanspruch einer Verhaltensnorm zu bekraftigen, gibt es jedoch 
Ausnahmen. Diese haben in der Praxis aber nichts mit der spezifischen Qualitat des 
jeweiligen tatbestandsspezifischen VerhaltensnormverstoBes zu tun, sondem damit, 
dass das Erfordemis eines dem Verhalten zurechenbaren Erfolgs, das etwa 
§§ 211 ff., 223 ff. StGB und Art. 363 Abs. 2 spStGB postulieren, in bestimmten 
Fallkonstellationen nicht gegeben ist. Denn wie beschrieben stellt neben der Ver­
haltensnormverletzung der eingetretene, mit dem Verhalten in einem bestimmten 
Zusammenhang stehende Erfolg eine spezifische Voraussetzung vieler Sanktions­
normen dar. 127 Dieses Erfolgserfordemis dient der Konzentration des Strafeinsatzes 
,auf Falle einer - über den Erfolg vermittelten - besonders intensiven und daher 
den Strafeinsatz besonders indizierenden, aber auch legitimierenden Sti:irung des 
Rechtsfriedens und Infragestellung der Geltung der Rechtsordnung". 128 Denn die 

122 Vgl. Freund, Unterlassen, S. 88; Reus, S. 89; Vogel, StV 1996, 1 13; Weigend, FS ftir 
Hirsch, S. 924. 

123 BVerfGE 45, 187, 228; 90, 145, 1 73; 95, 96, 140 f. 
124 BVerfGE 50, 125, 133; 73,206, 253; 86,288, 313; 95, 96, 140. 
125 Siehe hierzu naher Jescheck/Weigend, AT, S. 885 ff. m. zah1reichen w.N. 
126 In diesem Sinne auch Frisch, Verhalten, S. 200, 203. 
127 Siehe oben Teil1, I.B.5. 
128 hisch, Verhalten, S. 517; vgl. auch Zielinski, S. 207 f. 
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den Rechtsfrieden st6rende Wirkung einer tatsachlichen Verletzung bzw. einer 
konkreten Gefáhrdung des durch die übertretene Norm geschützten Rechtsguts ist 
in der Regel erheblich gri.iBer als die des folgenlosen VerhaltensnormverstoBes; 
auch wird die Infragestellung der Nonn deutlicher. 129 Wenn der eingetretene Erfolg 
- wie dies im Produktverantwortungsbereich gelegentlich geschieht- nicht auf das 
missbilligte Verhalten zurückzuflihren und in diesem Sinne nicht als dessen Rea­
lisierung begreifbar ist, so taugt der Erfolg zur Demonstration der Unwertigkeit des 
Taterhandelns ebenso wenig wie zur Ausli.isung einer qualifizierten Rechtsfrie­
denssti.irung.130 Führt der Erfolg nicht zur Ausli.isung einer dem missbilligten Ta­
terhandeln zuzuschreibenden weiteren Sti.irung des Rechtsfriedens, auf deren Be­
hebung eine angemessene strafrechtliche Reaktion stets zielen muss, dann scheidet 
eine Bestrafung (bei Fahrlassigkeitsdelikten) bzw. eine Bestrafung wegen Vollen­
dung (bei Vorsatzdelikten) im Produktverantwortungsbereich aus. 131 

!m Folgenden sollen diese Produktverantwortungsfálle, bei denen der Strafein­
satz wegen eines fehlenden Kausal- bzw. Realisierungszusammenhangs zwischen 
Verhalten und Erfolg nicht angemessen erscheint, dargestellt werden. 

a) Fe/dende Ursachlichkeit des Verhaltensfiir den E1folg 

Im Bereich der Produktverantwortung kann ein naturwissenschaftlicher Beweis 
über die Schadensursachlichkeit durch einen oder mehrere Stoffe des Produkts oft 
nicht geftihrt werden. Im Contergan-, 132 Lederspray-, 133 Holzschutzmittei- 134 und 
Colza-Fall 135 war gerade unter den Sachverstandigen umstritten, ob überhaupt ein 
Kausalgesetz anzunehmen war, nach dem sich die Gesundheitsschaden auf die je­
weilige Produktzusammensetzung zurückftihren lieBen. 136 

Dennoch genügt es ftir die Annahme der Schadensursachlichkeit eines Produkts, 
wenn der Tatrichter nach seiner subjektiven und nachvollziehbaren Überzeugung 
auf einer ausreichenden tatsachlichen Grundlage zu dem Schluss gelangt, die Kau­
salitat habe objektiv vorgelegen. 137 Der Kausalitatsnachweis unterliegt demnach 
der freien richterlichen Beweiswürdigung (§ 261 StPO), welche gleichwohl nicht 

129 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 222; Frisch, Verhalten, S. 517; vgl. auch Zielinski, 
S. 207 f. 

130 Frisch, Verhalten, S. 519. 
131 Frisch, Verhalten, S. 520 f. 
132 LG Aachen JZ 1971,507,510 ff. (Contergan). 
133 BGHSt 37, l 06, lll ff. (Lederspray). 
134 BGHSt 41, 206, 214 ff. (l-Iolzschutzmiuel). 
135 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8863 ff. = CGPJ (12) 1992, 69, 

!59 ff. =NStZ 1994,37,37 f. (Colza!). 
13ú Kuh!en, in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), I-Iandbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 50; 

Wessing, in: Volk (1-Irsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 68. 
137 Deutscher/Korner, 1996, 296; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelscha­

den, S. 140; Woh!ers, JuS 1995, 1023. 
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willkürlich erfolgen darf. 138 Ausschlaggebend ist insofem, so der BGH, dass sich 
die Richter Gewissheit darüber verschaffen müssen, dass fiir einen bestimmten 
Gesundheitsschaden nur und exklusiv ein Produktfehler verantwortlich ist, da alle 
anderen in Betracht kommenden Schadensursachen ausgeschlossen werden konnen 
( sog. Eliminierungsverfahren ). 139 Scheitert dieses Eliminierungsverfahren, weil 
nicht alle anderen in Betracht kommenden Schadensursachen ausgeschlossen wer­
den konnen, dann ist zweifelhaft, ob zwischen Verhalten und Erfolg überhaupt ein 
gesetzmaBiger Zusammenhang besteht. In solchen Fallen taugt der Erfolg zur 
Manifestation der Unwertigkeit des Verhaltens des Herstellers im sozialen Raum 
ebenso wenig wie zur Auslüsung einer gerade dem missbilligten Verhalten zuzu­
schreibenden weiteren qualifizierten Rechtsfriedenssti:irung. 140 Liegt keine 
Rechtsfriedensstürung vor, auf deren Behebung eine angemessene missbilligende 
strafrechtliche Reaktion stets zielen muss, 141 dann ist der Strafeinsatz nicht legi­
timierbar. 

b) Fehlender Realisierungszusammenhang zwischen Verhalten und Erfolg 

Ebenfalls nicht legitimierbar ist der Strafeinsatz gegen den Hersteller wegen 
eines vollendeten Delikts, wenn ein ,objektiv zuzurechnender Erfolg" fehlt, d.h. 
wenn sich der Erfolg nicht als Realisierung jener Risikoschaffung begreifen lasst, 
deretwegen das von dem Hersteller begangene bzw. unterlassene Verhalten verbo­
ten bzw. geboten ist. 142 Kann dem Produzenten der konkret eingetretene Erfolg 
nicht zugerechnet werden, dann ist der Erfolg nicht mehr geeignet, die Unwertig­
keit des Verhaltens anhand der Folgen der Tat zu verdeutlichen. In einem solchen 
Fall kann von einer gravierenden Verletzung des Rechtsfriedens, dessen Wieder­
herstellung der Strafeinsatz dient, keine Rede sein. 143 

Ein Erfolg ist dann objektiv zurechenbar, wenn der schadenstrachtige Verlauf, 
der sich tatsachlich ereignet hat, durch ordnungsgemaBes Verhalten hatte vermie­
den werden konnen und sollen. 144 In der Sache wirft der Zurechnungszusammen­
hang zwischen dem Erfolg und der Verletzung von Instruktions-145 und Wam-

13 8 Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 51. 

l39 BGHSt 37, 106, 112 (Lederspray); zust. Goll!Winkelbauer, in: v. Westpha1en (Hrsg.), 
Produkthaftungshandbuch, § 47 Rn. 53. 

140 Frisch, Verhalten, S. 520. 

141 Frisch, Verhalten, S. 520. 
142 Frisch, Verhalten, S. 525; vgl. auch z.B. MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu 

den §§ 13 ff. Rn. 181, 350; Jescheck/Weigend, AT, S. 287; Kühl, AT, § 4 Rn. 43; SchOn­
ke/SchrOder-Lenckner!Eisele, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 92; Roxin, AT I, § 11 Rn. 47; 
SK-Rudolphi, Vor § 1 Rn. 57 (Juni 1997); Wolter, S. 29 f. 

143 Frisch, Verhalten, S. 526, 534, 548; vgl. auch Freund, Unterlassen, S. 128 f. 
!44 Freund, AT, § 2 Rn. 48 u. 75a, § 5 Rn. 67. 
145 Zu Instruktionspflichten siehe unten Teil3, II.A.3.a), Teil4, II.A.2.d)bb). 
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pflichten 146 spezielle Probleme auf. Denn ob rechtzeitige und ordnungsgemiiBe 
Instruktionen bzw. Warnungen seitens des Herstellers Tod oder Ki:irperverletzun­
gen von Verbrauchern verhindern, hiingt davon ab, wie sich die jeweiligen Konsu­
menten verhalten, ob sie niimlich die Instruktion bzw. die Warnung befolgen oder 
ob si e diese nicht beachten oder ernst nehmen. 147 Un ter Berücksichtigung dieser 
spekulativen Wirkung von Instruktionen und Warnungen dürfte der Nachweis eines 
Realisierungszusammenhangs zwischen dem VerstoB gegen Instruktions- und 
Warnpflichten und dem Tod bzw. der Ki:irperverletzung beim Verbraucher nur in 
sehr seltenen Ausnahmefállen mi:iglich se in. 148 

Das vorstehende Problem ist dadurch zu lOsen, dass bei der Feststellung eines 
durch das Verbraucherverhalten vermittelten Realisierungszusammenhangs von 
einem pflichtgemiiBen bzw. die eigenen Interessen wahrenden Verhalten des 
Verbrauchers ausgegangen werden muss. 149 Eine solche Vermutung liisst sich da­
mit rechtfertigen, dass sich niemand zu seiner Entlastung auf dasfiktive rechtswid­
rige bzw. unvernünftige Verhalten eines anderen berufen kann. 150 Sofern die 
Pflichtverletzung des Herstellers darin besteht, dem Verbraucher nicht die Gele­
genheit (durch die lnstruktion bzw. Warnung) gegeben zu haben, seine eigenen 
Interessen zu wahren, ist zu unterstellen, dass der Verbraucher seine Interessen 
gewahrt hiitte. 151 

Steht allerdings zum Zeitpunkt der Yornahme des Herstellerverhaltens offen­
sichtlich fest, dass der Verbraucher trotz Information bzw. Warnung untiitig 
geblieben wiire, so entflillt ein Realisierungszusammenhang zwischen Verhalten 
und Erfolg. 152 Da in diesen Fallen der Erfolg auch bei richtigem Verhalten des Her­
stellers eingetreten ware, sind die Folgen des J-Iandelns keine Manifestation des 
NormverstoBes in der Wirklichkeit und geben keinen legitimierenden Grund fiir 
eine strafrechtliche Reaktion her. 153 

146 Zu WarnpOichten siehe unten Teil 3, li.A.3.b), Teil 4, 111.8. 

147 Vgl. Puppe, JR 1992, 31. 
148 Eichinger, S. 201; Schmidt-Sa!zer, Produkthaftung 1, Rn. 1.482; Sclnvartz, S. 68; 

Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 79·. 
149 Vgl. Bosch, S. 106 f.; Puppe, JR 1992, 31 f.; Ransiek, Unternehmensstrafrecht, 

S. 20; Schonke/Schriider-Stree/Bosch, § 13 Rn. 62. Auch im Rahmen der hypothetischen 
Kausaliti:itsfeststellung bei Kollektiventscheidungen ist von einem normkonformen Verhal­
ten der anderen auszugehen (in diesem Sinne etwa Jakobs, FS für Miyazawa, S. 423; ihm 
zust. Schiinke/Schriider-S/ree/ Bosch, § 13 Rn. 62). 

150 Bosch, S. 107; NK-Puppe, Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. 134; Schiinke/Schriider-Stree/ 
Bosch, § 13 Rn. 62. 

151 Puppe, Jura 1997, 410; NK-dies., Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. 134. 
152 Puppe, JR 1992, 31 f.; Schiinke/Schriider-Stree/ Bosch, § 13 Rn. 62. 

153 Freund, AT, § 2 Rn. 60. 



111. Zusammenfassung 

Die Rechtspflichten, die der Hersteller bei der Anfertigung von W aren erfüllen 
muss, sind in einer - positivierten oder nicht positivierten -primaren Normenord­
nung enthalten, auf der das Strafrecht als bewahrende Sekundarordnung aufbaut. 
Der VerstoB gegen eine Rechtspflicht bzw. Verhaltensnorm der Primarordnung ist 
die materielle Grundvoraussetzung einer jeden Straftat. Ein solcher VerstoB bildet 
das tatbestandsmaBige Verhalten im Sinne des jeweiligen Delikts. 

Wahrend Verhaltensnormen im Produktverantwortungsbereich das Leben und 
die Gesundheit der Verbraucher unmittelbar schützen, dienen strafrechtliche Sank­
tionsnormen direkt dem Schutz der Geltungskraft solcher Verhaltensnormen. 

Sowohl Verhaltensnormen als auch die Anwendung von strafrechtlichen Sank­
tionsnormen tangieren den Schutzbereich von Grundrechten des Herstellers. Für 
die Legitimation dieser Grundrechtsbeeintrachtigungen müssen alle Erfordemisse 
erfüllt sein, die ganz allgemein für staatliche Rechtseingriffe gelten, insbesondere 
muss das VerhaltnismaBigkeitsprinzip beachtet werden. 

Das VerhaltnismaBigkeitsprinzip spielt nicht nur bei der Legitimation von Ver­
haltensnormen, die den Hersteller betreffen, eine Rolle, sondem auch bei der Kon­
kretisierung solcher Normen. De1m insbesondere wenn einschlagige (vorstraf-) 
rechtliche Regeln fehlen, erfolgt die Feststellung der Verhaltensnormen nach 
Geeignetheits-, Erforder!ichkeits- und Angemessenheitserwagungen. 

Angesichts der Wichtigkeit der betroffenen Rechtsgüter und des Fehlens anderer 
effektiver Moglichkeiten zur Stabilisierung der Verhaltensordnung erscheint die 
Anwendung strafrechtlicher Sanktionsnormen im Produktverantwortlichkeits­
bereich als ein grundsatzlich geeignetes sowie erforderliches und angemessenes 
Mittel zur Beseitigung der Gefahr eines Nonngeltungsschadens. 



Zweiter Teil 

Grundlagen der strafrechtlichen Produktverantwortung 

Die Analyse der Grundlagen der strafrechtlichen Produktverantwortung im deut­
schen und spanischen Recht erfordert zuniichst eine Bestimmung des Begriffs 
,strafrechtliche Produktverantwortung" (sogleich unter T.). Im Anschluss daran 
sallen die deutschen und spanischen Leitentscheidungen im Produktverantwor­
tungsbereich dargestellt werden (dazu unten II.). Schliel3lich gilt es, die strafrecht­
lichen Sanktionsnormen und stratbaren Verhaltensweisen im deutschen und spani­
schen Produktverantwortungsrecht darzulegen (dazu unten III.). 

l. Begriff der strafrechtlichen Produktverantwortung 

Eine Untersuchung der ,strafrechtlichen Produktverantwortung" setzt notwendi­
gerweise eine genaue Kliirung dieses Begriffs voraus, damit der Untersuchungs­
gegenstand eingegrenzt werden kann. 1 

A. Deutsches Strafrecht 

1. Fehlen einer einheitlichen Terminologie 

Wahrend sich im deutschen Zivilrecht der Begriff ,Produkthaft:ung" als Fach­
terminus etabliert hat, fehlt im Strafrecht bislang eine einheitliche Tenninologie. 
So finden sich in der deulschen strafrechtlichen Literatur mit den Begriffen ,Pro­
dukthaftung",2 ,Produzentenhaft:ung"3 und ,Produktverantwortung"4 gleich mehre­
re Bezeichnungen ftir ein und denselben Gegenstand. 

1 Eichinger, S. 1; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 3. 
1 So Bode, FS für BGH, S. 515; Eichinger, S. 1; Groj]e Vorho!t, S. 17; J-Jo!termann, 

S. 27; Kuh!en, Fragen einer Produkthaftung, S. 1; ders., FS für BGH, S. 647; ders., FS für 
Eser, S. 359; Schauman11-Werder, S. 15; Voge!, GA 1990, 241; ders., FS flir Lorenz, S. 65. 

3 So J-Ji!gel1d01j; Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 13. 
4 Siehe etwa Deutscher/Kürner, wistra 1996, 292; J-Jassemer, Produktverantwortung, 

S. 26; J-!ühfe!d, S. 2 f.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 4; 
Schmidt-Salzer, NJW 1988, 1937; ders., NJW 1990, 2966; Schmucker, S. 39 f.; Tiede-
11101111, FS für Hirsch, S. 765. 
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Obwohl der Terminus ,strafrechtliche Produkthaftung" im strafrechtlichen 
Schrifttum am weitesten verbreitet ist,5 ist er dennoch unglücklich gewahlt. Denn 
der aus dem Zivilrecht stammende Begriff ,Haftung" umfasst auch die reine Sach­
haftung ohne personliche Schuld sowie die Haftung fur fremde Schuld und damit 
Konstellationen, die dem Strafrecht wesensfremd sind.6 Aus demselben Grund 
muss die Bezeichnung ,Produzentenhaftung" abgelehnt werden. Es ist darum 
vielmehr von ,Produktverantwortung" zu sprechen, da bei diesem Terminus einer­
seits der personale Bezug zum Ausdruck kommt, andererseits der Tadelcharakter 
der strafrechtlichen Sanktion gegenüber der im Zivilrecht vorrangigen Kompensa­
tion betont wird.7 Unter ,strafrechtlicher Produktverantwortung" soll im Folgenden 
die Verantwortlichkeit fur Schaden verstanden werden, die durch die Herstellung 
und den Vertrieb fehlerhafter Produkte verursacht worden sind.8 

2. Betriebsstiitten-Fiille 

Fraglich ist, ob die Definition von strafrechtlicher Produktverantwortung auch 
die Verantwortlichkeit des Herstellers fur die wahrend des Produktionsvorgangs 
eintretenden Gesundheitsschadigungen von Angestellten umfasst. Ein bekanntes 
Beispiel fur diese sogenannten Betriebsstatten-Falle9 ist der Ziegenhaar-Fa11: 10 

Der Angeklagte hatte für seine Pinselfabrik von einem chinesischen Handler Ziegenhaa­
re erworben und diese trotz des Hinweises des Handlers, dass er sie desinfizieren müsse, 
ohne vorherige Desinfektion an seine Mitarbeiter weitergegeben. Vier Mitarbeiter, die 
mit der Herstellung der Pinsel beschaftigt waren, wurden mit Milzbrandbazillen infiziert 
und starben. 

Teilweise wird in der Literatur vertreten, dass die moglichen Schadigungen, die 
bei der Güterproduktion entstünden, einen Fall der strafrechtlichen Produktverant­
wortung darstellten. Denn auch in den Betriebsstatten-Fallen würden Personen, die 
beruflich mit dem Produkt in Kontakt kommen, an Leib, Leben oder Gesundheit 
geschiidigt, und zwar entgegen ihren berechtigten Sicherheitserwartungen. Sowohl 
hinsichtlich der betroffenen Rechtsgüter als auch hinsichtlich der Fragen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit und Zurechenbarkeit im Betrieb sowie der Erwar­
tungen der Arbeitnehmer, die mit dem schadlichen Produkt in Berührung kommen, 

5 Colussi, S. 16. 
6 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 4; Schmucker, S. 39 f. 
7 Schmucker, S. 40. 
8 Siehe Alexander, S. 65; Colussi, S. 20 f.; Eichinger, S. 6; Kuhlen, FS für BGH, S. 647; 

Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 4; Schaumann-Werder, S. 17; 
Vogel, GA 1990, 246; ders., FS für Lorenz, S. 65. 

9 Begriffbei Eichinger, S. 4; ebenso Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.109. 
10 Vgl. RGSt 63, 211 ff. 
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seien keine grundsatzlichen Unterschiede zur Schadigung von Verbrauchern fest­
stellbar. 11 

Die vorgebrachten Argumente zum Verstandnis der Betriebsstatten-Konstella­
tionen als Falle der strafrechtlichen Produktverantwortung vennogen freilich nicht 
zu überzeugen. Schlief3lich sind nicht alle Falle, in denen die Rechtsgüter Leib, 
Leben oder Gesundheit beeintrachtigt sind, Unterfálle der Produktverantwortung. 
Die Problematik der strafrechtlichen Zurechnung innerhalb des Betriebs - oder 
genauer gesagt die Problematik der Aufteilung von strafrechtlich relevanten Pflich­
ten innerhalb des Unternehmens - ist wiederum kein spezifisches Thema der Pro­
duktverantwortung, vielmehr handelt es sich um ein allgemeines Problem des 
Unternehmensstrafrechts. 12 Was die Sicherheitserwartungen der Arbeitnehmer an­
belangt, lasst sich anführen, dass sich diese eher auf sichere Arbeitsbedingungen 
als auf gefahrlos benutzbare bzw. hinsichtlich etwaiger Gefahren ausreichend ge­
kennzeichnete Waren richten. Ferner wird in der Literatur mit Recht darauf 
hingewiesen, dass eine bewegliche Sache erst durch ihre Bestimmung zum wirt­
schaftlichen Austausch zum Produkt wird, sodass die Beeintrachtigungen von 
Rechtsgütern wiihrend des Herstellungsprozesses selbst keinen Fall der Produkt­
verantwortung darstellen. 13 

Die Betriebsstatten-Falle fallen demnach nicht unter den Begriff der strafrecht­
lichen Produktverantwortung. 

3. Umweltschaden durch ,negative Güter" 

Teilweise wird vertreten, dass die strafrechtliche Produktverantwortung auch die 
Verantwortlichkeit ftir die sogenannten negativen Güter umfasst. Darunter versteht 
man die umweltbelastenden Emissionen (Abfall, Abluft und Abwasser), die aus der 
Warenproduktion stammen. Für die Wirkungen solcher ,nutzlosen Produkte" auf 
die Umwelt habe der Hersteller genauso wie ft.ir die schadigenden Wirkungen des 
fertigen Endprodukts auf die Konsumenten zu haften. 14 Die Nahe der Produktver­
antwortung zum Umweltstrafrecht konne nicht übersehen werden, weil beide einen 
ahnlichen akzessorischen Charakter haben. Denn in der strafrechtlichen Produkt­
verantwortung hange das strafrechtliche Unrecht ebenso wie im Umweltstrafrecht 
von der Unrechtsnormierung in anderen Rechtsgebieten ab. 15 

11 Eichinger, S. 4; vgl. auch Colussi, S. 19 f. und Schmidt-Salzer, Produkthaftung 1, 
Rn. 1.049. 

12 Kuhlen, Fragcn cincr Produkthaflung, S. 27. 
13 So Kuh/en, Fragcn cincr Produkthaflung, S. 23 f.; Mayer, Produktverantwortung bci 

Arzneimittclsclüiden, S. 5; Schaumann-Werder, S. 16. 
14 1-famm, PHI 1985, 18 f.; vgl. auch Briiggemeier, S. 413; Deutscher!Kürner, wistra 

1996, 292; Schaumann-Werder, S. 18 f. 
15 Sc/111/z, in: Lüdcrssen (Hrsg.), AufgekHirte Kriminalpolitik, S. 45 f. 
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Die Auffassung, die das Umweltstrafrecht mit der strafrechtlichen Produktver­
antwortung gleichsetzt, wird zu Recht überwiegend abgelehnt, da die Probleme 
beider Bereiche sich recht offenkundig unterscheiden.16 So würden die produktver­
antwortungsrechtlich zentralen Fragen der berechtigten Sicherheitserwartungen 
von Konsumenten und der diesen entsprechenden Herstellerpflichten bei der Pro­
duktion umweltschiidlicher Güter gar nicht auftretenP Zum anderen werfe das 
Umweltstrafrecht normative Probleme eigener Art auf, die in der Produktverant­
wortlichkeit keine vergleichbare Rolle spielten, wie etwa die Bestimmung éikologi­
scher Rechtsgüter. 18 Was den akzessorischen Charakter des Umweltstrafrechts und 
der strafrechtlichen Produktverantwortung anbelangt, ist darauf hinzuweisen, dass 
dieses Merkmal keine Besonderheit dieser Gebiete darstellt. Es gilt fiir das Straf­
recht ganz allgemein: Alle Straftatbestiinde bauen - wie bereits dargestellt - auf 
VerstéiBen gegen dem Strafrecht vorgelagerte Primiirordnungen auf. 19 

B. Spanisches Strafrecht 

l. Einheitliche Terminologie 

Im Unterschied zu Deutschland existiert in der spanischen Literatur hinsichtlich 
des strafrechtlichen Aspekts der Produktverantwortung eine einheitliche Termino­
logie. So behandelt man die Probleme der strafrechtlichen Produktverantwortung 
unter dem Stichwort ,responsabilidad penal por el producto".20 

Dieser Begriff bezeichnet nach der spanischen Lehre die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit des Herstellers bzw. Vertreibers fiir Verletzungen und Gefáhrdungen 
der wesentlichen Rechtsgüter (vor allem Leben und kéirperliche Unversehrtheit), 
die durch fehlerhafte Verbraucherprodukte verursacht werden.21 Dieser Terminus 
ist nicht mit dem allgemeineren Begriff ,protección penal del consumidor" zu ver­
wechseln. Unter diesem ist die Gesamtheit der strafrechtlichen Vorschriften, die 

16 In diesem Sinne Colussi, S. 18; Eichinger, S. 3 f.; Kuhlen, Fragen einer Produkthaf-
tung, S. 24. 

17 Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 24. 
18 Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 24. 

19 Siehe dazu aben Teil1, I.A. 
20 So Doval Pais, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 

S. 343; Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defec­
tos, S. 247; Gimbernat Ordeig, ADPCP 1997, 48; Íñigo Carroza, La responsabilidad pe­
nal, S. 60 f.; Octavio de Toledo y Ubieto, GS fiir Ruiz Antón, S. 827; ders., CDJ VII- 2006, 
113; Paredes Castañón, RDPC (5) 2000, 87; ders., in: Corcoy Bidasolo (Hrsg.), Derecho 
Penal de la empresa, S. 408; Paredes Castañón/Rodríguez Montañés, S. 21. 

21 Anarte Borrallo, Causalidad e imputación, S. 438; Cuadrado Ruiz, AP (18) 1999, 
Rn. 388; Íñigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 60 f.; Paredes Castañón!Rodríguez 
Montañés, S. 21 f.; Rodríguez Montañés, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad 
penal por defectos, S. 115 f.; vgl. auch Octavio de Toledo y Ubieto, CDJ VII-2006, 125. 
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die Interessen der Verbraucher schützen, zu verstehen.Z2 Wenn von ,protección 
penal del consumidor" die Rede ist, sind nicht nur die Vorschriften gemeint, die 
das Leben und die korperliche Unversehrtheit vor Schaden durch fehlerhafte Pro­
dukte bewahren, sondern auch die Strafnormen, die den Konsumenten vor Tau­
schungen oder Irrefiihrungen schützen (so etwa der Tatbestand der irreführenden 
Werbung, Art. 282 spStGB).23 

2. Betriebsstlitten-Falle 

Im spanischen Strafrecht stellt die Verantwortlichkeit fiir Gesundheitsbeein­
trachtigungen bei der Herstellung des Produkts keinen Fall der Produktverant­
wortlichkeit dar.24 Die Risiken fiir die Arbeitnehmer, die aus dem Produktions­
prozess selbst stammen, werden folglich nur den Sanktionsnormen zugeordnet, 
die die Gesundheit am Arbeitsplatz schützen.25 Von einem Fall strafrechtlicher 
Produktverantwortung konne man im Rahmen der Güterproduktion nur sprechen, 
wenn die schadigende Ware aus anderen Unternehmen stamme, da hier die Ange­
stellten gleichzeitig Benutzer des fehlerhaften (AuBen-)Produkts seien.26 So lage es 
etwa in dem Fall, in dem eine aus einer anderen Firma erworbene technische 
Druckanlage wegen eines Konstruktionsfehlers versage und ein Mitarbeiter eines 
Druckunternehmens dadurch Korperverletzungen erleide. 

3. Umweltschliden durch ,negative Güter" 

Die spanische Lehre spricht sich ebenfalls für eine Ausklammerung der Um­
weltdelikte aus dem Bereich der strafrechtlichen Produktverantwortung aus. Die 
bei der Produktion entstehenden umweltbelastenden Emissionen kann man zwar als 
,negative Giiter" bezeichnen, sie spielen aber nur fiir das Umweltstrafrecht eine 
Rolle. Produktverantwortungsrechtlich sind sie irrelevant.27 

22 Vgl. Torío López, in: Estudios sobre el derecho de consumo, S. 100. 
23 V gl. A costa Estévez, CPC ( 44) 1991, 469 ff.; Paredes Castaí'íón/ Rodríguez Montailés, 

S. 22 (Fn. 2). 
24 Ein wichtiges Beispiel für einen Betriebsstatten-Fall in Spanien ist der Ardystil-Fall 

aus dem Jahr 2005 (Urteil des TS 537/2005 vom 25.4.2005, ARJ Nr. 6547, 13822 ff.). In 
dem dieser Entscheidung zugrunde liegenden Sachverhalt wurden Arbeiter von verschie­
denen Textilfirmen durch Gase vergiftet, die aus Produkten zum Druck von Textilien aus­
stromten. Der Tribunal Supremo bestiitigte die Verurteilung der Arbeitgeber wegen eines 
Tatbestands, der den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz bezweckte (Art. 348 bis a] 
spStGB 1973). Den Arbeitgebern wurde vorgehalten, toxische Produkte zur 1-Ierstellung 
von Textilien zu verwenden, ohne geeignete Gesundheitsschutzmaf3nahmen fUr die Arbei­
ter (angemessene Belüftung am Arbeitsplatz, Mundschutz usw.) getroffen zu haben. 

25 Corcoy Bidasolo, in: M ir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, 
S. 247; fí'íigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 64. 

26 Corcoy Bidasolo, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, 
S. 248; !iiigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 64. 

27 V gl. Hassemer/ 1Yfw1oz Conde, S. 56 (Fn. 9); Íí'íigo Carroza, La responsabilidad penal, 
S. 63 f. 
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C. Zusammenfassung 

Aus dem soeben Gesagten ergibt sich, dass sowohl im deutschen wie auch im 
spanischen Recht unter ,strafrechtlicher Produktverantwortung" die Verantwort­
lichkeit von Herstellem für Schaden zu verstehen ist, die durch gefáhrliche Indust­
rieprodukte herbeigeführt worden sind. 

Des Weiteren umfasst der Terminus ,strafrechtliche Produktverantwortung" weder 
in Deutschland noch in Spanien die Verantwortlichkeit des Produzenten für die wah­
rend des Produktionsvorgangs eintretenden Gesundheitsschadigungen (Betriebsstat­
ten-Falle) bzw. die Umweltschaden durch ,negative Güter". 



11. Leitentscheidungen zur strafrechtlichen 
Produktverantwortung 

Wenn sich in den letzten Jahren im deutschen und spanischen Recht eine straf­
rechtliche Produktverantwortung herausgebildet hat, so beruht das nicht auf Geset­
zesiinderungen, sondern im Wesentlichen aufbedeutsamen Gerichtsentscheidungen 
zu vorhandenen Tatbestanden. 1 Eine Betrachtung dieser Entscheidungen ist un­
umgiinglich, wenn man sich mit der strafrechtlichen Produktverantwortung niiher 
beschiiftigen will. 

!m Folgenden sollen die ,Leitentscheidungen" der Produktverantwortung in 
Deutschland und Spanien hinsichtlich ihres Sachverhalts, ihres Verfahrensgangs 
und der aufgeworfenen Rechtsfragen kurz skizziert werden. 

A. Leitentscheidungen in Deutschland 

1. Zwischenstecker-Fall 

Den ersten Fall aus der deutschen Rechtsprechung im Rahmen der strafrecht­
lichen Produktverantwortung bildet die Zwischenstecker-Entscheidung vom 
17.2.1959? 

Eine Benutzerin erlitt beim Waschen mit einer elektrischen Waschmaschine einen t6d­
lichen Stromschlag. Das Haushaltsgeriit war mit einem fehlerhaften Zwischenstecker, 
der keine Verbindung zwischen dem Schutzleiter des Verbindungskabels der Maschine 
und der Erdleitung der Schutzkontakt-Steckdose erm6glichte und folglich keine Erdung 
herstellte, an die Steckdose angeschlossen worden. Als die Isolierung des Zuleitungs­
kabels ausfiel, konnten die in dem schadhaften Kabel auftretenden und auf die totlie­
gende Schutzleitung iiberspringenden Fehlstrome nicht in die Erde abflief3en und setzten 
das Gehiiuse der Waschmaschine unter Strom.3 

Der Produzent des Zwischensteckers, der wusste, dass das von ihm hergestellte 
und in den Verkehr gebrachte Produkt nicht den betreffenden VDE4-Sicher­
heitsrichtlinien entsprach, wurde wegen fahrliissiger Totung verurteilt. Der BGH 
bestiitigte den Schuldspruch.5 

1 Cuadrado Ruiz, AP ( 18) 1999, Rn. 392; Ku/1len, JZ 1994, 1142; ders., FS fiir BGH, 
S. 648; Paredes Castailón/Rodríguez Montailés, S. 27; Rodríguez Montailés, GS für Casa­
bó Ruiz, S. 697 f. 

2 BGI-1 1 StR 618/58, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, S. 170 ff. 
(Zwischenstecker). 

3 BGI-1 vom 17.2.1959, in: Schmidt-Sa/zer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, S. 170 
(Zwischenstecker). 

4 Verband Deutscher Elektrotechniker. 
5 BGI-1 vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, S. 170, 

172 (Zwischenstecker). 
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2. Contergan-Fall 

Von groBer Bedeutung fur die Entwicklung der strafrechtlichen Produktverant-
wortung in Deutschland war der Contergan-Fall.6 

In diesem Fall hatte die Arzneimittelfirma G. ein Schlafrnittel- Thalidomid- entwickelt 
und von 1957 bis 1961 vertrieben. Ende der 1950er Jahre traten bei Neugeborenen, 
deren Mütter wahrend der Schwangerschaft Thalidomidpraparate eingenommen harten, 
irreparable Nervenschaden sowie schwere Missbildungen, zurn Teil mit Todesfolge, auf. 

Die Staatsanwaltschaft klagte neun Mitarbeiter der Arzneimittelfirrna wegen 
Korperverletzung, Totung, Inverkehrbringen von gesundheitsschadlichen Arznei­
mitteln7 und wegen Verkaufs von Arzneimitteln unter irrefuhrenden Angaben8 an. 
Dem Leiter der Abteilung ,Forschung und Produktion" der Firma wurde vorgehal­
ten, durch einen Instruktionsfehler schwangere Frauen nicht davor bewahrt zu 
haben, das Medikament einzunehmen und hierdurch Missbildungen bei deren un­
geborenen Kindem ausgelOst zu haben.9 Den übrigen Angeklagten wurden Verlet­
zungen von Produktbeobachtungs- und Rückrufpflichten vorgeworfen. 10 

Das LG Aachen stellte zwar fest, dass die fahrHissige Verursachung von Miss­
bildungen beim Menschen durch Einwirkung auf die Leibesfrucht den Tatbestand 
der Korperverletzung und, wenn die Missbildungen zum Tode fuhren, den Tat­
bestand der Totung erfullen. 11 Weiterhin gelangte es zu der Überzeugung, dass zwi­
schen einer langer dauemden Anwendung des Medikaments und der Entstehung 
bestimmter Missbildungen und Nervenschaden ein Kausalzusammenhang bestand. 
Hierbei wurde die Ansicht vertreten, es komme bei der Beweisfuhrung über den 
Kausalzusammenhang nicht auf die fur den naturwissenschaftlichen Nachweis ge­
botene objektive, sondem nur auf die subjektive Gewissheit der Richter an. 12 Das 
Landgericht stellte das Verfahren aber gemaB § 153 StPO mit Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft ein. Die StraJkammer beurteilte die Schuld der Angeklagten 
nach dem Ergebnis der bisherigen Beweisaufuahme als gering und vemeinte ein 

6 LG Aachen JZ 1971, 507 ff. (Contergan). Kommentiert wurde die Entscheidung von: 
Bock, S. 59 ff.; Bruns, FS für Heinitz, S. 317 ff.; ders., FS für Maurach, S. 469 ff.; Kauf­
mann, JZ 1971, 569 ff. Ein Teil des Beschlusses des LG Aachen ist von Gómez Benítez, 
Causalidad, S. 125 ff. ins Spanische übersetzt. 

7 §§ 6 Nr. 1, 44 Abs. 1 AMG 1961. 
s §§ 8, 44 Abs. 1 AMG 1961. 
9 Vgl. die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim LG Aachen vom 10.3.1967, in: 

Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4.1, S. 3; siehe auch die Begründung der 
Zustimmung zur Einstellung des Contergan-Prozesses seitens der Staatsanwaltschaft, 
DRiZ 1971,46. 

10 Vgl. die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim LG Aachen vom 10.3.1967, in: 
Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4.1, S. 1 f., sowie die Begründung der 
Zustimmung zur Einstellung des Contergan-Prozesses seitens der Staatsanwaltschaft, 
DRiZ 1971, 46. 

11 LG Aachen JZ 1971, 507, 507 ff. (Contergan). 
12 A.a.O., 510 f. 
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offentliches Interesse an der Weiterftihrung des Prozesses. 13 Zur Bewertung der 
Schuld der Angeklagten als gering gelangte das Landgericht u.a. deshalb, weil es 

zur Tatzeit aufgrund des Mangels an Verhaltensmaf3stiiben bei der Arzneimittelher­
stellung schwierig flir die Angeklagten gewesen sei, ihre Rechtspflichten zu erken­
nen: 

,Entwicklung, Produktion [ ... ]und Vertrieb von Arzneimitteln waren zur Tatzeit fast 
ausschlie131ich der Verantwortung der Hersteller überlassen. Von den allgemein gültigen 
Rechtsnormen abgesehen gab es zuniichst praktisch keine, seit [ ... ] 1961 nur die allge­
mein gehaltenen Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes als verbindliche Orientie­
rungsnormen. Gerichtsentscheidungen, die Ma13stiibe hiitten setzen kiinnen, fehlten 
weitgehend. Auch Richtlinien iirztlicher Fachorganisationen waren [ ... ] zum damaligen 
Zeitpunkt noch nicht ausgearbeitet." 14 

3. Monza-Stcei-Fall 

Ein weiterer Fall der strafrechtlichen Produktverantwortung wegen des Inver-

kehrbringens fehlerhafter Produkte war der Monza-Steel-Fall. 15 

Die Firma M. begann ab Miirz 1971 mit der Herstellung und dem Vertrieb von Stahlgür­
tei-Hochgeschwindigkeitsreifen des Typs Monza Steel in mehreren Dimensionen. Ab 
Herbst 1972 traten Defekte an den genannten Reifentypen auf. Infolge von Konstruk­
tions- und Fabrikationsfehlern liisten sich die Lauflliichen der Reifen nach liingerer 
Fahrt mit hoher Geschwindigkeit ab. Dadurch ereigneten sich zahlreiche Verkehrsunfál­
le, bei denen 22 Menschen verletzt wurden und 7 Menschen den Tod fanden. 16 

Der Leiter der Abteilung ,Reifentechnische Entwicklung" wurde wegen fahrliis­

siger Totung und Korperverletzung in mehreren Fallen verurteilt. Ihm wurde zur 
Last gelegt, wiihrend der Konstruktionsphase der Reifen keinen Kombinationstest 
(Schnelllauf- und Dauerlaufprüfungen), sondern lediglich ein überkommenes Test­

verfahren an dem Produkt vorgenommen zu haben. Das LG München 11 fLihrte an, 
dass sich bei einem Kombinationstest eindeutig gezeigt hiitte, dass bei den Reifen, 
insbesondere nach vorangegangenem Fahrzeuglauf, ein rapider Abfall der Schnell­
laufbestiindigkeit eintrat, sodass es jederzeit zu den gefáhrlichen Losungsdefekten 
kommen konnte. Das Gericht flihrte weiter aus, dass, obwohl die naheliegende 
Moglichkeit des Kombinationstests noch nicht dem Stand der Technik entsprach, 

13 LG Aachen JZ 1971,507,517 ff. (Contergan). 
14 A.a.O., 518. Hierzu hebt Bosch hervor, dass produktstrafrechtliche Konstellationen 

von hohen Einstellungsquoten gepriigt sind. Dies folgt gerade daraus, dass eine Konkreti­
sierung der Rechtspllichten des 1-lerstellers angesichts offener Risikostandards in diesem 
Bereich unbefriedigend bleibt. Durch Aullagen kann dann trotz unklarer Rechtslage das 
Strafrecht die ihm zugedachte Priiventionswirkung erfüllen (Bosch, S. 415 [Fn. 1320]). 

15 LG München 11 vom 21.4.1978, in: Schmidt-Sa!zer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 
28, S. 296 ff. (Monza-Steel). 

16 A.a.O., S. 296, 296 f., 333 f. 
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der Angeklagte zumindest fur eine ausreichende Erprobung der Reifen im Fahr­

betrieb auf der StraBe hatte sorgen müssen. 17 

4. Mandelbienenstich-Fall 

Eine weitere Leitentscheidung der strafrechtlichen Produktverantwortung in 

Deutschland war der Mandelbienenstich-Fa11:18 

Mit Staphylokokken befallener Bienenstich wurde an ein Krankenhaus geliefert. Nach 
dessen Verzehr erkrankten zahlreiche Personen an Übelkeit, heftigen Bauchschmerzen, 
Erbrechen und Durchfall. Trotz rechtzeitig erlangter Kenntnis von der Gefahr hatten 
zwei Geschaftsfiihrer der LebensmittelgroJ3handelsfirma beschlossen, keine umfassende 
Wamaktion durchzufiihren, da sie die gemeldeten Erkrankungen fiir nicht besonders ge­
fáhrlich hielten. 19 

Der BGH bestatigte die Verurteilung der beiden Geschaftsfuhrer wegen vorsatz­

licher Korperverletzung in Tateinheit mit vorsatzlichem Inverkehrbringen verdor­

bener Lebensmittel. Der BGH ging ohne nahere Begründung von dem Vorliegen 

einer Garantenposition aus und nahm fur die Angeklagten vorsatzliches Unterlas­

sen an, da trotz Kenntnis von der Kontamination des Kuchens beschlossen wurde, 

aus zeitlichen, sachlichen und fmanziellen Gründen, aber auch um eine mogliche 

Schiidigung des Rufs der Firma zu vermeiden, keine umfassende Wamaktion 

durchzufuhren. 20 

5. Hobby-Chemiekasten-Fall 

Ein weiteres Verfahren, in dem Fragen der strafrechtlichen Produktverantwor-

tung angesprochen wurden, war der Hobby-Chemiekasten-Fall:21 

Nach dem Verzehr von ca. 10 Nicke1sulfat-Kristallen, die sein 11-jahriger Bruder kurz 
zuvor mithilfe eines Hobby-Chemiekastens gezüchtet hatte, starb ein 2Yz jahriges Mad­
chen.22 

17 A.a.O., S. 296, 312 f. Kritisch zu dieser Argumentation des LG München II Gol!/ 
Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 47 Rn. 33; Schwartz, 
S. 73 f. Nach Bosch, S. 426, scheint eine Bezugnahme auf den ,Stand der Technik" im 
Monza-Steel-Fall verfehlt, ,weil sich aus diesem zum Entwicklungszeitpunkt allenfalls 
Richtlinien hinsichtlich der Produktion von Textilgürtelreifen, nicht jedoch hinsichtlich der 
verfahrensgegenstiindlichen Stahlgürtelreifen ableiten lieJ3en. Da die Firma des Angeklag­
ten der erste Reifenhersteller in Deutschland gewesen ist, dessen Stahlgürtelreifen zugelas­
sen wurden, konnte sich dieser nicht auf den Stand der Technik berufen, sondem hatte 
darlegen müssen, warum er trotz neuartiger Produktrisiken auf überkommene Testverfah­
ren vertraute. Deshalb war der Angeklagte unabhiingig vom Stand der Technik [ ... ]ver­
pflichtet, eine eigene Gefáhrlichkeitsprognose vorzunehmen [ ... ]". 

18 BGH vom 4.5.1988, NStE Nr. 5 zu § 223 StGB (Mandelbienenstich). 
19 Ebda. 
20 Ebda. 
21 OLG Stuttgart vom 19.10.1988, NStE Nr. 11 zu § 222 StGB (Hobby-Chemiekasten). 
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In der Anklageschrift: wird den Angeschuldigten zur Last gelegt, sie hatten durch 
Fahrlassigkeit den Tod des Kindes verursacht, indem der Angeschuldigte N. als 
verantwortlicher Geschaftsftihrer gemeinsam mit dem Angeschuldigten G. als Leí­
ter der Abteilung ,Experimentieren, Spielen, Hobby" einer Verlagsbuchhandlung 
in Stuttgart zu Beginn des Jahres 1980 den Hobby-Kasten ,Kristalle züchten" auf 
den Markt brachte, ohne sich zuvor in ausreichender Weise über die Toxizitat der 
darin enthaltenen Substanz Nickelsulfat zu vergewissern.23 

Das OLG Stuttgart lehnte es ab, die Anklage der Staatsanwaltschaft: zuzulassen 
und das Hauptverfahren zu eroffnen. Die Beschwerde der Nebenklager blieb ohne 
Erfolg. Nach Auffassung des OLG konnte den Angeschuldigten weder eine schuld­
hafte Sorgfaltspflichtverletzung noch die Vorhersehbarkeit des Todes des Kindes 
strafrechtlich angelastet werden. Hierbei hob das Gericht hervor, dass die Ange­
schuldigten angesichts des damaligen Standes der Rechtsvorschriften über den 
Handel mit giftigen Mitteln und der deutschsprachigen Fachliteratur hinsichtlich 
der Toxizitat von Nickelsulfat davon ausgehen durften, dass Nickelsulfat in einem 
1-Iobby-Kasten in Verkehr gebracht werden durfte, wenn zugleich in einem Warn­
hinweis auf die damals bekannten Risiken (nur gastrointestinale Reizerscheinun­
gen) aufmerksam gemacht wurde. Das Gericht tlihrte weiter aus, dass der Hobby­
Experimentierkasten seiner Aufmachung und Zweckbestimmung nach nicht flir 
Kleinkinder bestimmt war, sondern für Kinder frühestens ab 1 O Jahren sowie flir 
Jugendliche und Erwachsene. An diesem Konsumentenkreis und seinem Verstand­
nishorizont hatten sich die Gefahrenprognose und damit auch die Anfertigung des 
Warnhinweises zu orientieren, was im vorliegenden Fall erfolgt war.24 

6. Lederspray-Fall 

Weitere Konturen erhielt der Begriff der strafrechtlichen Produktverantwortung 
im sogenannten Lederspray-Fall.25 Diesem lag folgender Sachverhalt zugrunde: 

Die Firma W. u. M. Gmbl-1 stellte Ledersprays her, die der Pflege von Schuhen und 
sonstigen Bekleidungsgegensttinden dienten. Dieses Produkt wurde von der Tochter­
gesellschaft der Firma vertrieben, ohne dass es Beschwerden vonseiten der Kaufer gab. 
Ab 1-lerbst 1980 erreichten die Firma W. u. M. jedoch einige Beanstandungen. Verbrau­
cher, die das Produkt gem1il3 den Gebrauchsanweisungen benutzt hatten, litten an Atem­
beschwerden, 1-lusten, Übelkeit, Schüttelfrost und Fieber. In manchen Fallen mussten 
die Betroffenen sogar wegen ihres lebensbedrohlichen Zustands auf der Intensivstation 
eines Krankenhauses behandelt werden. Die Diagnose zeigte regelmal3ig, dass die Be-

22 OLG Stuttgart vom 19.10.1988, N S tE Nr. 11 zu § 222 StGB (Hobby-Chemiekasten). 
23 Ebda. 
24 Ebda. 
25 BGHSt 37, 106 ff. (Lederspray). Zu diesem Fall si e he die Kommentierungen von: 

Beulke/Bachmann, JuS 1992, 737 ff.; Hassemer, JuS 1991, 253 ff.; HilgendoJf, NStZ 
1994, 561 ff.; Kuhlen, NStZ 1990, 566 ff.; Meier, N.IW 1992, 3193 ff.; Puppe, JR 1992, 30 
ff.; Schmidt-Salzer, NJW 1990, 2966 ff. 
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troffenen an Lungeniidemen litten. Aufgrund der Schadensmeldungen stellte die Firma 
Untersuchungen an und ergriff verschiedene Ma13nahmen, um die toxischen Eigenschaf­
ten des Sprays festzustellen. Diese Aktionen blieben allerdings erfolglos. Deshalb wurde 
die chemische Forme! des Produkts verlindert. Jedoch traten in der Folge weitere Scha­
densfálle auf, der erste nach der Ánderung am 14.2.1981. Am 12.5.1981 wurde eine 
Sondersitzung der Geschliftsführung abgehalten. Dabei wurde die Entscheidung getrof­
fen, Wamhinweise auf allen Spraydosen anzubringen. Weiterhin bestand Einigkeit dar­
über, dass ein Vertriebsstopp, eine Rückruf- oder auch eine Wamaktion nur dann erwli­
genswert seien, wenn die weiteren Untersuchungen einen Beweis fur einen ,echten 
Produktfehler" oder ein ,nachweisbares Verbraucherrisiko" erbringen sollten. In der 
Folgezeit traten weitere Gesundheitsschliden nach der Anwendung des Sprays auf.Z6 

Aufgrund des geschilderten Sachverhalts wurde gegen vier Geschaftsfuhrer der 
Herstellerfirrna und zwei Geschaftsfiihrer der Tochtergesellschaften der Prozess 
eingeleitet. In vier Schadensfállen, die nach dem 14.2.1981 und vor der genarmten 
Sondersitzung eintraten, nahm das LG Mainz eine Garantenstellung der Geschafts­
fiihrer an und verurteilte die Angeklagten wegen fahrlassiger Korperverletzung 
durch Unterlassen des rechtzeitigen Rückrufs der Produkte bei den Handlem (§ 230 
StGB a.F. = §§ 229, 13 StGB). In Bezug auf 38 Schadensfálle, die sich nach der 
Sondersitzung vom 12.5.1981 ereignet hatten, sprach das Gericht die Geschafts­
fiihrer überdies wegen gefáhrlicher Korperverletzung (§ 223a StGB a.F. = § 224 
StGB) schuldig. Soweit das Produkt nach der Sondersitzung in den Verkehr 
gebracht worden war, stellten die Richter aktives Tun (Produktvertrieb ), soweit die 
Auslieferung vor der Sitzung erfolgt war, Unterlassen (eines Rückrufs) fest. Das 
Landgericht leitete die Garantenstellung der Angeklagten aus der in der zivilrecht­
lichen Produkthaftung anerkannten Produktbeobachtungspflicht des Herstellers 
ab.27 

Der BGH bestatigte die Verurteilung des LG Mainz im Ergebnis, stützte die An­
nahme einer Garantenstellung jedoch auf andere Grundlagen. So lehnte der BGH 
die Argumentation des Ausgangsgerichts ab und fiihrte aus, dass die schadens­
ersatzorientierten Haftungsprinzipien des Zivilrechts nicht unbesehen zur Bestim­
mung strafrechtlicher Verantwortlichkeit benutzt werden dürften, unabhangig 
davon, dass hier auf der Grundlage der getroffenen Feststellung auch nach straf­
rechtlichen Grundsatzen eine zur Schadensabwendung verpflichtende Garantenstel­
lung der Angeklagten gegeben gewesen sei. ,Diese Garantenstellung folgte aus 
vorangegangenem, pflichtwidrigem Gefáhrdungsverhalten (Ingerenz)", fiigte das 
Gericht hinzu.28 Darüber hinaus befasste si eh der Gerichtshof emeut mit der Prob-

26 Vgl. BGHSt 37, 106, 108 ff. (Lederspray). 
27 LG Mainz vom 16.1.1989, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 3. 

22, S. 27, 38 f. 
28 Vgl. BGHSt 37, 106, 115 (Lederspray). Besonders problematisch ist im Lederspray­

Fall die Begründung der Pflichtwidrigkeit des vorangegangenen Herstellerverhaltens: ,Die 
objektive Pflichtwidrigkeit des Vorverhaltens setzt nicht voraus, da13 der Handelnde bereits 
damit seine Sorgfaltspflichten verletzt, si eh al so fahrlassig verhalten hat [ ... ]. Insoweit 
genügt die rechtliche Mi13billigung des Gefáhrdungserfolgs" (BGHSt 37, 106, 118 f.). Dies 
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lematik der generellen Kausalitiit, da wie schon im Contergan-Fall nicht festzustel­
len war, was nach naturwissenschaftlicher Analyse und Erkenntnis letztlich der 
Grund flir die Schadensverursachung durch das Produkt war. Diesbezüglich lie13 
der BGH genügen, dass ,in rechtsfehlerfreier Weise festgestellt [ist], dass die -
wenn auch nicht niiher aufzukliirende - inhaltliche Beschaffenheit des Produkts 
schadensursiichlich war. [Es] ist zum Nachweis des Ursachenzusammenhangs nicht 
noch weiter erforderlich, dass festgestellt wird, warum diese Beschaffenheit scha­
densursiichlich werden konnte, was also nach naturwissenschaftlicher Analyse und 
Erkenntnis letztlich der Grund daflir war [ ... ]. Freilich müssen [ ... ] alle anderen in 
Betracht kommenden Schadensursachen [ ... ] ausgeschlossen werden konnen" .29 

Die Richter am BGH hatten sich schliel3lich im Lederspray-Fall mit der Feststel­
lung der Kausalbeziehung des Einzelvotums jedes GeschiiftsfLihrers zur Gesamt­
entscheidung und so zu der auf dem unterlassenen Rückruf beruhenden Gesund­
heitsschiidigung zu beschiiftigen.30 

7. Holzschutzmittei-Fall 

Ein anderes Verfahren, in dem Fragen der strafrechtlichen Produktverantwortung 
angesprochen wurden, war der Holzschutzmittel-FallY Dessen Ursprung liegt im 
Wesentlichen in folgendem Sachverhalt: 

Anfang der 1970er Jahre begann der Betrieb D. Gmbi-1, ein Ho1zschutzmitte1 fiir den In­
nenbereich auf den Markt zu bringen, we1ches die toxischen Substanzen PCP und Lin­
dan enthie1t. Bis Ende des Jahres 1977 ging eine Vie1zah1 von Beschwerdebriefen über 
Gesundheitsschadigungen bei der D. GmbH ein. Eine betriebsinterne Aufarbeitung kam 
zu dem Sch1uss, dass ein Kausa1zusammenhang zwischen den Gesundheitsschadigungen 
und der Benutzung des Ho1zschutzmitte1s bestand. Im August 1977 verstarkte sich die­
ser Verdacht durch eine grol3e Zah1 von Schadensme1dungen. Erst im Frühjahr 1978 
begann die D. Gmbi-1, ein PCP-freies Ho1zschutzmitte1 zu vertreiben. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wurden Ho1zschutzmitte1 mit PCP weiter hergeste1lt und verkauft. Die Ge­
schaftsführer ergriffen keine Mal3nahmen zur Warnung vor Schadensmerkma1en oder 
zur Rücknahme der Produkte vom Markt. 

ist a uf allgemeine Ab1ehnung gestol3en (so etwa Beu/kel Bachmann, JuS 1992, 739; Bosch, 
S. 196 ff.; Brammsen, GA 1993, 1 O 1 ff.; Hi/gendoJf, Strafrecht1iche Produzentenhaftung, 
S. 138 ff.; Kuh/en, NStZ 1990, 568; Meier, NJW 1992, 3196; Roxin, AT 11, § 32 Rn. 199 f. 
m.w.N.; Schaumann-Werder, S. 58 f.). Denn wenn die recht1iche Missbilligung des Erfo1gs 
schon die Pflichtwidrigkeit des Vorverha1tens imp1iziert, we1che Funktion und welchen 
Sinn sol! dann ein Erfordernis der Pflichtwidrigkeit neben dem des Erfo1gsunrechts noch 
haben? (Puppe, JR 1992, 30). Zur Garantenstellung des Herstellers siehe naher unten 
Tei1 2, III.A.2.a)cc). 

29 BGHSt 37, 106, 112 (Lederspray); zust. HilgendoJ_f, Strafrecht1iche Produzentenhaf­
tung, S. 124; Kuhlen, NStZ 1990, 567; Wohlers, JuS 1995, 1024; dagegen Puppe, JZ 1994, 
1149; Samson, StV 1991, 183; Schwartz, S. 56 f. 

30 BGI-1St37, 106, 130 ff. (Lederspray). 
31 BGHSt 41, 206 ff. (Ho1zschutzmitte1). Siehe die Aufarbeitung von Íiiigo Carroza, AP 

(20) 1997, Rn. 439 ff.; Puppe, JZ 1996, 318 ff.; Schmidt-Salzer, NJW 1996, 1 ff.; Schulz, 
ZUR 1994, 26 ff. 
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Zwei Geschaftsführer wurden wegen fahrlassiger Korperverletzung (§ 230 StGB 
a.F. = § 229 StGB) und fahrlassigen Freisetzens von Giften (§ 330a Abs. 2 StGB 
a.F. = § 330a Abs. 5 StGB) angeklagt, und zwar hinsichtlich derjenigen Holz­
schutzmittel, die von der Firma ab dem 1.1.1978 in Verkehr gebracht wurden (posi­
tives Tun) oder die zwar schon vor diesem Zeitpunkt in Verkehr gebracht worden 
waren, deren Verwendung im Innenraum aber nicht verhindert wurde (Unterlas­
sen). 

Das LG Frankfurt verurteilte die Angeklagten wegen fahrlassiger Korperverlet­
zung in Tateinheit mit fahrlassiger Freisetzung von Giften.32 Gegen dieses Urteil 
legten sowohl die Angeklagten - mit dem Ziel, einen Freispruch zu erreichen - als 
auch die Staatsanwaltschaft - die eine Bestrafung wegen vorsatzlicher Begehung 
erreichen wollte - Revision ein. Die Revision der Angeklagten zum BGH führte 
zur Aufhebung des Urteils und zur Rückverweisung an das LG Frankfurt/3 wel­
ches schlieBlich das Verfahren gegen die beiden angeklagten Geschaftsfuhrer we­
gen geringer Schuld gegen Zahlung von GeldbuBen in Hohe von jeweils 100.000 
DM einstellte (§ 153a StP0).34 

In der Entscheidung des BGH zum Holzschutzmittel-Fall finden sich bedeutsame 
Ausfuhrungen über die generelle Kausalitat, da wie schon im Contergan- und im 
Lederspray-Fall trotz zeitlichen Zusammenhangs zwischen Produktbenutzung und 
Schadenseintritt der schadensursachliche Stoff und sein genauer toxikologischer 
Wirkungsmechanismus nicht ermittelt werden konnten. Nach dem BGH kann ein 
Kausalzusammenhang schon dadurch nachgewiesen werden, dass alle anderen 
moglichen Ursachen der Korperverletzungen ausgeschlossen werden oder zumin­
dest die Mitverursachung des Holzschutzmittels nach einer Gesamtbewertung der 
naturwissenschaftlichen Erkenntnisse und anderer Indiztatsachen zweifelsfrei fest­
gestellt wird. 35 

B. Leitentscheidungen in Spanien 

l. Winzer-Fall 

Den Anfang der Rechtsprechung zur strafrechtlichen Produktverantwortung in 
Spanien markiert die Entscheidung des Tribunal Supremo im Winzer-Fal1.36 

32 LG Frankfurt/Main ZUR 1994, 33 ff. 
33 BGHSt 41, 206 (Holzschutzmittel). 
34 LG Frankfurt/Main NJW 1997, 1994 f. 
3s BGHSt 41, 206, 215 f. (Holzschutzmittel). 
36 Urteil des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 2601, 2434 f. (Winzer) mit Anm. von Corcoy 

Bidasolo, ADPCP 1989, 331 ff. 
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Der Angeklagte, ein Winzer, erwarb im Jahr 1971 Arsenik- ein als extrem giftig be­
kanntes Mittel- zur Anwendung in seinem Weinberg und brachte es in einer Plastiktüte 
in einem Speiseschrank seines Weinkellers unter. In dem Speiseschrank lagerten noch 
andere Produkte, darunter auch Zitronensiiure. Trotz der graBen Áhnlichkeit van Zitro­
nensiiure und Arsenik war kein Zeichen angebracht, anhand dessen die beiden Mittel 
hiitten unterschieden werden konnen. !m Juni 1978 nahm der Winzer die Tüte mit Arse­
nik in der Überzeugung, dass es sich um die Zitronensiiure handelte, und flillte 3Zí Kilo 
davon in einen Weinbehiilter ein. Der Wein wurde nachher von dem Winzer selbst ver­
kauft. Der Verzehr des vergiillten Weines verursachte 11 Tate und 35 Verletzte.37 

Das Landgericht verurteilte den Winzer wegen fahrHissiger Totung und Korper­
verletzung in mehreren Fallen.38 Auf die Revision des Angeklagten hin besUitigte 
der Tribunal Supremo die Verurteilung. Er stellte fest, dass das Verhalten des An­
geklagten leichtfertig war, da er die ftir jedermann erkennbaren Sorgfaltsanforde­
rungen nicht beachtete. Der Tribunal Supremo hob in seiner Entscheidung hervor, 
dass die Lagerung eines giftigen Mittels zusammen mit Produkten, die ausschlieB­
lich zur Herstellung von Wein benutzt werden, durch spezifische Wein-Regelwerke 
(Estatuto del vino, de la viña y los alcoholes vom 2.12.1970 und eine Verordnung 
vom 23.3.1972) ausdriicklich verboten war.39 

2. Colza-Fall 

Der in der Offentlichkeit bekannteste Fall strafrechtlicher Produktverantwortung 
in Spanien war der Colza-Fall.40 Die besondere Bedeutung des Colza-Skandals für 
das spanische Strafrecht sowie die Komplexitat seines Sachverhalts rechtfertigen 
eine ausfi.ihrliche Darstellung dieses Falls. 

Zum kommerziellen Schutz van inliindischen Olen und Schmalz verboten die spani­
schen Behorden seit den 1970er Jahren Rapsi.il-lmporte für den menschlichen Verzehr. 
Um sicherzustellen, dass importiertes 61 nicht dem menschlichen Genuss zugeführt 
wurde, ordnete die Verwaltungsbehorde an, die organoleptischen Merkmale des Ols zu 
vergiillen. Auf diese Weise konnte dieses Produkt nur für industrielle Verfahren (haupt-

37 Urteil des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 2601, 2434 (Winzer). 
38 Art. 565 Abs. 1 und 5 spStGB 1973. 
39 Vgl. Urteil des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 2601, 2434, 2435 (Winzer). 
40 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827 ff. = CGPJ (12) 1992, 69 ff. (Col­

za !) und Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867 ff. (Colza 11). Zum 
Colza-Fall C01·coy Bidaso/o, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las 
empresas, S. 247 ff.; Gimbernat Ordeig, in: La armonización legislativa, S. 105 ff.; Gómez 
Benítez, EsC (13) 1988, 61 ff.; Gonzá/ez Lagier, PJ (33) 1994, 83 ff.; Hassemer!Mw1oz 
Conde, La responsabilidad por el producto en Derecho Penal, 1995; Maqueda Abreu, 
ADPCP 1995,419 ff.; Paredes Castw1ón, PJ (33) 1994,421 ff.; ders., Huarte de San Juan 
(1) 1994, 213 ff.; ders., RDPC (5) 2000, 87 ff.; ders.!Rodríguez Montw1és, El caso de la 
colza - Responsabilidad penal por productos adulterados o defectuosos, 1995; PCI1aranda 
Ramos, FS für González-Cuéllar García, S. 414 ff.; Rodríguez Montw1és, in: Boix 
Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 115 ff.; Terradi//os Basoco, 
in: Serrano-Piedecasas/Demetrio Crespo (Hrsg.), Cuestiones actuales, S. 107 ff. 
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sachlich der Eisenindustrie) benutzt werden. Ursprünglich wurde das Rapsol mit Rizinus 
vergallt.41 

Im Miirz 1973 genehmigte das spanische Zollamt einer Kautschukersatz-Firma, das 
Rapsol statt mit Rizinus mit Anilin bzw. Naphthalinol zu vergallen. Zu diesem Zweck 
erstattete das zentrale Labor des Zollamts einen Bericht, gemaB dem die Vergallung des 
Rapsols auch mit den erwahnten Stoffen erfolgreich sein konnte.42 

Im Juni 1973 verschaffte sich die Firma Rapsa, die sich seit langerer Zeit mit dem Import, 
der Behandlung und dem Verkauf von Ólen und Schmieri:ilen zum industriellen Gebrauch 
beschaftigte, vom spanischen Zollamt auch eine Genehmigung, um Rapsol mit Anilin zu 
behandeln. Die Erlaubnis der Verwaltung stützte sich auf den vom zentralen Labor schon 
im Marz erstatteten Bericht. Ab 1980 beantragte Rapsa darüber hinaus eine betrachtliche 
Erhohung der Importlizenzen von Rapsol, welche von den Behürden des Zollamts gestat­
tet wurde, ohne dass die Gründe dieses Antrags ermittelt worden wiiren.43 

Anfang Mai 1981 traten, zunachst nur in den Stadten Torrejón de Ardoz und Madrid, 
gehauft Verletzungen auf, die einer interstitiellen Pneumonie entsprachen.44 Dies fúhrte 
zu der Annahme, dass die Krankheit über die Atemwege übertragen wurde. Zunachst 
wurde die Hypothese aufgestellt, die Krankheit sei durch einen Unfall mit bakteriellen 
Waffen im amerikanischen Luftwaffenstützpunkt von Torrejón de Ardoz verursacht 
worden. Aber man zog auch Gemüse-Vergiftungen in Betracht. Nachtraglich wurde 
klar, dass die Erkrankung mit der Einnahme gewisser Óle ohne Marke verbunden war, 
die durch StraBenverkaufer vertrieben worden waren.45 

Die Polizeiermittlungen ergaben, dass in den Jahren 1980 und 1981 mit Anilin vergall­
tes Rapsol zum Verzehr auf den Markt gebracht worden war.46 Der Verdacht richtete 
sich konkret gegen die Firma Rapsa, die ab 1980 den Import von Rapsol aus Frankreich 
erheblich gesteigert hatte. Die Zunahme des Imports von Rapsol seitens dieser Firma 
war auf ein Gesprach zwischen J.M.B. (Leiter und Geschiiftsfiihrer dieser Firma, deren 
Verwalter ihrerseits F.B. war), J.P., E.S. und R.F. zurückzufiihren. Aufgrund dieses Ge­
sprachs verkaufte die Firma Rapsa J.P., E.S. und R.F. Óltanks mit 16.000 bzw. 24.000 
kg Lagerkapazitat. Das vergallte Rapsol wurde von J.P., E.S. und R.F. über StraBenver­
kaufer in den Lebensmittelmarkt eingefiihrt.47 

Der Verzehr des Óls verursachte 330 Tote und mehr als 15.000 Verletzte.48 

41 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8828 = CGPJ (12) 1992, 69, 
74 (Colza I); vgl. auch Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9870 
(Colza II). 

42 Vgl. Urteil des TS 89511997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9870 (Colza II). 
43 Vgl. Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9870 (Colza II) 

ebenso Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8828 f.= CGPJ (12) 1992, 69, 
75 f. (Colza I). 

44 Im Folgenden vgl. die Zusammenfassung des Sachverhalts von Paredes Castañónl 
Rodríguez Montañés, S. 43 ff. 

45 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8827 = CGPJ (12) 1992, 69, 
72 f. (Colza I). 

46 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8828 = CGPJ (12) 1992, 69, 
74 (Colza I). 

47 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8828 f.= CGPJ (12) 1992, 
69, 75 f. (Colza I). 

48 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8869 = CGPJ (12) 1992, 69, 170 
(Colza I). 
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Der oben beschriebene Sachverhalt ftihrte zu zwei Verfahren. Ein Prozess wurde 
gegen die in den Fall verwickelten Olunternehmer eingeleitet.49 Ein weiteres Ver­
fahren wurde gegen verschiedene spanische Behorden und Beamte er0ffi1et, die die 
Vergallung des Rapsols mit Anilin genehmigt und die Einf11hr einer groBen Menge 
01 nach Spanien gestattet hatten.50 Im Folgenden sollen beide Verfahren dargestellt 
werden. 

a) Das Urteil gegen die in der Olbranche tiitigen Unternehmer (Colza 1) 

Am 20.5.1989 erging in erster Instanz das Urteil der Audiencia Nacional (Natio­
naler Gerichtshof)51 gegen die in den Colza-Fall verwickelten Olunternehmer. In 
dieser Entscheidung wurden die Angeklagten teils freigesprochen, teils wegen Be­
trugs52 und wegen fahrli.issiger Totung und Korperverletzung53 sowie wegen fahr­
li.issiger bzw. vorsi.itzlicher Begehung eines Delikts der Ge:hihrdung der Verbrau­
cher durch Inverkehrbringen von gesundheitsschi.idigenden Lebensmitteln mit 
Todesfolge54 verurteilt.55 

In seinem Beschluss stellte der Nationale Gerichtshof den Kausalzusammenhang 
zwischen dem Genuss des Ols und den Schadigungen der Verbraucher fest, ob­
schon nicht nachgewiesen werden konnte, welche Substanzen des Produkts konkret 
die Verletzungen bzw. den Tod verursacht und unter welchen Bedingungen diese 
ihre schadigende Wirkung entfaltet hatten.56 

49 Urteil der AN vom 20.5.1989, AP (25) 1989, 1391 ff. und Urteil des TS vom 
23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827 ff. = CGPJ (12) 1992, 69 ff. (Colza 1). Ein Teil der Ent­
scheidung des spanischen Obersten Gerichtshofs ist von Cancio Me!iá ins Deutsche über­
setzt, siehe NStZ 1994, 37 ff. 

50 Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867 ff. (Colza 11). 
51 Die Audiencia Nacional ist ein spanisches Gericht mit Sonderkompetenz, das mil der 

Verfolgung schwerer Straftaten (etwa terroristische Delikte, Straftaten gegen den Konig 
und die Staats- und Regierungsorgane, Geldfálschung, Drogendelikte, Lebensmittel- und 
Arzneimitteldelikte, die sich über die Grenzen einer autonomen Region auswirken usw.) 
betraut ist. Die Audiencia Nacional wurde mit Dekret-Gesetz l/1977 vom 4.1.1977 (BOE 
Nr. 4 vom 5 .1.1977) eingerichtet. 

52 Art. 528 i.V.m. 529 Nr. 1 und 69 bis spStGB 1973. 
53 Art. 565 i.V.m. 407, 420, 422 und 582 spStGB 1973. 
54 Art. 348 i.V.m. 346 spStGB 1973. 
55 Urteil der AN vom 20.5.1989, AP (25) 1989, 1391, 1397 ff .. 
56 Urteil der AN vom 20.5.1989, AP (25) 1989, 1391, 1393. Zur Problematik der Kau­

salitat im Rahmen der strafrechtlichen Produktverantwortung in Spanien eingehend Anarle 
Borra/lo, Causalidad e imputación, S. 446 ff.; Gimbernal Ordeig, ADPCP 1997, 71 ff.; 
ders., ADPCP 1999, 54 ff.; Gonzá!ez Lagier, P J (33) 1994, 83 ff.; Hassemer! Muí'íoz Con­
de, S. 81 ff.; Ííiigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 84 ff.; Paredes Castaí'íón, RDPC 
(5) 2000, 88 ff.; ders., Huarte de San Juan (1) 1994,217 ff.; Paredes Castaí'íón/Rodríguez 
Montaiiés, S. 49 ff.; Terradillos Basoco, in: Serrano-Piedecasas/Demetrio Crespo (Hrsg.), 
Cuestiones actuales, S. 108 ff.; Torío López, ADPCP 1983, 221 ff. 
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Gegen diese Entscheidung wurde von der Staatsanwaltschaft und von verschie­
denen Verurteilten und Privatkl1igem das Kassationsverfahren (Revision) vor dem 
Tribunal Supremo betrieben. 

Der Tribunal Supremo stimmte der Rechtsansicht der Audiencia Nacional zur 
umstrittenen Frage der generellen Kausalitat zu und billigte weiterhin ausdrücklich 
die Argumente des BGH im Lederspray-Fall und des LG Aachen im Contergan­
Verfahren.57 Das Gericht führte aus, dass es zur Bestimmung eines Kausalgesetzes 
- zumindest im Sinne des Strafrechts ( d.h. beim Obersatz des Syllogismus) - nicht 
notwendig sei, den genauen Mechanismus der Erfolgsherbeiführung zu kennen (in 
diesem Fall das Toxin, das die tatbestandsmaBigen Erfolge verursacht hatte), 
solange eine Korrelation oder ein Zusammenhang zwischen den relevanten Ereig­
nissen festgestellt werden konne und andere Ursachen der Erfolgsherbeiführung 
ausgeschlossen werden konnten. Nach dem Tribunal Supremo konnten im Strafver­
fahren nicht nur zahlreiche ahnliche Ereignisse mit grundlegend übereinstimmen­
den Folgen nachgewiesen werden; es konnte zudem festgestellt werden, dass die 
Unterbrechung der Lieferung des Ols anden Markt zeitgleich mit dem Verschwin­
den der Falle des toxischen Syndroms stattfand. Dies erhartete wesentlich den Aus­
schluss aller anderen moglichen Ursachen.58 

Das Gericht stellte darüber hinaus fest, dass die Angeklagten nicht die gebotenen 
Pflichten zur Gefahrenminimierung erfüllt hatten, als si e das Rapsol auf den Markt 
brachten. Die bloBe Verfeinerung des Ols bzw. seine routinemaBige Analyse reich­
ten in diesem Fall nicht aus, um die Gefahr für die Verbrauchergesundheit auszu­
schlieBen. Da das 01 eine hochgiftige Substanz enthielt - namlich Anilin -, waren 
zur volligen Beseitigung des Risikos vielmehr intensive Untersuchungen und Pro­
ben des Produkts erforderlich, die die Angeklagten nicht durchgeführt hatten. Das 
Verhalten der Angeklagten stellte deswegen ein rechtlich missbilligtes Risiko dar. 59 

Weiterhin führte der Tribunal Supremo - im Gegensatz zum Nationalen Ge­
richtshof- aus, dass das von einigen der Hauptbeteiligten verwirklichte erfolgsqua­
lifizierte Delikt der Gefáhrdung der Verbraucher durch Inverkehrbringen von ge­
sundheitsschadigenden Lebensmitteln mit Todesfolge als vorsatzlich (und nicht 
fahrlassig) einzustufen sei.60 Dieses Ergebnis erreichte der Tribunal Supremo, in­
dem er si eh den Bestrebungen in der Literatur, den Vorsatz objektivierend und nor­
mativierend zu verstehen und das Willenselement des V orsatzes zu relativieren, 

57 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8865 u. 8867 = CGPJ (12) 1992, 
69, 162 und 167 (Colza I). 

58 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8869 = CGPJ (12) 1992, 69, 171 
=NStZ 1994,37,38 (Colza!). 

59 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8875 = CGPJ (12) 1992, 69, 181 f. 
(Colza I). 

60 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8870 ff., 8882, 8885 f. und 
8889 = CGPJ (12) 1992, 69, 172 ff., 194 f., 201 ff. und 208 (Colza I). 
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anschloss. 61 Auf dieses im Colza-Fall enthaltenen Vorsatzverstiindnis wird an spii­
terer Stelle zurückzukommen sein.62 

b) Das Urteil gegen Beamte des Zollamts und des Ministeriumsfiir Handel 
(Colza JI) 

Der Colza-Fall flihrte auch zu einem Prozess gegen verschiedene Behi.irden und 
Beamte ( der sog. Prozess gegen die hohen Á m ter - proceso de los altos cargos). 
Einigen Beamten wurde vorgeworfen, Oleinfuhren aus Frankreich von der Firma 
Rapsa genehmigt zu haben, ohne die Gründe für den drastischen Anstieg der Ein­
fuhren zu untersuchen. Andere wurden beschuldigt, die Vergiillung des Rapsols 
durch Anilin gebilligt zu haben, ohne die toxikologische Wirkung dieser Substanz 
auf den menschlichen Organismus geprüft zu haben. Des Weiteren wurden Beam­
te, die flir die Betrugsbekiimpfung im Bereich der Lebensmittel, für Lebensmittel­
hygiene bzw. für das offentliche Gesundheitswesen zustiindig waren, in diesem 
Verfahren angeklagt. 

Die Audiencia Nacional verurteilte nur einen Angeklagten, der in den frühen 
achtziger Jahren Leiter des zentralen Labors des spanischen Zollamts war, wegen 
leichter fahrlassiger Totungs- und Korperverletzungsdelikte.63 Den Kern des straf­
rechtlichen Vorwurfs sah der Gerichtshof darin, dass er die Vergallung des Rapsols 
mit Anilin genehmigt halle, ohne die Toxizitat des Rapsol-Anilin-Gemischs für den 
Menschen analysiert zu haben.64 Eine solche Analyse war vor allem deshalb erfor­
derlich, da das Anilin nicht immer die Erscheinung, die Farbe, den Geruch und den 
Geschmack des Rapsols veriinderte, sodass die Verbraucher das giftige 01 leicht 
mit dem Speiseol verwechseln konnten.65 

Gegen dieses Urteil legten sowohl der Verurteilte als auch die Privatkliiger Revi­
sion (recurso de casación) ein. 

Die Revision der Privatklager zum Tribunal Supremo führte zur Verurteilung des 
Leiters des zentralen Labors des Zollamtes wegen grober66 (und nicht nur leichter) 
fahrlassiger Totungs- und Korperverletzungsdelikte.67 Darüber hinaus verurteilte 
der Gerichtshof den Leiter der Einfuhrabteilung der spanischen Generaldirektion 
der Tarifpolitik und Einfuhren - ein vom Ministerium fiir Handel abhangiges Amt­
auch wegen grober fahrlassiger Totungs- und Korperverletzungsdelikte. Der Tri-

61 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783,8827,8870 f.= CGPJ (12) 1992,69, 
173 f. =NStZ 1994,37,38 (Colza 1). 

62 Siehe dazu unten Teil 2, III.B.2.b)bb). 
63 Art. 586 bis spStGB 1973. 
64 Vgl. Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9870 (Colza 11). 
65 Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9879 (Colza 11). 
66 Art. 565 spStGB 1973. 
67 Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9880 (Colza 11). 
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bunal Supremo warf ihm vor, wahllos einen Anstieg der Einfuhren von Rapsol sei­

tens der Firma Rapsa gebilligt zu haben und den wirklichen Importbedürfnissen 
nicht nachgegangen zu sein.68 

3. Clenbuteroi-Fall 

Von den verschiedenen in Spanien aufgetretenen Hillen69 der Verabreichung von 
für Rinder verbotenen Stoffen zu Mastzwecken - die nach spanischer Rechtspre­
chung und Lehre Unterfálle der strafrechtlichen Produktverantwortung darstellen70

-

ist besonders die sogenannte Clenbuterol-Entscheidung71 hervorzuheben: 

Die Angeklagten betrieben im Nordosten von Spanien eine Viehzucht. Damit die Rinder 
an Gewicht zunahmen, verabreichten sie den Tieren verbotenerweise Clenbuterol. Die­
ses Medikament wurde als Bronchodilatator zur Therapie infektioser respiratorischer 

68 Vgl. Urteil des TS 895/1997 vom 26.9.1997, ARJ Nr. 6366, 9867, 9881 f. (Colza II). 
Die Entscheidung des TS gegen die Behorde des Zollamts und das Ministerium fur Handel 
ist von der spanischen Literatur heftig kritisiert worden. Zum einen wird darauf hingewie­
sen, dass fur die Angeklagten der schadliche Erfolg ihrer Handlungen nicht vorhersehbar 
gewesen sei. So ist etwa bezüglich des Leiters des zentralen Labors des Zollamtes schwer 
anzunehmen, dass er zum Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung (Jahr 1973) die Ge­
fahren seines Handelns erkannte. Dafur ware es erforderlich gewesen, dass der Beschuldig­
te es sich als hoch wahrscheinlich vorgestellt hatte, dass Firmen, die Anilin zur Vergallung 
von Rapsol verwendeten, toxisches 01 fur den menschlichen Verzehr umleiten würden und 
dass dadurch Hunderte Verbraucher getotet und verletzt würden. Es ist aber sehr unwahr­
scheinlich, dass eine Person die konkreten Umstande hinsichtlich einer Situation, die erst 
nach sieben Jahren geschieht, vorhersehen kann, es sei denn, dass sie besondere Kenntnis­
se hat, welche dem Angeklagten in diesem Fall fehlten (Paredes Castañón, TSJ y AP 
Aranzadi [15] 1998, abrufbar unter www.westlaw.es [Stand: 1.10.2011]). Zum anderen 
wird unterstrichen, dass die Vergehen der Angeklagten nur eine fahrlassige Forderung 
deliktischer vorsatzlicher Verhaltensweisen der verantwortlichen Dritten (d.h. der Olunter­
nehmer) darstellten und daher ihre Haftung fur die Erfolge abgelehnt werden müsste (in 
diesem Sinne Rodríguez Montañés, RDPC [3] 1999, 367, 371, nach deren Ansicht den 
Angeklagten aufgrund des Regressverbots die Folgen der Vorsatztaten der Oluntemehmer 
nicht zugerechnet werden sollen). Der einzige Grund fur den Schuldspruch gegen die Be­
amten habe darin gelegen, die Verurteilung des Staates als subsidiar Haftpflichtiger gemaJ3 
Art. 121 spStGB zu ermoglichen (so Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Res­
ponsabilidad penal por defectos, S. 264; Rodríguez Montañés, RDPC [3] 1999, 371 f.). 

69 Siehe etwa Urteile des TS 1397/1999 vom 4.10.1999, ARJ Nr. 7218, 11339 ff.; 
1546/1999 vom 6.11.1999, ARJ Nr. 8102, 12747 f.; 517/2000 vom 22.3.2000, ARJ 
Nr. 2387,3701 ff.; 1973/2000 vom 15.12.2000, ARJ Nr. 10337, 16159 ff.; 1007/2001 vom 
31.5.2001, ARJ Nr. 7177, 11176 f.; 1210/2001 vom 11.6.2001, ARJ Nr. 6439, 10000 ff.; 
1729/2001 vom 15.10.2001, ARJ Nr. 9421, 14899 ff.; 1767/2003 vom 15.4.2004, ARJ 
Nr. 4390, 9071 f. 

70 Dova/ Pais, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 
S. 343 f., 350; Íñigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 295 ff.; vgl. auch Urteil des TS 
18/2001 vom 20.1.2001, ARJ Nr. 180,267, 268 f. (Clenbuterol). 

71 Urteil des TS 18/2001 vom 20.1.2001, ARJ Nr. 180, 267 ff. (Clenbuterol). Siehe die 
Aufarbeitung von Anarte Borrallo, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal 
por defectos, S. 383 ff. 
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Erkrankungen von Rindern eingesetzt und illegal wegen seiner muskelaufbauenden 
Wirkung als Anabolikum benutzt. 

Mehrere Einzelhandler, die nicht wussten, dass die Rinder mit Clenbuterol behandelt 
worden waren, vermarkteten das aus der Viehzucht der Angeklagten stammende Rind­
fleisch. Einige Dutzend Verbraucher, die das Fleisch verzehrten, litten danach unter 
Kopfschmerzen, Herzrasen, Zittern und Muskelschmerzen. 

Der Tribunal Supremo verurteilte den Angeklagten wegen des Delikts gegen die 
Volksgesundheit des Art. 346 spStGB 1973. Nach diesem Tatbestand wurde u.a. 
derjenige bestraft, der Gegenstande, in deren Zusammensetzung gesundheitsschad­
liche Substanzen eingebunden sind, herstellt oder verkauft. Bei der Feststellung der 
Gesundheitsschadlichkeit des Clenbuterols berücksichtigte der Gerichtshof das 
Vorhandensein eines rechtlichen Verbots, mithin die konigliche Verordnung 
1423/1987 vom 22.11.1987, die zur Zeit der Sachverhaltsereignung galt und den 
Bauern die Verabreichung von Clenbuterol an Rinder untersagte.72 

C. Zwischenergebnis 

l. Die geringe Anzahl der Urteile im Bereich strafrechtlicher 
Produktverantwortung in Spanien 

Anhand der zuvor geschilderten Rechtsprechung lasst sich zunachst festhalten, 
dass im Vergleich zu Deutschland die Anzahl der bislang in Spanien ergangenen 
Urteile im Bereich der strafrechtlichen Produktverantwortung geringer ist.73 In der 
spanischen Literatur wird hierbei darauf hingewiesen - wenngleich ohne nahere 
Ausfiihrungen -, dass die Beweisprobleme im Hinblick auf die generelle Kausa­
litat, die die Produktverantwortungsfálle mit sich bringen, und die stigmatisierende 
Wirkung von StrafVerfahren eine hohere Zahl gerichtlicher Verurteilungen in die­
sem Bereich verhindern.74 

Solche Gründe vermi:igen allerdings nicht zu überzeugen. Denn zum einen gibt 
es Produktverantwortungsfálle, in denen die generelle Kausalitat unbestreitbar vor­
liegt und demnach ein Zusammenhang zwischen Produktverwendung und 
Erfolgseintritt ohne Weiteres nachweisbar ist. Die Verursachung von Gesundheits­
schadigungen durch Produktkontakt ist etwa im spanischen Winzer-Fall unprob­
lematisch gegeben.75 Zum anderen bleibt unklar, weshalb die stigmatisierenden 
Effekte von Strafverfahren ein Hindernis für strafrechtliche Verurteilungen darstel­
len und aus welchen Gründen diese vermeintlichen Effekte bei Produktverantwor­
tungsfállen intensiver sein so liten. 

72 Urteil des TS 18/2001 vom 20.1.2001, ARJ Nr. 180, 267, 268 f. (Clenbuterol). 
73 Vgl. dazu Anarte Borra/lo, Causalidad e imputación, S. 485. 
74 In diesem Sinne ÍFíigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 303. 
75 Urteil des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 260 I, 2434 f. 
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Die Gründe für die Seltenheit von Strafverfahren in Spanien auf dem Gebiet der 
Produktverantwortung sind also an anderer Stelle zu suchen. Sie liegen moglicher­
weise zum einen in der schlechten Ausbildung und Ausstattung von Polizei und 
Justiz im Bereich spezieller Delikte (wie etwa Umwelt-, Lebens- oder Arzneimit­
teldelikte ), die einen groBen Einfluss auf die Intensitat und Effektivitat der Straf­
verfolgung haben.76 Zum anderen sind die Strafverfolgungsorgane maBgebend auf 
die Mitwirkung der Verwaltungsbehürden angewiesen, um ihre Wissenslücken zu 
schlieBen bzw. um auf strafrechtliche Produktverantwortungsfálle aufinerksam zu 
werden.77 Die Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungs- und den Verwal­
tungsbehorden verlauft aber nicht immer optimal. Der Hauptgrund dafür dürfte in 
der unterschiedlichen Aufgabenstellung zu finden sein. Die Verwaltungsbehorden 
verstehen es ausschlieBlich als ihre Aufgabe, Produktrisiken zu verhindem und zu 
beseitigen.78 Zur Verwirklichung dieser Ziele setzen sie lieber aufKooperation statt 
auf Konfrontation, was Polizei und Justiz aufgrund des Legalitatsprinzips verwehrt 
ist.79 So sind die Verwaltungsbehorden prospektiv am Aushandeln und Einhalten 
einer vertrauensvollen Beziehung zum Rechtsunterworfenen interessiert und ten­
dieren dazu, die Mitteilungspflichten gegenüber den Strafverfolgungsorganen eher 
zu ignorieren. 80 

2. Das Vorherrschen der Totungs- und Korperverletzungsdelikte 
in der deutschen Rechtsprechung 

Des Weiteren lasst sich feststellen, dass die Falle strafrechtlicher Produktverant­
wortung in Deutschland überwiegend mithilfe der Verletzungstatbestande, und 
zwar der Totungs- und Korperverletzungsdelikte (§§ 211 ff., 223 ff. StGB), auf­
gearbeitet werden. In den wichtigsten Produktverantwortungsfállen in Spanien ver­
urteilte der Tribunal Supremo die Beschuldigten hingegen wegen eines Gefáhr­
dungsdelikts, genauer gesagt eines Delikts der Gefáhrdung der Verbraucher durch 
Inverkehrbringen von gesundheitsschadigenden Lebensmitteln (Art. 346 spStGB 
1973 = Art. 363 Nr. 2 spStGB). Die moglichen Gründe dafür, dass in der Recht­
sprechung Deutschlands und Spaniens zur Produktverantwortung verschiedene 
Deliktsarten dominieren, sollen im Folgenden erlautert werden. 

Zunachst ist zu sagen, dass die deutschen Gerichte über mehrere Fallkonstella­
tionen von Produktverantwortung zu urteilen harten, die nur als Unterlassungstaten 

76 Dieser Mange1 an Spezialkenntnissen und Arbeitsausrüstung aufseiten der Ermitt1er 
im Bereich modemer Risiken wird auch von der deutschen Literatur hervorgehoben. Dazu 
siehe Colussi, S. 186 f., sowieReus, S. 181. 

77 Reus, S. 181; Schall, NJW 1990, 1270. 
78 Gerlinde Wagner, S. 219. 
79 Schall, NJW 1990, 1271. 
80 Reus, S. 181; Seelman, KritV 1992,458. 
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qualifiziert werden konnten (so im Bienenstich-,81 Lederspray-82 und Holzschutz­
mittel-Fall83). Da in Deutschland die grundlegenden Tatbestande, anhand derer die 
Untatigkeit bei aufkommendem Verdacht schadlicher Wirkungen eines Produkts 
bestraft werden kann, in den §§ 211 ff., 223 ff. StGB enthalten sind, überwiegt die 
Anwendung dieser Sanktionsvorschriften. Immerhin konnen diese Normen über 
§ 13 StGB ohne Mühe als Unterlassungsdelikte konstruiert werden, wenn die War­
nung vor bzw. der Rückruf von bereits ausgelieferten Produkten, die si eh als ge­
fáhrlich erwiesen haben, unterbleibt.84 

Ein weiterer Grund für das Vorherrschen der Totungs- und Korperverletzungs­
delikte in der deutschen Rechtsprechung zur Produktverantwortung konnte darin 
liegen, dass in der Regel der Eintritt von Verletzungsfolgen bei Verbrauchern den 
Ausgangspunkt daftir bildet, dass überhaupt Ermittlungen wegen eines Produktver­
antwortungsfalls aufgenommen werden.85 Produktverantwortungsfálle werden im 
Allgemeinen nur angezeigt, wenn die von fehlerhaften Produkten ausgehenden 
Gefahren in Totungen oder Korperverletzungen resultieren. Die bloBe Herbeiftih­
rung einer Gefahr durch fehlerhafte Ware kann nur mittels regelmaBiger und aus­
führlicher Qualitatskontrollen der Behorden entdeckt werden, was wiederum nur 
bei einem kleinen Teil der Produkte moglich ist.86 Eine Konsequenz dieser Überle­
gungen ist, dass umgekehrt bei Gefáhrdungsdelikten im Rahmen der Produktver­
antwortung von einer hohen Dunkelziffer auszugehen ist.87 

Dass man in Deutschland Produktverantwortung hauptsachlich mithilfe von Ver­
letzungsdelikten zu ahnden sucht, mag schlieBlich in der Struktur der auf diesem 
Gebiet anwendbaren Gefáhrdungsdelikte liegen. Wie sich an spaterer Stelle zeigen 
wird, sind die anwendbaren Gefáhrdungstatbestande im Rahmen der Produktver­
antwortung lückenhaft, denn sie erfassen jeweils nur bestimmte Produktgruppen, 
Zll denen die Waren in den zu beurteilenden Fallkonstellationen nicht zahlten. Die 
Gefáhrdungstatbestande des Arzneimittelgesetzes88 etwa erfassen lediglich Arz­
neimittel, die Tatbestande des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs89 aus-

81 BGH NStE Nr. 5 zu § 223 StGB (Mandelbienenstich). 
82 BGHSt 37, 106 ff. (Lederspray). 
83 BGHSt 41, 206 ff. (Holzschutzmittel). 
84 Einigkeit besteht darin, dass eine solche Untatigkeit seitens des 1-lerstellers von den 

§§ 211 ff. und 223 ff. i.V.m. § 13 StGB erfasst ist (Eichinger, S. 141; Mayer, Produktver­
antwortung bei Arzneimittelschaden, S. 221). Dazu siehe unten Teil2, III.A.2.a)bb)(1). 

85 Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 169. 
86 Anarte Borra/lo, Causalidad e imputación, S. 485; Doval Pais, in: García Rivas 

(Hrsg.), Protección penal, S. 257 f.; ÍFíigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 302 f. 
87 Doval Pais, in: Boix Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 

S. 350; ders., in: García Rivas (Hrsg.), Protección penal, S. 257; Hassemer!Muí'íoz Conde, 
S. 67. 

88 §§ 95-97 AMG. 
89 §§ 58-60 LFGB. 



JI. Leitentscheidungen zur strafrecht1ichen Produktverantwortung 65 

sch1ie13lich Lebens- und Futtermittel.90 § 314 StGB, der auf den ersten B1ick einen 
weiten Anwendungsbereich auf Produktverantwortungskonstellationen zu haben 
scheint, erfasst des Weiteren nur Falle, in denen einem Gegenstand ein gesund­
heitsschad1icher Stoff beigefügt wurde, sodass nur chemische Produkte oder Le­
bensmitte1 in Betracht kommen. Deswegen sind haufig vorkommende Produktver­
antwortungsfálle wie Konstruktionsfeh1er an technischen Produkten von der 
Anwendung dieses Tatbestands ausgesch1ossen. Feh1erhafte Gürte1reifen,91 Zwi­
schenstecker92 oder chirurgische Instrumente93 konnen zwar für die Gesundheit 
sehr gefáhr1ich sein, sie sind allerdings meistens nicht mit gesundheitsschad1ichen 
Stoffen vermischt, was § 314 StGB jedoch voraussetzt.94 Die §§ 211 ff., 223 ff. 
StGB stellen hingegen keine tatobjektsbezogen eingeschrankten Sanktionsnormen 
dar. Somit sind sie grundsatz1ich auf alle Schaden anwendbar, die durch irgendein 
feh1erhaftes Produkt herbeigeführt worden sin d. 

3. Nachweis der generellen Kausalitiit als gemeinsames Problem 
in der deutschen und spanischen Rechtsprechung 

Schlie/3lich 1asst sich festhalten, dass die Prob1ematik des Nachweises der gene­
rellen Kausa1itat, nam1ich des Vorhandenseins einer empirischen GesetzmaBigkeit 
im Sinne der abstrakten Schadenseignung zwischen der Anwendung des Produkts 
einerseits und den er1ittenen Gesundheitsschadigungen andererseits, sowoh1 in der 
deutschen a1s auch in der spanischen Rechtsprechung eine nicht unerheb1iche Rolle 
spielte. Die Gründe dafür 1iegen darin, dass zum einen die relevantesten infrage 
kommenden Tatbestande im Contergan-, Lederspray-, Ho1zschutzmitte1- und im 
Co1za-Fall Erfo1gsdelikte waren95 und daher nach dem ursach1ichen Zusammen­
hang zwischen Hand1ung und Erfo1g gefragt werden musste. Zum anderen zeichne­
ten sich diese Falle dadurch aus, dass die generellen Auswirkungen der in Verkehr 
gebrachten Produkte auf die Gesundheit nicht vollstandig bekannt waren oder doch 

90 Holtermann, S. 68 f. 
91 Vgl. Sachverha1t von LG München JI vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entschei­

dungssamm1ung, Nr. IV. 28, S. 296 ff. (Monza-Steel). 
92 Vgl. Sachverha1t von BGH vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssamm-

1ung, Nr. IV. 4, S. 170 ff. (Zwischenstecker). 
93 Vgl. den zivi1recht1ichen Sachverha1t von OLG Düsse1dorfNJW 1978, 1693. 
94 In diesem Sinne Holtermann, S. 169 f.; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 170. 
95 Dies ist nicht nur bezüg1ich der Totungs- und Korperverletzungstatbestiinde der 

§§ 222, 224, 229 StGB im Rahmen des Contergan-, Lederspray- und Holzschutzmitte1-
Falls evident, sondem auch im Hinblick auf das erfo1gsqualifizierte De1ikt des Art. 348 
i.V.m. 346 spStGB 1973, welches im Mitte1punkt des Colza-Falls stand. Zu den erfolgs­
qualitizierten De1ikten a1s Sondergruppe der Erfolgsdelikte siehe Jescheck/Weigend, AT, 
S. 261. 
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kontrovers beurteilt wurden, was erhebliche Schwierigkeiten bei der Feststellung 
eines naturgesetzlichen Zusammenhangs bereiteteY6 

Wie bereits dargestellt, bejahte der Tribunal Supremo im Colza-Fall die Frage 
der generellen Kausalitat durch Argumente, die schon von der deutschen Judikatur 
im Contergan-, Lederspray- oder I-Iolzschutzmittel-Fall vorgebracht worden waren: 
Für die Annahme der Kausalitat, welche der freien richterlichen Beweiswürdigung 
unterliegt, muss nicht bekannt sein, wie der Kontakt mit dem Produkt die Gesund­
heitsschadigungen im Einzelnen bewirkt hat, sondern es genügt die Gewissheit, 
dass andere in Betracht kommende Schadensursachen ausgeschlossen werden kon­
nen.97 Die tatrichterliche Würdigung darf allerdings den Gesetzen der Logik und 
dem gesicherten wissenschaftlichen Erfahrungswissen nicht widersprechen.98 Unter 
Zuhilfenahme dieser von der deutschen Rechtsprechung entwickelten Begründun­
gen betonte der Tribunal Supremo, dass im Rahmen der Naturwissenschaften die 
Frage, welches die Mindestvoraussetzungen fi.ir die Annahme eines natürlichen 
Kausalgesetzes aufgrund einer wiederholten zeitlichen Abfolge von ahnlichen Tat­
sachen sind, von normativer Art ist. Die Bestimmung des Begriffs des den Straftat­
bestand ausfüllenden naturwissenschaftlichen Gesetzes bedarf also hermeneuti­
scher Erwagungen.99 

In diesem Zusammenhang kann man von einer Rezeption der deutschen Recht­
sprechung in Bezug auf die generelle Kausalitat in Spanien sprechen. 

96 Vgl. Hassemer, Produktverantwortung, S. 40; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, 
S. 64 f.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsclüiden, S. 132. 

97 BGHSt 37, 106, 112 (Lederspray); LG Aachen .IZ 1971, 507, 510 f. (Contergan); 
Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek (1-Irsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 51. 

98 BGI-!St 41, 206, 215 (1-Iolzschutzmittel). 
99 Urteil des TS vom 23.4.1992, AR.I Nr. 6783, 8827,8868 = CGPJ (12) 1992,69, 169 

= NStZ 1994, 37 (Colza 1); zustimmend Bloy, FS für Maiwald, S. 52; Kulzlen, .IZ 1994, 
1145. 



111. Strafrechtliche Sanktionsnormen und strafbare 
Verhaltensweisen im Rahmen der Produktverantwortung 

Nachdem der Begriff ,strafrechtliche Produktverantwortung" und die Leitent­
scheidungen des deutschen und spanischen Produktverantwortungsstrafrechts dar­
gelegt wurden, sollen nun die strafrechtlichen Sanktionsnormen und strafbaren 
Verhaltensweisen im Strafrecht der Produktverantwortung beider Uinder analysiert 
werden. 

A. Deutsches Strafrecht 

l. Strafrechtliche Sanktionsnormen zur Produktverantwortung 

Ein spezieller Straftatbestand, der die Produktverantwortung als eigenstandiges 
Instituí erfasst, existiert im deutschen Kemstrafrecht nicht. 1 Die strafrechtliche 
Verantwortung für Verletzungen bzw. Gefáhrdungen der Rechtsgüter Dritter, die 
durch die Herstellung oder den Vertrieb fehlerhafter Waren verursacht wurden, 
ergibt si eh vielmehr aus der Anwendung allgemeiner Normen des Strafgesetzbuchs 
(Korperverletzungs- oder Totungsdelik'ie der §§ 211 ff., 223 ff. StGB).2 Die Tat­
bestande der Gemeingefáhrlichen Vergiftung (§ 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB), der 
Schweren Gefáhrdung durch Freisetzen von Giften (§ 330a StGB) bzw. Unterlas­
sene Hilfeleistung (§ 323c StGB)3 konnen in den Fallen der strafrechtlichen Pro­
duktverantwortung ggf. aber auch erfüllt sein. 

Neben den erwahnten Tatbestanden des StGB gibt es zudem Straf- und BuBgeld­
normen des Nebenstrafrechts, insbesondere des Arzneimittelgesetzes,4 des Le­
bensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs,5 des Produktsicherheitsgesetzes,6 des Me-

1 Bock, S. 44; Holtermann, S. 16; Kühne, NJW 1997, 1951; Schmidt-Salzer, NJW 1988, 
1937. Siehe den anlasslich des 6. Strafrechtsiinderungsgesetzes eingebrachten Vorschlag, 
einen allgemeinen Tatbestand zur Rege1ung der Produktverantwortung beim Inver­
kehrbringen ,bedenklicher" Produkte zu schaffen, Freund, ZStW 109 (1997), 478 ff.; zu­
vor schon ders., ZLR 1994, 297 f. Kritisch hinsichtlich dieses Vorschlags Bosch, S. 510 f. 
sowie Reus, S. 173 ff. 

2 Vgl. BGH vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssamrnlung, Nr. IV. 4, 
S.170 ff. (Zwischenstecker); BHGSt 37,106, 110 f. (Lederspray); LG Aachen JZ 1971, 
507, 507 (Contergan); LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungs­
samm1ung, Nr. IV. 28, S. 330 (Monza-Stee1); OLG Stuttgart NStE Nr. 11 zu § 222 StGB 
(Hobby-Chemiekasten); LG Frankfurt!Main, ZUR 1994, 33, 34 (Holzschutzmittel); Bock, 
S. 44; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 26; Schaumann-Werder, S. 18; Schmid, in: 
Müller-Gugenberger/Bieneck (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht, §56 Rn. 18; Schmidt-Salzer, 
Produkthaftung I, Rn. 1.049; Vogel, FS :für Lorenz, S. 66. 

3 Zu Anwendung des § 323c StGB auf Produktverantwort1ichkeitsfálle Bock, S. 54 ff.; 
Dreher, ZGR 1992,48. 

4 §§ 95-97 AMG. 
s §§ 58--60 LFGB. 
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dizinproduktegesetzes/ des Chemikaliengesetzes,8 des Gentechnikgesetzes9 und 
des Sprengstoffgesetzes, 10 die in den Fallen strafrechtlicher Produktverantwortung 
Anwendung finden konnen. 11 !m Folgenden sollen die flir die strafrechtliche Pro­
duktverantwortung bedeutsamsten deutschen Tatbestande erortert werden. 

a) Kernstrafrecht 

aa) §§ 223, 224, 229 StGB- Korperverletzungstatbestande 

!m Mittelpunkt der strafrechtlichen Produktverantwortung stehen in Deutschland 
die Korperverletzungsdelikte des StGB, 12 die das korperliche Wohl des Menschen 
in Form seiner korperlichen Unversehrtheit und Gesundheit (indirekt) schützen. 13 

(1) § 223 StGB- Grundtatbestand 

Der Grundtatbestand der Korperverletzungsdelikte findet sich in § 223 bzw. im 
Fall fahrlassigen Verhaltens in § 229 StGB. Tatmodalitaten sind die korperliche 
Misshandlung einer anderen Person oder eine Gesundheitsschadigung. Unter einer 
korperlichen Misshandlung ist eine üble, unangemessene Behandlung, welche das 
korperliche Wohlbefinden oder die korperliche Unversehrtheit mehr als bloB uner­
heblich beeintrachtigt, zu verstehen. 14 Gesundheitsschtidigung ist hingegen das 
Hervorrufen oder Steigern eines vom Normalzustand der korperlichen Funktionen 
nachteilig abweichenden Zustands. 15 

6 §§ 39-40 ProdSG. 
7 §§ 40-41 MPG. 

s §§ 26-27 ChemG. 

9 §§ 38-39 GenTG. 
10 §§ 40-42 SprengG. 
11 Vgl. Ho/termann, S. 16, 61 ff.; Schaumann-Werder, S. 18; Se/unid, in: Müller­

Gugenberger/Bieneck (1-Irsg.), Wirtschaftsstrafrecht, §56 Rn. 16 f.; Vogel, FS fiir Lorenz, 
S. 66. 

12 Vgl. BI-IGSt 37, 106, 110 f. (Lederspray); LG Aachen JZ 1971, 507, 507 (Conter­
gan); LG München Il vom 21.4.1978, in: Schmidt-Sa/zer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 
28, S. 330 (Monza-Steel); LG Frankfurt/Main ZUR 1994, 33, 34 (l-lolzschutzmittel); Hol­
lermann, S. 16; Mayer, Produktveranlworlung bei Arzneimittelschaden, S. 119; Schmu­
cker, S. 46; Schwarlz, S. 30. 

13 Eser, ZStW 97 ( 1985), 3 ff.; Schonke/Schréider-Eser/Sternberg-Lieben, § 223 Rn. 1; 
MünchKommStGB-Joecks, § 223 Rn. 1; Lackner/Kiihl, § 223 Rn. 1; LK-Li/ie, Vor § 223 
Rn. 1; NK-Paeffgen, § 223 Rn. 2. 

14 SK-!-Iorn/Wolters, § 223 Rn. 4 (August 2003); MünchKommStGB-Joecks, § 223 
Rn. 4; NK-Paeffgen, § 223 Rn. 8. 

15 SK-!-Iorn/Wolters, § 223 Rn. 18 (August2003); Lackner/Kiihl, § 223 Rn. 5; LK-Li/ie, 
Vor § 223 Rn. 12; Maurach/Schroeder/Maiu•ald, BT 1, § 9 Rn. 5; Wessels/!-fettinger, BT 1, 
Rn. 257. 
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(2) Pranatale Einwirk:ungen als Korperverletzung? 

Die Anwendung der Korperverletzungsdelikte auf die Falle der Produktverant­
wortung kann grundsatzliche Schwierigkeiten bereiten. So \Vurde im Rahmen des 
Contergan-Falls16 die Frage erortert, ob § 223 StGB auch pranatale Handlungen 
erfasst, d.h. solche, die schon wahrend der Schwangerschaft und damit vor Erlan­
gung der Menschqualitat im Sinne des StGB begangen wurden, deren Erfolg (die 
korperliche Schadigung) sich aber erst nach der Geburt als Korperschaden des 
Kindes manifestiert. Das LG Aachen befasste sich mit diesem Problem, weil die 
Missbildungen, an denen die Contergan-Geschadigten litten, ihnen gerade im Emb­
ryonen-Stadium zugefügt worden waren. Das Gericht gelangte zu dem Ergebnis, 
dass pranatale Einwirkungen, die zu einer Korperverletzung beim Menschen füh­
ren, in den Anwendungsbereich der §§ 223 ff. fallen. 17 Für die TatbestandsmaBig­
keit im Sinne dieser Straftatbestande sei allein entscheidend, ob das geforderte 
Handlungsobjekt ,Mensch" beim Eintritt des tatbestandsmaBigen Erfolgs existiert 
habe, wahrend die Objektqualitat zum Zeitpunkt der Handlung oder Einwirkung 
unbeachtlich sei. Die Anwendung der §§ 223 ff. StGB hiinge damit nur davon ab, 
dass die Gesundheitsschadigung an einem lebenden Menschen eingetreten ist. 18 

Letzteres sei auch dann der Fall, wenn der Mensch krank geboren werde, denn eine 
Storung der ordnungsgemaBen korperlichen oder seelischen Funktionen mit Krank­
heitswert, wie si e der Begriff der Gesundheitsbeschadigung verlange, konne natur­
gemaB noch nicht bei der Leibesfrucht, sondem erst beim Menschen eintreten. 19 

Nach der zutreffenden h.M. im deutschen Strafrecht kann der Argumentation 
des LG Aachen im Contergan-Fall nicht gefolgt werden.20 Denn das Angriffs­
objekt der §§ 223 ff. StGB ist der Korper eines geborenen Menschen?1 Die Ver­
letzung des Embryos fállt daher nicht unter die Tatbestande fahrlassiger oder vor­
satzlicher Korperverletzungen.22 § 223 StGB ist auch nicht erfüllt, wenn ein Kind 
- wie im Contergan-Fall- infolge pranataler Einwirk:ungen mit einer Missbildung 
zur Welt kommt.23 Eine Korperverletzung an dem spater geborenen Kind scheidet 

16 LG Aachen JZ 1971, 507 ff. (Contergan). 
17 LG Aachen JZ 1971, 507, 509 f. (Contergan); zust. Arzt/Weber!Hilgendorf, BT, § 5 

Rn. 98; Tepperwien, S. 55 ff., 94, 138 ff.; Wei/3, A., GA 1995, 377. 
18 So Tepperwien, S. 30 f. 
19 Tepperwien, S. 31. 
20 Vgl. Bruns, FS fiir Heinitz, S. 322 ff.; SK-Horn/Wolters, § 223 Rn. 2 (August 2003); 

Kaufinann, JZ 1971, 571; Krey/Heinrich, BT 1, Rn. 187; Lackner!Kühl, § 223 Rn. 2; LK­
Lilie, Vor § 223 Rn. 7; Lüttger, JR 1971, 136 ff.; Maurach/Schroeder!Maiwald, BT 1, § 5 
Rn. 27; NK-Paeffgen, § 223 Rn. 5; Wessels!Hettinger, BT 1, Rn. 246. 

21 In diesem Sinne Schonke/Schroder-Eser/Sternberg-Lieben, § 223 Rn. 1; SK-Horn/ 
Wolters, § 223 Rn. 2 (August 2003); Lackner!Kühl, § 223 Rn. 1; NK-Paeffgen, § 223 
Rn.4. 

22 SK-Horn!Wolters, § 223 Rn. 2 (August 2003); Schwartz, S. 31 f. 
23 LK-Lilie, Vor § 223 Rn. 7. 
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aus, weil das Rechtsgut eines Zustandsdelikts im Zeitpunkt der Wirkung des Ver­
haltens auf das Angriffsobjekt bereits vorhanden sein muss, hier aber das An­
griffsobjekt, auf das eingewirkt wurde, kein Mensch, sondern ein Embryo war. 24 

Der BGH bestatigt diese Einsicht indirekt, indem er bei der Grenzziehung zwi­
schen § 222 StGB und stratloser, fahrlassiger Abtreibung auf den Moment der 
schadigenden Einwirkungen a uf das Tatobjekt abstellt.25 

(3) § 224 StGB- Gefáhrliche Ki:irperverletzung 

Sind die Voraussetzungen des § 223 StGB erflillt, ist auch eine Anwendung von 
§ 224 Abs. 1 Nr. 1 StGB auf die Produktverantwortungsfálle denkbar.26 Damit 
dieser Tatbestand in Betracht kommt, muss das Produkt ein organischer oder 
anorganischer Stoff sein, der geeignet ist, durch chemische oder chemisch-physi­
kalische Wirkung die Gesundheit zu schadigen (Gift),27 oder zu den sonstigen 
gesundheitsschadlichen Stoffen zahlen. Eine Ki:irperverletzung durch Beibringen 
von Gift oder anderen gesundheitsschadlichen Stoffen ist aber nur zu bejahen, 
wenn neben der verursachten ki:irperlichen Misshandlung bzw. Gesundheitsschadi­
gung gemal3 § 223 StGB die Stoffe aufgrund ihrer Beschaffenheit und ihrer An­
wendung im Einzelfall geeignet sind, erhebliche Verletzungen hervorzurufen.28 

Nur dann genügt der Qualifikationstatbestand des § 224 Abs. 1 Nr. 1 StGB dem 
den Nr. 2 bis 5 eindeutig zu entnehmenden Erfordernis einer gegenüber § 223 
StGB besonders gefáhrlichen Art der Tatausführung und rechtfertigt die gegenüber 
dem Grunddelikt erhi:ihte Strafdrohung des § 224 StGB.29 

Beim Vertrieb schadigender Waren kommt auch der Qualifikationsgrund der das 
Leben gefáhrdenden Behandlung (§ 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB) in Betracht.30 Um eine 
solche handelte es sich im Lederspray-Fall, da die chemische Komponente des 
Produkts sogar den Aufenthalt mancher Verbraucher auf der Intensivstation eines 
Krankenhauses notwendig machte und daher sowohl abstrakt als auch konkret zur 
Lebensgefáhrdung geeignet war?' 

2,1 LK-Lilie, Vor § 223 Rn. 7. 
25 BGHSt 31, 348, 352; in diesem Sinne auch LK-Li/ie, Vor § 223 Rn. 7. 
26 So Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 121; Schmid, in: Mül­

ler-Gugenberger/Bieneck (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht, §56 Rn. 18. 
27 MünchKommStGB-Hardtung, § 224 Rn. 9; Lackner/Kiihl, § 224 Rn. la; LK-Lilie, 

§ 224 Rn. 8; NK-Paeffgen, § 224 Rn. 7; Schonke/Schroder-Stree/Stemberg-Lieben, § 224 
Rn. 2b. 

2R Krey!J-Jeinrich, BT 1, Rn. 301; Kiipper, BT 1, § 2 Rn. 7b; LK-Li/ie, § 224 Rn. 11. 
29 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 121; vgl. auch Münch­

KommStGB-1-Jardlzmg, § 224 Rn. 7; Lackner!Kiihl, § 224 Rn. la. 
30 In diesem Sinne Bock, S. 44; !Y/ayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsch[iden, 

S. 121. 
31 Vgl. BGI-!St 37, 106, 132 (Lederspray); Fischer, § 224 Rn. 12a. 
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bb) §§ 211, 212, 222 StGB- Totungstatbestande 

Kommt ein Verbraucher durch die Benutzung des Produkts zu Tode, konnen im 
deutschen Strafrecht die Ttitungstatbestande der §§ 212 oder 222 StGB erfüllt 
sein?2 In besonders krassen Fallen ist auch eine Anwendung von § 211 StGB 
denkbar: zum einen wegen Habgier, wenn der Produzent ein a1s 1ebensgefáhr1ich 
erkanntes Produkt auf den Markt bringt und ihm der zu erzie1ende Gewinn wich­
tiger a1s das Leben der Verbraucher ist;33 zum anderen wegen der Verwendung 
eines gemeingefáhr1ichen Mitte1s, wenn der Hersteller nach dem Inverkehrbringen 
bedenklicher Produkte deren Abgabe an den Endverbraucher bzw. deren spatere 
W eitergabe in den privaten Bereich und damit die von den Produkten ausgehenden 
Gefahren nicht mehr (vollstandig) beherrscht.34 

ce) § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB - Gemeingefáhrliche Vergiftung35 

Ein anderer Tatbestand, der zur Behand1ung von produktverantwortungsrecht-
1ichen Sachverha1ten herangezogen werden kann, findet sich in § 314 Abs. 1 Nr. 2 
StGB.36 Nach dieser Vorschrift macht sich strafbar, wer Gegenstande, die zum Of­
fentlichen Verkauf oder Verbrauch bestimmt sind, vergiftet oder ihnen gesund­
heitsschadliche Stoffe beimischt oder vergiftete oder mit gesundheitsschad1ichen 
Stoffen verrnischte Gegenstande verkauft, fei1halt oder sonst in den Verkehr bringt. 
Diese Norrn schützt (indirekt) das Leben und die Gesundheit von Menschen.37 Sie 

32 Vgl. BGH vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssamm1ung, Nr. IV. 4, 
S. 170 ff. (Zwischenstecker); LG Aachen JZ 1971, 507, 507 (Contergan); LG München II 
vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssamm1ung, Nr. IV. 28, S. 330 (Monza­
Stee1); OLG Stuttgart NStE Nr. 11 zu § 222 StGB (Hobby-Chemiekasten); Bock, S. 29; 
Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 26; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimit­
te1schaden, S. 121; Schaumann-Werder, S. 18; Schmid, in: Müller-Gugenberger/Bieneck 
(Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht, §56 Rn. 18; Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.049; 
Vogel, FS für Lorenz, S. 66. 

33 So Bock, S. 46; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, S. 122. 
34 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, S. 121 f. In diesem Sinne 

auch Bock, S. 46. 
35 § 314 StGB wurde durch das VI. StrG neu gefasst und entspricht in weiten Tei1en 

§ 319 StGB a.F. Zu § 314 StGB ausführ1ich Holtermann, Neue Léisungsansatze zur straf­
recht1ichen Produkthaftung, 2007. 

36 Vgl. Bock, S. 50; Bosch, S. 503; Bottke!Mayer, ZfBR 1991, 234; NK-Herzog, § 314 
Rn. 4; Hilgendorf, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 164; Holtermann, S. 21; Mayer, 
Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, S. 112; Schaumann-Werder, S. 19; Seher, 
NJW 2004, 113; HK-GS-Weiler, § 314 Rn. 5; Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 
Rn. 33. 

37 Fischer, § 314 Rn. 1; Schéinke/Schréider-Heine, § 314 Rn. 2; MünchKommStGB­
Krack, § 314 Rn. 1; Lackner!Kühl, § 314 Rn. 1; SK-Wolters, § 314 Rn. 2 (September 
2011); vgl. aber Geerds, FS für Tr6nd1e, S. 258, der van einem De1ikt gegen die Vo1ks­
gesundheit spricht. 
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verlangt keinen Verletzungs- oder konkreten Gefahrerfolg und ist daher ein abs­
traktes Gefáhrdungsdelikt.38 

Tatobjekt i.S.d. § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB sind Gegenstande, die zum offent1ichen 
Verkauf oder Verbrauch bestimmt sind. Darunter sind solche Gegenstande zu ver­
stehen, bei deren bestimmungsgemaBem Gebrauch oder Verbrauch sich die beson­
deren Risiken der Beimischung von Gift oder gesundheitsschadlichen Stoffen rea-
1isieren konnen.39 In Betracht kommen samtliche Gebrauchs- und Verbrauchsartikel 
des menschlichen Bedarfs,40 z.B. Trinkwasser, Lebens-, Arznei- und Genussmitte1, 
Seife, Kosmetika, Spielsachen oder Textilien.41 

Als erste Handlungsalternative nennt das Gesetz das Vergiften oder Beimischen 
gesundheitsschadlicher Stoffe. Tatbestandsmaf3ig ist die Vergiftung oder Beimi­
schung gesundheitsschadlicher Substanzen, wenn das Produkt dann dazu geeignet 
ist, bei bestimmungsgemaf3em Ge- oder Verbrauch gesundheitszerst6rende bzw. 
gesundheitsschadliche Wirkungen zu entfalten.42 Als Tathandlung kommt auch das 
Inverkehrbringen in Betracht, für das der Verkauf oder das Feilhalten nur Beispiele 
sind.43 Mit ,Inverkehrbringen" ist entsprechend der Ratio des § 314 StGB jede 
Übertragung der tatsachlichen Verfügungsgewalt auf einen anderen gemeint, so­
dass dieser über den Gegenstand nach Belieben verfügen kann.44 

Obwohl einige Stimmen in der Literatur in § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB eine zentrale 
Verbraucherschutznorm sehen45 und diese wegen des Verzichts auf einen Erfolgs­
eintritt und damit auf den Beweis eines Realisierungszusammenhangs zwischen 
einem fehlerhaften Produkt und den aufgetretenen Schaden als ,Mine für die ge­
samte Verbrauchs- und Gebrauchsgüterwirtschaft (v.a. die chemische Industrie 
sowie die Arznei- und Lebensmittelwirtschaft)"46 bezeichnen, beschaftigt sich die 
Judikatur nur ganz vereinzelt mit dieser Vorschrift. Lediglich im Rahmen des 
Holzschutzmittel-Prozesses hat sich das LG Frankfurt bei der Ablehnung der Er-

3x Schonke/Schroder-1-feine, § 314 Rn. 2; 1-fi/gendoJf, Strafrechtliche Produzentenhaf­
tung, S. 165; 1-fo/termann, S. 81; Kuh/en, Fragen einer Produkthaftung, S. 155; Lackner/ 
Kiih/, § 314 Rn. 1; LK-Wo!ff; § 314 Rn. 1; SSW-StGB-Wo/ters, § 314 Rn. 2. 

39 So Fischer, § 314 Rn. 5; Schonke/Schroder-1-feine, § 314 Rn. 6; HK-GS- Weiler, 
§ 314 Rn. 5. 

4o NK-1-ferzog, § 314 Rn. 4. 
41 Bosch, S. 506 f.; Schonke/Schroder-1-Jeine, § 314 Rn. 6; Holtermann, S. 94; !-Iom, 

NJW 1986, 153; SSW-StGB-Wo//ers, §314 Rn. 7; SK-ders., §314 Rn. 7 (September 
2011). 

42 Schonke/Schroder-1-leine, § 314 Rn. 13; 1-lo/termann, S. 131; 1-forn, NJW 1986, 154; 
Lackner/Kiih/, § 314 Rn. 3; Seher, NJW 2004, 117; 1-IK-GS-Wei/er, § 314 Rn. 5. 

43 1-IK-GS-Wei/er, § 314 Rn. 6. 
44 Grelenkordt, S. 61 m.w.N.; Schonke/Schroder-1-Jeine, § 314 Rn. 20; 1-lo/termann, 

S. 153 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsclüiden, S. 116. 
45 So J-Ji/gendOJj; Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 170; 1-fo/termann, S. 168 f.; 

1-forn, NJW 1986, 153. 
46 Hom, NJW 1986, 153. 
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offnung des Hauptverfahrens zu § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB (= § 319 a.F. StGB) ge­
auBert. In diesem Fall wurde eine Tatbestandsverwirk1ichung abgelehnt, da die 
Kammer die erhühte Wahrscheinlichkeit eines Schadens ~die allgemeine Voraus­
setzung der Gefáhrdungsdelikte ~ nicht zu erkennen vermochte.47 

dd) § 330a StGB ~ Schwere Gefáhrdung durch Freisetzen von Giften 

Auch die Anwendung des § 330a StGB wird im Kontext der Produktverantwort­
lichkeit in Betracht gezogen.48 So verurteilte das LG Frankfurt den Angeklagten im 
Holzschutzmittelprozess wegen dieses Delikts in Tateinheit mit fahrlassiger Kor­
perverletzung.49 

Nach § 330a Abs. 1 StGB macht sich stratbar, wer giftige Stoffe verbreitet oder 
freisetzt und dadurch die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsscha­
digung eines anderen Menschen oder die Gefahr einer Gesundheitsschadigung ei­
ner groBen Zahl von Menschen verursacht. Trotz seiner systematischen Zugehorig­
keit zu den Straftaten gegen die Umwelt schützt dieses konkrete Gefáhrdungsdelikt 
(indirekt) die mensch1iche Gesundheit und das Leben.50 

§ 330a Abs. 1 StGB erfasst Stoffe, die Gift enthalten oder hervorbringen konnen. 
Der Stoff muss folg1ich geeignet sein, unter bestimmten Bedingungen (Einatmen, 
Verschlucken, Aufnahme über die Haut) nach seiner Beschaffenheit und Menge 
durch chemische oder chemisch-physikalische Einwirkung die Gesundheit zu zer­
storen.51 Damit scheiden alle Produkte als Tatgegenstande aus, die wie fehlerhafte 
Reifen52 oder defekte chirurgische Instrumente53 nur durch rein physikalisch­
mechanische Wirkungen Gesundheitsschaden herbeiführen konnen.54 

47 LG Frankfurt/Main NStZ 1990, 592, 592 f. 
48 Bock, S. 48 ff.; Hilgendmf, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 169; vgl. auch 

Schu!z, ZUR 1994, 29. 
49 LG Frankfurt!Main ZUR 1994, 33, 37. Der BGH hob dieses Urteil in seiner Ent­

scheidung vom 2.8.1995 wegen Miingeln in der Begründung des Kausalzusammenhangs 
zwischen der Holzschutzmittelexposition und den kiirperlichen Schiiden auf (BGHSt 41, 
206, 207 ff.). Die Anwendung des § 330a StGB seitens des LG wurde nicht beanstandet. 

50 Siehe Bock, S. 48, auch Fn. 33, mit Verweis auf die amtliche Begründung zu § 330a 
StGB; Schiinke/Schriider-Heine, § 330a Rn. 1; Lackner!Kühl, § 330a Rn. 1; NK-Ransiek, 
§ 330a Rn. 1 f.; SSW-StGB-Saliger, § 330a Rn. l. 

51 Bock, S. 48; Fischer, § 224 Rn. 3a; Schiinke/Schriider-Heine, § 330a Rn. 3, § 326 
Rn. 4. Wie bei § 229 StGB a.F. ist bei § 330a StGB nicht schon jeder Stoff als Gift anzu­
sehen, der geeignet ist, die Gesundheit eines anderen Menschen zu schiidigen, sondem der 
Stoff muss geeignet sein, die Gesundheit zu zerstiiren (Fischer, § 224 Rn. 3a; Lackner/ 
Kühl, § 330a Rn. 2; NK-Ransiek, § 330a Rn. 2). 

52 Vgl. den Sachverhalt von LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Ent­
scheidungssammlung, Nr. IV. 28, S. 296 ff. (Monza-Steel). 

53 Vgl. den Sachverhalt von OLG DüsseldorfNJW 1978, 1693. 
54 In diesem Sinne Bock, S. 48. 
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Tathandlung ist das Freisetzen oder Verbreiten giftiger Substanzen. Dies liegt 
dann vor, wenn eine Lage geschaffen wird, in der der schadliche Stoff sich ganz 
oder teilweise unkontrollierbar in der Umwelt ausbreiten kann.55 Der Tatbestand ist 
also erfüllt, wenn eine giftige Ware verkauft und damit in einen Bereich verbracht 
wird, wo si e nicht nur dem Oewahrsam, sondern sogar fast jeder Einwirkungsmog­
lichkeit des Taters entzogen ist.56 

b) Nebenstrafi·echt 

Jm deutschen Nebenstrafrecht ist ein pflichtwidriges Inverkehrbringen bestimm­
ter Oegenstande haufig schon dann strafrechtlich erfasst, wenn es lediglich mit abs­
trakten Oefahren für Leib und Leben verbunden ist57 

- so etwa in den Sanktions­
vorschriften des § 95 Abs. 1 Nr. 1 Arzneimittelgesetz (sogleich aa)) und §58 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (nachfolgend bb )). 

aa) § 95 Abs. 1 Nr. 1 AMO- Inverkehrbringen bedenklicher Arzneimittel 

Die Strafvorschrift zum Inverkehrbringen bedenklicher Arzneimittel (§ 95 
Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 5 AMO) stellt die Orundnorm der arzneimittelstrafrechtlichen 
Produktverantwortlichkeit dar.58 Sie dient dem Schutz der Rechtsgüter Leben, kor­
perliche Unversehrtheit und Oesundheit.59 

Durch § 95 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 5 AMO wird das Inverkehrbringen von Arz­
neimitteln, bei denen nach dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Erkennt­
nisse ein begründeter Verdacht auf schadliche Wirkungen bei bestimmungsgema­
Bem Oebrauch besteht, mit Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren oder mit 
Oeldstrafe sanktioniert. Inverkehrbringen beinhaltet gemaB § 4 Abs. 17 AMO nicht 
nur jedwede Abgabe an andere, sondern bereits das darauf abzielende Bevorraten, 
Feilhalten oder Feilbieten von Medikamenten. Nicht erfasst ist hingegen die Her­
stellung bedenklicher Arzneimittel als solche.60 

55 MlinchKommStGB-A/1, § 330a Rn. 8; Lackner/Kiih/, § 330a Rn. 3; SSW-StGB­
Sa/iger, § 330a Rn. 4. 

56 Hilgendorj; Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 169. A.A. SK-Hom, § 330a Rn. 3 
(Juli 2001), der eine unkontrollierbare Freisetzung nur dann bejahen will, wenn keine 
Méiglichkeit der Überwachung oder des Produktrlickrufs besteht; vgl. auch LG Frank­
furt/Main NStZ 1990, 592. 

57 Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 17; 
Wessing, in: Volk (1-Irsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 32. 

58 MünchKommStGB-Freund, § 95 AMG Rn. 38; Rehmann, § 95 AMG Rn. 5. 
59 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 1 03; vgl. auch Freund, in: 

Meurer (Hrsg.), Die Haftung der Unternehmensleitung, S. 82. 
60 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsch1iden, S. 105. 
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Ausgehend von den im Contergan-Verfahren gemachten Erfahrungen setzt § 5 
AMG anders a1s die Vorgangerrege1ung des § 6 AMG 1961 keine erwiesene 
Schad1ichkeit des Arzneimitte1s voraus, sondem 1asst unter Verzicht auf einen 
naturwissenschaft1ichen Nachweis des Kausa1zusammenhangs zwischen Arznei­
mittelkonsum und Gesundheitsbeeintrachtigung den ,begründeten Verdacht" der 
Schadenseignung genügen.61 Ein solcher Verdacht soll vorliegen, wenn ,emst­
zunehmende Erkenntnisse den Sch1uss nahe1egen, dass das frag1iche Arzneimitte1 
unvertretbare schiid1iche Wirkungen haben kann".62 Ein rein intuitiver, vager, nicht 
substantiierter Argwohn genügt aber nicht. 63 

Unter schad1ichen Wirkungen sind ,all diejenigen messbar, füh1bar oder sonst 
eindeutig erkennbar durch ein Arzneimitte1 unmitte1bar oder mitte1bar ausge15sten 
Reaktionen des mensch1ichen Organismus zu verstehen, we1che die Gesundheit 
nachteilig beeinflussen und insofem Krankheitswert besitzen".64 Hierzu zah1en 
namentlich Neben- und Wechse1wirkungen eines Arzneimitte1s i.S.d. § 4 Abs. 13 
AMG.65 

bb) §58 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 LFGB- Herstellen, Behandeln oder Inverkehr­
bringen bedenk1icher Lebensmitte1 oder gesundheitsschiid1icher Stoffe 

Geschützte Rechtsgüter der abstrakten Gefáhrdungsde1ikte des§ 58 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 7 LFGB sind die k5rper1iche Unversehrtheit sowie Leib und Leben des 
Verbrauchers. 66 

GemaB §58 Abs. 1 Nr. 1 LFGB wird ein VerstoB gegen § 5 Abs. 1 Satz 1 LFGB 
bestraft. Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 LFGB ist es verboten, Lebensmitte1 für andere 
derart herzustellen oder zu behande1n, dass der Verzehr dieser Erzeugnisse gesund­
heitsschad1ich i.S.d. Art. 14 Abs. 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 178/ 
200267 ist. Als Tathandlungen kommen nur das Herstellen und Behande1n des Le­
bensmitte1s in Betracht.68 Nach § 3 Nr. 2 LFGB umfasst ,Herstellen" das Gewin­
nen, Herstellen, Zubereiten, Be- und Verarbeiten sowie das Mischen. Das in § 3 

61 Mayer, in: Fuhrmann u.a. (Hrsg.), Arzneimittelrecht, § 45 Rn. 16. 

62 So Korner u. a., AMG § 95 Rn. 25. 

63 MünchKommStGB-Freund, § 5 AMG Rn. 18; Mayer, Produktverantwortung bei 
Arzneimittelschaden, S. 1 09. 

64 Mayer, Produktverantwortung bei Armeimittelschaden, S. 105. 

65 Mayer, in: Fuhrmann u.a. (Hrsg.), Arzneimittelrecht, § 45 Rn. 14. 

66 Ziepfel/Rathke-Domeier, § 58 LFGB Rn. 11; vgl. auch Pfohl, in: Müller-Gugen­
berger/Bieneck (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht, § 72 Rn. 51. Zur Verbreitung von Gefáhr­
dungsdelikten im Rahmen des deutschen Lebensmittelstrafrechts siehe Domeier, Gesund­
heitsschutz, S. 231 f. 

67 ABI. EG Nr. L 31, S. l. 
68 Ziepfel/Rathke-Domeier, §58 LFGB Rn. 13. 
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Nr. 3 LFGB geregelte ,Behandeln" ist wiederum ein Auffangbegriff flir eine Reihe 
von Tatigkeiten, die nicht bereits als Herstellen oder lnverkehrbringen anzusehen 
sind.69 

Nach § 58 Abs. 1 Nr. 2 LFGB wird bestraft, wer entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 1 
LFGB einen Stoff als Lebensmittel in den Verkehr bringt, der kein Lebensmittel 
und dessen Verzehr gesundheitsschadlich gemal3 Art. 14 Abs. 2 Buchstabe a) der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 ist. Im Unterschied zu §58 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 5 
Abs. 1 LFGB wird hier auf einen ,Stoff' abgestellt, der gerade kein Lebensmittel 
ist, obwohl er als solches in den Verkehr gebracht wird.70 Derartige Stoffe konnen 
insbesondere solche Substanzen darstellen, die aufgrund ihres pharmakologischen 
Effekts tatsachlich als Arzneimittel zugelassen werden müssten, die jedoch als 
Nahrungserganzungsmittel- und somit als Lebensmittel vertrieben werden.71 

Gemal3 § 58 Abs. 1 Nr. 7 LFGB macht sich wiederum stralbar, wer Lebensmittel 
in den Verkehr bringt, die einer Verordnung nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 LFGB zum 
Schutz der Gesundheit zuwiderlaufen. Nach § 13 Abs. l Nr. 1 LFGB wird das 
Bundesministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz ermach­
tigt, im Zusammenhang mit der Herstellung oder Behandlung von Lebensmitteln 
die Verwendung bestimmter Stoffe, Gegenstande oder Verfahren zu verbieten oder 
zu beschranken sowie die Anwendung bestimmter Verfahren vorzuschreiben. 

2. Strafbare Verhaltensweisen im Rahmen stmfrechtlicher 
Produktvet·antwortung 

Die im Rahmen der Produktverantwortung anwendbaren und soeben dargestell­
ten Straftatbestande richten sich hinsichtlich des von ihnen jeweils erfassten Ver­
haltens nach der fundamentalen dogmatischen Unterscheidung zwischen positivem 
Tun und Unterlassen einerseits sowie vorsatzlichem und fahrlassigem Verhalten 
andererseits.72 Für die Frage, welche Verhaltensweisen des Herstellers konkret 
strafrechtliche Sanktionen nach sich ziehen konnen, ergibt sich folglich, dass zu­
nachst zu prüfen ist, ob sein tatbestandsmal3ig missbilligtes Verhalten in einem 
aktiven Tun oder in einem Unterlassen liegl (sogleich a)). In einem weiteren Schritt 
kann analysiert werden, ob der betreffende Verhaltensnormverstol3 seitens des 1-Ier­
stellers beim lnverkehrbringen bzw. Jmverkehrlassen von Waren vorsatzlich oder 
fahrlassig begangen wurde (nachfolgend b)).73 

69 Ziepfel/Rathke-Domeier, §58 LFGB Rn. 13. 
70 Ziepfel/Rathke-Domeier, § 58 LFGB Rn. 17. 
71 Ziepfel/Rathke-Domeier, §58 LFGB Rn. 17. 
72 So Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 205. 
73 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsclüiden, S. 205. 
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a) Aktives Tun und Unterlassen 

aa) Allgemeine Erwagungen 

(1) Begehungs- und Unterlassungsdelikte 

Verhaltensnormen konnen durch positives Tun oder durch Unterlassen verletzt 
werden?4 Eine Rechtsverletzung durch ein Tun liegt vor, wenn man eine durch 
eine Verbotsnorm untersagte Handlung vomimmt. Eine Rechtsverletzung durch 
Unterlassen ist dagegen vorhanden, wenn der Tater ein Verhalten unterlasst, das 
durch eine Gebotsnorm angeordnet ist.75 

Im deutschen Strafrecht sind die Begehungsdelikte, d.h. solche, die den VerstoB 
gegen Verbotsnormen sanktionieren, vorherrschend. Unterlassungsdelikte, d.h. 
solche, die auf dem VerstoB gegen Gebotsnormen autbauen, sind im Gegenteil die 
Ausnahme, da es prinzipiell nicht Aufgabe von Straftatbestanden sein kann, die 
Bürger zur Rettung gefáhrdeter Interessen durch personlichen Einsatz anzuhalten.76 

(2) Echte und unechte Unterlassungsdelikte 

Die Unterlassungsdelikte werden im deutschen Strafrecht in echte und unechte 
Unterlassungsdelikte unterteilt. Echte Unterlassungsdelikte sind Straftaten, die sich 
in der bloBen Nichtvomahme einer vom Gesetz geforderten Tatigkeit erschopfen. 
Unechte Unterlassungsdelikte sind dagegen Delikte, bei denen der Tater die Ver­
wirklichung eines Tatbestands nicht verhindert, obwohl er als Sonderverantwort­
licher (Garant) zur Erfolgsabwendung gemaB § 13 StGB verpflichtet ist.77 

(3) Bedeutung der Qualifizierung eines Verhaltens als Tun oder Unterlassen 

Der Qualifizierung eines Verhaltens als positives Tun oder Unterlassen kommt 
im deutschen Recht weitreichende Bedeutung zu. Denn grundsatzlich ist jedes 
Handeln, nicht aber jedes Unterlassen, das einen tatbestandsmaBigen Erfolg be­
wirkt, stratbar.78 Anders ausgedrückt kann tauglicher Tater eines unechten Unter­
lassungsdelikts im Unterschied zu den Begehungsdelikten nur derjenige sein, der 
fur die Nichtabwendung des Erfolgs sonderverantwortlich (Garant) ist. Die Not-

74 Vgl. Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 205; Hilgendorf, 
Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 105; Hohfeld, S. 5. 

75 Vgl. Engisch, Weltbild, S. 37 (Fn. 70); Hilgend01f, Strafrechtliche Produzentenhaf­
tung, S. 105; Jescheck!Weigend, AT, S. 601; Lege, S. 24; Mayer, Produktverantwortung 
bei Arzneimittelschiiden, S. 206; Schwartz, S. 40. 

76 In diesem Sinne Jescheck!Weigend, AT, S. 602. 
77 Hierzu etwa Kindhauser, AT, § 8 Rn. 13 f.; Wessels!Beulke, AT, Rn. 696 f. 
78 So Eichinger, S. 141; Goll/Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungs­

handbuch, § 47 Rn. 6. 
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wendigkeit der Abgrenzung von Begehung und Untatigbleiben ergibt sich zudem 
aus der moglichen Strafmilderung nach § 13 Abs. 2 StGB. 79 

Ob einem konkreten Sachverhalt ein Tun oder ein Unterlassen zugrunde liegt, 
wird in der Regel nach dem auf3eren Erscheinungsbild entschieden. Sofern die Tat 

vollendet ist, ,tut" mithin detjenige etwas, der durch positiven Energieeinsatz ein 
schadigendes Kausalgeschehen in Richtung auf das Angriffsobjekt in Gang gesetzt 
hat; wer hingegen den Dingen ihren Lauf lasst und von der Moglichkeit des Ein­

greifens keinen Gebrauch macht, ,unterlasst".80 

Oftmals ist die Einordnung in die Kategorien ,aktives Tun" und ,Unterlassen" 
nicht einfach vorzunehmen.81 Dies gilt insbesondere flir mehrdeutiges bzw. ambi­

valentes Verhalten, das sowohl Elemente des Tuns als auch des Unterlassens auf­
weist.82 So ist etwa das Fahrlassigkeitsdelikt dadurch charakterisiert, dass der Tater 
einen Sorgfaltsverstof3 begeht, der haufig im Auf3erachtlassen der gebotenen Sorg­
falt liegt.83 Im Ziegenhaarfall - einem bekannten Betriebsstatten-Fall84 - lasst sich 

dementsprechend die Frage stellen, ob der Tod von vier Arbeiterinnen einer Pinsel­
fabrik durch aktive Auslieferung der mit Milzbrandbazillen verseuchten Ziegen­

haare oder durch Unterlassen der Desinfektion verursacht wurde.85 

Als Abgrenzungskriterium zwischen Tun und Unterlassen dient der neueren 
Rechtsprechung in Deutschland der ,Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit".86 Es soll 

mithin entscheidend darauf ankommen, ob bei normativer Betrachtung und bei 
Berücksichtigung des sozialen Handlungssinns der Schwerpunkt des strafrechtlich 
relevanten Verhaltens in einem Aktivwerden oder in dessen Ausbleiben liegt.87 

79 Bosch, S. 127; Eichinger, S. 141; Go/1/Winke/bauer, in: v. Westphalen (1-!rsg.), Pro­
dukthaftungshandbuch, § 47 Rn. 6; Hohje/d, S. 5; Kuh/en, in: Achenbach/Ransiek (1-!rsg.), 
Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 22; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­
schaden, S. 211; Ransiek, Unternehmensstrafrecht, S. 30; Schwarlz, S. 40; Wessing, in: 
Volk (1-!rsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 37. 

8° Kindhiiuser, AT, § 35 Rn. 4; Otto, Jura 2000, 549; Roxin, AT 11, § 31 Rn. 73; Wes­
se/s/Beu/ke, AT, Rn. 699. 

81 Eichinger, S. 141; Go/1/Winke/bauer, in: v. Westphalen (1-!rsg.), Produkthaftungs­
handbuch, § 47 Rn. 6; Lege, S. 24; Wesse/s/Beu/ke, AT, Rn. 699. 

82 Kiih/, AT, § 18 Rn. 23; Olla, Jura 2000, 549; Wesse/s/Beu/ke, AT, Rn. 699. 
83 Deutscher!Korner, wistra 1996, 298; Kindhiiuser, AT, § 35 Rn. 1 O; Wesse/s!Beu/ke, 

AT, Rn. 700. 
84 Zu Betriebsstatten-Fallen siehe oben Teil 2, l.A.2. 
85 Vgl. RGSt 63,211 ff. Die h.M. nimmt im Ziegenhaarfall mil Recht das Vorliegen ci­

nes fahrlassigen Begehungsdelikts an, denn der Schwerpunkt des strafrechtlich relevanten 
Verhaltens liegt auf der Ausgabe nicht desinfizierter Ziegenhaare (vgl. etwa Jescheck/ 
Weigend, AT, S. 604; Schéinke/Schréider-Stree/Bosch, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 158a; 
Wesse/s/Beu/ke, AT, Rn. 700). 

86 Roxin, AT 11, § 31 Rn. 76; SK-Rudo/phi/Stein, Vor § 13 Rn. 77 (September 2009). 
87 Vgl. BGI-!St 6, 46, 59; 40, 257, 265 f.; 49, 147, 164; BGI-! NStZ 1999, 607; 2003, 

657; BGI-I StV 2007,76,77. Zur Kritik an der Schwerpunkt-Formel siehe Kiih/, AT, § 18 
Rn. 14; Roxin, AT !1, § 31 Rn. 79 ff. 
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bb) Aktives Tun und Unterlassen im Bereich der strafrechtlichen 
Produktverantwortung 

Auch in Produktverantwortungsfállen stellen sich Probleme bei der Unterschei­
dung von vorwerfbarem Tatigwerden und strafbarem Unterlassen. W erden etwa 
fehlerhaft konstruierte Hochgeschwindigkeitsreifen auf den Markt gebracht, kann 
man darin sowohl ein positives Handeln (das Inverkehrbringen der Ware) als auch 
ein Unterlassen (etwa Unterlassen einer hinreichenden Serienerprobung unter den 
Bedingungen des praktischen Einsatzes) erblicken. 88 

(l) Die Unterscheidung von Tun und Unterlassen im Lederspray-Fall 

Die Unterscheidung von Tun und Unterlassen wurde im Lederspray-Verfahren 
ausfúhrlich thematisiert. Der BGH nahm eine gefáhrliche Korperverletzung 
(§ 223a StGB a.F. = § 224 StGB) durch aktives Tunan, soweit Schaden durch die 
Verwendung der Sprays eintraten, die erst nach der Krisensitzung vom 12.5.1981 
produziert oder vertrieben worden waren. Spatestens ab diesem Zeitpunkt konnte 
die mogliche gesundheitsschadliche Wirkung des Produkts als bekannt vorausge­
setzt werden. Hinsichtlich der Korperverletzungen, die aufgrund von Sprays eintra­
ten, die zu diesem Zeitpunkt bereits im Handel waren, den Verbraucher aber noch 
nicht erreicht hatten, wurde eine Tatbestandsverwirklichung durch Unterlassen 
bejaht. Hier ware es erforderlich gewesen, eine Wam- und Rückrufaktion durch die 
Angeklagten zu veranlassen, was si e unterlassen hatten. 89 

Ob die einzelnen Angeklagten in der Krisensitzung oder beim Produktvertrieb 
aktiv tatig wurden oder nicht, ob sie also z.B. Meinungen auJ3erten oder Anweisun­
gen erteilten, war fúr den Senat irrelevant. Entscheidend war vielmehr die mit 

88 Vgl. Sachverhalt von LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entschei­
dungssammlung, Nr. IV. 28, S. 296 ff. (Monza-Steel); Bock, S. 87; Deutscher/Korner, 
wistra 1996, 298; Goll/Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, 
§ 47 Rn. 4; Lege, S. 25. Mit Recht wird teilweise darauf hingewiesen, dass üblicherweise 
in strafrechtlichen Produktverantwortungsfállen das begehungsgleiche Unterlassen und die 
aktive Gefahrschaffung in gewissem Umfang austauschbar sind. Dies lasst sich durch die 
Entscheidung fiir die Weiterproduktion einer Ware veranschaulichen (Bosch, S. 130). Der 
Beschluss der Geschaftsführer, die Produktion fortzuführen, kann- wie es im Lederspray­
Fall geschah- als positives Tun interpretiert werden. Da gleichwohl die Produktion wegen 
des zu Produktionsbeginn festgelegten Herstellungsprozesses auch ohne einen expliziten 
Geschaftsführerbeschluss fortgesetzt wird, kann nicht ohne Weiteres bejaht werden, dass 
die Entscheidung der Geschaftsführer fiir den weiteren Vertrieb des Sprays und damit fiir 
die eingetretenen Gesundheitsschaden ( aktiv-)ursachlich ist. Unter Kausalitatskriterien ist 
es deswegen auch miiglich, hier ein Unterlassen anzunehmen (Bosch, S. 130 f.). 

89 BGHSt 37, 106, 114 (Lederspray). Siehe auch das Urteil des Ausgangsgerichts LG 
Mainz vom 16.1.1989, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 3.22, S. 38 f. 
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Blick auf das Unternehmen selbst zu treffende Verhaltensqualifikation.90 Anknüp­

fungspunkt bei der Abgrenzung von aktivem Tun und Unterlassen ist damit zu­
nachst nur die betrieb/iche Aktivitat, d.h. das lnverkehrbringen bzw. das Imver­
kehrlassen des unsicheren ProduktsY 1 Die Rechtsprechung entscheidet damit 

hinsichtlich der Abgrenzung der Deliktsformen für das betroffene Unternehmen als 
juristische Personen ebenso, wie es bei einer als Produzent fungierenden natür­
lichen Person der Fall ware. Der ,Hersteller" hat es unterlassen, die bereits aus­

gelieferten Produkte zurückzurufen bzw. hat aktiv gehandelt, soweit er weitere 
schadliche Produkte in den Verkehr brachte.92 Erst in einem zweiten Schritt wird 

das festgestellte Verhalten den einzelnen Geschaftsführern ,als eigenes Handeln" 
strafrechtlich zugerechnet- aufgrund ihrer Stellung als Mitglied der Geschaftsfüh­
rung.93 

Im Fall des Inverkehrbringens eines mangelhaften Produkts kommt damit nur 
eine Begehungsstralbarkeit in Betracht.94 Derartiges aktives Tun wird sowohl von 
§ 314 StGB, § 95 Abs. 1 Nr. 1 AMG und § 58 Abs. 1 Nr. 2 und 7 LFGB, die expli­

zit auf die Inverkehrgabe von Waren abstellen, als auch von den §§ 211 ff., 223 ff. 

StGB erfasst.95 

Die Untatigkeit bei aufkommendem Verdacht auf unvertretbar schadliche Wir­
kungen eines bereits ausgelieferten Produkts begründet hingegen einen Unterlas­
sungsvorwurf.96 Die Sanktion kann sich hierbei unstreitig aus den §§ 211 ff., 

223 ff. i.V.m. § 13 StGB ergeben.97 

9° Kuh!en, JZ 1994, 1144; ders., in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschafts­
strafrecht, Rn. 26. 

91 Heine, Strafrechtliche Verantwortlichkeit, S. 156; 1-Johfe!d, S. 15. 
92 Hohfe!d, S. 15; Kuh!en, JZ 1994, 1144; ders., in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Hand­

buch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 26. 
93 Heine, Strafrechtliche Verantwortlichkeit, S. 156; 1-fohje!d, S. 15; Rotsch, wistra 

1999,325. 
94 So Bock, S. 95, 1 02; Lege, S. 24; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­

schaden, S. 219. 
95 Vgl. Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 219. 
96 In diesem Sinne Hohje!d, S. 13 f.; Lege, S. 24; Mayer, Produktverantwortung bei 

Arzneimittelschaden, S. 221. 
97 Fraglich ist indes, ob das Unterlassen darüber hinaus auch eine Strafbarkeit nach den 

Gefáhrdungstatbestanden des § 314 StGB, § 95 Abs. 1 Nr. 1 AMG und § 58 Abs. 1 Nr. 2 
und 7 LFGB, die explizit auf das Inverkehrbringen abstellen, begründen kann. Hierbei 
wird in der Literatur mit Recht darauf hingewiesen, dass e in Gebot, e in bereits im Verkehr 
befindliches gef:'ihrliches Produkt wieder ,aus dem Verkehr zu ziehen", nicht besteht. 
Denn der Unterlassungstater ist nur zur Erfolgsabwendung verpflichtet, nicht aber dazu, 
einen bereits eingetretenen Erfolg wieder zu beseitigen. Wenn sich das Produkt bereits im 
Verkehr befindet, also ein Dritter die tatsachliche Verfügungsgewalt übernommen hat, ist 
der tatbestandsmaf3ige Erfolg i.S.d. § 314 StGB, § 95 Abs. 1 Nr. 1 AMG und § 58 Abs. 1 
Nr. 2 und 7 LFGB schon eingetreten und die aus diesen Tatbesttinden resultierenden Ein­
griffspflichten für den Garanten sind beendet (vgl. Bosch, S. 507; Gretenkordt, S. 54, 76; 



III. Strafrecht1iche Sanktionsnormen und strafbare Verha1tensweisen 81 

(2) Kritik an der Argumentation des BGH im Lederspray-Fall 

Der BGH hat die Abgrenzung zwischen Tun und Unterlassen bei ambivalenten 
Verhaltensweisen auf dem Gebiet strafrechtlicher Produktverantwortung nicht an­
hand des Schwerpunkts des strafrechtlich relevanten V erhaltens vorgenommen, 
womit er auf das von ihm vertretene und in vi e len anderen Fallen angewandte Ab­
grenzungskriterium verzichtete. Der Gerichtshof verlieB den Boden einer verhal­
tensorientierten Abgrenzung zwischen Tun und Unterlassen98 und stützte seine 
Entscheidung auf eine bloBe Fiktion. So sieht er zunachst im Sinne einer unter­
nehmensbezogenen Beurteilung das Untemehmen als Einheit an, fingiert ein Ver­
halten des Untemehmens als solchem und überprüft dieses darauf, ob es als Tun 
oder Unterlassen zu interpretieren ist. Erst in einem zweiten Schritt wird dieses fik­
tive Verhalten des Betriebs ohne Rücksicht auf das individuelle Handeln der Ge­
schaftsführer diesen kraft der untemehmensintemen Verantwortungszuweisung 
zugerechnet.99 Die Sprengkraft dieser Argumentation des BGH im Lederspray-Fall 
ist von Heine erkannt worden, der darin eine implizite Anerkennung der Hand­
lungsfáhigkeit juristischer Personen durch den Gerichtshof sieht.100 Damit hat der 
BGH ,in einer fast beilaufigen Diktion und offenbar gezielt ohne tiefschürfende 
Analyse und Begründung, [ ... ] einen das gesamte bisherige Strafrechtssystem re­
volutionierenden neuen Handlungsbegriffkreiert". 101 

ce) Garantenstellung des Herstellers 

Wie bereits dargelegt, kann nach Ansicht des BGH das Versaumen einer ausrei­
chenden Warnaktion oder eines Rückrufs in Bezug auf ein Produkt, dessen Gefáhr­
lichkeit beim Inverkehrbringen nicht erkennbar war und erst nachtraglich bekannt 
wurde, als Totung bzw. Korperverletzung durch (unechtes) Unterlassen (§§ 211 ff., 
223 fi. i.V.m. § 13 StGB) sanktioniert werden. Da als Tater eines unechten Unter­
lassungsdelikts nur bestraft werden kann, wer als Garant rechtlich dafür einzuste­
hen hat (§ 13 Abs. 1 StGB), dass der betreffende Erfolg nicht eintritt, ist es ent­
scheidend, die Garantenstellung im Produktverantwortungsbereich zu bestimmen. 

Horn, NJW 1977, 2335 f.; ders., NJW 1986, 156; Lege, S. 15; SK-Wolters, § 314 Rn. 24 
[September 2011 ]). Eine Unterlassungsstrafbarkeit ist nur in jenen Fallen mog1ich, in de­
n en der Gesundheitsgarant- auch wenn er hierzu fáhig ist- den drohenden Wechse1 der 
Verfiigungsgewalt (a1so das Inverkehrge1angen des gefáhrlichen Produkts) bewusst nicht 
hindert (SK-Wolters, § 314 Rn. 24 [September 2011]). Dies ist beispie1sweise der Fall, 
wenn der Ladeninhaber bewusst nicht einschreitet, wenn seine Mitarbeiter die Ware an 
Kaufer abgeben (Gretenkordt, S. 54, 76). Nach MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu 
den §§ 95 ff. AMG Rn. 76 ist ein Inverkehrbringen durch Unterlassen schon begrifflich 
unmog1ich (ihm zust. Reus, S. 170). 

98 So Bosch, S. 133. 
99 Bosch, S. 132. 
100 Heine,Strafrecht1iche Verantwort1ichkeit, S. 156 (Fn. 33). 
101 Schünemann, FS fiir BGH, S. 623. 
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( 1) Grund1agen der Garantenstellung nach Ansicht des BGH im Lederspray-Fall 

Der BGH flihrt in seiner Urtei1sbegriindung zur Unterlassungsstrafbarkeit der 
Angek1agten im Lederspray-Fall aus, dass ihre Garantenstellung aus vorangegan­
genem, ptlichtwidrigem Gefáhrdungsverha1ten (Ingerenz) fo1gte. Jeder, der durch 
ptlichtwidriges Vorverha1ten eine Gefahren1age fúr Dritte geschaffen habe, sei ver­
ptlichtet, den dadurch drohenden Schaden abzuwenden. 102 Das Vorverha1ten der 
Angek1agten bestand in dem Inverkehrbringen der Lederptlegemitte1, die bei be­
stimmungsgemaBem Gebrauch gesundheit1iche Schaden bei den Benutzern zu ver­
ursachen drohten. 103 

In seiner Entscheidung stimmt der BGH auf den ersten B1ick den in der h.M. 
entwicke1ten Einschrankungen des Ingerenzgedankens zu: 104 Einma1 muss das vo­
rangegangene Tun objektiv ptlichtwidrig sein. Zweitens ist es erforderlich, dass das 
Vorverha1ten die Gefahr des Schadenseintritts bewirkt hat. Sch1ieBlich muss die 
Pflichtwidrigkeit des vorangegangenen Tuns in dem VerstoB gegen eine Nonn 
bestehen, die gerade dem Schutz des gefáhrdeten Rechtsguts dient. Diese Voraus­
setzungen, insbesondere das Erfordernis der Pflichtwidrigkeit, sah das Gericht in 
diesem Fall a1s erfüllt an. Es fo1gerte sie aus dem allgemeinen Schadigungsverbot 
neminem /aedere, aus einem verfassungsrecht1ich fundierten Schadigungsverbot 
sowie aus gesetz1ichen Bestimmungen. So begriindete das Gericht die Ptlichtwid­
rigkeit mit der Feststellung, dass es die Rechtsordnung zumindest grundsatz1ich 
verbiete, Gefahren zu schaffen, aus denen ohne fremdes Eingreifen im weiteren 
Fortgang korperliche Schaden fúr Dritte entstehen (neminem laedere-Grund­
satz); 105 hierfúr biete ,schon der generelle Schutz, den das Rechtsgut der korper­
lichen Unversehrtheit genieBt (vgl. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) [ ... ] die rechtliche 
Grund1age". 106 Der BGH fúgte hinzu, dass die Angek1agten auch Bestimmungen des 
Lebensmitte1- und Bedarfsgegenstiindegesetzes (LMBGY 07 missachtet hatten, kon­
kret das Verbot, Gegenstande oder Mitte1, die bei bestimmungsgemaBem Gebrauch 
geeignet sind, die Gesundheit durch ihre stoftliche Zusammensetzung zu schadigen, 
a1s Bedarfsgegenstiinde in den Verkehr zu bringen (§ 30 Nr. 2 LMBG). 108 

1o2 BGHSt 37, 106, 115. 
1o3 BGHSt37, 106,117. 
104 Siehe dazu etwa Fischer, § 13 Rn. 27 ff.; Jescheck/Weigend, AT, S. 625; SK­

Rudo/phi/Stein, § 13 Rn. 38 ff. (September 2009); Schonke/Schroder-Stree/Bosch, § 13 
Rn. 34 ff.; Wessels/Beu/ke, AT, Rn. 725 f. 

1os BGHSt 37, 106, 117. 
106 BGHSt 37, 106, 117. 
107 Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen 

Mitteln und sonstigen Bedarfsgegenst1inden (Lebensmittel- und Bedarfsgegenst1indegesetz) 
von 1974 wurde durch das Lebensmittel-, Bedarfsgegensttinde- und Futtermittelgesetzbuch 
(Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch - LFGB) abgelost (BGB l. 1 S. 2618). Das 
LFGB trat am 7.9.2005 in Kraft. 

1os BGHSt 37, 106, 117 f. 
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Die Pflichtwidrigkeit bestimmt das Gericht in der Lederspray-Entscheidung aus 
einer ex post-Perspektive und leitet sie aus der rechtlichen Missbilligung des Er­
folgs ab: ,Die objektive Pflichtwidrigkeit des Vorverhaltens setzt nicht voraus, 
dass der Handelnde bereits damit seine Sorgfaltspflichten verletzt, sich also fahr­
lassig verhalten hat [ ... ]. Insoweit genügt die rechtliche Missbilligung des Gefáhr­
dungserfolgs. Darauf, ob das Verhalten dessen, der ihn herbeifuhrt, im Sinne per­
séinlicher Schuld vorwerfbar ist, kommt es nicht an.'d09 

(2) Kritik der Literatur an der Argumentation des BGH im Lederspray-Fall 

Im Folgenden soll in Grundzügen die in der Literatur geauBerte Kritik an der Ar­
gumentation des BGH bezüglich der Garantenstellung des Produzenten zusammen­
fassend dargestellt werden. Diese Beanstandungen kéinnen in zwei Gruppen unter­
teilt werden: erstens Kritiken darüber, wie der BGH die Pflichtwidrigkeit der 
Handlung des Produzenten begründete (sogleich unter (a)), zweitens Einwande 
gegen die Bestimmung der Erkennbarkeit der Gefáhrlichkeit des pflichtwidrigen 
Vorverhaltens (dazu unter (b)). 

(a) Begründung der Pflichtwidrigkeit der Handlung 

Wie oben erwahnt, brachte der BGH zur Begründung der Pflichtwidrigkeit des 
Produzentenvorverhaltens vor, dass dieses gegen das Verbot, andere zu verletzen 
(neminem laedere-Grundsatz), gegen Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sowie gegen § 30 
Nr. 2 LMBG a.F. verstoBe. Demgegenüber vertritt die deutsche Lehre die Auffas­
sung, dass das Verhalten des Herstellers keine der vom BGH genannten Regeln 
verletzt. 

Die Pflichtwidrigkeit des Produzentenvorverhaltens lasst sich nicht durch die Be­
rufung auf den neminem laedere-Grundsatz begründen, da dieser ein véillig unbe­
stimmtes Prinzip ohne echten Regelungsgehalt bildet.110 Im Übrigen ist dieser 
Grundsatz ,in den detaillierten Rechtsschutzsystemen des réimischen Rechts, des 
Vemunftrechts und des geltenden Straf- und Zivilrechts nirgends absolut realisiert 
und uneingeschrankt in verbindliches Recht umgesetzt" .111 Das Strafrechtssystem 
enthalt weder eine ,Jedermann-Grundnorm zur Schadensvermeidung" noch eine 
Regel für die Stratbarkeit ihrer Missachtung. 112 

Die Pflicht des Produzenten, den Erfolg zu verhindem, soll sich auch nicht aus 
dem verfassungsrechtlichen Schutz des Rechtsguts der kéirperlichen Unversehrtheit 
(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) ableiten lassen. Denn die Grundrechte seien ursprünglich 

109 BGHSt37, 106,118 f. 
110 So Bosch, S. 192. 
111 Brammsen, GA 1993, 103. 
112 Brammsen, GA 1993, 103. 
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als Mittel entworfen worden, um vor Übergriffen der Staatsgewalt auf den privaten 
Bereich zu schützen und eine Sphare privater Freiheit zu gewahrleisten. 113 Die 
Grundlagen der strafrechtlichen Garantenpflichten seien somit nicht in der Verfas­
sung zu finden, weil die Grundrechte negative Abwehrrechte seien, ,welche allein 
Rechtsgutsbeeintrachtigungen staatlicher Organe regeln". 114 Selbst wenn man die 
Drittwirkung der Grundrechte annahme, ware sie zur Begründung einer Ingerenz­
haftung ungeeignet, weil sie nur verdeutlichen, ,dass ein bestimmter Erfolg recht­
lich missbilligt wird, nicht jedoch die Pflichtwidrigkeit der Erfolgsherbeiftihrung 
naher kennzeichnen". 115 

Ebenso unzureichend wie die I-Ieranziehung eines verfassungsrechtlichen Scha­
digungsverbots ist der Verweis aufVorschriften des LMBG, um eine Garantenstel­
lung des Produzenten zu begründen. Der BGI-I erklart, dass die objektive Pflicht­
widrigkeit des gefahrbegründenden V orverhaltens auch aus § 30 Nr. 2 LMBG 
folgte, wonach es verboten war, gesundheitsschadliche Gegenstande in den Ver­
kehr zu bringen. 116 Mit dieser Argumentation verkennt der BGH den fnhalt dieser 
Nonn. Denn § 30 Nr. 2 LMBG sieht keine konkreten Verhaltensanweisungen -
etwa das Verbot, bestimmte Stoffe fi.ir Sprays zu verwenden bzw. das Erfordernis 
ausreichender Testverfahren und Kontrollen - vor, die der I-lersteller beachten 
musste und aus deren Missachtung die Pflichtwidrigkeit des Vorverhaltens abgelei­
tet werden konnte. Diese Bestimmung beschrieb nur einen E1jolg, welcher in Ge­
sundheitsschaden der Verbraucher bestand. 117 Das Gericht bestimmte somit das 
Risiko des Eintritts von Gesundheitsschaden aus einer ex post-Perspektive. 118 Diese 
Betrachtungsweise der Erkennbarkeit der Gefáhrlichkeit cines pflichtwidrigen 
Vorverhaltens ist die Grundlage der hauptsachlich geübten Kritik der Lehre gegen­
über der Entscheidung, welche im Folgenden dargestellt wird. 

(b) Die Erkennbarkeit der Gefáhrlichkeit des pflichtwidrigen Vorverhaltens 

Verlangt man- wie der BGI-I im Lederspray-Fall- die Rechtswidrigkeit der vo­
rangegangenen I-landlung zur Bejahung einer Verantwortlichkeit aus Ingerenz, 119 

113 Siehe etwa Zippelius/Wiirlenberger, Deutsches Staatsrecht, § 18 Rn. 15. 
114 Brammsen, GA 1993, 1 04; ihm zust. Bosch, S. 200; WeijJer, S. 35. 
115 Bosch, S. 200. 
116 BGHSt37, 106, 117f. 
117 In diesem Sinne Bosch, S. 20 l. 
IIS Siehe dazu Bosch, S. 201; Roxin, AT 11, § 32 Rn. 201 i.V.m. Rn. 199. 
119 Die Garantenstellung der Geschaftsfiihrer ,folgte aus vorangegangenem, ¡~flichtwid­

rigem Gefiihrdungsverhalten (lngerenz)" (BGHSt 37, 106, 115), Hervorhebung durch den 
Verfasser. Auch nach der deutschen h.M. setzt die lngerenz ein pflichtwidriges Vorverhal­
tens voraus (vgl. etwa BGHSt 25, 218; Kiihl, AT, § 18 Rn. 93; Roxin, AT 11, § 32 Rn. 167; 
SK-Rudolphi!Stein, § 13 Rn. 40 [September 2009]; Schonke/Schroder-Stree/Bosc/z, § 13 
Rn. 35 m.w.N.). Eine Mindermeinung vertritt die Auffassung, dass sich auch aus erlaub-
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so ist diese Rechtswidrigkeit aus einer ex ante-Perspektive zu bestimmen. Dies 
ergibt sich aus der heute im Strafrecht dominierenden Lehre vom nur ex ante be­
stimmbaren Verhaltensunrecht.120 Nach dieser Theorie konnen Gegenstand der 
Verbotsnormen nur solche Handlungen sein, die vor ihrer Vomahme aus der Per­
spektive des Normunterworfenen moglicherweise, wahrscheinlich oder mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit das jeweils geschützte Rechtsgut beein­
trachtigen.121 

Nach der Lehre vom nur ex ante bestimmbaren Verhaltensunrecht war somit das 
Inverkehrbringen der Ledersprays nur dann rechtswidrig, wenn für die Geschafts­
führer zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens die Gefáhrlichkeit der Ware erkennbar 
war. 122 Diese Voraussetzung kann im Lederspray-Fall aber nur für diejenigen 
Spraydosen als erfüllt angesehen werden, die nach der Ánderung der chemischen 
Forme! des Produkts und trotz anhaltender Reklamationen ausgeliefert wurden. 123 

Für die bereits auf dem Markt vorhandenen Produkte weist Kuhlen 124 richtig darauf 
hin, dass sich der Feststellung des BGH nicht entnehmen Iasst, ob die schadens­
ursachlichen Ledersprays in den Fallen, in denen ein strafbares Unterlassen ange­
nommen wurde, nach diesem Zeitpunkt in den Verkehr gebracht wurden. Damit ist 
davon auszugehen, dass deren Inverkehrgabe nicht rechtswidrig erfolgte. Der BGH 
erkennt dennoch ein objektiv pflichtwidriges Vorverhalten an: ,[ ... ] so versagt [ ... ] 
der vom Beschwerdeführer [ ... ] erhobene Einwand, der Eindruck von der Gefáhr­
lichkeit der Ledersprays habe sich allenfalls nach der Geschaftsführerbesprechung 
[ ... ] derart gefestigt, dass der weitere Vertrieb dieser Produkte und ihre Belassung 
im Handel ,sorgfaltswidrig' erscheinen konnte. Die objektive Pflichtwidrigkeit des 
Vorverhaltens setzt nicht voraus, dass der Handelnde bereits damit seine Sorgfalts­
pflichten verletzt, si eh al so fahrlassig verhalten hat [ ... ]. Insoweit genügt die recht­
liche Missbilligung des Gefahrdungseifolgs. Darauf, ob das [den Erfolg herbeifüh­
rende] Verhalten [ ... ] im Sinne personlicher Se huid vorwerfbar ist, kommt es nicht 
an".12s 

Es besteht Einigkeit darüber, dass der BGH in Wirklichkeit durch seine Argu­
mentation von der Pflichtwidrigkeit des Vorverhaltens im Ergebnis auf diese ver-

tem, aber riskantem Vorverhalten Gefahrabwendungspflichten ergeben konnen (siehe etwa 
Freund, AT, § 6 Rn. 67 ff.; Jakobs, AT, 29. Abschn. Rn. 39, jew. m.w.N.). 

12o Kuhlen, NStZ 1990, 568. 
121 Freund, ZLR 1994, 263; Kuhlen, NStZ 1990, 568; Rudo/phi, in: Schünemann 

(Hrsg.), Grundfragen, S. 76; grund1egend Frisch, Vorsatz, S. 76, 124 f., 358; ders., Verbal­
ten, S. 34, 41 f., 71 ff.; ders., in: Wolter/Freund (Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, 
S. 175 f. Zu der ex ante-Betrachtnng in der strafrechtlichen Produktverantwortnng siehe 
schon oben Teil1, I.B.3. 

122 Hassemer, Produktverantwortnng, S. 56; Kuhlen, NStZ 1990, 568. 
123 Kuhlen, NStZ 1990, 568. 
124 Kuhlen, NStZ 1990, 568. 
125 BGHSt 37, 106, 118 f. (Hervorhebung durch den Verfasser). 
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zichtet. Denn von einer solchen Pflichtwidrigkeit kann nicht mehr die Rede sein, 
wenn die Gefáhrlichkeit der Ledersprays zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens 
nicht vorhersehbar war und nur die rechtliche Missbilligung des Erfolgs genügt. 126 

Die Einwande gegen die Argumente des BGH im Lederspray-Fall hinsichtlich 
der Ingerenz zeigen, dass die Pflichtwidrigkeit des Vorverhaltens ein Schwach­
punkt dieser Garantenstellung im Produktverantwortungsbereich ist. Denn norma­
lerweise werden die Produkte von den Herstellern bona fide auf den Markt ge­
bracht, d.h. die Produzenten gehen in fast allen Fallen von deren Ungefáhrlichkeit 
aus. Es ist allgemein üblich, dass die Gefáhrlichkeit eines Produkts zum Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens nicht erkannt werden kann. Vielmehr entwickelt sich die 
Gefahr in kleinen Schritten. 127 Bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Ge±:ihrlichkeit 
bemerkt wird, kann den Herstellern demzufolge kein pflichtwidriges Verhalten 
vorgeworfen werden. Deswegen würde die als pflichtwidriges Vorverhalten begrif­
fene Ingerenz nur selten die Begründung der Garantenstellung des Herstellers er­
moglichen. 

(3) Die a uf den berechtigten Erwartungen der Verbraucher beruhende Garanten­
stellung des Herstellers 

Die Garantenstellung des Herstellers beruht nicht auf einer Ingerenz, sondern auf 
den berechtigten Erwartungen der Verbraucher, die ein Unternehmer erftillen muss, 
wenn er in der Rolle des ,Herstellers" auftritt. 128 Denn die Verbraucher gehen nicht 
nur davon aus, dass die Hersteller einwandfreie Ware in den Verkehr bringen, son­
dern auch davon, dass sie ihre auf dem Markt befindlichen Produkte standig im 
Hinblick auf zuvor unbekannte schadliche Eigenschaften beobachten und ggf. Ge­
fahrabwendungsmaf3nahmen ergreifen. Die haufigen Warn- und Rückrufaktionen 
in Zeitungen, Rundfunk oder Fernsehen bestatigen diese Erwartungen der Verbrau­
cher. Solche Erwartungen schaffen für die Konsumenten einen grof3eren Freiheits­
entfaltungsspielraum und erleichtern zugunsten des Herstellers den Absatz der 
,vertrauenswürdigen" Produkte erheblich. 129 Der Hersteller, der wirtschaftliche 
Vorteile aus diesem berechtigten Vertrauen ziehen mochte, muss jedoch eine an­
gemessene ,Gegenleistung" erbringenY0 Er muss sein Produkt beobachten und 

126 Siehe dazu Beulke/Bachmann, JuS 1992, 739; Bock, S. 133; Bode, FS fiir BGH, 
S. 523; Deutscher/Korner, wistra 1996, 299; MünchKommStGB-Freund, § 13, Rn. 129; 
Hilgend01:f, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 140; Kiihl, AT, § 18 Rn. 103; Kuhlen, 
NStZ 1990, 568; Samson, StV 1991, 184. 

127 Hassemer, Produktverantwortung, S. 52. 
128 Vgl. zum Folgenden Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de 

las empresas, S. 115; Schwnann, H., Strafrechtliches Handlungsunrecht, S. l 1 9; ders., in: 
M ir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, S. 209. 

129 Freund, Unterlassen, S. 219. 
13o Vgl. Freund, AT, § 6 Rn. 69. 
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ggf. die Konsumenten über ein nachtraglich bekannt gewordenes Produktrisiko 
informieren bzw. das Produkt zurückrufen. 

b) Fahrliissiges und vorsiitzliches Verhalten 

Wie bereits erwahnt, kann sich eine strafrechtliche Produktverantwortung so­
wohl unter dem Gesichtspunkt des vorsatzlichen als auch des fahrlassigen Verhal­
tens ergeben. 

Die Grenzziehung zwischen Vorsatz und Fahrlassigkeit hat groi3e Bedeutung in 
der Praxis, nicht nur wegen des im Vergleich zum fahrlassigen Verhalten h6heren 
Strafrahmens des vorsatzlichen Verhaltens, 131 sondem auch weil die fahrlassige Tat 
gemaB § 15 2. Halbsatz StGB nur strafbar ist, sofem dies in einem bestimmten 
Strafgesetz ausdrücklich angeordnet ist. Hinzu kommt, dass die Regeln fiir den 
Versuch in den §§ 22 bis 24 StGB und fiir die Beteiligung in den §§ 25 bis 27 
StGB a uf Vorsatzdelikte zugeschnitten sin d. 132 

aa) Allgemeine Erwagungen 

Vorsatz und Fahrlassigkeit sind durch das unterschiedliche AusmaB der Erschüt­
terung der Rechtstreue und des Vertrauens in die Unverbrüchlichkeit der Rechts­
ordnung beider Falle gekennzeichnet.133 Die Infragestellung der Normgeltung ist 
namlich qualitativ deutlich gravierender, wenn der Handelnde oder Unterlassende 
vorsatzlich agierte, weil er dann die spezifische tatbestandliche Unwertdimension 
seines Verhaltens vollumfánglich erfasst und si eh dennoch gegen das durch die von 
ihm übertretene Verhaltensnorm geschützte Rechtsgut entschieden hat. Der fahr­
lassig Normbrüchige hingegen erfasst die tatbestandsrelevante Unwertdimension 
seines Verhaltens nicht in vollem Umfang, irrt also bloB. 134 Trotz des qualitativen 
Unterschieds zwischen Vorsatz- und Fahrlassigkeitsdelikten stehen sie in einer Plus­
Minus-Relation.135 Den Fahrlassigkeits- und Vorsatztatbestanden ist die Schaffung 

131 Die Strafrahmen des Totschlags nach § 212 Abs. 1 StGB (angedroht ist Freiheitsstra­
fe nicht unter fünf Jahren) und der fahrlassigen Tiitung nach § 222 StGB (angedroht sind 
Geldstrafe und Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren) zeigen beispielhaft die signifikant stren­
gere Behandlung des vorsiitzlichen Verhaltens (Freund, AT, § 7 Rn. 2). 

132 Jescheck!Weigend, AT, S. 573; Kindhiiuser, AT, § 30 Rn. 20, § 38 Rn. 54; Wessels/ 
Beulke, AT, Rn. 659. 

133 Frisch, Vorsatz, S. 49. 
134 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 217; MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den 

§§ 13 ff. Rn. 297 f.; ders., AT, § 7 Rn. 7, 37 f. 
135 So Freund, FS für Herzberg, S. 228; Frisch, Verhalten, S. 40 m.w.N.; ders., FS für 

Roxin, S. 226 f.; NK-Frister, Nachbem. § 2 Rn. 40 f.; Herzberg, GA 2001, 572 f.; NK­
Puppe, Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. 154; a.A. Jescheck!Weigend, AT, S. 563; Mayer, Pro­
duktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 259; Schmucker, S. 103; Schiinke/ 
Schriider-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 3. 
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eines rechtlich missbilligten Risikos gemeinsam. Der Vorsatz bildet dabei den Spe­
zialfall der Fahrlassigkeit. 136 

Das StGB enthalt keine Legaldefinition des von § 15 StGB geforderten ,vorsatz­
lichen Handelns". Nach einer ,gangigen, aber ungenauen Definition"137 der Recht­
sprechung und einem Teil der Lehre bedeutet Vorsatz der Wille zur Verwirk­
lichung eines gesetzlichen Tatbestands in Kenntnis aller seiner objektiven 
Tatumstande- kurz: Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung. 138 

Im Bereich des vorsatzlichen Verhaltens werden in Deutschland meist drei Er­
scheinungsformen des Vorsatzes unterschieden: Die erste Form ist die Absicht, 
auch als ,dolus directus 1 . Grades" bezeichnet. Diese ist dann gegeben, wenn es 
dem Tater gerade darauf ankommt, den Eintritt des in einer strafrechtlichen Sank­
tionsnorm umschriebenen Erfolgs herbeizuführen. 139 Eine zweite Erscheinungs­
form liegt vor, wenn der Handelnde es fi.ir sicher halt, dass sein Verhalten zur Ver­
wirklichung des Straftatbestands fi.ihren wird (Wissentlichkeit als Vorsatzform, 
auch ,dolus directus 2. Grades" genannt). 140 Die dritte Fonn vorsatzlichen Agie­
rens ist gegeben, wenn sich der Tater fi.ir die Ausführung eines Verhaltens ent­
scheidet, obgleich er die von diesem Verhalten ausgehende Gefahr für das Rechts­
gut ernst genommen und sich mit ihr abgefunden hat (Eventualvorsatz). 141 

Was das Fahrlassigkeitsdelikt angeht, so ist dieses gegeben, wenn der Tater die 
objektiv gebotene Sorgfalt auBer Acht lasst und infolgedessen den Straftatbestand 
verwirklicht, ohne dies zu erkennen (unbewusste Fahrlassigkeit), oder wenn der 
Tater beim Entschluss zur Tat pflichtwidrig darauf vertraut, dass si eh der Straftat­
bestand nicht verwirklichen werde (bewusste Fahrlassigkeit). 142 

bb) Fahrlassiges und vorsatzliches Verhalten im Bereich strafrechtlicher 
Produktverantwortung 

Wahrend § 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB als reines Vorsatzdelikt ausgestaltet ist, 143 

stellen die auf die Falle der Produktverantwortlichkeit weiter anwendbaren Straf-

136 LK-Dannecker, Anh. § 1 Rn. 81; NK-Frister, Nachbem. § 2 Rn. 40; Jakobs, AT, 
9. Abschn. Rn. 4; NK-Puppe, § 15 Rn. 5. 

137 Jescheck!Weigend, AT, S. 293. 
138 BGHSt 19, 295, 298; 36, 1, 10 f.; BGI-1 NStZ 1988, 175; Fischer, § 15 Rn. 3; 

Schonke/Schroder-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 9; Wessels/Beulke, AT, Rn. 203. 
139 Vgl. Eichinger, S. 269; LK-Voge!, § 15 Rn. 79 m.w.N.; Wessels/Beulke, AT, 

Rn. 211 m.w.N. 
140 Eichinger, S. 269; Kiihl, A T, § 5 Rn. 38; LK- V o gel, § 15 Rn. 91; Wessels/ Beulke, 

AT, Rn. 213. 
141 Kiihl, AT, § 5 Rn. 85; siehe auchJescheck/Weigend, AT, S. 299 m.w.N. 
142 Wessels!Beulke, AT, Rn. 661; siehe hierzu naher Roxin, AT 1, § 24 Rn. 66 ff. m. 

zahlreichen w.N. 
143 Holtermann, S. 163. 
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tatbestiinde der §§ 222, 229, 330a Abs. 4 StGB, des§ 95 Abs. 1 Nr. 1 AMG144 und 
des§ 58 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 7 LFGB 145 auch die fahrliissige Begehungsweise unter 
Strafe. 

( 1) Strafrechtliche Produktverantwortlichkeit als e in e Frage fahrliissigen 
Verhaltens 

Nach h.M. ist die strafrechtliche Produktverantwortlichkeit meist eine Frage 
fahrliissigen Verhaltens. Vorsiitzliches Agieren spielt hingegen nur eine unterge­
ordnete Rolle. 146 So ist eine absichtliche Deliktsbegehung im Sinne des dolus di­
rectus l. Grades selbst theoretisch kaum konstruierbar, da es dem Hersteller in aller 
Regel nicht darauf ankommt, die Rechtsgüter der Konsumenten zu schiidigen. 
Auch wird der Hersteller meistens wegen der komplexen, naturwissenschaftlich 
umstrittenen Kausalzusammenhiinge im Produktverantwortungsbereich nicht wis­
sen oder nicht als sicher voraussehen, dass es zu Schiidigungen der Konsumenten 
kommen wird, sodass eine Tatbegehung mit dolus directus 2. Grades auch selten 
anzunehmen ist. 147 Bedingt vorsiitzliches Tun oder Unterlassen ist wiederum nur 
schwer zu beweisen, da die Behauptung des Untemehmensverantwortlichen, er 
habe trotz Kenntnis der Gefáhrlichkeit der Ware darauf vertraut, es werde schon 
alles gut gehen und der Erfolg werde ausbleiben, in der Regel kaum zweifelsfrei zu 
widerlegen sein dürfte. 148 

Dass die strafrechtliche Verantwortung für fehlerhafte Produkte in den meisten 
Fallen eine Frage fahrliissigen Verhaltens ist, zeigt sich auch an der geringen An­
zahl der Verurteilungen wegen vorsiitzlichen Verhaltens. 149 So erkannte der BGH 
nur im Bienenstich-150 und Lederspray-Fall 151 aufVorsatz. Im Zwischenstecker-,152 

144 l. V.m.§ 95 Abs. 4 AMG. 
145 l. V.m. § 58 Abs. 6 LFGB. 
146 In diesem Sinne Eidam, Rn. 2446 f.; Freund, Unterlassen, S. 217; Goll/Winkelbauer, 

in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 46 Rn. 22; Kuhlen, in: Achen­
bach!Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 64; Schünemann, GS für Meu­
rer, S. 45; Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 84. 

147 So Eichinger, S. 269; Hohfeld, S. 167; Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 
Rn. 84. 

148 Eichinger, S. 270; in diesem Sinne auch Goll!Winkelbauer, in: v. Westphalen 
(Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 46 Rn. 22; Heine/Ringelmann, in: Bauer/v. West­
phalen (Hrsg.), Das Recht zur Qualitat, S. 376; Holtermann, S. 165; Schmucker, S. 104; 
Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 90. 

149 Hohfeld, S. 169; vgl. auch Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, 
S. 266. 

15o BGH vom 4.5.1988, NStE Nr. 5 zu § 223 StGB. 
1s1 BGHSt 37, 106, 132. 
152 BGH vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, 

S. 170. 
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Contergan-, 153 Monza-Steel- 154 und Holzschutzmittel-Fall 155 haben die deutschen 
Gerichte demgegenüber nur fahrlassiges Handeln der Unternehmensverantwort­
lichen fiir gegeben erachtet. 

!m Holzschutzmittel-Fall flihrte der BGH zur Annahme blof3er Fahrlassigkeit 
aus, dass selbst wenn die Angeklagten eine mogliche Gesundheitsschadlichkeit 
ihrer Produkte ernsthaft in Erwagung gezogen hatten, die gesamten Umstande da­
flir sprachen, dass sie auf die Unschadlichkeit der Holzschutzmittel vertrauten. 
Denn sie hatten ein grof3es Interesse daran, dass ihre Produkte nicht in Verruf ge­
rieten und ihre Firma keinen Schadensersatzforderungen ausgesetzt werde. 156 

In Anlehnung an den Holzschutzmittel-Fall wird in der deutschen Literatur dar­
auf hingewiesen, dass ein Vorsatzvorwurf bei Produktverantwortungskonstellatio­
nen regelmaf3ig an der fehlenden voluntativen Komponente scheitern wird. 157 Eine 
Inkaufnahme von Gesundheitsschadigungen der eigenen Kunden liegt eher fern, da 
die lnteressenlage des Produzenten, auch bei Betonung der okonomischen Perspek­
tive, sicher nicht die Schadigung oder gar Totung des Kunden umfasst, der schlief3-
lich Quelle seines Verdienstes ist. 158 

(2) Strafrechtliche Produktverantwortlichkeit auch als eine Frage vorsatzlichen 
Verhaltens 

Die Pramisse, von der die Holzschutzmittel-Entscheidung und die herrschende 
deutsche Lehre im Bereich strafrechtlicher Produktverantwortlichkeit ausgehen, 
um in der Regel einen Eventualvorsatzvorwurf zu verneinen, scheint abwegig zu 
sein. So wird betont, dass das Interesse am guten Ruf der Firma und der Marke 
sowie an der Vermeidung von Schadensersatzforderungen stets ein starkes Indiz 
dafür sei, dass das Unternehmen bzw. dessen Verantwortliche letztlich auf ein 
Ausbleiben von Rechtsgutsverletzungen vertrauen, sodass mithin bewusste Fahr­
lassigkeit anzunehmen sei. 159 Von dieser Pramisse ausgehend gabe es freilich kei­
nen Raum für den Eventualvorsatz im gesamten Bereich des Unternehmensstraf­
rechts, da eine derartige Interessenlage theoretisch in nahezu jedem Fall von durch 
wirtschaftskriminelles Verhalten verursachten Schaden gegeben ist. Darüber hinaus 

153 LG Aachen JZ 1971, 507, 514. 
154 LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, 

Nr. IV. 28, S. 330. 
155 BGHSt 41, 206, 218 f. 
1s6 BGHSt 41, 206, 219. 
157 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 265; vgl. auch J-Johje!d, 

S. 171 f. 

158 Kiilme, NJW 1997, 1951; Schmucker, S. 104. 
159 So Eichinger, S. 270; Kiilme, NJW 1997, 1951; Mayer, Produktverantwortung bei 

Arzneimittelschiiden, S. 265 f.; Schmucker, S. 104. 
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sind abstrakte, also von einem konkreten Fall der Lebenswirklichkeit losgeloste 
Aussagen über die Verneinung bzw. Bejahung des Eventualvorsatzes, wie sie die 
h.L. im Rahmen der strafrechtlichen Produktverantwortung macht (so etwa ,in der 
Regel sprechen die Interessen der Herstellerfirmen in Produktverantwortungsfállen 
gegen die Annahme des Vorsatzes"), schwerlich moglich. Für die Bejahung bzw. 
Verneinung des dolus eventualis kommt es vielmehr allein auf die situativen und 
personalen Besonderheiten des Taters im Einzelfall an.160 

Um einen sachlich angemessenen Ansatz in Bezug auf den Vorsatz im Rahmen 
der Produktverantwortlichkeit entwickeln zu konnen, muss man sich stets das We­
sen vorsatzlichen Handelns vor Augen halten. Dieses liegt in der Entscheidung für 
jenes Verhalten, das nach den MaBstaben der Rechtsordnung verboten ist, also in 
einer Entscheidung abweichend von der tatbestandsrelevanten Verhaltensnorm.161 

Eine solche abweichende Entscheidung liegt vor, wenn der Tater von gerade den 
Tatsachen ausgeht, bei denen das Verhalten verboten bzw. geboten ist: wenn er 
also den von seinem Verhalten ausgelOsten Verlauf für si eh selbst als im Sinne des 
Ausbleibens bestimmter Folgen zum Nachteil des Opfers als ungewiss einstuft. 162 

Dies ergibt sich aus zwei Einsichten. Zum einen, dass Mindestvoraussetzung eines 
nicht mehr tolerierten Risikos der Güterbeeintrachtigung die objektive Ungewiss­
heit des weiteren Verlaufs ist, und zum anderen, dass für die Annahme vorsatz­
lichen Verhaltens eben dies dem Tater auch bewusst sein muss. 163 

Bei Produktverantwortungsfállen kann also von einem vorsatzlichen Verhalten 
die Rede sein, wenn der Hersteller den Eintritt der Korperverletzung bzw. des To­
des des Konsumenten bei Inverkehrbringen bzw. Imverkehrlassen des fehlerhaften 
Produkts nach den Umstanden des Einzelfalls für sich selbst als ungewiss einord­
net, mit anderen W orten wenn dem Hersteller bewusst ist, dass im konkreten Fall 
die Moglichkeit des Eintritts der tatbestandsmaBigen Folgen nicht vollig ausge­
schlossen werden kann. 164 Zur Erlauterung dient folgendes Beispiel: 

160 Freund, Normative Probleme, S. 35. 
161 Frisch, GS fiir Meyer, S. 544; siehe ebenso Frisch, Vorsatz, S. 102 ff.; Hassemer, 

GS fiir Kaufinann, S. 295 f., 309; Roxin, JuS 1964, 59; ders., AT I, § 12 Rn. 23; Schon­
ke/SchrOder-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 7. 

162 Frisch, Vorsatz, S. 120 f., 208 ff.; ders., GS fiir Meyer, S. 544. 
163 Frisch, GS fiir Meyer, S. 544. 
164 Eine ahnliche Auffassung bezüglich des Vorsatzes in produktstrafrechtlichen Kon­

stellationen findet sich bei Kuhlen. So ist nach Ansicht dieses Autors bedingt vorsatzliches 
Handeln gegeben, wenn ein Produzent Waren vertreibt, obwohl er die ,rechtlich missbil­
ligte Produktgefáhrlichkeit kennt". Denn aufgrund der unbestimmten Vielzahl der poten­
ziell gefáhrdeten Produktverwender sei es dann schwer anzunehmen, der Hersteller habe 
emsthaft- nicht nur vage- darauf vertraut, dass keine Rechtsgutsverletzungen hervorgeru­
fen werden würden. Naher liege dann die Sachverhaltsinterpretation, der Hersteller habe 
Gesundheitsschadigungen eines gewissen Grades bei einer Reihe von Konsumenten hinge­
nommen. Siehe Kuhlen, in: Achenbach!Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, 
Rn.66. 
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Eine Firma stellt eine Korperlotion her. Nach einiger Zeit gehen Meldungen ein, dass es 
nach der Verwendung des Produkts zu akuten allergischen Hautausschlagen gekommen 
ist. Ein Sachverstandiger erklart den Geschaftsführern der Firma, dass nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht mit der erforderlichen Sicherheit davon ausgegangen werden konne, 
dass die Korperlotion fiir die aufgetretenen Gesundheitsschaden kausal sei. Der Sach­
verstandige weist jedoch darauf hin, dass alle Personen, die allergische Hautausschlage 
erlitten haben, das Produkt tatsachlich benutzt hatten. Er prazisiert darüber hinaus, dass 
alle allergischen Reaktionen identische Merkmale aufgewiesen hatten und dass andere 
Falle in der Zukunft nicht auszuschlieBen seien. Dennoch beschlie/3en die Geschaftsfüh­
rer einstimmig, die Korperlotion weiter zu produzieren und keine zusatzlichen Warn­
hinweise auf den Produkten anzubringen. Ein Rückruf erfolgt nicht. In der Folgezeit !re­
ten weitere Gesundheitsschadigungen nach der Benutzung des Produkts a uf. 

Da in diesem Fall die Geschaftsflihrer die Korperlotion weiter vertrieben haben, 
obwohl ihnen die Ungewissheit des Eintritts weiterer Korperverletzungen bewusst 
war, haben sie mit Eventualvorsatz gehandelt. Wenn hingegen der Produzent zum 
Zeitpunkt des Inverkehrbringens bzw. lmverkehrlassens subjektiv davon überzeugt 
ist, d.h. als sicher annimmt, dass es zum Eintritt der tatbestandlichen Folgen nicht 
kommen werde, anders ausgedrückt, er auf das Ausbleiben bestimmter Folgen ver­
traut, kommt nur bewusste Fahrlassigkeit in Betracht. Denn ein 1-lersteller, der für 
sich davon ausgeht, dass nichts passieren konne, entscheidet sich durch sein Tun 
bzw. Unterlassen nicht abweichend von der Rechtsordnung oder gegen das Rechts­
gut: Es fehlt damit am Wesen vorsatzlichen Verhaltens. Angemessen ist hier nur 
e in Fahrlassigkeitsvorwurf wegen der Unrichtigkeit der dem Tun bzw. Unterlassen 
irrtümlich zugrunde gelegten Annahme. 165 

Genauso wichtig wie die Erlauterung des Vorsatzbegriffs im 1-linblick auf pro­
duktstrafrechtliche Konstellationen ist das Vorgehen bei der Feststellung des Vor­
satzes im Einzelfall (sogleich (3)). 

(3) Feststellung des Eventualvorsatzes auf dem Gebiet strafrechtlicher Produkt­
verantwortlichkeit- Ausschluss gegenlaufiger Alternativhypothesen 

Die Eventualvorsatzfeststellung auf dem Gebiet der Produktverantwortung er­
fordert stets ein strukturiertes Verfahren des Ausschlusses jener konkurrierenden 
Hypothesen, die mit der Annahme bedingten Vorsatzes unvereinbar sind. 166 Es 
geht darum, die subjektive Ungewissheit seitens des Herstellers über die Folgen 
seines J-landelns zu beweisen, indem gegenlaufige Alternativhypothesen, nach 
denen nur bewusste Fahrlassigkeit vorgelegen hatte, ausgeschlossen werden. 167 Die 
Alternativhypothesen zur bewussten Fahrlassigkeit, also vom Vertrauen des Fabri­
kanten auf den guten Ausgang, die ausgeschlossen werden müssen, damit der 

165 Frisch, GS für Meyer, S. 545. 
166 Vgl. Frisch, GS für Meyer, S. 555 f., 560. 
167 Vgl. MlinchKommStGB-Schneider, § 212 Rn. 46; LK-Vogel, § 15 Rn. 109. 
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Eventualvorsatz festgestellt werden kann, stützen si eh auf unterschiedliche Ansatz­
punkte. Sie sollen im Folgenden dargestellt werden. 

Zunachst kann ein Indiz fiir ein emsthaftes Vertrauen des Herstellers in die Un­
schadlichkeit seines Produkts und damit ein Indiz fiir nur bewusste Fahrlassigkeit 
dann vorliegen, wenn er MaBnahmen zur Vermeidung des Erfolgseintritts trifft. 168 

Das verdeutlicht folgendes Beispiel: 

Nach mehreren van Wechselwirkungen mit anderen Arzneimitteln herrührenden Scha­
densmeldungen trifft der Herstellungsleiter einer Arzneimittelfinna nach rationaler 
Überlegung die Entscheidung, zusatzliche und ausführliche Warnhinweise auf allen 
betreffenden Medikamenten anzubringen, mn bei ihrer Anwendung weitere negative 
Wirkungen zu vermeiden. In der Folgezeit treten nach der Anwendung des Medika­
ments weitere Gesundheitsschaden auf. Die Vorkehrung zur Vermeidung weiterer Scha­
densfálle, und zwar die Beifügung neuer und detaillierter Gebrauchsinformationen über 
die Wechselwirkungen, mag ein Indiz dafür sein, dass der Herstellungsleiter auf den 
guten Ausgang vertraute und nicht vorsiitzlich handelte. 

Auch die relativ geringe statistische Hohe des Produktrisikos kann einen Ansatz­
punkt dafiir bieten, dass der Hersteller von der Folgenlosigkeit seines Verhaltens 
ausgeht und folglich im Einzelfall keine vorsatzliche Tat vorliegt. 169 Denn es fállt 
natürlich entscheidend Ieichter, darauf zu vertrauen, ,dass es im Gefolge eines be­
stimmten Verhaltens nicht zu tatbestandsmaBigen Folgen kommt, wenn das statisti­
sche Risiko solcher Folgen gering ist, als dann, wenn es hoch ist". 170 

W eitere Ansatzpunkte fiir ein Vertrauen des Herstellers auf einen guten Ausgang 
und somit fiir ein (hochstens) fahrlassiges Verhalten Iiegen vor, wenn verschiedene 
Informationsquellen zur Verfiigung stehen, von denen mindestens eine das Risiko 
als gering angibt oder ganzlich vemeint oder der Produzent mehrfache Vorerfah­
rungen mit der Gefáhrlichkeit bestimmter Handlungen im Sinne eines guten Aus­
gangs in vergleichbaren Fallen hat (,Risikogewohnung") und sich auch nicht in 
irgendeiner Ausnahmesituation befand.171 Zur Erlauterung dienen folgende Bei­
spiele: 

168 Vgl. BGH bei Holtz, MDR 1980, 812; LK-Vogel, § 15 Rn. 107. 1m Colza-Fall führte 
der Tribunal Supremo aus, dass die Darlegung der Verteidigung, die Angek1agten hiitten 
darauf vertraut, das vergallte Ól werde die Verbraucher in einwandfreiem Zustand errei­
chen, abzu1ehnen ist. Denn sie hatten keinerlei Ma}Jnahmen ergriffen, die ein Bemühen mn 
die Neutralisierung der geschaffenen Gefahren erkennen lieJ3en (siehe Urteil des TS 
vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8872 = CGPJ 12 [1992], 69, 175 = NStZ 1994, 37, 
38 [Colza 1], Hervorhebung durch den Verfasser). Aus dem Fehlen von VermeidungsmaJ3-
nahmen konnte man also im Colza-Fall auf ein vorsiitzliches Verhalten schlieJ3en. 

I69 Frisch, GS für Meyer, S. 557. 
17° Frisch, JuS 1990, 367. Wenn die statistische Hohe des Risikos mínima! ist, mag es 

schon an einer objektiven Gefahrschaffung fehlen, die die Relevanzschwelle der Verhal­
tensnormen erreicht (dazuFrisch, Vorsatz, S. 210 f.). 

171 In diesem Sinne Frisch, GS für Meyer, S. 557. Zur ,Risikogewohnung" siehe ders., 
Vorsatz, S. 209; Jakobs, AT, 8. Abschn. Rn. 30. 
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Beispiel 1: Der Chemiker einer Spielzeugfirma versichert seinem Vorgesetzten (Ent­
wicklungsleiter des Betriebs), dass die Plastikmischung fiir eine neue Gliederpuppe 
untoxisch ist. Auf der Grundlage dieser Information ordnet der Entwicklungsleiter die 
1-lerstellung des Spielzeugs an, das aufgrund hoher Kadmiumwerte Übelkeit und Ma­
genschmerzen bei zahlreichen Kindern verursacht. lm Strafverfahren wegen Korper­
verletzung wird festgestellt, dass der Entwicklungsleiter a uf die Beurteilung der Risiko­
situation durch den Chemiker nicht vollig vertrauen durfte, da der Chemiker nicht die 
erforderliche Qualifikation und Zuverliissigkeit zur Beurteilung der Situation hat. 1-lier 
ist wegen der Infonnationsquelle, die der Vorgesetzte zur Verftigung hatte, kein Eventu­
alvorsatz, sondern nur bewusste Fahrliissigkeit anzunehmen. 

Beispiel 2: Bei einem Reifenhersteller gehen Meldungen von Verbrauchern ein, die über 
Korperverletzungen nach Platzen der Reifen und den daraus folgenden Kontrollverlust 
über ihr Fahrzeug klagen. Da die Merkmale der Unfálle anderen vorhergehenden Ereig­
nissen sehr iihnlich sind, die ihren Ursprung im ungenügenden Luftdruck der Reifen hat­
ten und folglich (nur) auf die eigenverantwortliche Selbstgefáhrdung der Verbraucher 
zurückzufiihren waren, beschlief3en die Geschiiftsfiihrer der Reifenfirma, keinen Ver­
triebsstopp und keine Rückrufaktion anzuordnen. Die neuen Unfálle sind jedoch durch 
Fabrikationsfehler der Waren verursacht worden, die mittels eingehender Prüfung der 
Kundenbeschwerden hiitten entdeckt werden konnen. 1-lier ist ebenfalls nur auf fahrlas­
siges Verhalten zu erkennen. 

Auch aus dem Nachtatverhalten des I-Ierstellers, so etwa dem unverzüglichen 
Rückruf eines fehlerhaften Produkts, kann geschlossen werden, dass das anfáng­
liche pflichtwidrige Inverkehrbringen des Produkts nur fahrHissig war. 172 Ebenfalls 
konnen die berufs- und produktspezifischen Kenntnisse des jeweiligen Verbrau­
cherkreises ein Vertrauen auf das Ausbleiben des Erfolgs, also keine bewusste Ent­
scheidung gegen das Rechtsgut nahe Iegen. Das verdeutlicht folgendes Beispiel: 

Ein Waffenhersteller überschiitzt die Fachkenntnisse der Polizeibeamten und warnt nicht 
davor, dass sich beim heftigen Fallenlassen einer (auch) gesicherten Schusswaffe ein 
Schuss losen kann. Ein Polizist wird durch eine Waffe getotet, als er diese fallen lasst 
und sich beim Aufprall ein Schuss l6st. 173 

Alle erwahnten Ansatzpunkte konnen der Annahme von Eventualvorsatz seitens 
des Herstellers entgegenstehen und für eine Vertrauenshypothese (bewusste Fahr­
lassigkeit) sprechen. Solche Ansatzpunkte müssen also ausgeschlossen werden, um 
einen Eventualvorsatz feststellen zu konnen. 

B. Spanisches Strafrecht 

Nachdem die Sanktionsnormen und stratbaren Verhaltensweisen des deutschen 
Produktverantwortungsstrafrechts untersucht wurden, sollen mm die Straftat­
bestande und strafbaren Verhaltensweisen in der spanischen Produktverantwortung 
analysiert werden. 

172 Vgl.Aitvater, NStZ2006, 87; LK-Vogel, § 15 Rn. 107. 
173 Vgl. den zivilrechtlichen Sachverhalt von OLG Karlsruhe VersR 1998,63 ff. 
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l. Strafrechtliche Sanktionsnormen zur Produktverantwortung 

Im Gegensatz zum StGB enthalt das spanische Strafgesetzbuch174 mehrere Straf­
tatbestande (Art. 359 bis 365 spStGB- ,Delikte gegen die Volksgesundheit"), die 
speziell Rechtsgutsbeeintrachtigungen durch fehlerhafte Produkte zum Gegenstand 
haben. Einige dieser Vorschriften stellen Normen des Lebensmittel- und Arznei­
mittelstrafrechts dar, die- im Unterschied zu Deutschland und anderen europai­
schen Landem - nicht in speziellen Strafgesetzen geregelt, sondem vom Kemstraf­
recht erfasst sind. 175 

Im Código Penal gibt es darüber hinaus in Art. 138 ff. (Ti:itungsdelikte) sowie in 
Art. 147 ff. (Korperverletzungsdelikte) allgemeine Straftatbestande, die auch auf 
Falle der strafrechtlichen Produktverantwortung anwendbar sind.176 

Im Folgenden sollen die fur die strafrechtliche Produktverantwortlichkeit be­
deutsamsten Delikte des spanischen Strafgesetzbuchs dargestellt werden, und zwar 
zunachst die allgemeinen Korperverletzungs- und Totungstatbestande und an­
schlief3end die Delikte gegen die Volksgesundheit. 

a) Korperverletzungs- und Totungstatbestande im Código Penal 

aa) Art. 147, 148, 152 und 157 spStGB- Korperverletzungstatbestande 

(1) Art. 14 7 Abs. 1 Satz 1 spStGB - Grundtatbestand 

Grundtatbestand der Ki:irperverletzungsdelikte des Código Penal ist Art. 14 7 
Abs. 1 Satz 1: 

Wer durch ein Hilfsmittel oder eine Vorgehensweise einem anderen eine Verletzung zu­
fügt, die dessen kiirperliche Unversehrtheit oder physische oder geistige Gesundheit be­
eintrachtigt, wird als Tater einer Kiirperverletzung [ ... ] bestraft, sofem zur Heilung der 
Verletzung zusatzlich zur arztlichen Ersten Hilfe objektiv eine medizinische oder chi­
rurgische Behandlung erforderlich ist [ ... ]. 177 

Die Tathandlung des Art. 147 Abs. 1 Satz 1 spStGB besteht in der Verursachung 
einer Verletzung durch irgendein Mittel bzw. irgendeine Vorgehensweise, die die 
korperliche Unversehrtheit bzw. die psychische und physische Gesundheit des Op-

174 Ley Orgánica 10/1995 vom 23. November (BOE Nr. 281 vom 24.11.1995). 
175 Vgl. De la Gándara Vallejo, in: Bacigalupo Zapater (Hrsg.), Curso de Derecho Pe­

nal, S. 266; Doval País, in: García Rivas (Hrsg.), Protección penal, S. 249. 
176 Vgl. Urteil des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 2601,2434,2434 f. (Winzer); Corcoy 

Bídasolo, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, S. 248; Cua­
drado Ruíz, La responsabilidad por omisión, S. 193 ff.; díes., AP 18 (1999), Rn. 389; Do­
val País, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.\Responsabilidad penal por defectos, S. 347; Has­
semer!Muñoz Conde, S. 108 ff., 116 ff.; Iñígo Carroza, La responsabilidad penal, S. 62. 

177 Alle Artikel des spanischen Strafgesetzbuchs werden nach der deutschen Überset­
zung von Ho.ffmann, Das spanische Strafgesetzbuch, 2002, zitiert. 
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fers beeintrachtigt. 178 Die Tathandlung kann aus einem Tun oder Unterlassen be­
stehen. Aufwelche Weise und mit welchen Mitteln die Ki.irperverletzung begangen 
wird, ist gleichgültig. 179 Die Beurteilung einer Ki.irperverletzung als Straftat (deli­
to/80 i.S.d. Art. 147 Abs. 1 Satz 1 spStGB setzt aber voraus, dass zur I-Ieilung der 
Verletzung zusatzlich zur arztlichen Ersten Hilfe eine medizinische oder chirurgi­
sche Behandlung erforderlich ist. Unter einer medizinischen oder chirurgischen 
Behandlung ist ein solches therapeutisches Programm zu verstehen, das von einem 
Arzt verschrieben wird, um eine Krankheit zu heilen bzw. deren Wirkungen zu 
verringern. 181 Wenn zur Heilung der Verletzung hingegen kein therapeutisches 
Programm, sondern lediglich eine arztliche Erste I-Iilfe notwendig ist oder die Ver­
letzung spontan heilt, kann die Ki.irperverletzung nur als eine Übertretung (falta) 
i.S.d. Art. 617 Abs. 1 spStGB gewertet werden. 182 

(2) Art. 148 Nr. 1 spStGB- Qualifizierter Ki.irperverletzungstatbestand 

Auch die Anwendung des qualifizierten Ki.irperverletzungstatbestands des 
Art. 148 Nr. 1 spStGB kann im Kontext mit der Verantwort1ichkeit für fehlerhafte 
Produkte in Betracht gezogen werden. Diese Nonn bestraft solche Verletzungen, 
die durch für das Leben oder die Gesundheit konkret gefáhrliche Gegenstande, Me­
thoden oder Handlungsweisen verursacht sind: 

Die im ersten Absatz des vorhergehenden Artikels bezeichneten Korperverletzungen 
konnen unter Berücksichtigung des herbeigeführten Erfolgs oder der verursachten Ge­
fahr [ ... ] bestraft werden: 

178 Felip i Saborit, in: Silva Sánchez (Hrsg.), Lecciones, S. 68 f.; Martínez Ruiz, in: Co­
bo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, S. 372. 

179 Carbonelllvfateu/González Cussac, in: Vives Antón u.a., BT, S. 136 f.; Tamarit Su­
malla, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, S. l 01. 

180 Nach der Schwere der angedrohten Strafe unterscheidet Art. 13 spStGB zwischen 
zwei Arten von rechtswidrigen Taten, und zwar zwischen Straftaten (delitos) und Übettre­
tungen (falta;~. Die Straftaten untergliedern sich in schwere Straftaten (delitos grave.\~ und 
weniger schwere Straftaten (delitos menos grave.\~. Schwere Straftaten sind Taten, die das 
Gesetz mit schwerer Strafe úJenas grave;,~ bedroht. Diese Strafen sind in Art. 33 Abs. 2 
spStGB aufgeztihlt. Weniger schwere Straftaten sind hingegen Taten, die das spStGB mit 
weniger schwerer Strafe (penas menos grave;,~ ahndet. Solche Sanktionen sind in Art. 33 
Abs. 3 spStGB geregelt. Ubertretungen sind schlieB!ich Taten, die das Gesetz mit leichter 
Strafe úJenas leve.\~ bedroht. Die leichten Strafen sind in Art. 33 Abs. 4 spStGB enthalten. 
Die Unterscheidung von Straftaten und Übertretungen ist in mehrfacher l-linsicht von prak­
tischer Bedeutung und zwar u.a. für die Strafbarkeit des Versuchs (Art. 15 spStGB), die 
Verjührung (Art. 131 spStGB) und die Verhiingung von Maf3regeln der Sicherung (Art. 95 
spStGB). 

181 Vgl. Urteile des TS vom 3.11.1992, ARJ Nr. 8875, 11627, 11629; vom 6.2.1993, 
ARJ Nr. 882, 1142, 1143 und vom 12. 7.1995, ARJ Nr. 5405, 7289, 7291. 

182 Carbonelllvfateu/González Cussac, in: Vives Antón u.a., BT, S. 135; Felip i Saborit, 
in: Silva Sánchez (Hrsg.), Lecciones, S. 70 f.; MuFíoz Conde, BT, S. 1 08; Tamarit Suma/la, 
in: Quintero Olivares (1-irsg.), Comentarios a la Parte Especial, S. 1 O l. 
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l. weun bei dem Angriff Waffen, W erk:zeuge, Gegenstande, 183 Mittel, Methoden oder 
Handlungsweisen angewendet wurden, die fúr das Leben oder die physische oder psy­
chische Gesundheit des Verletzten konkret gefáhrlich sind. 

Tei1weise wird daraufhingewiesen, dass sich ggf. toxische Produkte a1s konkret 
gefáhrliche Gegenstande fi.ir das Leben oder fiir die Gesundheit i.S.d. Art. 148 
Nr. 1 spStGB ansehen 1assen.184 

(3) Art. 152 Abs. 1 spStGB- Fahr1assige Korperver1etzung 

Im Produktverantwort1ichkeitsbereich ist darüber hinaus die Begehung einer 
fahrlassigen Korperverletzung nach Art. 152 Abs. 1 spStGB denkbar. Diese Sank­
tionsvorschrift bestraft denjenigen, der durch grabe Fahr1assigkeit die korperliche 
Unversehrtheit oder die Gesundheit verletzt. Bei einer 1eichten fahr1assigen Kor­
perverletzung kommt nur eine Übertretung (falta) in Betracht (Art. 621 Abs. 3 
spStGB). 

( 4) Art. 152 Abs. 3 spStGB- Durch berufliche Fahrlassigkeit verursachte Korper­
verletzung 

Wird eine Korperverletzung durch die sogenannte berufliche Fahr1assigkeit 
(imprudencia profesional) begangen, droht dem Tater neben einer Freiheitsstrafe 
zusatzlich die besondere Untaug1ichkeitserk1arung zur Ausübung des Berufs, der 
beruflichen Tatigkeit oder des Amtes fiir die Dauer von bis zu vier Jahren (Art. 152 
Abs. 3 spStGB). 

Die berufliche Fahr1assigkeit stellt einen qua1ifizierten Fall der groben Fahr1as­
sigkeit dar, die das spanische Strafgesetzbuch fiir bestimmte Straftaten185 vorsieht 
und die eine besondere Untaug1ichkeitserk1arung zur Fo1ge hat. 186 Mit beruflicher 
Fahr1assigkeit ist die von einem Fachmann bei der Ausübung seines Berufs began­
gene grobe Fahr1assigkeit gemeint, die auf Unkenntnis oder Mange1 an Geschick­
lichkeit zurückzufiihren ist bzw. durch das Vorgehen entgegen den von ihm erwar­
teten und ihm zugemuteten V erhaltensweisen entsteht. 187 

183 Hervorhebung durch den Verfasser. 
184 Felip i Saborit, in: Silva Sánchez (Hrsg.), Lecciones, S. 73. 
185 So etwa für Totschlag (Art. 142 Abs. 3 spStGB), Schwangerschaftsabbruch 

(Art. 146 spStGB), Korperverletzung (Art. 152 Abs. 3 spStGB) bzw. Verletzungen des 
Fotus (Art. 158 spStGB). 

186 Vgl. García Rivas, FS für Torío López, S. 384. 
187 Vgl. STS 160611999 vom 8.11.1999, ARJ Nr. 8701, 13642; Fernández ?antoja, in: 

Cabo del Rosal (Hrsg.), Comentarías, S. 432 f. Naher zur beruflichen FahrUissigkeit in der 
strafrechtlichen Produktverantwortlichkeit Guisasola Lerma, S. 163 ff. sowie Terradillos 
Basoco, in: Serrano-Piedecasas/Demetrio Crespo (Hrsg.), Cuestiones actuales, S. 122 f. 
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(5) Art. 157 spStGB- Pranatale Einwirkungen als Korperverletzung 

Die Leibesfrucht ist im spanischen Recht im Unterschied zum deutschen nicht 
nur vor volliger Vernichtung (durch Abtreibungsdelikte), sondern auch vor Schadi­
gungen strafrechtlich geschützt. So bestraft Art. 157 spStGB denjenigen, der durch 
ein Mittel oder eine Vorgehensweise einem Fotus eine Verletzung zufügt oder bei 
ihm eine Krankheit verursacht, die seine normale Entwicklung schwerwiegend be­
eintrachtigt oder bei ihm einen schweren korperlichen oder psychischen Mangel 
herbeiführt. 188 Folglich konnen pranatale Schadigungen, die durch feh1erhafte Pro­
dukte verursacht worden sind - wie im Contergan-Fall -, mühelos unter diese 
Sanktionsnorm gefasst werden. 189 

bb) Art. 138 und 142 spStGB- Totungstatbestande 

Auf Falle der strafrechtlichen Produktverantwortung konnen darUber hinaus in 
Spanien die allgemeinen Sanktionsnormen der vorsatzlichen oder fahrlassigen To­
tung Anwendung linden (Art. 138, 142 spStGB). Demgegenüber ist eine Bestra­
fung wegen Mordes, d.h. bei Erfüllung eines Mordmerkmals des Art. 139 spStGB 
(und zwar Heimtücke, gegen Bezahlung, Belohnung oder ein Versprechen bzw. mit 
Grausamkeit, unter absichtlicher und unmenschlicher Steigerung des Schmerzes 
des Verletzten) selbst theoretisch kaum konstruierbar. 

b) Delikte gegen die Volksgesundheit im Código Penal 

Unter der Überschrift ,Delikte gegen die Volksgesundheit" (delitos contra la 
salud pública) finden sich im 17. Tite] des 2. Buches des Código Penal mehrere 
Tatbestiinde, welche zur Bewaltigung der strafrechtlichen Produktverantwortung 
herangezogen werden k6nnen. 190 Diese Normen schützen (indirekt) die Volks­

gesundheit (salud pública) 191 gegen Gefiihrdungen, die diesem Rechtsgut aus dem 

188 Zu prtinatalen Schtidigungen der Leibesfrucht im spanischen Strafrecht siehe Gracia 
Martín/Escuchuri Aisa, Los delitos de lesiones al feto y los relativos a la manipulación 
genética, 2005; La/arre Latorre, in: ders. (Hrsg.), Mujer y Derecho Penal, S. 177 ff.; Men­
doza Buergo, FS fiir Rodríguez Mourullo, S. 1579 ff. 

189 Vgl. Carbone!llv!ateu/González Cussac, in: Vives Antón u.a., BT, S. 161 f. 
190 Diesbezüglich ist anzumerken, dass die Überschrift ,Delikte gegen die Volks­

gesundheit" neben Straftatbesttinden, die auf die Produktverantwortungsfiille anwendbar 
sind (Art. 359-367 spStGB), auch BeUiubungsmitteldelikte (Art. 368-378 spStGB) enthtilt. 

191 !m spanischen Strafrecht sind unter ,Volksgesundheit" all diejenigen positiven oder 
negativen Bedingungen zu verstehen, die die Gesundheit der Bürger gewtihrleisten und 
fórdern. Diesbezüglich si e he etwa Urteil des TS 1210/2001 vom 11.6.2001, AR.I Nr. 6439, 
10000, 1 0002; Mendoza Bu ergo, in: Bajo Fernández (Hrsg.), Compendio, S. 654; 
Rodríguez Ramos, S. 96; Rubio Lara, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, S. 27 f.; 
Sánchez Martínez, S. 68. Umstritten bleibt, ob die Volksgesundheit als kollektives Rechts­
gut mit Bezug auf die individuelle Gesundheit der Menschen zu verstehen ist (so etwa 
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Gebrauch oder Verbrauch gesundheitsschiidlicher Gegenstande erwachsen k6n­
nen.192 Nach der Art des schadlichen Gegenstands, auf den sich der betreffende 
Tatbestand bezieht, lassen sich diese Delikte in folgende Gmppen einteilen: Delikte 
durch bedenkliche Arzneimittel der Art. 361 und 362 spStGB (dazu unter aa)), De­
Iikte durch gesundheitsschadliche Lebensmittel der Art. 363 (Nr. 1, 2, 3 und 5), 

364 und 365 spStGB (sogleich unter bb)) und Delikte durch andere gefáhrliche 
Gegenstande der Art. 359, 360 und 363 Nr. 4 spStGB (dazu unter ce)). 

Unter der Überschrift ,Delikte gegen die Volksgesundheit" findet sich darüber 
hinaus eine wichtige Vorschrift (Art. 366 spStGB) (dazu unter dd)), die strafrecht­
liche Nebenfolgen festlegt, die den Betrieb selbst im Rahmen der strafrechtlichen 
Produktverantwortlichkeit treffen konnen. 

aa) Art. 361 und 362 spStGB- Delikte durch bedenkliche Arzneimittel 

(!) Definition 

Arzneimittel werden gesetzlich definiert als alle Stoffe oder Stoffzusammenset­
zungen, die zur Heilung oder zur Verhütung menschlicher Krankheiten bestimmt 
sind, oder die im oder am menschlichen Korper verwendet oder einem Menschen 
verabreicht werden konnen, um entweder die menschlichen physiologischen Funk­
tionen wiederherzustellen, zu korrigieren, zu beeinflussen oder eine medizinische 
Diagnose zu erstellen. 193 Im spanischen Recht stellte sich darüber hinaus die Frage, 
ob das Blut und seine Derivate unter den Begriff ,Arzneimittel" fallen. 194 Ausge­
hend von einem weiten Arzneimittelbegriff (,jedes bei der Medizin anwendbare 
Produkt") hat der Oberste Gerichtshof dies bejaht und den arztlichen Chefund den 
Leiter der Hamatologie-Abteilung eines Krankenhauses wegen eines Delikts gegen 
die Volksgesundheit (Art. 343 spStGB 1973 = Art. 361 spStGB) vemrteilt. Die 

Anarte Borrallo, Causalidad e imputación, S. 498; Choclán Montalvo, Deber de cuidado, 
S. 160 f.; Doval Pais, Delitos de fraude alimentario, S. 254), oder aber als ein von der in­
dividuellen Gesundheit zu unterscheidendes, komplementares Rechtsgut mit eigener Auto­
nomie und Eigenschaften (so Andrés Domínguez, S. 52 ff.; García Rivas, in: Boix 
Reig/Bemardi [Hrsg.], Responsabilidad penal por defectos, S. 437 ff.; Muñoz Conde, BT, 
S. 647; Pérez Alvarez, Protección penal, S. 44; Suay Hernández, CDJ XI-1997, 151). Wird 
die Volksgesundheit als kollektives, von der individuellen Gesundheit zu unterscheidendes 
Rechtsgut verstanden, so ist eine Einwilligung von vornherein ausgeschlossen (vgl. Mir 
Puig, AT, Lección 19 Rn. 14). 

192 Vgl. Corcoy Bidasolo, Delitos de peligro, S. 228 ff.; Ganzenmüller Roig u.a., Delitos 
contra la salud pública, S. 32; Íñigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 287; Mendoza 
Buergo, in: Bajo Femández (Hrsg.), Compendio, S. 653; Romeo Casabona, GS fiir Barbe­
ro Santos, S. 630. 

193 Art. 8 a) des Gesetzes 29/2006 vom 26. Juli über Garantien fiir den vemünftigen 
Gebrauch von Medikamenten und Gesundheitsprodukten (BOE Nr. 178 vom 27.7.2006). 

194 Siehe García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 
S. 1438; Jericó Ojer, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, S. 124 f.; Muñoz Conde, 
BT, S. 651 f.; Valls Prieto, FS fiir Mantonavi, S. 486. 



lOO Teil 2: Grundlagen der strafrechtlichen Produktverantwortung 

Angeklagten lmtten mehrere Bluttransfusionen freigegeben, ohne das Blut auf Vi­
ruserkrankungen zu untersuchen. In der Folge wurden zwei Patienten mit HIV infi­
ziert.195 

(2) Beschreibung der Delikte durch bedenkliche Arzneimittel 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit flir bedenkliche Arzneimittel ist vor allem 
in den Art. 361 und 362 spStGB geregelt. 196 GemiiB Art. 361 spStGB macht sich 
jeder strafbar, der schadhafte oder abgelaufene Arzneimittel in den Umlauf bringt 
oder die technischen Anforderungen in Bezug auf die Zusammensetzung, Konsis­
tenz und Wirkung eines Arzneimittels nicht erflillt, oder ein Arzneimittel durch ein 
anderes ersetzt und dadurch das Leben oder die Gesundheit von Menschen gefáhr­
det. 

Strafbar ist nach Art. 362 Abs. 1 Nr. 1 spStGB auch die Veriinderung der in der 
Genehmigung oder Erkliirung urspriinglich bezeichneten Menge, Dosis oder Zu­
sammensetzung eines Arzneimittels, sodass dieses vollstiindig oder teilweise seiner 
therapeutischen Wirkung beraubt und dadurch das Leben oder die Gesundheit der 
Einnehmenden gefáhrdet wird. 

Ferner ist das Nachmachen oder Vortiiuschen von scheinbar echten Arzneimit­
teln oder Substanzen mit gesundheitsfOrdernden Wirkungen verboten, wenn da­
durch das Leben oder die Gesundheit gefáhrdet wird (Art. 362 Abs. 1 Nr. 2 
spStGB). Die Lagerung, das Annoncieren, das Bewerben, das Anbieten, die Aus­
stellung bzw. der Verkauf jener Arzneimittel oder Substanzen ist ebenfalls eine 
Straftat (Art. 362 Abs. 1 Nr. 3 spStGB). 

Bei all diesen Sanktionsvorschriften handelt es sich um konkrete Gefáhrdungs­
delikte.197 

195 Vgl. Urteil des TS vom 18.11.1991, AR.J Nr. 9448, 12796, 12810. 
196 Diesbezüglich siehe auch die Ordnungswidrigkeiten im Arzneimittelbereich, die der 

Art. 1 O 1 des spanischen Gesetzes 29/2006 vom 26 .Juli über Garantien fiir den vernünftigen 
Gebrauch von Medikamenten und Gesundheitsprodukten (BOE Nr. 178 vom 27.7.2006) 
enthalt. Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit für get:ihrliche Arzneimittel in Spanien 
eingehend Sánchez Martínez, El delito farmacológico, 1995; siehe auch Ganzenmiiller 
Roig u.a., RGD Nr. 661-662 (1999), 12465 ff.; García Sánchez, in: Marín López (Hrsg.), 
La protección jurídica, S. 153 ff.; Gómez Rivero/Monge Femández, in: Martas Núñez 
(Hrsg.), Protección penal, S. 75 IT. uncl Valls Prieto, FS für Mantovani, S. 481 IT. 

197 Corcoy Bidaso!o, Delitos ele peligro, S. 229; Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mouru­
llo (Hrsg.), Comentarios, S. 990, 994; Ganzenmiiller Roig u.a., Delitos contra la salud pú­
blica, S. 67, 77; Mendoza Buergo, in: Bajo Fernández (Hrsg.), Compendio, S. 655; Quered! 
.Jiménez, BT, S. lO 17 f.; Va lis Prieto, FS flir Mantovani, S. 482. 
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bb) Art. 363 (Nr. 1, 2, 3 und 5), 364 und 365 spStGB­
Delikte durch gesundheitsschadliche Lebensmittel 

Die spanische Lehre sieht in den Delikten durch gesundheitsschadliche Lebens­
mittel (delitos alimentarios) der Art. 363 (Nr. 1, 2, 3 und 5), 364 und 365 spStGB 
den Inbegriff der strafrechtlichen Produktverantwortlichkeit.198 Die Gründe dafür 
liegen moglicherweise in der groBen Aufinerksamkeit, die der Colza-Skandal - ein 
paradigmatischer Fall aus dem Lebensmittelstrafrecht - in der Literatur erregte. 
Darüber hinaus stellen die Lebensmitteldelikte in Spanien diejenigen Verbrechen 
dar, die unter allen auf Fallkonstellationen der strafrechtlichen Produktverantwort­
lichkeit herangezogenen Tatbestanden des spStGB die weitestgehende und ausführ­
lichste Regelung erlangt haben. 199 Sie lassen si eh in vier Gruppen untergliedem: 

a. Delikte durch Herstellung und Vertrieb gesundheitsschadlicher Lebensmittel 
(Art. 363 Nr. 1, 2, 3 und 5), 

b. Delikte durch Veranderung von Lebensmitteln (Art. 364 Abs. 1), 

c. Delikte durch Veranderung von Fleisch und Erzeugnissen von Tieren (Art. 364 
Abs. 2) und 

d. Delikte durch Vergiftung oder Veranderung von Trinkwasser oder Nahrungssub­
stanzen (Art. 365). 

Im Folgenden sollen diese Vorschriften dargestellt werden. 

( 1) Art. 3 63 Nr. 1, 2, 3 und 5 spStGB - Delikte durch Herstellung und Vertrieb 
gesundheitsschadlicher Lebensmittel 

Art. 363 spStGB enthalt mehrere Tatbestande in Bezug auf die Herstellung und 
den Vertrieb gesundheitsschadlicher Lebensmittel. Al! diese Sanktionsnormen sind 
als konkrete Gefáhrdungsdelikte ausgestaltet.200 Bei ihnen handelt es sich darüber 
hinaus um Sonderdelikte, da die jeweiligen Tatbestande nicht von jedermarm, son­
dem nur vom Hersteller, Vertreiber oder Handler verwirklicht werden k6nnen?01 

198 Vgl. Corcoy Bidasolo, Delitos de peligro, S. 197 (auch Fn. 416), 210 f., 229; Doval 
País, in: Zúñiga Rodríguez u.a. (Hrsg.), Derecho Penal, S. 142; ders., in: Boix Reig/Ber­
nardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 343; Hassemer/Muñoz Conde, S. 71. 

199 Doval País, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 
S. 344. 

200 De Vicente Remesal/García Mosquera, FS für Mir Puig, S. 813; Doval País, Delitos 
de fraude alimentario, S. 355; Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), Comenta­
rios, S. 997; García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 
S. 1461 f.; Suay Hernández, CDJ XI-1997, 154. Anders aber Grauer Godoy, Revista de 
Derecho y Proceso Penal (21) 2009, 18 f., der Art. 363 spStGB der Deliktskategorie der 
Eignungsdelikte zuordnet. 

20 1 Corcoy Bídasolo, EDJ 72 (2005), 247; Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omi­
sión, S. 83; Doval País, Delitos de fraude alimentario, S. 121; Ganzenmüller Roig u.a., 
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GemaB Art. 363 Nr. 1 spStGB macht sichjeder Hersteller, Vertreiber oder Hand­
ler strafbar, der unter Missachtung oder Ánderung der in den Gesetzen oder Ver­
ordnungen über die Haltbarkeit oder die Zusammensetzung festgelegten Voraus­
setzungen Nahrungsmittel auf dem Markt anbietet. 

Eine Straftat nach Art. 363 Nr. 2 spStGB begeht darüber hinaus jeder Hersteller, 
Vertreiber oder Handler, der ftir den allgemeinen Verbrauch bestimmte Getriinke 
oder Nahrungsmittel, die gesundheitsschadlich sind, herstellt oder verkauft. Im 
Zusammenhang mit dem Terminus ,gesundheitsschiidlich" wird hervorgehoben, 
dass es sich bei ihm um ein normatives Tatbestandsmerkmal handelt.202 Die ge­
sundheitsschiidliche Eigenschaft der Getriinke oder Nahrungsmittel lasst sich nicht 
abstrakt feststellen, sondern hangt vielmehr von weiteren tatsachlichen Bedingun­
gen, etwa der Quantitiit des spezifischen giftigen Bestandteils des Lebensmittels 
bzw. der korperlichen Konstitution der potenziellen Verbraucher ab.203 Auf diese 
Sanktionsnorm wird an spiiterer Stelle ausflihrlich zurückzukommen sein.204 

GemaB Art. 363 Nr. 3 spStGB wird darüber hinaus der Produzent, Vertreiber 
oder Handler bestraft, der mit verdorbenen Waren Handel treibt. Verdorbene Wa­
ren sind Produkte, die aufgrund ihres Zustands der Verwesung die menschliche 
Gesundheit gefáhrden.205 

SchlieB!ich macht sich nach Art. 363 Nr. 5 spStGB der Produzent, Vertreiber 
oder Handler strafbar, der Sachen, die dazu bestimmt sind, unbrauchbar gemacht 
oder desinfiziert zu werden, verbirgt oder entwendet, um mit ihnen zu handeln. 

(2) Art. 364 Abs. 1 spStGB- Delikte durch Veriinderung von Lebensmitteln 

Strafbar ist nach Art. 364 Abs. 1 spStGB die Veranderung von Lebensmitteln 
bzw. Getranken durch Beigabe von nicht genehmigten Zus1itzen oder anderen Stof­
fen, die die Gesundheit von Menschen schadigen konnen. Um festzustellen, wann 
ein Zusatz nicht genehmigt ist, muss man sich an die vorstrafrechtliche Verhaltens-

Delitos contra la salud pública, S. 1 03; J'vlorillas Cuevas, in: Prodotti agicoli e sicurezza 
alimentare, S. 403; Pérez Atvarez, GS Barbero Santos, S. 464. Zum Inhalt der Begriffe 
,1-Iersteller", ,Vertreiber" und ,1-Hindler" im Rahmen des Art. 363 spStGB siehe Cuadrado 
Ruiz, in: Martas Nuñez (I-Irsg.), Protección penal, S. 113 ff.; clies., La responsabilidad por 
omisión, S. 85 ff. 

202 So Paredes Castai'íón!Rodríguez Montai'íés, S. 198; Pérez Atvarez, GS fiir Barbero 
Santos, S. 475. 

203 Siehe C01·coy Bidasolo, ADPCP 1989, 339; Do val País, P J (28) 1992, 152 f.; Pare­
des Castaílón!Rodríguez Montw1és, S. 198. 

204 Teil 3, 111. 
205 Serrano Gómez/Serrano Maíllo, BT, S. 703. 
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ordnung wenden,Z06 weshalb es sich bei diesem Tatbestand um eine Blankettvor­
schrift handelt. 207 

(3) Art. 364 Abs. 2 spStGB- Delikte durch Veranderung von Fleisch und Erzeug­
nissen von Tieren 

Zahlreiche zwischen Ende der 1980er und Anfang der 1990er Jahre aufgetretene 
Falle der Vergiftung von Konsumenten durch das Fleisch von Rindem, denen zu 
Mastzwecken verbotene Stoffe verabreicht worden waren, fiihrten 1995 zur Ein­
führung von mehreren Tatbestanden in den Código Penal, die sich mit der Verab­
reichung von fiir Menschen gesundheitsschadlichen Substanzen an das Vieh befas­
sen?08 

In diesem Zusammenhang stellt Art. 364 Abs. 2 Nr. 1 spStGB eine zentrale 
Sanktionsvorschrift dar. Nach dieser Norm wird derjenige bestraft, der Tieren, de­
ren Fleisch oder Erzeugnisse fiir den menschlichen Verzehr bestimmt sind, nicht 
erlaubte Substanzen, die eine Gefahr fiir die Gesundheit von Menschen herbeifiih­
ren, in hoheren Dosierungen oder zu anderen als den genehmigten Zwecken verab­
reicht. Die Rechtsnatur dieses Tatbestands ist hoch umstritten. Nach der h.M. in der 
Literatur handelt es sich um ein Eignungsdelikt (delito de aptitud),209 bei dem die 
Verabreichung nicht erlaubter Substanzen an Tiere zur Erfiilll!ng des Tatbestands 
nicht genügt. Vielmehr sei es erforderlich, dass der Stoff geeignet ist, si eh schadi­
gend auf den menschlichen Organismus auszuwirken.210 Der spanische Oberste 
Gerichtshof wies hingegen darauf hin, dass Art. 364 Abs. 2 Nr. 1 spStGB keine 
besondere Gefahrgeeignetheit der verabreichten Substanz verlange und es fiir die 
Strafbarkeit des Verhaltens ausreiche, dass die Substanz von der Primarordnung 

206 So Mztñoz Conde, BT, S. 660; Romeo Casabona, GS fiir Barbero Santos, S. 640. 
207 In diesem Sinne Benítez Ortúzar/Domínguez Izquierdo, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), 

Comentarios, S. 216; García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte 
Especial, S. 1472 f. 

208 Díaz-Maroto y Villarejo, La Ley Penal (69) 2010, 66; Doval Pais, in: García Rivas 
(Hrsg.), Protección penal, S. 253; Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), Co­
mentarios, S. 1 005; Iñigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 300. 

209 So Benítez Ortúzar/Domínguez Izquierdo, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, 
S. 229; Doval Pais, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 
S. 374; García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 
S. 1474. Anders aber Queralt Jiménez, BT, S. 1026, der Art. 364 Abs. 2 Nr. 1 spStGB der 
Deliktskategorie der konkreten Gefáhrdungsdelikte zuordnet. Zu Eignungsdelikten im 
spanischen Recht siehe Bustos Ramírez/Hormazábal Malarée, AT, S. 250; Doval Pais, 
CDJ XXXVI-1994, 52 ff.; ders., Delitos de fraude alimentario, S. 339 ff.; Mendoza Buer­
go, Límites dogmáticos, S. 38 ff.; Rodríguez Montañés, Delitos de peligro, S. 17 ff.; Torío 
López, ADPCP 1981, 825 ff. 

210 García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 
S. 1474. 
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nicht erlaubt ist.211 Argumentiert wurde mit dem Vorsorgegrundsatz úJrincipio de 
precaución).212 Bei diesem Grundsatz handelt es sich um einen allgemeinen 
Rechtsgrundsatz des Gemeinschaftsrechts, der in allen Tiitigkeitsbereichen der 
Gemeinschaft zur Anwendung kommt.213 Inhaltlich besagt er, dass in einer Situa­
tion, in der das Vorliegen oder die Schwere von Risiken für die menschliche Ge­
sundheit ungewiss ist, Schutzmal3nahmen ergriffen werden konnen, ohne dass ab­
gewartet werden muss bis das tatsachliche Bestehen und die Ernsthaftigkeit dieser 
Risiken klar dargelegt sind.214 Basierend auf diesem Prinzip ftihrte der Tribunal 
Supremo aus - wenngleich ohne nahere Ausführungen -, dass die Sanktionsvor­
schrift als typisches abstraktes Gefáhrdungsdelikt aufzufassen ist und folglich der 
Richter nicht zu prüfen hat, ob eine Gefáhrdung für die Volksgesundheit im Einzel­
fall wirklich eingetreten ist oder nicht.215 

Art. 364 Abs. 2 spStGB enthalt weitere bedeutende Tatbestande, die die Anwen­
dung gesundheitsschadlicher Substanzen bei Nutztieren unter Strafe stellen. So ist 
das Schlachten von Tieren oder die Bestimmung von deren Erzeugnissen für den 
menschlichen Verzehr mit dem Wissen, dass den Tieren gesundheitsschadliche 
Substanzen verabreicht wurden, strafbar (Art. 364 Abs. 2 Nr. 2 spStGB). Das 
Inverkehrbringen von Fleisch und Erzeugnissen von Tieren ohne Beachtung der 
jeweiligen durch Verordnung vorgesehenen Wartezeit ist ebenfalls eine Straftat 
(Art. 364 Abs. 2 Nr. 4 spStGB). 

(4) Art. 365 spStGB- Delikte durch Vergiftung oder Veranderung von Trinkwas­
ser oder Nahrungssubstanzen 

Nach Art. 365 spStGB macht sich jeder strafbar, der Trinkwasser oder Nah­
rungssubstanzen, die für die allgemeine Verwendung oder den Verbrauch durch 
eine Gemeinschaft von Personen bestimmt sind, mit infektiosen oder anderen Sub­
stanzen, die schwer gesundheitsschadlich sein konnen, vergiftet oder verandert. 

211 Urteil des TS 1442/2002 vom 14.9.2002, ARJ Nr. 8653, 15796, 15798; vgl. auch Ur­
teile des TS 1546/1999 vom 6.11.1999, ARJ Nr. 8102, 12747, 12748 und 1973/2000 vom 
15.12.2000, ARJ Nr. 10337, 16159, 16162. 

212 Zur Einwirkung des Vorsorgegrundsatzes auf das spanische Strafrecht siehe García 
Rivas, in: Boix Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 417 ff.; Ro­
meo Casabona, in: Modernas tendencias, S. 77 ff.; Terradi!!os Basoco, in: Serrano­
Piedecasas/Demetrio Crespo (I-Irsg.), Cuestiones actuales, S. 116 ff. 

213 EuGE 2002, 4945 Rn. 183 f. 
214 EuGI-IE 1998, 2211 Rn. 63, 99; EuGl-lE 2003, 9693 Rn. 49 ff.; EuGE 2002, 4945 

Rn. 185. 
215 Kritisch hinsichtlich der Anwendung des Vorsorgegrundsatzes zur Einstufung des 

Art. 364 Abs. 2 Nr. 1 spStGB als abstraktes Gefiihrdungsdelikt Anarte Borra!!o, Boix 
Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 394 ff.; Corcoy Bidaso!o, 
EDJ (72) 2005, 232; Dova! Pais, in: Boix Reig/Bernardi (1-!rsg.), Responsabilidad penal 
por defectos, S. 369 f.; ders., in: García Rivas (1-lrsg.), Protección penal, S. 259; García 
Rivas, in: Boix Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 455 ff. 
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ce) Art. 359, 360 und 363 Nr. 4 spStGB- Delikte durch andere gefáhrliche 
Substanzen bzw. Produkte 

Die Art. 359, 360 und 363 Nr. 4 spStGB stellen weitere Straftaten gegen die 
Volksgesundheit dar, die auch bei Fallen der Produktverantwortlichkeit in Betracht 
kommen, deren Tatobjekt aber weder Arzneimittel noch Lebensmittel, sondem eine 
andere Art von gefáhrlichen Produkten, sind. 

(1) Art. 359 spStGB- Unbefugtes Herstellen von oder Handeln mit gesundheits­
schadlichen Substanzen 

GemaB Art. 359 spStGB begeht derjenige eine Straftat, der, ohne dazu befugt zu 
sein, gesundheitsschiidliche Substanzen oder chemische Produkte, die Schaden 
verursachen kéinnen, herstellt oder abgibt, liefert oder mit ihnen handelt. Dieser 
Straftatbestand ist als Eignungsdelikt (delito de aptitud) aufzufassen. Er ist nur 
dann erfullt, wenn die Eignung der Substanzen bzw. Produkte zur Herbeifuhrung 
gesundheitlicher Schaden, auf die sich diese Normen beziehen, vom Gericht im 
Einzelfall festgestellt ist.216 

Tatobjekte des Art. 359 spStGB sind gesundheitsschiidliche Substanzen bzw. 
chemische Produkte, die Schaden hervorrufen kéinnen. Als gesundheitsschiidliche 
Substanzen werden solche Stoffe verstanden, die bei vemünftiger Verwendung und 
unter Beachtung ihrer Gebrauchsanleitung geeignet sind, Schadigungen der Gesund­
heit von Verbrauchem oder Dritten hervorzurufen.217 Sind die gesundheitsschad­
lichen Substanzen zugleich bedenkliche Medikamente oder gefáhrliche Lebensmittel, 
so verdriingen die Art. 361 ff. bzw. 363 ff. spStGB den Art. 359 spStGB. Diese letzt­
genannte Norm ist dementsprechend subsidiar gegenüber den anderen im Código 
Penal vorgesehenen Delikten gegen die Volksgesundheit und stellt damit eine Auf­
fangvorschrift der strafrechtlichen Produktverantwortlichkeit dar.218 

Von chemischen Produkten, die Schiiden verursachen kéinnen, ist dann die Rede, 
wenn die Waren per se zur Ausléisung von Zerstéirungen bzw. Schiiden fáhig 
sind,219 so etwa explosive bzw. entzündbare Stoffe.220 

216 Vgl. García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 
S. 1432; Guinarte Cabada, GS für Femández-Albor, S. 402; Romeo Casabona, GS für 
Barbero Santos, S. 631; Roso Cañadillas, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, S. 46 f.; 
Rubio Lara, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, S. 36. 

217 Vgl. Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), Comentarios, S. 988; García 
Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, S. 1432 f.; Guinarte 
Cabada, GS fiir Femández-Albor, S. 403. 

218 Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), Comentarios, S. 986; Ganzen­
müller Roig u.a., Delitos contra la salud pública, S. 41; Queralt Jiménez, BT, S. 1014. 

21 9 Urteil des TS vom 9.7.1982, bei Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), 
Comentarios, S. 988. 
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(2) Art. 360 spStGB- Handel mit gesundheitsschiidlichen Substanzen ohne Erfül­
lung der gesetzlichen Formalien 

GemaB Art. 360 spStGB macht sich jede Person strafbar, die zum Handel mit 
den Substanzen oder Produkten, auf die sich Art. 359 spStGB bezieht, befugt ist 
und sie abgibt oder ausliefert, ohne die in den jeweiligen Gesetzen und Verordnun­
gen vorgesehenen Formalien zu erftillen. 

(3) Art. 363 Nr. 4 spStGB- Nicht genehmigtes Verarbeiten von oder Handeln mit 
gesundheitsschadlichen Produkten 

SchlieBlich macht sich nach Art. 363 Nr. 4 spStGB der Hersteller, Vertreiber 
oder Handler strafbar, der Produkte verarbeitet oder mit ihnen handelt, deren Ver­
wendung nicht genehmigt ist und die gesundheitsschiidlich sind (Art. 363 Nr. 4 
spStGB). Teilweise wird vertreten, dass dieser Tatbestand auch eine Auffangvor­
schrift der strafrechtlichen Verantwortlichkeit in Spanien bildet.221 Der weite Um­
fang des Begriffs ,Produkte" vermag namlich das Inverkehrbringen vielfaltiger 
gefáhrlicher Waren- so etwa Spielzeug, Bekleidungen und Kosmetika- zu bestra­
fen, die keine Lebens- bzw. Arzneimittel sind und sich dementsprechend nicht un­
ter Art. 361, 362, 363 (Nr. 1-3, 5), 364 oder 365 spStGB subsumieren lassen. Al­
lerdings sind die Anwendungsmoglichkeiten der Nonn beschriinkt, da sie fúr die 
Bestrafung des Tiiters in schwer verstiindlicher Weise verlangt, dass die Venven­
dung (d.h. der Verbrauch) des gesundheitsschiidlichen Produkts nicht genehmigt 
ist. Da die meisten staatlichen Genehmigungen nur die Herstellung bzw. das Inver­
kehrbringen von Waren, nicht aber die Verwendung von Produkten zum Gegen­
stand haben, kann Art. 363 Nr. 4 spStGB auf die Konstellationen der Produktver­
antwortlichkeit nur in wenigen Fallen Anwendung finden.222 Die Auffangvorschrift 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit bildet damit nur Art. 359 spStGB. 

dd) Art. 366 spStGB - Besondere Nebenfolge der Delikte 
gegen die Volksgesundheit 

Neben der Untauglichkeitserkliirung zur Ausübung des Berufs oder der beruf­
lichen Tiitigkeit und den Freiheits- und Geldstrafen, die natürlichen Personen we­
gen der bereits dargestellten Delikte gegen die Volksgesundheit (Art. 359-365 
spStGB) auferlegt werden konnen, legt das spanische Strafgesetzbuch Nebenfolgen 
fest, die den Betrieb selbst im Rahmen der strafrechtlichen Produktverantwortlich­
keit treffen konnen. So sieht der Código Penal hinsichtlich der in den Art. 359-365 

220 Romeo Casabona, GS fiir Barbero Santos, S. 634. 
221 Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), Comentarios, S. 100 l. 
222 In diesem Sinne García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Par­

te Especial, S. 1468 f. sowie Pérez /Í!varez, ADPCP 1993, 1078. 
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enthaltenen Tatbestande die Moglichkeit vor, die betreffenden Einrichtungen, 
W erke, Labore oder Raume, in den en das schadliche Produkt hergestellt wurde, für 
eine befristete Zeit zu schlieJ3en (Art. 366 spStGB).223 

Die SchlieJ3ung karm nach Art. 366 spStGB in auJ3erst schwerwiegenden Fallen 
(supuestos de extrema gravedad) auch endgültig sein. Um festzustellen, ob ein sol­
cher Fall vorliegt, sind im Rahmen des Art. 366 spStGB folgende Kriterien heran­
zuziehen: das MaJ3 der Abweichung des Taters von den Produktsicherheitsstan­
dards ( etwa die hohere oder niedrigere Dosis der verbotenen verabreichten 
Substanz), das Ergreifen von SorgfaltsmaJ3nahmen (auch werm diese sich als unzu­
reichend erwiesen haben), das AusmaJ3 und die Emsthaftigkeit der dem Hersteller 
bekannten Gefahr, die Schwere der moglichen Schadigungen und die hohe bzw. 
niedrige Zahl von potenziellen Opfem.224 

2. Strafbare Verhaltensweisen im Rahmen strafrechtlicher 
Produktverantwortung 

Wie im deutschen Recht kann sich eine strafrechtliche Produktverantwortung in 
Spanien sowohl unter dem Gesichtspunkt der vorsatzlichen als auch der fahrlassi­
gen Begehungs- und Unterlassungsdelikte ergeben. 

223 Die Rechtsnatur der SchlieJ3ung der Einrichtung, des Werks, Labors oder Raumes 
(Art. 366 spStGB) ist in Spanien umstritten. Zugaldía Espinar, Revista del Poder Judicial 
(46) 1997, 334, vertritt die Auffassung, dass es sich bei der SchlieJ3ung um eine Strafe 
handelt und ihre Einführung in das Strafgesetzbuch die Abschaffung des Grundsatzes so­
cietas delinquere non potest bedeutet. Nach Meinung anderer Autoren stellt eine solche 
SchlieJ3ung eine MaJ3regel der Sicherung dar, da sie nicht auf die Schuld, sondem auf die 
objektive Gefáhrlichkeit des Betriebs gestützt ist, indem der Betrieb von der natürlichen 
Person als Mittel zur Begehung neuer Straftaten benutzt werden kann ( García Arán, FS fiir 
Torío López, S. 327; Mapelli Ca.ffarena, RP [1] 1998, 53). Teilweise wird aber auch ver­
treten, dass die SchlieJ3ung keine strafrechtliche Natur besitze, sondem vielmehr eine bloJ3e 
Verwaltungssanktion darstelle (Gracia Martín, in: ders. [Hrsg.], Lecciones de consecuen­
cias jurídicas, S. 512 f.). Naher zu diesen Nebenfolgen des spanischen Strafgesetzbuches 
De la Fuente Honrubia, Las consecuencias accesorias del Artículo 129 del Código Penal, 
2004. 

224 Feijoo Sánchez, in: Rodríguez Mourullo (Hrsg.), Comentarios, S. 1 O 11. Bezüglich 
der Bedeutung des Ausdrucks ,auJ3erst schwerwiegende Falle" wird freilich teilweise dar­
aufhingewiesen, dass dieser sich nicht auf die Schwere der Tat bzw. die Schuld des Taters, 
sondem auf die objektive Gefáhrlichkeit des Betriebs bezieht, indem dieser von dem Tater 
bzw. anderen Personen als Instrument zur Verwirklichung weiterer Straftaten eingesetzt 
werden kann (so Aguado López, ADPCP 2005, 88). 
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a) Aktives Tun und Unterlassen 

aa) Allgemeine Erwügungen 

(!) Begehungs- und Unterlassungsdelikte 

Auch im spanischen Strafrecht lassen sich die einzelnen Strafgesetze des Beson­
deren Teils in Begehungs- und Unterlassungsdelikte unterteilen. Diese Unterschei­
dung stützt si eh a uf Art. 1 O spStGB, der Straftaten als vorsatzliche oder fahrlassige 
durch Gesetz mit Strafe bedrohte Handlungen und Unterlassungen definiert. Bege­
hungsdelikte sind nach der spanischen Lehre Straftaten, bei denen das Gesetz ein 
positives Tun, welches als schadlich betrachtet wird, untersagt. Unterlassungsdelik­
te sind dagegen Delikte, bei denen ein Verhalten angeordnet und dessen Nichtvor­
nahme geahndet wird.225 

(2) Echte und unechte Unterlassungsdelikte 

Die Unterlassungsdelikte werden in echte und unechte Unterlassungsdelikte ein­
geteilt. Bei den echten Unterlassungsdelikten setzt der Tatbestand ein bloBes 
,Nichtstun" voraus, unabhiingig davon, ob die Untiitigkeit einen Erfolg verursacht 
oder nicht. Unechte Unterlassungsdelikte sind wiederum solche Straftaten, bei de­
nen das Gesetz die Vermeidung eines bestimmten Erfolgs anordnet.226 

Die Voraussetzungen, unten denen eine unechte Unterlassung bestraft werden 
kann, sind in Art. 11 spStGB geregelt. Nach dieser Norm werden Straftaten, die in 
der Herbeiftihrung eines Erfolgs bestehen, nur dann als durch Unterlassung began­
gen angesehen, wenn die Nichtvermeidung des Erfolgs unter Verletzung einer be­
sonderen Rechtspflicht des Tiiters der Verursachung gleichsteht. Art. 11 spStGB 
ftigt hinzu, dass die Gleichstellung des Unterlassens mit dem aktiven Tun voraus­
setzt, dass der Unterlassende Garant ftir den (Nicht-)Eintritt des drohenden Erfolgs 
ist. Im Unterschied zum deutschen StGB enthiilt der Código Penal eine abschlie­
Bende Aufzühlung der Umstiinde, die eine solche Garantenstellung begründen ki:in­
nen,227 und zwar Gesetz, Vertrag und vorausgegangenes geführdendes Tun bzw. 
Unterlassen. 

225 Stalt allcr Mir Puig, AT, Lección 9 Rn. 28. 
226 Stalt allcr Mir Puig, AT, Lección 9 Rn. 29. 
227 Quintero Olivares, AT, S. 379; Vives Antón, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentari­

os, S. 529 f. Anders aber Silva Sánchez, El nuevo Código Penal, S. 68 r., der darauf hin­
weist, dass die in Art. 11 spStGB enthaltene Aufzahlung von Garantenstellungen nur bei­
spielhaft sei. Diese seien nur ,formale 1-linweise", die nicht alle Falle umfassten, in denen 
cine normative Glcichstellung des Unterlassens mit dem aktiven Tun erfolgen kéinnte. Ent­
scheidcnd sei dabei, ob die Nichtvermcidung nach dcm Sinn des Gesetzestextes der Venir­
sachung glcichsteht, wozu es allein darauf ankomme, ob der Unterlassende die Verantwor­
tung für den Schutz vor bestimmten Risiken für bestimmte Rechtsgüter übernimmt oder 
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(3) Bedeutung der Qualifizierung eines Verhaltens als Tun oder Unterlassen 

Weil im Bereich der unechten Unterlassungsdelikte eine strafrechtliche Verant­
wortung für die Unterlassung einer Handlung nur für denjenigen in Betracht 
kommt, den eine spezielle Rechtspflicht zur Vermeidung des tatbestandlichen Er­
folgs trifft, ist die Qualifizierung eines Verhaltens als positives Tun oder Unterlas­
sen besonders wichtig.228 Eine spezielle Strafmilderungsméiglichkeit für unechte 
Unterlassungsdelikte enthalt Art. 11 spStGB aber nicht, weshalb die Unterschei­
dung von Tun und Unterlassen für die Strafrumessung keine Rolle spielt. 

Zur Bestimmung des Unterschieds von Tun und Unterlassen wird in der spani­
schen Rechtsprechung und Literatur auf die Kausalitat abgestellt: Hat ein bestimm­
tes Verhalten die AuBenwelt durch kausale Einwirkung verandert, liegt positives 
Tun vor. Ist das zu betrachtende Verhalten für den Erfolg nicht ursachlich gewor­
den, kommt nur ein Unterlassen infrage.229 

bb) Aktives Tun und Unterlassen im Bereich der strafrechtlichen 
Produktverantwortung 

Im Unterschied zum Lederspray-Fall, in welchem die Angeklagten zum Zeit­
punkt des Inverkehrbringens weder vorsatzlich noch fahrlassig handelten, die Ge­
fáhrlichkeit des Produkts sich also erst nach und nach herausstellte und sich infol­
gedessen der strafrechtliche Vorwurf um die Untatigkeit bei aufkommendem 
Verdacht der Schadlichkeit drehte, haben die Oluntemehmen im Colza-Fall von 
Anfang an um die Toxizitat des Lebensmittels gewusst.230 Das lnverkehrbringen 
des erkennbar giftigen Üls wurde vom Tribunal Supremo ohne Weiteres als positi­
ves Tun betrachtet.231 Die spanische Lehre ist in Übereinstimmung mit dem Tribu­
nal Supremo im Colza-Fall der Meinung, dass das lnverkehrbringen eines defekten 
Produkts als strafrechtlich relevantes Tun zu qualifizieren ist. Dafür greift die Leh­
re auf das Kausalitatskriterium zurück: Da die Produzenten durch die Inverkehr-

nicht. Aufgrund dieser materiellen Begründung der G1eichstellung des Unterlassens mit 
dem Tun seien auch andere als die in Art. 11 spStGB ausdrücklich erwahnten Garanten­
stellungen mog1ich. 

228 Vgl. Rebollo Vargas, GS ftir Valle Muñiz, S. 662; Zugaldía Espinar, CPC (24) 
1984, 574. 

229 Urteil des TS vom 12.6.1992, ARJ Nr. 5203, 6836, 6836; vom 27.10.1995, ARJ 
Nr. 7687, 10235, 10240; Bacigalupo Zapater, Principios, S. 391; Lacruz López, S. 341 f.; 
Mir Puig, AT, Lección 12 Rn. 8. 

230 Siehe Gimbernat Ordeig, ADPCP 1997, 67 f.; ders., in: La armonización legislativa, 
S. 122 f. 

231 So ftihrte der TS hinsichtlich des Angeklagten R. F. an: ,Seine Handlungen verur­
sachten Totungen und Korperverletzungen" (Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 
8827, 8886 = CGPJ 12 [1992)), 69,203 (Colza I). 
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gabe des toxischen Ols Totungen und Korperverletzungen auslosten, müssen sie 
wegen eines positiven Handelns haften.232 

Das Versaumen einer ausreichenden Warnaktion oder eines Rückrufs in Bezug 
auf ein Produkt, dessen Gefáhrlichkeit beim Inverkehrbringen weder erkennbar 
noch voraussehbar war und erst nachtraglich auftrat, wird demgegenüber als Unter­
Iassungstat qualifiziert.233 

Eine strafrechtliche Produktverantwortlichkeit fiir das Inverkehrbringen fehler­
hafter Waren (aktives Handeln) kann sich im spanischen Recht unter dem Ge­
sichtspunkt der Art. 138, 142, 147 f., 152, 157, 359 bis 367 spStGB ergeben. Auf 
Fiille des Ausbleibens von Warnaktionen bzw. Rückrufen konnen die Art. 138, 
142, 147 f., 152 und 157 i.V.m. Art. 11 spStGB Anwendung finden. 234 

ce) Garantenstellung des Herstellers 

Das Versaumen hinreichender Warnaktionen bzw. das Ausbleiben eines Rück­
rufs bereits auf dem Markt befindlicher mangelhafter Produkte kann wegen Totung 
bzw. Korperverletzung durch (unechtes) Unterlassen ponalisiert werden (Art. 138, 
142, 147 f., 152 und 157 i.V.m. Art. 11 spStGB). Die Garantenpflicht zur Warnung 
der V erbraucher oder zum Rückruf der Ware begründet Cuadrado Ru iz aus de m 
Gesetz.235 Erkennt der Hersteller, dass sein Produkt gesundheitsschadlich ist, so 
muss er gema/3 Art. 4 Abs. 3 Buchstabe b) Real Decreto 1801/2003 vom 26. De-

232 Siehe Gimbernat Ordeig, ADPCP 1997, 71; Paredes Castaí'íón, RDPC (5) 2000, 
121. 

233 Vgl. Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 188 f.; Juanatey Dorado, 
ADPCP 2004, 53 f.; Morí/fas Cuevas, in: Prodotti agicoli e sicurezza alimentare, S. 404; 
Pei'iaranda Ramos, FS für González-Cuéllar García, S. 414. 

234 In der spanischen Literatur wird darauf hingewiesen, dass das Versaumen hinrei­
chender Warnaktionen bzw. das Ausbleiben des Rückrufs bereits im Markt befindlicher 
Produkte auch eine Unterlassungsstralbarkeit nach Art. 363 spStGB begründen kann (Cu­
adrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 187 ff.; Morillas Cuevas, in: Prodotti 
agicoli e sicurezza alimentare, S. 404; MuFíoz Conde, BT, S. 657). Argumentiert wird dabei 
mit dem Zweck der Nonn, und zwar dem Schutz der Volksgesundheit vor fehlerhaften 
Produkten. Damit dieser Zweck nicht verfehlt werde, dürften die Tathandlungen des 
Art. 363 spStGB (so etwa ,herstellen" [Art. 363 Nr. 2 spStGB], ,Handel treiben" [Art. 363 
Nr. 3 spStGB], ,verkaufen" [Art. 363 Nr. 2 spStGB]) nicht wortlich interpretiert werden, 
mit der Folge, dass diese sowohl positive Handlungen als auch Unterlassungen umfassen. 
Was dieser Tatbestand eigentlich verbiete, sei folglich die 1-Ierbeiflihrung einer Gefahr flir 
die Volksgesundheit durch mangelhafte Ware. Eine solche Herbeiführung konne durch 
Tun oder Unterlassen begangen werden (Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, 
S. 187 ff.). Diese Auffassung ist jedoch nicht iiberzeugend: U m die Bestrafung der Unter­
lassungskonstellationen im Rahmen der Produktverantwortlichkeit durch Get:ihrdungs­
delikte zu ennoglichen, wendet Cuadrado Ruiz Art. 363 spStGB über seinen durch Aus­
legung ermittelten Wortsinn hinaus zulasten des 1-Jerstellers an. Dadurch verstol3t diese 
Autorin gegen das Analogieverbot. 

235 Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 144, 148. 
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zember36 geeignete MaBnahmen zur Vermeidung der durch das Produkt verur­
sachten Gefahren treffen, einschlieBlich einer wirksamen Wamung und eines 
Rückrufs. Juanatey Dorado befurwortet ihrerseits eine Garantenstellung der Her­
steller durch materielle Erwagungen.237 Nach ihrer Ansicht haben die Hersteller 
eine (abstrakte) Herrschaft über das Produkt irme. Denn sie sammeln etwa durch 
Meldungen bereits geschadigter Verbraucher oder durch Produktforschung bedeu­
tende Informationen über die Gefáhrlichkeit der Ware. Die Hersteller konnen dar­
über hinaus eine zentral gesteuerte Wam- oder Rückrufaktion durchfuhren. Des­
halb gehen die Verbraucher davon aus, dass die Hersteller das Produkt standig 
beobachten und erforderlichenfalls GefahrabwendungsmaBnahmen treffen. Dieses 
Vertrauen der Konsumenten begründet eine Garantenstellung der Hersteller. 

b) Fahrlassiges und vorsatzliches Verhalten 

aa) Allgemeine Erwagungen 

Art. 5 spStGB legt fest, dass es keine Strafe ohne Vorsatz (dolo) oder Fahrlas­
sigkeit (imprudencia) gibt. Somit muss notwendigerweise eine dieser Verschul­
densformen vorliegen, damit ein Verhalten als Delikt gewertet werden kann.238 

Die Unterscheidung zwischen Vorsatz und Fahrlassigkeit ist im spanischen 
Strafrecht bedeutend. So sind gemaB Art. 12 spStGB nur vorsatzliche Handlungen 
und Unterlassungen strafbar, wenn nicht das Gesetz fahrlassiges Verhalten aus­
drücklich mit Strafe bedroht. Darüber hinaus ist ein strafbarer Versuch nur bei vor­
satzlichem Verhalten moglich.239 Im Hinblick auf die strafbare Teilnahme (Anstif­
tung und Beihilfe) spielt die Grenzziehung zwischen Vorsatz und Fahrlassigkeit 
demgegenüber keine Rolle, da nach h.M. auch bei Fahrlassigkeitsdelikten eine 
Teilnahme moglich ist.240 

In der Lehre wird meist hervorgehoben, dass neben dem Wissen eine voluntative 
Komponente gegeben sein muss, damit ein vorsatzliches Verhalten vorliegt. Vor­
satz ist folglich definiert als Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung.241 

In Spanien werden wie in Deutschland drei Arten von Vorsatz unterschieden, nam-

236 Real Decreto 1801/2003 vom 26. Dezember, sobre seguridad general de los produc­
tos, BOE Nr. 9 vom 10.1.2004 (Produktsicherheitsgesetz). 

237 Vgl. zum Folgenden Juanatey Dorado, ADPCP 2004, 71 ff., 74 f. 
238 Ramos Tapia, ZStW 113 (2001), 401; vgl. auch Bustos Ramírez/Hormazábal Mala­

reé, AT, S. 314; Muñoz Conde/GarcíaArán, AT, S. 267. 
239 So Bacigalupo Zapater, Principios, S. 250; Bustos Ramírez/Hormazábal Malareé, 

AT, S. 391; Quintero Olivares, AT, S. 600. 
240 Siehe hierzu naher Feijoo Sánchez, CPC (62) 1997, 319 ff. m. zahlreichen w.N. 
241 Bacigalupo Zapater, FS fiir Rodríguez Mourullo, S. 68; Bustos Ramírez/Horma­

zábal Malareé, AT, S. 314; Cerezo Mir, AT II, S. 123; Muñoz Conde/García Arán, AT, 
S. 267; Quintero Olivares, AT, S. 331 f. 
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lich dolus directus 1. Grades (dolo directo de primer grado), dolus directus 
2. Grades (dolo directo de segundo grado) und dolus eventualis (dolo eventual). 

Der Tater handelt mit dolus directus 1. Grades, wenn er die Tat mit der Absicht 
begeht, den tatbestandsma13igen Erfolg herbeizufiihren.Z42 Mit dolus directus 
2. Grades handelt er, wenn er mit dem sicheren Wissen tatig wird, dass dieser Er­
folg herbeigefúhrt werden wird.243 Dolus eventualis kommt schlie131ich in Betracht, 
wenn der Tater die Tatbestandsverwirklichung weder zum Zie1 hat noch flir sicher 
halt, sie aber als mog1ich erkennt und sich damit abfindet.244 

Auch im Bereich der Fahrlassigkeit finden sich in Spanien wesentliche Überein­
stimmungen mit dem deutschen Recht. So unterscheidet man ebenfalls zwischen 
unbewusster und bewusster Fahrlassigkeit. Bei der bewussten Fahrlassigkeit 
(imprudencia consciente) erkennt der Tater die Gefáhrlichkeit seines Verhaltens, 
vertraut aber darauf, dass der Erfolg nicht eintreten wird. Unbewusste Fahrlassig­
keit (imprudencia inconsciente) liegt dann vor, wenn der Tater die Moglichkeit, 
dass der Verletzungserfolg eintritt, nicht voraussieht.245 

bb) Fahrlassiges und vorsatzliches Verhalten im Bereich 
strafrechtlicher Produktverantwortung 

Alle fúr die strafrechtliche Produktverantwortlichkeit bedeutsamen Delikte des 
spanischen Strafgesetzbuchs, und zwar sowohl die Totungs- und Korperverlet­
zungsdelikte (Art. 138 ff., 147 ff. spStGB) als auch die Delikte gegen die Volks­
gesundheit (Art. 359-365 spStGB), lassen sich nicht nur durch Vorsatz, sondern 
ebenfalls durch- notwendigerweise grobe- Fahrlassigkeit begehen.246 

Obwoh1 im Strafrecht darauf hingewiesen wird, dass die Produktverantwortung 
in der Praxis eine Frage fahrlassigen Verhaltens sei,247 nahm der Tribunal Supremo 
im Colza-Fall ein bedingt vorsatzliches Handeln der Angeklagten an. Um die Vor­
satzlichkeit des Handelns zu begründen, stellte der Gerichtshof ausschliel3lich auf 

242 So Ramos Tapia, ZStW 1 13 (200 1 ), 402 f. 
243 Ramos Tapia, ZStW 113 (2001), 403. 
244 Siehe Mir Puig, AT, Lección 1 O Rn. 1 O l. 
245 Statt aller Mir Puig, AT, Lección 11 Rn. 6 ff. 
246 Siehe speziell Art. 142, 146, 152 und 367 spStGB. Es werden zwei Arten der Fahr­

Iassigkeit unterschieden, namlich grobe und leichte Fahrlassigkeit. Grobe Fahrlassigkeit 
liegt vor, wenn der Tater eine elementare Sorgfaltspflicht verletzt hat. Leichte Fahrlassig­
keit kommt in Betracht, wenn der Handelnde gegen besonders wichtige Verhaltenspflich­
ten verst613t. Nur die grobe Fahrlassigkeit kann Straftaten (delito.\). begrlinden. Leichte 
Fahrlassigkeit kann hingegen nur Anlass zur Verwirklichung von Ubertretungen (faltm) 
gegen das Leben und die korperliche Unversehrheit geben (Art. 621 Nr. 2 und 3 spStGB). 
Siehe dazu Mir Puig, AT, Lección 11 Rn. 10 ff. 

247 Vgl. Hassemer/Muiioz Conde, S. 112 f.; Juanatey Dorado, ADPCP 2004, 75; Ocia­
vio de Toledo y Ubieto, GS fiir Ruiz Antón, S. 830. 
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das Kriterium der Kenntnis der Beschuldigten in Bezug auf das Risiko ihres Han­
delns ab, ohne eine voluntative Komponente zu verlangen.248 So wies der Tribunal 
Supremo in Bezug auf den Angeklagten J.M.B.C.Z49 darauf hin, dass das Instanz­
gericht zwar angenommen habe, bezüglich der durch das Inverkehrbringen des Ols 
verursachten Todesfolge liege nur FahrHissigkeit vor. Diese Annahme sei jedoch 
offenkundig unzutreffend. Denn wenn der Tater wusste, dass das 01 eine gefáhrliche 
Substanz fiir das Leben und die Gesundheit von Verbrauchem enthielt (Anilin) und 
ihm auBerdem bewusst war, dass das Produkt auf den Markt gebracht werden 
konnte, dann müsse der Schluss gezogen werden, dass er mit Eventualvorsatz ge­
handelt habe. 

Der Gerichtshof führte weiter aus, dass die Rechtsprechung schon in anderen 
Fallen (Urteil des Tribunal Supremo vom 27.12.1982 im Bultó-Fa11?50 Vorsatz 
angenommen hatte, bei denen der Tater in Kenntnis der von seinem Verhalten aus­
gehenden konkreten Gefahr gehandelt und diese eindeutig das tolerierte Risiko 
überschritten hatte. Soweit man sich zur Bestimmung des objektiven Tatbestands 
der Lehre von der objektiven Zurechnung anschlieBt, ist es Bedingung der objekti­
ven TatbestandsmaBigkeit des Verhaltens, dass der Tater eine Handlung ausgeführt 
hat, die ein rechtlich missbilligtes Risiko schafft. Also handelt derjenige Tater vor­
satzlich, der Kenntnis von diesem konkreten rechtlich missbilligten Risiko hat, 
denn er kennt die Umstande des objektiven Tatbestands, auf die sich der Vorsatz 
beziehen muss. In diesen Fallen kann nicht infrage gestellt werden, dass der Ange­
klagte, der die konkrete rechtlich missbilligte Gefahr kannte und trotzdem handelte, 
den Erfolg ebenso in seine Entscheidung aufgenommen hat wie dies die Rechtspre­
chung zur Voraussetzung des dolus eventualis gemacht hat. Der Tater musste wis­
sen, dass seine Handlung die Grenzen des erlaubten Risikos überschreiten würde. 
Andererseits kann auch nicht bezweifelt werden, dass die Gefahr konkret vorhan­
den war, denn durch die Lieferung des Ols an Handler, die Speiseol vertrieben, 
gelangte das 01 unmittelbar in den Bereich menschlichen Verbrauchs.251 

248 So ausdrücklich Ramos Tapia, ZStW 113 (2001), 415. 
249 Auf folgende Ausführungen über den Vorsatz verweist der Tribunal Supremo an 

weiteren Stellen der Entscheidung, um die Verurteilung anderer Angeklagter wegen vor­
satzlichen Handelns zu begründen (siehe Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 
8827, 8882, 8885 f. u. 8889 = CGPJ 12 [1992], 69, 194 f., 201 ff. und 208) (Colza I). 

z5o ARJ Nr. 7869, 5249 ff. 
251 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8870 ff. = CGPJ 12 (1992), 69, 

173 ff. = NStZ 1994, 37, 38 (Colza I). Zur Problematik der Abgrenzung von bedingtem 
Vorsatz von bewusster Fahrlassigkeit im Colza-Fall eingehend Bacigalupo Zapater, FS für 
Rodríguez Mourullo, S. 75 ff.; Maqueda Abreu, ADPCP 1995, 421 ff.; Moreno Alcázar, 
in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 184 ff.; Paredes 
Castaíión!Rodríguez Montañés, S. 203 ff.; Rodríguez Montañés, in: Mir Puig/Luzón Peña 
(Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, S. 273 ff.; Terradillos Basoco, in: Serrano­
Piedecasas/Demetrio Crespo (Hrsg.), Cuestiones actuales, S. 115 ff. 
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Anhand der Ausführungen des Tribunal Supremo im Colza-Fall wird deutlich, 
dass er schon von den theoretischen Grundlagen her a uf das Wollen als charakteris­
tische Komponente des Vorsatzes verzichtet.252 Die Begründung der Vorsatzlich­
keit strafbaren Verhaltens hangt folglich einzig und allein von der Kenntnis bzw. 
Unkenntnis cines normrelevanten, nicht mehr tolerierten Risikos ab?53 Vorsatz 
bedeutet nur die Kenntnis der konkreten Gefahr der Erfolgsverwirklichung.254 Im 
Anschluss an den Colza-Fall wurde in Spanien im Rahmen der Begründung des 
vorsatzlichen Handelns in mehreren Entscheidungen nur das Kriterium der Kennt­
nis des Taters in Bezug auf das Risiko seines Verhaltens herausgestrichen.255 Auch 
fand der vom Tribunal Supremo entwickelte Vorsatzbegriffbei der Lehre Anklang. 
So handelt nach Law·enzo Copello detjenige vorsatzlich, der in Kenntnis der kon­
kreten Verletzungsgefahr für das Rechtsgut handelt.256 Für Ragués Valles liegt 
wiederum Vorsatz vor, wenn sich ausgehend von dem sozialen Sinn eines Gesche­
hens und seiner Begleitumstiinde eindeutig behaupten liisst, dass eine Person ein 
objektiv tatbestandsmaf3iges Verhalten gezeigt hat, dem sie die Eignung zur Straf­
tatbestandsverwirklichung zuschreibt.257 

C. Zwischenergebnis 

l. Strafrechtliche Sanktionsnormen zur Produktverantwortung 
im deutschen und spanischen Recht 

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass sich im deutschen Recht wichtige 
Vorschriften über die strafrechtliche Verantwortung für fehlerhafte Produkte in 
speziellen Gesetzen finden. Dies trifft ganz offensichtlich auf Straftatbestiinde des 
Arznei- und Lebensmittelstrafrechts zu, die im AMG und LFGB enthalten sind. Im 
spanischen Recht hingegen sind alle Strafvorschriften, die im Rahmen der Pro­
duktverantwortung Anwendung finden konnen, im Código Penal enthalten. Auch 
sind im Código Penal- im Unterschied zum StGB und deutschen Spezialgesetzen­
Nebenfolgen geregelt, die den Betrieb selbst im Rahmen der strafrechtlichen Pro­
duktverantwortlichkeit treffen konnen. So ist hinsichtlich der in den Art. 359-365 
enthaltenen Tatbestande die Moglichkeit vorgesehen, die betreffenden Einrichtun-

252 So Ramos Tapia, ZStW 113 (2001), 414. 
253 Bacigalupo Zapa ter, Principios, S. 226; Maqueda Abreu, ADPCP 1995, 422. 
254 Bacigalupo Zapater, FS fiir Rodríguez Mourullo, S. 76; Ramos Tapia, ZStW 113 

(2001), 415. 
255 Dies wird von Ramos Tapia (ZStW 113 [2001], 415) betont. Diesbezüg1ich siehe 

etwa Urtei1e des TS 187/1998 vom 11.2.1998, ARJ Nr. 1980, 3036, 3036 f.; 410/1998 vom 
18.3.1998, ARJ Nr. 3758, 5433, 5433; Urtei1 des TS 1210/2001 vom 11.6.2001, ARJ 
Nr. 6439, 10000, 10002. 

256 Laurenzo Cope/lo, S. 248. 
257 Ragué:; i Valles, S. 175, 353. 
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gen, Werke, Labore oder Raume, in denen das schadliche Produkt hergestellt wur­
de, für eine befristete Zeit zu schlieJ3en (Art. 366 spStGB). Die SchlieJ3ung kann in 
auBerst schwerwiegenden Fallen sogar endgültig sein. 

Darüber hinaus lasst sich festhalten, dass die auf dem Gebiet der strafrechtlichen 
Produktverantwortung anwendbaren Gefáhrdungstatbestande des deutschen und 
spanischen Rechts lückenhaft sind, indem sie nur konkret bezeichnete Produkte 
erfassen. So sind etwa §§ 95-97 AMG und Art. 361-362 spStGB ausschlieBlich 
auf das Herstellen oder Inverkehrbringen von fehlerhaften Medikamenten bzw. 
§§ 58-60 LFGB und Art. 363-365 spStGB nur auf gesundheitsschadliche Lebens­
mittel zugeschnitten. Andere eventuell gefáhrliche Produkte, wie etwa elektrische 
Haushaltsgerate, Spielzeug bzw. medizinische Instrumente, die durch die vorhan­
denen Gefáhrdungstatbestande der deutschen und spanischen strafrechtlichen Pro­
duktverantwortlichkeit nicht erfasst werden, ,lassen trotz gleichen Unrechtsgehalts 
und gleichem Gefáhrdungspotenzial eine Strafbarkeit nicht entstehen".258 Weshalb 
nur bestimmte Produkte unter Strafandrohung nicht in den Verkehr gebracht wer­
den dürfen, ist nicht einsichtig.259 Die strafrechtliche Verantwortlichkeit sollte für 
alle Arten von Gegenstanden, die Gefahren für Leib und Leben in si eh bergen, glei­
chermaJ3en ausgestaltet sein.260 Dies ist namlich ein Gebot des Gleichbehandlungs­
grundsatzes,261 gemaJ3 welchem das ,wesentlich Gleiche" gleich zu behandeln ist 
und willkürliche Differenzierungen zu unterlassen sind.262 In diesem Zusammen­
hang hat Freund im deutschen Recht zutreffend das Bedürfuis erkannt, die arznei­
und lebensmittelstrafrechtliche Verantwortlichkeit in eine allgemeine Produktver­
antwortlichkeit zu transformieren, ,wenn gleiche Sachverhalte auch sachgerecht 
gleich geregelt werden sollen".263 Dazu sei die Einführung eines kontextunabhiin­
gigen Tatbestands in das StGB, der samtliche unerlaubten Produktgefahren erfasst, 
dringend notwendig?64 

258 Holtermann, S. 69; siehe auch Gretenkordt, S. 103; Reus, S. 170 f. 
259 Freund, ZLR 1994, 295 f.; MünchKommStGB-ders. Vorbem. zu den§§ 95 ff. AMG 

Rn. 85. 
260 Reus, S. 171. 
261 Reus, S. 154, 171. 
262 BVerfGE 1, 14, 52; 3, 58, 135; 9, 334, 337. 
263 Freund, ZLR 1994, 291; MünchKommStGB-ders. Vorbem. zu den §§ 95 ff. AMG 

Rn. 85. 
264 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 95 ff. AMG Rn. 85. Siehe hierzu 

den anliisslich des 6. Strafrechtsiinderungsgesetzes eingebrachten Vorschlag, einen allge­
meinen Tatbestand zur Regelung der Produktverantwortung bei Inverkehrbringen ,bedenk­
licher" Produkte zu schaffen, Freund, ZStW 109 (1997), 478 ff. Kritisch hinsichtlich die­
ses Vorschlags Bosch, S. 510 f. sowie Reus, S. 173 ff. 
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2. Aktives Tun und Unterlassen im deutschen und spanischcn 
Produktverantwortungsstrafrecht 

Um Tun und Unterlassen im Rahmen der strafrechtlichen Produktverantwortung 
abzugrenzen, hat der BGH im Lederspray-Fall eine ,unternehmens- oder organisa­
tionsbezogene Betrachtungsweise" vorgenommen.Z65 Bei dieser Vorgehensweise 
ist die mit Blick auf das Unternehmen selbst zu treffende Verhaltensqualifikation 
entscheidend.266 So werden zunachst betriebliche Aktivitaten und Prozeduren als 
Tun (durch den Vertrieb von Produkten) oder Unterlassen (durch die Nichtvor­
nahme des Produktrückrufs) klassifiziert.267 Dieses wird dann den für das Herstel­
lerunternehmen verantwortlichen natürlichen Personen als eigenes Handeln zuge­
rechnet. Ein methodisches Vorgehen dieser Art war im Colza-Fa]] nicht notwendig, 
da die Warenhersteller keine betrieblichen Organisationen, sondern natürliche Per­
sonen waren. Es gab daher keinen Raum fiir eine unternehmensbezogene Betrach­
tungsweise. 

Sowohl in Deutschland als auch in Spanien werden die Verbrauchererwartungen 
herangezogen, um eine Garantenpflicht des Herstellers zur Warnung der Verbrau­
cher oder zum Rückruf der Ware zu begründen. Die Verbraucher gehen davon aus, 
dass die Hersteller das Produkt nach der Inverkehrgabe stiindig beobachten und 
erforderlichenfalls Gefahrabwendungsmaf3nahmen treffen. Diese Erwartungen der 
Verbraucher erleichtern den Absatz der Produkte der Hersteller bedeutend. Wer in 
der Rolle des Herstellers auftritt, ist verpflichtet, diese Erwartungen zu ertlillen. Er 
darf nicht den wirtschaftlichen Vorteil aus diesen Annahmen der Verbraucher zie­
hen und sich ab der Inverkehrgabe der Ware nicht mehr um den Schutz der Rechts­
güter der Verbraucher kümmern. 

3. FahrHissiges und vorsatzliches Vcrhalten im deutschen und spanischen 
Produktverantwortungsstrafrecht 

Schlief3lich ist festzustellen, dass die strafrechtliche Produktverantwortung in 
Deutschland nach Ansicht der h.L. fast ausschlief31ich eine Frage fahrlassigen Ver­
haltens ist. Vorsatzliches Handeln spielt hingegen nur eine untergeordnete Rolle.268 

Denn in der Regel wird nicht nachweisbar sein, dass der fúr den schadigenden Er­
folg Verantwortliche zumindest mit der schwachsten Vorsatzform, also mit dolus 

265 Kuhlen, FS fiir BGH, S. 663. 
266 Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 26. 
267 Heine, Strafrechtliche Verantwortlichkeit, S. l 56. 
268 Eidam, Rn. 2446 f.; Freund, Unterlassen, S. 2 l 7; Go/1/Winke/bauer, in: v. Westpha­

len (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 46 Rn. 22; Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek 
(Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 64; Schiinemann, GS fiir Meurer, S. 45; Wes­
sing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 84. 
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eventualis, gehandelt hat.269 Voraussetzung hierfür ware, dass er die Gefáhrlichkeit 
des Produkts erkarmt und gleichwohl gehandelt bzw. von der gebotenen Handlung 
Abstand genommen hat. Gegen ein für den Vorsatz erforderliches billigendes In­
kaufnehrnen des Erfolgseintritts spreche jedoch - so der BGH - das Interesse der 
Verantwortlichen daran, dass ihre Produkte nicht in Verruf geraten und dass das 
Untemehrnen keinen Schadensersatzforderungen ausgesetzt wird.270 

In dem relevantesten Fall der strafrechtlichen Produktverantwortung in Spanien, 
dem Colza-Fall, hat der Tribunal Supremo vorsatzliches Handeln der Angeklagten 
für gegeben erachtet. U m bedingt vorsatzliches Handeln des Herstellers zu bejahen, 
genügt es nach dem Gerichtshof, dass der Produzent die nicht mehr tolerierte Risi­
kodimension seines Vorgehens intellektuell uneingeschrankt erfasst hat.271 Diese 
Losung ist grundsatzlich überzeugend, da die Tatsache, dass die Gesundheitsscha­
digungen der Verbraucher im Hinblick auf das Interesse am guten Ruf der Firma 
sowie auf die Vermeidung von Schadensersatzanforderungen hochst unerwünscht 
sind, mit der Frage vorsatzlichen Verhaltens nichts zu tun hat. Sofem der Hersteller 
die tatbestandsrelevante Unwertdimension des Inverkehrbringens eines fehlerhaf­
ten Produkts vollumfánglich erfasst hat und seine Entscheidung für den Verhal­
tensnormverstoB dennoch umsetzt, handelt er vorsatzlich. Die Argumentation des 
Tribunal Supremo über den Vorsatz im Rahmen der Produktverantwortung bringt 
den wirklichen Vorsatzgegenstand zum Ausdruck, namlich das tatbestandsmaBige 
Verhalten, d.h. die Schaffung eines dem Rechtsgut in der konkreten Situation nicht 
(mehr) zumutbaren Risikos.272 

269 Goll/Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 46 Rn. 22; 
Kühne, NJW 1997, 1951. 

270 BGHSt 41,206,219 (Holzschutzmitte1). 
271 Die Nahe dieser Auffassung des Vorsatzes zu der Position von Frisch und Jakobs in 

Deutsch1and ist unübersehbar. So betont Frisch, dass nur derjenige vorsiitz1ich handelt, der 
von einem normre1evanten (nicht mehr to1erierten) Risiko ausgeht (Vorsatz, S. 341). 
Jakobs wiederum versteht den Vorsatz als ,Kenntnis vom uner1aubten Risiko der Tat­
bestandsverwirklichung" (AT, 8. Abschn. Rn. 6). 

272 Zum Vorsatz a1s Kenntnis eines in der konkreten Situation nicht mehr to1erierten 
Risikos grund1egend Frisch, Vorsatz, S. 94 ff., 118 ff., 210 ff.; ihm zust. Freund, JR 1988, 
117; ders., AT, § 7 Rn. 41; Herzberg, JZ 1987, 539 (Fn. 6); Küper, GA 1987, 504; SK­
Rudolphi!Stein, § 16 Rn. 12 f. (Oktober 2010). 



Dritter Teil 

Konkretisierung der Herstellerpflichten als Hauptproblem 
der strafrechtlichen Produktverantwortung 

l. Einführung 

Als sekundare Normenordnung, die der Durchsetzung der Geltung bestimmter 
rechtlicher Verhaltenspflichten dient, kann das Strafrecht nur solche Verhaltens­
weisen sanktionieren, die einer Verhaltenspflicht zuwiderlaufen und damit recht­
lich missbilligt sind. 1 Verhaltensweisen zu bestrafen, die nach der primaren Nor­
menordnung zulassig, insbesondere Teil der allgemeinen Handlungsfreiheit oder 
sonstiger Freiheiten sind, ware nicht nur unvernünftig und ungerecht (weil erlaub­
tes Verhalten Bestatigung, aber nicht Tadel verdient), sondern darüber hinaus unter 
zweckrationalen Aspekten nicht zu legitimieren.2 

Im vorliegenden Zusammenhang ist für die Begründung der strafrechtlichen 
Produktverantwortlichkeit die Festlegung der Verhaltenspflichten, die die Herstel­
ler zu befolgen haben, entscheidend. Der fiir die Strafbarkeit des 1-Ierstellers not­
wendige VerhaltenspflichtverstoJ3 lasst sich nur durch einen Vergleich der wirk­
lichen Handlung des Herstellers mit dem in der Verhaltenspflicht festgeschriebenen 
Verhalten feststellen. 

Wie beschrieben liegt die Relevanz der Herstellerpflichten aber nicht nur darin, 
dass ihre Missachtung die materielle Grundvoraussetzung für die Strafbarkeit des 
Verhaltens des Produzenten bildet. Vielmehr hangen vor allem die verhaltenssteu­
ernde Funktion und die rechtsgüterschützende Wirksamkeit der strafrechtlichen Pro­
duktverantwortung von dieser Bestimmung des Pflichtenkreises des Herstellers ab.3 

Die konkreten Verhaltenspflichten, die der Hersteller im Einzelfall erfiillen 
muss, kommen jedoch in den auf Produktverantwortungsfálle anwendbaren straf­
rechtlichen Sanktionsnormen4 meistens nicht unmittelbar zum Ausdruck. Diese 

1 So Frisch, Verhalten, S. 112 f.; ihm zust. Freund, Unterlassen, S. 51. 
2 In diesem Sinne Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 10; ders., in: Wolter/Freund 

(Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145. 
3 Kuh/en, JZ 1994, 1146. Zur Bedeutung der Festlegung der Rechtsptlichten des Her­

stellers für die verhaltenssteuernde Funktion und die rechtsgüterschützende Wirksamkeit 
der strafrechtlichen Produktverantwortung siehe schon oben die Einleitung dieser Arbeit. 

4 Zu den strafrechtlichen Sanktionsnormen, die auf Produktverantwortungsfálle an­
wendbar sind, siehe oben Teil 2, lll.A.l. (deutsches Strafrecht), lll.B.l. (spanisches Straf­
recht). 
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Sanktionsnormen sehen in der Regel nur das allgemeine Verbot vor, nicht ursach­
lich für die Gefáhrdung bzw. Verletzung der Rechtsgüter der Verbraucher zu wer­
den.5 Solche ,Erfolgstatbestande" geben keine Antwort auf die Frage, ob der Her­
steller im Einzelfall gegen die Anforderungen des Rechts verstoBen hat, d.h. ob das 
Herstellerverhalten rechtlich zu missbilligen ist. Aus diesen Tatbestanden ergeben 
sich des Weiteren keine prazisen Anleitungen für eine rechtlich richtige Entschei­
dung des Herstellers im Einzelfall. 6 Die Hersteller konnen diesen Tatbestanden 
namlich nur entnehmen, welches Resultat sie vermeiden sollen, nicht aber, wie sie 
die Realisierung der geschaffenen Risiken fiir die Rechtsgüter der Verbraucher 
wirksam verhindem konnen? 

Vor diesem Hintergrund sind normative Kriterien zu suchen, die zur Prazisierung 
der Herstellerpflichten fiihren. Diese Kriterien sind fiir Deutschland im Rahmen der 
fahrlassigen Totungs- und Korperverletzungsdelikte (§§ 211 ff, 223 ff StGB), für 
Spanien im Zusammenhang mit Art. 363 Nr. 2 spStGB behandelt worden. Im Fol­
genden sollen die Kriterien zur Festlegung der Herstellerpflichten untersucht wer­
den, die sowohl in Deutschland als auch in Spanien entwickelt worden sind. 

5 Vgl. etwa §§ 211 ff., 223 ff. StGB. 
6 Vgl. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 41. 
7 So Reus, S. 83. 
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Was die Kriterien zur Festlegung der Herstellerpflichten im deutschen Recht an­
geht, sind zunachst bestimmte positivierte Grundregeln zu analysieren, welche im 
Produktsicherheitsgesetz vorgesehen sind und sich auf die verschiedenen Verwen­
dungsweisen eines Produkts stützen (sogleich unten A.). Anschliel3end müssen 
diese Grundregeln durch mehrere dogmatische Ansatzpunkte naher prazisiert wer­
den, die die deutsche Rechtsprechung und Lehre entwickelt haben (nachfolgend 
unter B.). Schlie131ich gilt es, das Kriterium der Risiko-Nutzen-Abwagung darzule­
gen, das in Deutschland als letzte Regel zur Konkretisierung der Herstellerpflichten 
angesehen wird (nachfolgend C.). 

A. Positivierte Grundregeln zur Konkretisierung 
der Herstellerptlichten - das Produktsicherheitsgesetz 

Das Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) ist das bedeutendste Gesetz des deut­
schen Produktsicherheitsrechts und sieht wichtige Grundregeln zur Konkretisierung 
der Herstellerpflichten vor. Im Folgenden sallen sein Geltungsbereich und seine 
Kernvorschriften dargestellt werden. 

1. Einführung 

Das Produktsicherheitsgesetz ist am 1.12.2011 in Kraft getreten. Im Wege des 
Gesetzes über die Neuordnung des Gerate- und Produktsicherheitsrechts loste es 
das Gerate- und Produktsicherheitsgesetz (GPSG) ab. 1 Das ProdSG enthiilt vor 
allem allgemeine Anforderungen an Produktbeschaffenheit und Produktgestaltung 
(§ 3), trifft Bestimmungen zur CE-Kennzeichnung (§ 7) und regelt die Aufgaben 
und Befugnisse der zustandigen Behorden im Produktsicherheitsbereich (§ 9). Es 
stellt ein umfassendes Gesetz zur Gewahrleistung von Sicherheit und Gesundheit 
im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten dar,2 das prinzipiell für 
alle Produkte gelten soll, und bildet somit eine Art ,Allgemeinen Teil" des Pro­
duktsicherheitsrechts für in Deutschland auf den Markt gebrachte Produkte? 

Das ProdSG tritt nur so weit als subsidiar zurück, wie in anderen bereichsspezifi­
schen Regelungen entsprechende oder weitergehende Vorschriften vorgesehen 
sind.4 Damit kommt ihm eine Auffang- und Dachfunktion zu.5 So begründet das 

1 Po/ly!Lach, BB 2012,71. 
2 Vgl. BT-Drucks. 631/03, Begründung zum GPSG, S. 30. 
3 Vgl. Schumann, F., S. 71. 
4 Vgl. § 1 Abs. 4 ProdSG. 
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ProdSG als Auffangvorschrift einen Mindeststandard fur bislang nicht spezial­
gesetzlichen Anforderungen unterworfene Produkte.6 Es erfullt andererseits eine 
Dachfunktion, wenn in anderen Rechtsvorschriften nicht mindestens gleichwertige 
Bestimmungen enthalten sind. Damit wird gewahrleistet, dass die Grundelemente 
eines wirksamen Verbraucherschutzes hinsichtlich der Produktsicherheit fur alle 
Produkte gelten, die von Verbrauchem genutzt werden.7 

2. Grundregeln zur Konkretisierung der Herstellerpflichten des § 3 ProdSG 

a) Regelungsgehalt 

§ 3 stellt die Kemvorschrift des ProdSG dar. 8 Er enthalt die Hauptpflichten des 
Herstellers in Bezug auf das Inverkehrbringen von Produkten.9 § 3 Abs. 1 gilt für 
Produkte des europaisch-harmonisierten Bereichs, Abs. 2 für alle anderen Produkte. 

Produkte des harmonisierten Bereichs sind spezifisch normierte Gebrauchs­
gegenstande, die einer Rechtsverordnung i.S.d. § 8 Abs. 1 ProdSG und somit letzt­
lich einer europaischen Harmonisierungsrichtlinie unterfallen. 10 Solche Produkte 
dürfen gema/3 § 3 Abs. 1 ProdSG nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie 
den in der jeweiligen Rechtsverordnung normierten Anforderungen entsprechen 
und ihre bestimmungsgemaBe oder vorhersehbare Verwendung die Sicherheit und 
Gesundheit von Personen nicht gefahrdet. Das letztgenannte, allgemeine Erforder­
nis der Vorschrift, kein gefáhrliches Produkt zu vermarkten, wird als ,Auffang­
klausel" für notwendig gehalten. 11 Die Rechtsverordnungen enthalten namlich nur 
Mindestanforderungen, die einerseits von Anfang an ,moglicherweise nicht alle 
Gefahren berücksichtigen" oder die andererseits nicht an seit ihrem Erlass neu ent­
standene Gefahrenquellen angepasst worden sind. 12 So decke etwa die Verordnung 

5 Vgl. BT-Drucks. 631/03, Begründung zurn GPSG, S. 31; Wilrich, GPSG, Einleitung 
Rn. 61. 

6 Vgl. BT-Drucks. 631/03, Begründung zum GPSG, S. 31. 
7 Ebda. 
8 Vgl. GeifJ!Doll, GPSG, § 4 Rn. 1; Wilrich, GPSG, § 4 Rn. 2. 
9 Vgl. Wilrich, GPSG, § 4 Rn. 2; vgl. auch Brüggemeier, S. 448. 
10 Die europaischen Harmonisierungsrichtlinien sind nach Art. 95 EGV erlassen und le­

gen Anforderungen an die Sicherheit und Gesundheit bestimmter Produkte fest, urn den 
zersplitterten nationalen Rechtsbestand an Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften beim 
Inverkehrbringen zugunsten einer EG-weit gültigen Rechtsvorschrift zu harmonisieren. 
Siehe dazu etwa Richtlinie 88/387/EWG, AB!. EG 1988 Nr. L 187, S. 1- Spie1zeuge, ge­
andert durch die Richtlinie 93/68/EWG, ABL EG 1993 Nr. L 220, S. 1; Richtlinie 
89/106/EG, AB!. EG 1989 Nr. L 40, S. 12 - Bauprodukte, geandert durch Richtlinie 
93/68/EG, ABL EG 1993 Nr. L 220, S. 1; Richtlinie 2000/9/EG, AB!. EG 2000 Nr. L 106, 
S. 21 - Seilbahnen. 

11 Vgl. Wilrich, GPSG, § 4Rn. 11. 
¡z Wilrich, GPSG, § 4 Rn. 11. 
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über die Sicherheit von Spielzeug 13 nicht siimtliche Sicherheitsaspekte ab, insbe­

sondere nicht akustische und chemische Schadigungen, 14 weshalb diese Lücken 
durch die Auffangklausel geschlossen werden müssten. 

Für die Produkte im nicht harmonisierten Bereich bestimmt § 3 Abs. 2 ProdSG 

die Voraussetzungen, unter denen diese in den Verkehr gebracht werden dürfen. 
Ebenso wie bei § 3 Abs. 1 ProdSG gilt, dass Produkte nicht vermarktet werden 
dürfen, wenn von ihnen Gefahren flir die Sicherheit und Gesundheit von Personen 

bei bestimmungsgemiil3er sowie bei einer vorhersehbaren Verwendung ausgehen. 

Aus der in § 3 Abs. 1 und 2 ProdSG enthaltenen Regelung liisst sich schliel3en, 
dass die Sicherheit vor Produktgefahren nicht bei jeder Art der Verwendung zu 

gewiihrleisten ist. 15 Der Hersteller ist nach den Ma13stiiben des ProdSG dazu ver­
pflichtet, Produkte auf den Markt zu bringen, die (nur) bei bestimmungsgemiil3er 
und bei vorhersehbarer Verwendung keinerlei Gefahr darstellen. Für solche Gefah­

ren hingegen, die durch eine unvorhersehbare Verwendung des Produkts entstehen, 
hat der Verbraucher selbst die Verantwortung zu tragen. 

b) Prazisierung der Konstruktions- und Fabrikationspflichten 

In der deutschen Lehre wird hervorgehoben, dass § 3 ProdSG die Konstruktions­
und Fabrikationspflichten des Herstellers umfasst. 16 Unter der Konstruktionspflicht 
ist diejenige Pflicht zu verstehen, das Produkt sach- und zweckgerecht zu entwer­

fen und zu konstruieren, sodass seine Ungefáhrlichkeit gewahrleistet ist. 17 Die Fab­
rikationspflicht besteht wiederum in der Aufgabe, im Bereich des Herstellungs­
verfahrens den gesamten Betriebsablauf vom Rohstoffeingang bis zur Verpackung 
und Beschriftung so zu organisieren, dass die Sicherheit jedes Produkts gewahrleis­
tet ist. 18 Da das Schutzregime des § 3 ProdSG nur solche Gefahren erfasst, die dem 
Leben und der Gesundheit des Verbrauchers bei bestimmungsgemal3er oder vor­
hersehbarer Verwendung drohen, müssen die Produzenten im Rahmen ihrer Kon­
struktions- und Fabrikationspflichten nur solche Gefahren berücksichtigen, die 
durch jene Art von Gebrauch entstehen. 19 Demzufolge kommt es entscheidend dar­
aufan, was unter diesen Begriffen verstanden werden soll (sogleich e)). 

13 BGBI. 1 1989 S. 2541. 
14 Beispiel bei Wilrich, GPSG, § 4 Rn. 13. 
15 So auch Schumann, F., S. 96. 

16 Vgl. Klindt, GPSG, § 5 Rn. l. 
17 Brüggemeier, S. 410. 
18 Landrock, JA 2003, 987; Erman-Schiemann, § 823 Rn. 1 1 7; vgl. auch. Bamberger/ 

Roth-Spindler, § 823 Rn. 496. 
19 Vgl. Klindt, GPSG, § 4 Rn. 1 1. 
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e) Verwendungsweisen eines Produkts 

aa) Die bestimmungsgemaBe Verwendung eines Produkts 

Die bestimmungsgemaBe Verwendung eines Produkts ist in § 2 Nr. 5 ProdSG 
legaldefiniert. Danach ergibt sich die bestimmungsgemaBe Verwendung zum einen 
aus den Angaben desjenigen, der es in den Verkehr bringt (Buchstabe a), also aus 
der Auskunft, die der Hersteller über die von ihm vorgesehene Eignung oder über 
die zu empfehlenden Nutzungsmoglichkeiten des Produkts in Form von Werbung, 
Gebrauchsanweisungen und Beipackzetteln oder durch Warnhinweise gibt.20 Zum 
anderen richtet sich der bestimmungsgemaBe Gebrauch nach der üblichen Verwen­
dung des Produkts, die si eh aus seiner Bauart und Ausftihrung ergibt (Buchstabe b ). 

Die oben erwahnte Legaldefinition deckt sich zum Teil mit dem Verstandnis des 
bestimmungsgemaBen Gebrauchs eines Produkts im deutschen Zivilrecht. Dort 
wird von bestimmungsgemiijJem bzw. sachgemiijJem Gebrauch gesprochen, wenn 
sich die Benutzung eines Produkts im Rahmen seines Verwendungszwecks hiilt.21 

Letzterer bestimmt sich einerseits nach der Verkehrsanschauung und andererseits 
nach den Verwendungshinweisen des Produzenten.22 In erster Linie wird der Ver­
wendungszweck des Produkts durch die Verkehrsanschauung festgelegt, d.h. durch 
diejenige Eignung, welche nach der Erwartung eines durchschnittlichen Benutzers 
gegeben ist und gegeben sein sollte.23 Darüber hinaus bestimmt sich der Verwen­
dungszweck auch durch die Bewerbung und die Beschreibung des Produkts durch 
den Hersteller,24 welche die nach der Verkehrsanschauung bestehende Eignung der 
W are sowohl einschranken als auch erweitern konnen. 25 

In der deutschen Zivilrechtsprechung finden sich zahlreiche Beispielsfálle zum 
bestimmungsgemaBen Produktgebrauch. Zum bestimmungsgema13en Gebrauch 
eines Hockers zahlt etwa nicht nur, dass man sich darauf setzt, sondern auch, dass 
man halb im Sitzen versucht, ihn ein Stück zur Seite ziehen?6 Ein durchschnitt­
licher Benutzer erwartet, dass ein Autoscooter für andere Fahrzeuge ein Hindernis 
darstellt, mit ihnen kollidiert oder sie gegen die Au13enwand drückt, sodass die 
Fahrzeuge mit Puffern versehen und besonders gepolstert sein müssen?7 Der be-

20 GeifJ!Doll, GPSG, § 2 Rn. 39; Schumann, F., S. 96 (Fn. 388). 
21 Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 61, 178. 
22 So Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 61; Holst, 

S. 41. 
23 Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 62; vgl. auch 

BGH NJW 1990, 906, 907; Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 35. 
24 BGH NJW 1996, 2224, 2225. 
25 Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 66. 
26 OLG Celle VersR 1978, 258, 258 f. 
27 BGHVersR 1977,334,335. 
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stimmungsgemiif3e Gebrauch einer Babyflasche liegt zweifellos m der Verabrei­
chung von für Kinder vorgesehenen Getranken.Z8 

bb) Die Fehlanwendung eines Produkts- Unterscheidung zwischen 
vorhersehbarer und unvorhersehbarer Fehlanwendung 

Ein Produkt lasst sich nicht nur bestimmungsgemaf3, sondern auch anderweitig, 
d.h. fehlanwenden. Die Fehlanwendung bzw. der Fehlgebrauch eines Produkts ist 
diejenige Verwendung, die den Verwendungszweck überschreitet, der von den je­
weiligen Benutzerkreisen erwartet wird bzw. vom Hersteller durch besondere In­
struktion festgelegt worden ist.29 Mit dem Fehlgebrauch einer Ware ist umso eher 
zu rechnen, je komplizierter ihre Handhabung ist und je hoher die Anforderungen 
andas Wissen der Verbraucher sind?0 

Der Fehlgebrauch liisst sich seinerseits in vorhersehbaren und unvorhersehbaren 
Fehlgebrauch unterteilen.31 Das ProdSG erwahnt ausdrücklich nur den vorherseh­
baren (Fehl-)Gebrauch (vgl. § 2 Nr. 20, § 3 Abs. 1 und 2). Die Grenzziehung zwi­
schen vorhersehbarem und unvorhersehbarem Fehlgebrauch stellt eine Wertungs­
frage dar und kann nur durch mehrere normative Kriterien ge16st werden?2 Zu 
ihrer Beantwortung muss zuniichst im Einzelfall gekliirt werden, welche Produkt­
verwendung aufgrund der allgemeinen Lebens- und Berufserfahrung zu erwarten 
ist.33 So ist etwa nach der Lebenserfahrung nicht damit zu rechnen, dass nach Ent­
fernung der Vorsatzdüse eines Haarfóhns das erhitzte Haarschutzgitter an das Kinn 
gedrückt wird, wodurch Verbrennungen hervorgerufen werden?4 Die Erfahrung 
zeigt hingegen, dass gewisse Überschreitungen der normalen Betriebsbeanspru­
chung von Forderungsmitteln in Bergwerken haufig auftreten, obwohl die zulassige 
Hochstbelastung ausgewiesen wird, sodass dies ein vorhersehbarer Fehlgebrauch 
ist, mit dem der Hersteller bei der Erfüllung seiner Konstruktions- und Fabrika­
tionspflichten rechnen muss.35 

2s 8GHZ 116, 60, 66. 
29 In diesem Sinne Foerste, in: v. Westphalen (1-lrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 

Rn. 227. 
30 So Künig, S. 66; Schumann, F., S. 99. 
31 Die produktsicherheitsrecht1ichen 8egriffe ,vorhersehbare" und ,unvorhersehbare" 

Verwendung decken sich mit den zivi1rechtlichen Ausdrücken ,naheliegender" und ,fern­
liegender Fehlgebrauch" (Müllers, S. 299; zu diesen zivi1rechtlichen Ausdrücken vgl. 8GH 
NJW 1972,2217, 2221; 1981,2514, 2515; 8GHZ 106,273,279 f.; 116,60, 65). 

32 Vgl. Wilrich, GPSG, § 2 Rn. 47. 
33 Schwnann, F., S. 98. 
34 LG Frankfurt/Main NJW-RR 1986,658,659. 
35 8GI-I VersR 1972, 559, 559 f.; Kullmann, Prodl-laftG, § 3 Rn. 30; Schmidt-Salzer, 

88 1988, 355. 
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N eben der allgemeinen Lebens- und Berufserfahrung kommt es daher darauf an, 
ob eine bestimmte Verwendungsweise des Produkts als vemünftig oder unvemünf­
tig anzusehen ist.36 So ist nach § 2 Nr. 28 ProdSG lediglich ein solcher Fehl­
gebrauch vorherzusehen, der zwar nicht dem Verwendungszweck cines Produkts 
entspricht, der aber nach vemünftigem Ermessen voraussehbar ist.37 Dabei ist nach 
dem ProdSG nur ein solcher Fehlgebrauch zu berücksichtigen, der rational be­
gründbar ist sowie dem gesunden Menschenverstand entspricht.38 Sicherlich fallen 
der offensichtliche Produktmissbrauch oder die bewusste bzw. auBerst leichtfertige, 
ganzlich zweckfremde Anwendung der Ware nicht mehr unter die vemünftige 
Verwendung.39 Daher liegt z.B. eine unvorhersehbare Fehlanwendung vor, wenn 
jemand ein zur gewerblichen Nutzung durch Fachleute bestimmtes Kaltemittel zum 
Zwecke der Berauschung inhaliert.40 

Ein weiteres Kriterium zur Grenzziehung zwischen vorhersehbarem und unvor­
hersehbarem Fehlgebrauch ist das MaB der Verantwortung, das den Verbraucher an 
der eingetretenen Rechtsgüterbeeintrachtigung trifft, sowie die Haufigkeit bzw. 
Seltenheit der Verwendungsweise.41 

Der Unterschied zwischen einem vorhersehbaren und einem unvorhersehbaren 
Fehlgebrauch kann schlieBlich in der Sachnahe oder Sachfeme zum ursprünglichen 
Verwendungszweck liegen:42 Je weiter sich cinc tatsachliche Produktverwendung 
vom bestimmungsgemaBen Gebrauch entfemt, desto weniger muss der Hersteller 
mit einer solchen Produktverwendung rechnen.43 

Zum vorhersehbaren Fehlgebrauch gibt es zahlreiche Beispiele aus der zivil­
rechtlichen Rechtsprechung und Literatur: der fehlerhafte Zusammenbau von Mo­
beln,44 der Griff in eine Abschalmaschine,45 die Überdosierung cines Medika­
ments46 oder seine intraarterielle statt intravenose Verabreichung.47 

36 In diesem Sinne Holst, S. 48. 
37 Schumann, F., S. 98. 
38 Vgl. Geij3/Doll, GPSG, § 2 Rn. 43; Wilrich, GPSG, § 2 Rn. 47. 
39 Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 36; vgl. auch Kullmann, ProdHaftG, § 3 Rn. 31; 

Holst, S. 48. 
40 BGH NJW 1981,2514, 2515 f.; siehe auch OLG Karlsruhe NJW-RR 2001, 1174. 
41 BGH VersR 1967, 498, 499; Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungs­

handbuch, § 24 Rn. 232; Holst, S. 48; Holtermann, S. 129; Schmidt-Salzer, BB 1988, 355. 
42 Schmidt-Salzer, BB 1988, 355. 
43 Holst, S. 48; Kullmann, ProdHaftG, § 3 Rn. 33; Schmidt-Salzer, BB 1988, 354; 

Schumann, F., S. 99; Wieckhorst, VersR 1995, 1013. 
44 Konig, S. 66 f.; vgl. auch. Wilrich, GPSG, § 2 Rn. 48. 
45 OLG DüsseldorfNJW-RR 2006, 1033, 1033 f. 
46 BGHZ 106, 273, 283. 
47 BGH NJW 1972, 2217, 2220. 
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Unvorhersehbarer Feh1gebrauch liegt nach der Judikatur hingegen vor, wenn 
z.B. eine zweite Person auf dem Gepiicktriiger eines Fahrrads mitgenommen wird 
und die Bremsen wegen der Überschreitung der Zu1adung versagen.48 Ebenso einen 
Fall von unvorhersehbarem Feh1gebrauch stellt bei einem Atemüberwachungsgeriit 
die Einführung der Stifte eines E1ektrodenkabels in die Buchse fúr den Ansch1uss 
des Geriits an das Stromnetz statt in die Buchse der Überwachungs1eitung dar.49 

3. Zusiitzliche Verptlichtungen in § 6 ProdSG 

Neben der in § 3 Abs. 1 und 2 vorgesehenen Pflicht zur mange1freien Konstruk­
tion und Fabrikation des Produkts stellt das ProdSG in § 6 zusiitz1iche Verpflich­
tungen auf, die ebenso dem Schutz des Lebens und der Gesundheit der Verbraucher 
dienen sollen. Es geht um die Instruktions- (a), Produktbeobachtungs- und Gefah­
renabwehrpflichten (b), deren Übertretung auch eine rechtlich missbilligte Risiko­
schaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB begründen kann.50 

a) lnstruktionspjlichten 

Das ProdSG triigt in § 6 Abs. 1 Nr. 1 dem Gedanken Rechnung, dass das Ge­
fáhrdungspotenzia1 eines Produkts nicht nur von dessen Eigenschaften, sondern 
ferner davon abhiingt, wie es von den Verbrauchern angewendet wird. 51 Hiiufig 
verfúgen diese aber nur über unvollkommene Informationen hinsicht1ich des ,rich­
tigen" Umgangs mit diesem. 52 Daher sind Instruktionen zur Gewiihrleistung einer 
weitgehend gefahrlosen Produktnutzung uner1iiss1ich. So1che Instruktionen erlan­
gen vor allem dann Bedeutung, wenn trotz sorgfá1tiger Entwick1ung und Produk­
tion ein nicht unerheb1iches MaB an Restgefahren bestehen b1eibt. Darum ergiinzt 
die Instruktionspflicht die Pflicht zur mange1freien Konstruktion und Fabrikation 
des Produkts.53 

Die Hersteller sind gemiiB § 6 Abs. 1 Nr. 1 ProdSG verpflichtet, den Verbrau­
chern die erforderlichen Informationen zu übermitteln, damit diese die von dem 
Produkt ausgehenden Gefahren unmitte1bar erkennen, beurteilen und sich dagegen 
schützen konnen. Die Vorschrift konkretisiert den Gegenstand dieser Informatio­
nen in zweierlei Hinsicht: Zum einen muss über alles informiert werden, was es 

48 OLG Braunschweig VersR 1992,976,977. 
49 BGH NJW 1994,3349. 
50 lm Fall des lnverkehrbringens eines Produkts, das mit lnstruktionsfehlern behaftet ist, 

kommt eine Begehungsstrafuarkeit in Betracht. Das Versiiumen ausreichender Produkt­
beobachtung bzw. Gefahrenabwehrmal3nahmen wird demgegenüber als Unterlassungstat 
qualifiziert; siehe dazu oben Teil2, III.A.2.a)bb)(l). 

51 Vgl. Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 283. 
52 Schumann, F., S. 102. 
53 Jvfayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 283. 
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dem technisch nicht versierten Laien ermoglicht, eine ,versteckte" produktbezoge­
ne Gefahr erkennen und sich gegen diese schützen zu konnen; erkennbare, offen­
sichtliche oder bereits zum allgemeinen Gefahrenwissen der Produktverwender 
gehOrende Gefahren (z.B. bei einem Küchenmesser die Verletzungsgefahr durch 
Schneiden) zahlen hingegen nicht zu den Pflichtinformationen nach dem ProdSG.54 

Zum anderen muss der Hersteller vor solchen Gefahren warnen, die mit dem be­
stimmungsgema/3en Gebrauch des Produkts verbunden sind, sowie vor denjenigen, 
die mit einer vorhersehbaren Fehlanwendung verbunden sind.55 Nicht berücksich­
tigen muss der Produzent hingegen Gefahren im Zusammenhang mit atypischen 
Anwendungen und Missbrauch (unvorhersehbare Fehlanwendung). 

b) Produktbeobachtungs- und Gefahrabwendungspjlichten 
(§ 6 Abs. 2 und 3 ProdSG) 

Ein Produkt kann trotz optimaler Erfüllung von Konstruktions-, Fabrikations­
und Instruktionspflichten bei bestimmungsgema/3em Gebrauch oder naheliegendem 
Fehlgebrauch zu Rechtsgutsbeeintrachtigungen führen. 56 Dies ist immer dann der 
Fall, wenn ein umsichtiger Hersteller zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens der 
W are den zum Schaden führenden Produktmangel nach dem Stand von Wissen­
schaft und Technik nicht erkennen und daher trotz Anwendung aller zumutbaren 
Sorgfalt nicht vermeiden kann.57 Solche nicht erkennbaren Risiken nennt man Ent­
wicklungsrisiken.58 Die Primarordnung des deutschen Zivilrechts (vgl. § 1 Abs. 2 
Nr. 5 ProdHaftG) schlieBt in der Regel59 die Haftung für Entwicklungsrisiken aus, 
da der Hersteller nicht verpflichtet werden kann, ex ante unerkennbare rechtsgüter­
beeintrachtigende Verlaufe zu verhindem.60 Solche Risiken sind von der Rechts­
ordnung toleriert und konnen keine strafrechtliche Verantwortung begründen, soll 
die Primarordnung des Zivilrechts nicht sinnlos werden. 

Zwar Iasst sich eine Verantwortlichkeit des Herstellers für bei erstmaliger Inver­
kehrgabe nicht erkem1bare Gefahren nicht begründen. Die Verantwortung des Her­
stellers endet indes nicht in dem Moment, in dem er das Erzeugnis auf den Markt 

54 Geij3/Doll, GPSG, § 5 Rn. 10, 12; Klindt, GPSG, § 5 Rn. 14; Schumann, F., S. 105; 
Wilrich, GPSG, § 5 Rn. 6. 

55 Vgl. Klindt, GPSG, § 5 Rn. 15. 
56 SoBrüggemeier, S. 417. 
57 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 278 f. 
58 Vgl. zu den Entwicklungsrisiken im deutschen Recht BGHZ 51, 91, 105; 80, 186, 

190 f.; Beck, T.A., S. 26 ff.; Bodewig, 269 ff., 277 f.; Borer, S. 74 ff. 
59 Der Ausschluss der Haftung für Entwicklungsrisiken greift im Arzneimittelrecht 

(§§ 84 ff. AMG) und bei der Haftung nach §§ 32 ff. GenTG nicht ein. 
60 Bamberger/Roth-Spindler, § 823 Rn. 493. 
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bringt.61 Vielmehr ist er ab der Inverkehrgabe der Ware zur Produktbeobachtung 
im Hinblick auf zuvor unbekannte Gefahren verpflichtet und muss sich über die 
Verwendungsfolgen informieren.62 Diese Produktbeobachtungspflicht tragt der 
Tatsache Rechnung, dass sich bestimmte Produktgefahren - wie etwa Arzneimit­
telnebenwirkungen - trotz genügender Testverfahren erst nach dem Inverkehrbrin­
gen des Produkts in dessen taglicher Anwendung herausstellen konnen.63 

In diesem Zusammenhang sieht § 6 Abs. 3 ProdSG eine Pflicht zur kontinuier­
lichen Produktbeobachtung vor, die darin besteht, gefahrenabhangige Stichproben 
der Ware durchzuführen, Beschwerden zu überprüfen und erforderlichenfalls ein 
Beschwerdebuch zu führen. 

Wenn die Produktbeobachtung zur Identifizierung eines Produktmangels ftlhrt, 
der Leben bzw. Gesundheit der Verbraucher gefahrdet, so kann sich die Produkt­
beobachtungspflicht in eine Warn- oder Rückrufpflicht (sog. Gefahrabwendungs­
pflichten) wandeln.64 Dabei muss der Hersteller in der Offentlichkeit durch nach­
tragliche Instruktions- und Warnhinweise auf die bislang unbekannten Gefahren 
des Produkts aufmerksam machen. 65 Geht von einem Produkt eine Gefahr aus, die 
durch diese Hinweise nicht effektiv genug beseitigt werden kann, so ist der 1-Ierstel­
ler gehalten, das Produkt aus dem 1-Iandel zu nehmen oder sogar von den Verbrau­
chern zurückzurufen. 66 

Nach § 6 Abs. 2 ProdSG hat der Hersteller die Pflicht, innerhalb seines Unter­
nehmens die organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen, um erforderlichen­
falls eine angemessene und wirksame Warnung bzw. einen Rückruf veranlassen zu 
konnen. Es handelt sich also um eine Offentlich-rechtlich angeordnete Organisa­
tionspflicht, 67 deren Erfi.illung die effiziente Durchfiihrung der Gefahrabwen­
dungsmaBnahmen garantieren soll, die als Folge der Fehlerentdeckung im Rahmen 
der Produktbeobachtung vorzunehmen sind. 68 

61 In diesem Sinne Borer, S. 60; Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 20; Pfeifer, S. 92; 
Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 510. 

62 BGHZ 80, 186, 191; BGH NJW 1981, 1606, 1607; Beck, T.A., S. 18; Borer, S. 60; 
Staudinger-/-!ager, § 823 Rn. F 20; ¡\!ficha/ski, BB 1998, 963; Pfeifer, S. 92; En11Un­
Schiemann, § 823 Rn. 119; Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 511; MünchKommBGB­
Wagner, § 823 Rn. 646. 

63 Mayer, Produktverantworlung bei Arzneimittelschiiden, S. 289; vgl. auch Holter­
mann, S. 38. 

64 So 1-fijf?{e/d, S. 144; K/indt, BB 2009, 792; Kunz, BB 1994,451. 
65 Briiggemeier, S. 418; vgl. auch Foerste, in: v. Westphalen (1-lrsg.), Produkthaftungs­

handbuch, § 24 Rn. 242. 
66 In diesem Sinne Briiggemeier, S. 418; Staudinger-J-/ager, § 823 Rn. F 25; Holter­

mwm, S. 40. 
67 Klindt, GPSG, § 5 Rn. 39. 
68 Das in § 6 Abs. 2 ProdSG geforderle Gefahrenabwehr-Managemenlsystem isl Teil 

der allgemeinen Organisationspflicht, der jeder 1-lersteller nachkommen soll (Bodewig, 
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4. Zwischenergebnis 

A1s Zwischenergebnis 1asst sich festha1ten, dass das ProdSG Grundrege1n zur 

Konkretisierung der Pflichten des Herstellers vorsieht. Demnach ist der Hersteller 
gemaB § 3 Abs. 1 und 2 ProdSG dazu verpflichtet, Produkte auf den Markt zu brin­
gen, die so beschaffen sind, dass si e bei bestimmungsgemiifier bzw. vorhersehbarer 
Verwendung keinerlei Gefahr :fur die Verbraucher darstellen. Verst6Bt der Herste1-
1er gegen dieses Gebot der primaren Normenordnung und kommt es dadurch zu 
einem erhühten Risiko des Eintritts des Todes bzw. einer Korperverletzung der 
Verbraucher, so ist die entsprechende Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. 
StGB rechtlich zu missbilligen. Risiken hingegen, die aus einer unvorhersehbaren 
Verwendung des Produkts entstehen konnen, stellen nach den Vorgaben des Geset­
zes to1erierte Risiken dar. Zustandig :fur ihre Vermeidung sind die Verbraucher 
se1bst. Mit den Tatbestandse1ementen der ,bestimmungsgemaBen" sowie der ,vor­
hersehbaren" bzw. ,unvorhersehbaren Verwendung" strebt das ProdSG a1so eine 
Abgrenzung zwischen den Verantwortungsspharen des Herstellers und des 
Verbrauchers in Bezug auf die Vermeidung von mit dem Produktgebrauch verbun­
denen Risiken an. 

Unter bestimmungsgemaBer Verwendung ist im Rahrnen des ProdSG diejenige 
Verwendung zu verstehen, :fur die ein Produkt nach den Angaben des Herstellers 
geeignet ist oder die sich aus der Bauart und Aus:fuhrung des Produkts ergibt. Die 
vorhersehbare Verwendung ist der nicht vollig unwahrscheinliche unsachgemaBe 
Feh1gebrauch eines Produkts, der sogar von einem besonnenen Verbraucher zu 
erwarten ist- und den der Hersteller bei der Entwick1ung und Produktion der Ware 
berücksichtigen muss. Die unvorhersehbare Verwendung besteht hingegen in einer 
irrationa1en, un1ogischen bzw. sozia1 unüb1ichen Verwendung des Produkts, mit 
der der Hersteller nicht rechnen muss. 

Neben der in § 3 Abs. 1 und 2 ProdSG vorgesehenen Pflicht zur mange1freien 
Konstruktion und Fabrikation des Produkts stellt § 6 ProdSG Instruktions-, Pro­
duktbeobachtungs- und Gefahrabwendungspflichten fest, deren Ver!etzung auch 
eine missbilligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB begründen kann. 

S. 199 [Fn. 166]). Diese beinhaltet die Aufgabe des Herstellers, den Betrieb in personeller, 
sachlicher, funktioneller und finanzieller Hinsicht so auszustatten und zu organisieren, dass 
keine unsicheren Produkte den Betrieb verlassen, hinreichende Information und Beratung 
vorgesehen und Produktbeobachtung und angemessene Reaktion gewiihrleistet sind (Bo­
dewig, S. 199 [Fn. 166]; Brüggemeier, S. 409). Niiher zu den Organisationspflichten des 
Herstellers unten Tei1 5, II.A.2. 



130 Teil 3: Konkretisierung der Herstellerpflichten 

B. Weitere dogmatische Ansatzpunkte für eine Konkretisierung 
der Herstellerpflichten 

Nach den oben dargestellten positivierten Grundregeln muss der Hersteller bei 
der Bestimmung seiner Verhaltenspflichten nur solche hypothetischen Schadens­
verlaufe einkalkulieren, die durch einen bestimmungsgemaBen Gebrauch bzw. eine 
vorhersehbare Fehlanwendung der Ware entstehen. Diejenigen rechtsgüterbeein­
trachtigenden Verlaufe, die bei irrationaler, unlogischer bzw. sozial unüblicher 
Anwendung (d.h. unvorhersehbarer Fehlanwendung) des Produkts ausgelost wer­
den konnen, kommen dagegen fúr die Bestimmung seiner Verhaltenspflichten nicht 
in Betracht. 

Die aufgezeigten Regeln zur Festlegung der I-Ierstellerpflichten sind jedoch kon­
kretisierungsbedürftig. Denn aus ihnen folgen noch keine konkreten Anleitungen 
flir eine rechtlich richtige Entscheidung des Herstellers im Einzelfall. Will etwa ein 
Hersteller von Putzmitteln ein neues Spülmittel auf den Markt bringen, das bei be­
stimmungsgema13em Gebrauch bzw. vorhersehbarer Fehlanwendung keine schad­
lichen Wirkungen hat, so muss er etwa wissen, welche genauen lnhaltsstoffe in 
welcher Konzentration in dem Spülmittel enthalten sein dürfen bzw. vor welchen 
Gefahren in der entsprechenden Gebrauchsanweisung gewarnt werden muss. An­
gaben dazu finden sich in den im ProdSG enthaltenen Grundregeln zur Verhaltens­
normkonkretisierung nicht. Da diese Regeln keine konkreten Verhaltensanforde­
rungen statuieren, sondern nur in abstrakt-genereller W eise den Bereich des 
rechtlich erlaubten Risikos umschreiben, kéinnen sie aber meistens nicht die Frage 
beantworten, ob der Hersteller im Einzelfall rechtswidrig bzw. pflichtgemaB agiert 
hat. Damit bleibt ungewiss, ob die Grundbedingung der Strafbarkeit (= Verhaltens­
pflichtverstoB) erfüllt ist. 

Zusatzliche Ansatzpunkte fiir eine weitere Prazisierung der Herstellerptlichten 
sind im deutschen Strafi·echt vorgeschlagen worden. Es handelt es sich um vorstraf­
rechtliche und vorrechtliche Produktsicherheitsregeln, Produktzulassungen und zivil­
rechtliche Mal3stabe. Diese sollen in den nachsten Abschnitten dargestellt werden. 

l. (Vorstraf-)Rechtliche Produktsicherheitst·egel 

a) Einfiihrung 

Das Auffinden der den Hersteller im Einzelfall treffenden Rechtspflicht bereitet 
keine Schwierigkeit, wenn sie als konkretes Gebot bzw. Verbot - und nicht als 
vage Grundregel! -in einer (vorstraf-)rechtlichen Vorschrift unmittelbar zum Aus­
druck kommt.69 So kann sich der 1-Iersteller bei der Konkretisierung seiner Pllich­
ten an den zahlreichen ausführlichen Bestimmungen des offentlichen Produkt-

69 Vgl. Miinzberg, S. 141. 
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sicherheitsrechts orientieren,70 welche die von Produkten ausgehenden Gefahren 
fiir die Verbraucher reduzieren bzw. weitgehend aussch!ieBen. 

Offentliche Produktsicherheitsnormen sind in Regelwerken des Europarechts 
(etwa Richtlinien über die Sicherheit von Spielzeug,71 Bauprodukten72 oder Seilbah­
nen73), in Gesetzen (z.B. Arzneimittelgesetz/4 Gesetz über die elektromagnetische 
Vertdiglichkeit von Geraten75) sowie in Verordnungen (etwa der StraBenverkehrs­
Zulassungs-Ordnung76 oder der Verordnung zur Begrenzung von Kontaminanten in 
Lebensmitteln 77

) enthalten. 

Vorschriften des Produktsicherheitsrechts bestimmen etwa, wie ein Erzeugnis im 
Einzelfaii zu konstruieren ist, welche Sicherheitsanforderungen dabei einzuhalten 
sind, wie der Produktionsprozess anzulegen ist oder wie auf der Gebrauchsanwei­
sung auf mit der Benutzung des Produkts moglicherweise verbundene Risiken hin­
zuweisen ist. 78 

Beispiel: Nach der Richtlinie über die Sicherheit von Spielzeug (Anhang II unter I. 4. D) 
müssen die Bestandteile von Spielsachen, die zur Verwendung durch Kinder unter 36 
Monaten bestimmt sind, sowie ihre abnehmbaren Teile so groJ3 sein, dass sie nicht ver­
sch1uckt oder eingeatmet werden konnen. Dadurch sind die Konstruktionspflichten zur 
Vermeidung einer Erstickungsgefahr bei Spielsachen (vorstraf-)rechtlich relativ prazise 
geregelt. 

b) Wirkungen der Einhaltung und der Verletzung van (vorstraf-)rechtlichen 
Produkts icherheitsregeln 

Wie im ersten Teil ausgefiihrt,79 erfiiiien die Verhaltenspflichten nicht nur eine 
Bestimmungs-, sondem auch eine Bewertungsfunktion, d.h. sie zielen nicht nur 
darauf ab, das Verhalten des Normadressaten im Interesse des Rechtsgüterschutzes 
zu steuem, sondem sie bilden zugleich den MaBstab der rechtlichen Beurteilung 
eines Verhaltens und treffen damit grundlegende Aussagen darüber, ob dieses tole­
riert oder missbiiligt ist. 

70 MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 625; vgl. auch OLG Celle VersR 2004, 1010; 
Alexander, S. 82; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 115 ff. 

71 Richtlinie 2009/48/EG, ABI. EG 2009 Nr. L 17011, S. 1 f. 
72 Richtlinie 89/106/EG, ABI. EG 1989 Nr. L 40, S. 12; geandert durch Richtlinie 

93/68/EG, ABI. EG 1993 Nr. L 220, S. l. 
73 Richtlinie 2000/9/EG, ABI. EG 2000 Nr. L 106, S. 21. 
74 AMG vom 11.12.1998, BGBI. I S. 3586. 
75 EMVG vom 26.2.2008, BGBI. I S. 220. 
76 StVZO vom 28.9.1988, BGBI. I S. 1793. 
77 Km V vom 19.3.2010, BGBL I S. 286. 
78 Schaumann-Werder, S. 88. 
79 Siehe aben Teil 1, I.B.l. 
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Was die Bewertungsfunktion von (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsregeln 
angeht, wird in der strafrechtlichen Literatur oft darauf hingewiesen, dass diese 
Regeln nur eine Indizwirkung flir die Erlaubtheit bzw. die Missbilligung des Ver­
haltens entfalten: Im Allgemeinen soll eine Verletzung dieser Regeln nur indizielle 
Bedeutung flir das Vorliegen eines rechtlich missbilligten Verhaltens haben, so wie 
umgekehrt auch ihre Einhaltung ein erlaubt riskantes Verhalten lediglich indiziert.80 

Im Folgenden soll diese ,Indizientheorie"81 im Hinblick auf die strafrechtliche Pro­
duktverantwortung im Rahmen der §§ 211 ff., 223 ff. StGB dargelegt werden. 

aa) Wirkung der Einhaltung (vorstraf-)rechtlicher Produktsicherheitsregeln 

Das Verhalten des Herstellers, das sich an der Abwehr von Verbraucherschtiden 
dienenden (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsregeln orientiert, stellt regelmti­
Big eine Verhaltensweise dar, welche aus dem Bereich des tatbestandsmaBigen 
Verhaltens i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB ausscheidet.82 Das Risiko fLir die Ver­
braucher, das trotz Einhaltung jener Regeln verbleibt, bildet ein von der Rechtsord­
nung toleriertes Risiko, das keine strafrechtliche Verantwortung begründen kann. 83 

Eine einheitliche Rechtsordnung würde sich doch selbst widersprechen, wenn sie 
einem Hersteller in einer (vorstraf-)rechtlichen Nonn ein Verhalten vorschreiben 
würde, das sie als rechtlich missbilligt erachtete.84 

Nach ganz herrschender Ansicht in der Literatur schlieBt die Einhaltung von 
Rechtsnormen jedoch nicht in allen Fallen ein unerlaubt riskantes Verhalten des 
Ttiters aus. Im Folgenden ist kurz auf die entsprechenden Ausnahmen einzugehen 
(dazu (1) und (2)). 

(1) Erste Ausnahme: Fehlende Risikoidentittit 

Aus der Einhaltung der (vorstraf-)rechtlichen Gefahrenvermeidungsregeln konne 
nur auf die RechtmtiBigkeit des Verhaltens geschlossen werden, wenn ,der Gesetz­
geber mil seiner [Verhaltensnorm] genau die Situation regeln wollte, die im Einzel-

80 Bosch, S. 413; Frisch, Vorsatz, S. 143 (Fn. 84); Hilgendo1f, Strafrecht1iche Produ­
zentenhaftung, S. 159; Jescheck!Weigend, AT, S. 582; Kuhlen, Fragen einer Produkthaf­
tung, S. 115; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schiiden, S. 276; Roxin, A T 1, 
s 24 Rn. 16; LK-Voge/, s 15 Rn. 219; Wessels!Beulke, AT, Rn. 672; Wessing, in: Vo1k 
(Hrsg.), Verteidigung, s 4 Rn. 128. 

81 Begriffbei Mikus, S. 54. 
82 Frisch, Verha1ten, S. 92; vgl. auch Herzberg, Arbcitsschutz, S. 159; Lenckner, FS flir 

Engisch, S. 494. 
83 Vgl. Frisch, Vcrhalten, S. 92. 
84 Satzger, S. 61 O; in diesem Sinne auch elwa Bosch, S. 416 f.; Co/ombi Ciacchi, S. 92; 

Kuhlen, Fragen ciner Produkthaftung, S. 116. 
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fall vorlag",85 somit eine Risikoidentitiit besteht. Liege folglich eine ,atypische" 
Situation vor - z.B. trete eine zusiitzliche Gefahrenquelle auf, die der Gesetzgeber 
nicht vorausgesehen hat, so kéinne das regelkonforme Verhalten nicht als erlaubte 
Risikoschaf:fung i.S.d. §§ 211 ff, 223 ff StGB angesehen werden.86 Denn nur das 
Rest- oder Grundrisiko, das in den sondemorrnl)lpischen Gefahrenlagen verbleibt, 
konne als toleriertes Risiko betrachtet werden.87 Wann eine ,typische" bzw. eine 
,atypische" vom Gesetzgeber vorausgesehene Situation im Einzelfall vorliegt, liisst 
sich nicht mithilfe eines formellen Kriteriums, sondem nur anhand der a!lgemeinen 
Auslegungsregeln ermitteln. 88 

Beispiel: Gema13 der Verordnung (EG) Nr. 2073 der Kommission vom 15.11.2005 über 
mikrobiologische Kriterien für Lebensmitte!89 (Anhang I unter Kapitel 3 3.2) haben die 
Betreiber von Schlachthofen oder Betrieben, die Hackfleisch, Fleischzubereitungen oder 
Separatorenfleisch herstellen, mindestens einmal wochentlich Proben zur mikrobiologi­
schen Untersuchung zu entnehmen. Diese Norm ist nur für (norma1e) Situationen vorge­
sehen, bei denen keine au13erordentlichen Gefahrenquellen im Rahmen der Fleischpro­
duktion auftreten. ,Atypische" Gefahren mogen zusatzliche Einschrankungen der 
Handlungsfreiheit des Herstellers erforderlich machen. Stellt der Hersteller etwa fest, 
dass das Fleischprodukt eine blasse Farbe bzw. einen abweichenden Geruch hat, so ist er 
gehalten, unverzüglich mikrobiologische Untersuchungen durchzuführen. Bei dieser 
Sach1age stellt das Warten auf die nachste programmierte wochentliche Untersuchung, 
also die blo13e Einhaltung der in der zitierten Verordnung enthaltenen Rechtsnorm, eine 
strafrechtlich missbilligte Gefahrenschaffung dar. Denn der Hersteller muss bei dieser 
Sachlage die Generalklausel des Art. 3 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung beachten, namlich 
sicherstellen, dass seine Lebensmittel immer (!) die zulassigen mikrobio1ogischen Krite­
rien einhalten.90 

Fraglich ist aber, ob die fehlende Risikoidentitat tatsiichlich eine Ausnahme von 
der Einsicht ist, dass die Einhaltung einer (vorstraf-)rechtlichen Regel gleichzeitig 
die Einhaltung des erlaubten Risikos bedeutet. Denn man kann über die Einhaltung 
einer bestimmten (vorstraf-)rechtlichen Regel im Einzelfall nur unter der notwen­
digen Voraussetzung sprechen, dass die tatsiichlich vorliegende Situation mit der 
vom Gesetzgeber im Blick gehabten Gefahrenlage übereinstimmt, niimlich dass der 
entsprechende Sachverhalt im konkreten Fall un ter den Tatbestand der ( vorstraf-) 
rechtlichen Regel subsumiert werden kann. 91 Ist diese notwendige Voraussetzung 

85 So die Formulierung bei Satzger, S. 611; ganz ahnlich Colombi Ciacchi, S. 93; Kühl, 
AT, § 17 Rn. 24; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 117; Lenckner, FS fiir Engisch, 
S. 494; Mayer, Produktverantwortung bei Arzueimittelschaden, S. 276; Schaumann­
Werder, S. 150, 174; SchOnke/Schroder-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 183. 

86 Frisch, Verhalten, S. 92; Satzger, S. 611; vgl. auch BGHSt 37, 184, 189; Gro}Je Vor-
holt, S. 170. 

87 Frisch, Verhalten, S. 92; Satzger, S. 611. 
88 Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 116; ihm zust. Bosch, S. 417. 
89 ABI. EG 2005 Nr. L 338 S. 1, ber. ABI. EG 2006 Nr. L 278 S. 32. 
90 Ein anderes Beispiel fur die fehlende Risikoidentitat findet sich in dem zivilrecht­

lichen Verzinkungsspray-Fall (BGH NJW 1987, 372 ff.). Naher zu diesem Fall Bosch, 
S. 412 f., 418; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 118 f. 

91 Vgl. dazu Rüthers u.a., Rechtstheorie, Rn. 122, 677 ff. 
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nicht erfüllt, so ist die ,Einhaltung" der entsprechenden Regel irrelevant für die 
Feststellung einer missbilligten bzw. erlaubten Risikoschaffung, da seine Anwen­
dung für den Einzelfall von vornherein nicht in Betracht kommt.92 Folglich scheint 
die Behauptung, dass bei Befolgung der (vorstraf-)rechtlichen Regel auch e in er­
laubtes Verhalten angenommen werden muss- es sei denn, es liegt keine Risiko­
identitat vor -, abwegig zu sein, weil sie von einer falschen Pramisse ausgeht, nam­
lich der, dass der entsprechende Sachverhalt un ter den (vorstraf-)rechtlichen 
Regeltatbestand subsumiert werden kann. 

(2) Zweite Ausnahme: Technisch veraltete bzw. falsche (vorstraf-)rechtliche Pro­
duktsicherheitsregeln 

Das Verhalten des Herstellers, das sich nach einer (vorstraf-)rechtlichen Pro­
duktsicherheitsregel richtet, ist- so die deutsche Lehre - auch dann ausnahmswei­
se als Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB zu qualifizieren, wenn die 
entsprechende Produktsicherheitsregel im Hinblick auf neue Risiken technisch ob­
solet ist oder auf einem erkennbaren Irrtum des Gesetzgebers beruht. Da in diesen 
Fallen die Einhaltung der Regel oft nicht mehr ausreiche, um eine Gefáhrdung der 
Verbraucher auszuschlieBen bzw. zu reduzieren, dürfe sich der Hersteller nicht zu 
seinen Gunsten auf die Regel berufen. Vielmehr müsse er aktualisierte bzw. fehler­
freie Rechtspflichten erfüllen, die den Sicherheitserwartungen der Verbraucher 
angepasst sind.93 

Beispiel: Kurz nach der Verabschiedung der EU-Richtlinie über die Sicherheit von 
Spielzeug94 legt eine Verbraucherschutzorganisation wissenschaftlich dar, dass dieses 
Regelwerk Kinder nur unzureichend vor giftigen Stoffen schützt: Die in der neuen 
Richtlinie vorgesehenen Grenzwerte fiir Blei, Quecksilber und Arsen seien fast zweimal 
hoher als die fiir den angemessenen Gesundheitsschutz empfohlenen Werte. Angesichts 
der Feststellungen der Verbraucherschutzorganisation andert ein Spielzeughersteller das 
Design einer Gliederpuppe, damit diese niedrigere als die in der Richtlinie zugelassenen 
Bleiwerte enthalt. 

Soweit die technisch obsolete bzw. falsche (vorstraf-)rechtliche Produktsicher­
heitsregel genau die Situation regeln will, die im Einzelfall vorliegt, ist dennoch 
zweifelhaft, dass die Einhaltung von solchen Regeln ein unerlaubt riskantes 
Verhalten nicht ausschlieBt. Denn das Obsoletwerden bzw. die vermeintliche Feh­
lerhaftigkeit einer rechtlichen Verhaltensnorm führt nicht zu ihrer Geltungsbeendi­
gung une! damit auch nicht zur Aufl1ebung ihrer strafbarkeitsbegrenzenden Wir­
kung insofern, als sie bestimmte I-Iandlungen rechtlich toleriert. 95 (Vorstraf-) 
Rechtliche Produktsicherheitsregeln, die nur durch einen fórmlichen Akt Geltung 

92 In diesem Sinne im spanischen Recht Gil Gil, S. 268 (auch Fn. 794). 
93 GrojJe Vorholt, S. 170; lv/ayer, Produktverantworlung bei Arzneimittelschaden, 

S. 276; LK-Vogel, § 15 Rn. 221. 
94 Richtlinie 2009/48/EG, ABL EG 2009 Nr. L 170/1 S. 1 f. 
95 Vgl. Heckmann, S. 466. 
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erlangen, verlieren diese nicht durch ein b1oBes Faktum, wie z.B. das Obso1etwer­
den bzw. die Ungeeignetheit der Norm (wegen eines angeb1ichen Feh1ers des Ge­
setzgebers) zur Abwendung bestimmter Gefahren.96 A1s unbefriedigend empfunde­
ne Risiko1imitierungskata1oge konnen nicht einfach durch den Strafeinsatz 
korrigiert, sondem nur durch eine Ánderung der Primarordnung seitens des hierfür 
zustandigen Gesetzgebers beseitigt werden97 Im Übrigen kann die Sanktionsord­
nung des Strafrechts - schon aus Gründen der Einheit und Widerspruchsfreiheit der 
Rechtsordnung - nicht pona1isieren und damit verbieten, was eine geltende Pro­
duktsicherheitsrege1 der Primarordnung erlaubt hat (und immer noch erlaubt).98 

Dies verstieBe gegen die Rechtssicherheit.99 Für den Hersteller ware es sch1ieBlich 
unzumutbar, wenn Sicherheitsstandards, die an die Sicherheitserwartungen der 
Verbraucher angeb1ich angepasst sind, aber im offenen Widerspruch zu geltenden 
staatlichen Risikosteuerungsinstrumenten stehen, mithi1fe von Strafen ( d.h. den 
scharfsten dem Staat zur Verfügung stehenden Sanktionen) durchgesetzt würden. 100 

bb) Wirkung der Verletzung ( vorstraf-)rechtlicher Produktsicherheitsregeln -
Ausnahme 

Versti:iBt der Hersteller gegen eine der Abwehr von Verbraucherschaden dienen­
de (vorstraf-)recht1iche Produktsicherheitsregel und ist es dadurch zu einem erhi:ih­
ten Risiko des Eintritts des Todes bzw. der Korperver1etzung von Verbrauchem 
gekommen, so fo1gt daraus, dass das erlaubte Risiko überschritten worden und die 
entsprechende Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB rechtlich zu missbi1-
1igen ist. 101 Der VerstoB gegen diese Rege1 konne jedoch 1edig1ich Indiz für das 
Vorliegen einer missbilligten Risikoschaffung sein, 102 wenn der Hersteller zwar 

96 Vgl. Frisch, FS für Grünwald, S. 143; Heckmann, S. 471. 
97 Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 9; ihrn zust. Brautigam-Ernst, S. 337; vgl. auch 

Canaris, WM 1978, 691; Heckmann, S. 472; Larenz, DRiZ 1959,309. 
98 Grundlegend dazu Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 8 f; ihm zust. Brautigam­

Ernst, S. 337; GrojJe Vorholt, S. 163; Paul, S. 101; Schaumann-Werder, S. 138 f. 
99 Heckmann, S. 471. 
100 Vgl. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 213. Die Einhaltung von Produktsicherheits­

regeln, die aufgrund neuer Risiken technisch obsolet sind oder auf einem erkennbaren Irr­
tum beruhen, hat keinen privilegierenden Effekt im Strafrecht, wenn diese Regeln (nur) 
vorrechtlichen Charakter haben. Denn vorrechtliche Regeln (wie etwa technische Nonnen) 
stellen keine verbindlichen (auch nicht für die Judikatur!) Rechtsnonnen dar und ihre 
Tauglichkeit und Adaquatheit zur Gefahremeduzierung ist vom Strafrichter für jeden Ein­
zelfall zu überprüfen. Insofem unzutreffend LK-Vogel, § 15 Rn. 221, der bezüglich tech­
nisch obsoleter bzw. falscher Nonnen nicht zwischen vorrechtlichen und (vorstraf-) 
rechtlichen Nom1en unterscheidet und für alle Falle einen privilegierenden Effekt im Straf­
recht vemeint. 

101 Frisch, Das erlaubte Risiko, S. 13, 19; vgl. auch ders., Verhalten, S. 92; Roxin, AT I, 
§24Rn.l7. 

IOl Jescheck/Weigend, AT, S. 582; Mikus, S. 54; Roxin, AT I, § 24 Rn. 16; Schiinke/ 
Schri5der-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 135; Welzel, S. 134; Wessels/Beulke, AT, Rn. 672. 
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von der Produktsicherheitsregel abgewichen sei, durch kompensatorische Vorkeh­
rungen aber Sorge dafür getragen habe, dass ,kein hoheres als das bei [ der] Re­
geleinhaltung verbleibende Grundrisiko entsteht". 103 Konstellationen dieser Art 
sind allerdings schwer vorstellbar, da, wenn der Gesetzgeber zum Ausschluss bzw. 
zur Reduzierung von Gefahren eine Verhaltenspflicht festgelegt hat, es oft an alter­
nativen, gleichwertig schützenden Verhaltensweisen fehlen wird. 104 Zu denken ist 
hier nur an bestimmte Grenzwerte ftir gesundheitsschadliche Stoffe, wo in der Re­
gel keine kompensatorischen Vorkehrungen zugunsten des Rechtsgüterschutzes 
moglich sind. 

e) Zwischenergebnis 

Die Festlegung der Herstellerpflichten bereitet keine Schwierigkeiten, wenn die­
se als prazise Gebote bzw. Verbote in (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheits­
regeln niedergelegt sind. Soweit der Gesetzgeber mit seiner (vorstraf-)rechtlichen 
Produktsicherheitsregel genau die Situation regeln wollte, die im Einzelfall vor­
liegt, führt die Einhaltung einer solchen Regel wegen des Grundsatzes der Einheit 
und Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung zur Annahme der RechtmaBigkeit des 
Verhaltens des 1-Ierstellers. Dies gilt sogar bei der Befolgung technisch veralteter 
bzw. falscher Regeln, solange diese geltendes Recht darstellen. 

Der VerstoB gegen eine (vorstraf-)rechtliche Produktsicherheitsregel flihrt dage­
gen im Allgemeinen zur Annahme einer rechtlich missbilligten Risikoschaffung. 
Eine tolerierte Gefahrschaffung konnte ausnahmsweise dann vorliegen, wenn der 
I-Iersteller durch kompensatorische Vorkehrungen im Einzelfall Sorge dafür getra­
gen hat, dass kein hoheres als das bei der Regeleinhaltung verbleibende Restrisiko 
entsteht. 

2. Produktzulassungen 

a) Einfiihrung 

Bei bestimmten Produkten wird fiir ihre Inverkehrgabe eine behordliche Zulas­
sung verlangt. 105 Dieser Zulassungspflicht unterliegen etwa Lebens- und Futtermit­
tel, die genetisch veranderte Organismen enthalten oder aus solchen bestehen oder 
hergestellt werden, 106 gewisse Arzneimittel 107 sowie natürliche Mineralwasser. 108 

1113 Frisch, Yerhalten, S. 93; ihm zust. Grojie Vorholt, S. 169. 
1114 Frisch, Yerhalten, S. 93 (Fn. 8); ihm zust. Grojie Vorholt, S. 169 (Fn. 12). 
111s Dazu eingehend Weiji, 1-/.T., S. 335 ff. 
1116 Ygl. Art. 4 Abs. 2 i.Y.m. Art. 3 Abs. 1 sowie Art. 16 Abs. 2 i.Y.m. Art. 15 Abs. 1 

YO 1829/2003/EG. 
1o1 Ygl. § 21 AMG und Art. 3 YO 726/2004/EG. 
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Die zustandigen Behorden kontrollieren im Rahmen der Produktzulassungsverfah­
ren, ob ein Produkt mit den entsprechenden produktsicherheitsrechtlichen Anforde­
rungen übereinstimmt und folglich auf den Markt gebracht werden darf. Die Pro­
duktzulassung konkretisiert damit die abstrakte und typischerweise zunachst offene 
Rechtslage in Bezug auf gewisse Produkte, bei denen ihre Sicherheitsbeurteilung 
mit spezifischen Ungewissheiten verbunden ist. 109 Tatsachlich kann der Hersteller 
bei bestimmten Erzeugnissen nicht mit Sicherheit bewerten, ob ihr Inverkehrbrin­
gen rechtlich erlaubt ist. Erst im Rahmen eines Produktzulassungsverfahrens wird 
deutlich, ob die entsprechenden produktsicherheitsrechtlichen Anforderungen er­
füllt sind und der Hersteller mit dem Inverkehrbringen der Ware kein missbilligtes 
Risiko schafft. 110 Zu denken ist etwa an ein bestimmtes Medikament gegen Krebs, 
dessen klinische Prüfungen gezeigt haben, dass auch bei dessen bestimmungsge­
ma13em Gebrauch schwere Nebenwirkungen auftreten konnen. Hier kann nur eine 
behürdliche Stellungnahme im Rahmen des Zulassungsverfahrens fiir den Arznei­
mittelproduzenten klarstellen, ob die Inverkehrgabe des Medikaments mit den 
Vorgaben des AMG in Einklang steht. 

Die Produktzulassungen konnen etwa in Form von Auflagen und konkreten An­
gaben zum Herstellungsverfahren sowie zur Art und Weise des Produktvertriebs 
unter anderem auch verbindliche Verhaltensanweisungen enthalten (so etwa die 
arzneimittelrechtlichen Genehmigungen - § 28 AMG).lll Daher kommt den Pro­
duktzulassungen eine entscheidende Funktion bei der Festlegung der imjeweiligen 
Einzelfall gebotenen Verhaltensanforderungen zu. 112 

b) Dogmatisch-systematische Einordnung der Produktzulassungen 

Problematisch ist die Frage der dogmatisch-systematischen Einordnung der Pro­
duktzulassungen im Rahmen der §§ 211 ff., 223 ff. StGB. Bei abgefassten formal­
verwaltungsrechtsakzessorischen Straftatbestanden wie § 96 Nr. 4 und 5 AMG, die 
ein Handeln ohne oder im Widerspruch zu einer behürdlichen Zulassung unter 
Strafe stellen und bei denen folglich die Zulassung ein negatives Tatbestands­
merkmal darstellt, ist die Verortung der Zulassung im Deliktsaufbau relativ ein­
fach: Die Existenz der behürdlichen Zulassung schlie13t bereits die Tatbestands­
ma13igkeit des genehmigungskonformen Verhaltens aus. 1 13 § § 211 ff., 223 ff. StGB 

108 Vgl. § 3 Abs. 1 Mineral- und Tafelwasser-Verordnung. 
1o9 WeijJ. H.T., S. 335. 
1w WeijJ, H.T., S. 506. 
111 So Mayer, Produktverantwortung bei Armeimittelschaden, S. 333. 
112 Dazu Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 62 ff.; GrojJe Vorholt, S. 193; Mayer, 

Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 333 m.w.N. 
113 Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 27; Mayer, Produktverantwortung bei Arznei­

mittelschaden, S. 327 m.w.N. 
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umschreiben hingegen das tatbestand1iche Unrecht unabhangig von einer etwaigen 
Genehmigung. 

Aufgrund dieser absch1ieBenden, von behord1ichen Zu1assungen 1osge16sten 
Umschreibung des Unrechts wird mitunter die Ansicht vertreten, dass die behord­
liche Zu1assung im Rahmen der §§ 211 ff., 223 ff. StGB a1s Rechtfertigungsgrund 
anzusehen sei. 114 Diese forma1-strafrecht1iche Perspektive, die aussch1ieBiich auf 
die Tatbestandsstruktur abstellt, ist jedoch abzu1ehnen. 115 Denn ftir die dogmatisch­
systematische Einordnung der Produktzu1assungen im De1iktsautbau kann nur ent­
scheidend sein, ob die Inverkehrgabe des Produkts, sofern sie mit der erforder-
1ichen Genehmigung ausgeftihrt wird, eine von der Rechtsordnung genere!/ gestat­
tete Verha1tensweise darstellt (Tatbestandsaussch1ieBungsgrund) oder ob sie auch 
dann Ausnahmecharakter (Rechtfertigungsgrund) aufweist. 116 Vor diesem Hinter­
grund muss zur Beantwortung der Frage der Verortung der Produktzu1assungen im 
De1iktsautbau der Blick vor allem auf die gesetz1iche Lage, die der Genehmi­
gungsertei1ung zugrunde 1iegt, gerichtet werden. 117 Durch die gesetzlichen Vor­
schriften, die die betreffenden Produktzu1assungsverfahren rege1n, gestattet der 
Gesetzgeber die Inverkehrgabe von Produkten im Fall der Einha1tung bestimmter 
Bedingungen. Diese Inverkehrgabe stellt eine generell erlaubte, wenn auch zuvor 
noch von der jewei1igen Behorde im Rahmen des Produktzu1assungsverfahrens zu 
identifizierende Tatigkeit dar. 118 Die Zu1assungsbehorde trifft im Rahmen des Zu-
1assungsverfahrens keine eigenstandige, normative Entscheidung im Sinne einer 
originaren Abwagung von Gütererha1tungs- und Freiheitsinteressen, sondern sub­
sumiert die Fakten des konkreten Einze1falls unter die schon vom Gesetzgeber 
se1bst in den Genehmigungsvorschriften vorgenommene Interessenabwagung. 119 

Somit stellen die Produktzu1assungen eine Konkretisierung des gesetz1ich to1erier­
ten Risikos dar und sch1ieBen bereits eine tatbestandsmaBige Risikoschaffung 
aus.J2o 

114 Vgl. dazu etwa Hom, NJW 1986, 156; Jiinemann, S. 36; Kiihl, AT, § 9 Rn. 124; 
Rengier, ZStW 1 O 1 (1989), 878 f. 

115 In diesem Sinne auch J\1ayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, 
S. 331; ders., MedR 2008, 596. 

Jlú Vgl. Stratemverth/Kuhlen, AT, § 9 Rn. 136. 
117 Siehe dazu Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 34. 
118 Vgl. Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 41 f. 
119 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 332 m.w.N. 
12o So Mayer, MedR 2008, 596; vgl. auch Sammer, S. 179 f. 
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e) Wirkung der Produktzulassung auf die Strajbarkeit 

Die Produktzulassungen konnen strafeinschrankende (sogleich aa)) oder straf­
begründende ( dazu bb)) Wirkung entfalten, 121 je nachdem, ob die Sicherheit eines 
Produkts durch die Produktzulassung bestatigt oder abgelehnt wurde. 

aa) Strafeinschrankende Wirkung der Produktzulassungen 

Das Inverkehrbringen von Produkten, deren Sicherheit durch entsprechende Ge­
nehmigungen bestatigt worden ist, ist von der Handlungsfreiheit des Herstellers 
umfasst. 122 Sie stellt also kein materiell verbotenes und damit insoweit kein tat­
bestandsmaBiges Verhalten i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB dar. 123 So hat das OLG 
Stuttgart im Hobby-Chemiekasten-Fall die Untemehmensleitung vom Vorwurf der 
fahrlassigen Totung eines zweijahrigen Madchens unter anderem deshalb frei­
gesprochen, weil der Hobby-Kasten eine Unbedenklichkeitsbescheinigung erhalten 
hatte, in welcher ihm die Übereinstimmung mit den geltenden Bestimmungen be­
statigt worden war. 124 Das Verhalten der Untemehmensleitung hat insofem (nur) 
ein von der Rechtsordnung toleriertes Risiko geschaffen. 

( 1) Rechtswidrige Produktzulassungen 

Problematisch ist die Frage, ob auchjene Produktzulassungen, die dem Produkt­
sicherheitsrecht widersprechen (rechtswidrige Produktzulassungen), eine straf­
begrenzende Wirkung entfalten. Zu denken ist hier insbesondere an solche Fall­
konstellationen, in denen die rechtswidrige Zulassungserteilung Folge einer 

121 In diesem S irme Weif3, H. T., S. 503. 
122 Vgl. Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 40 f., 43; siehe auch Kuhlen, in: Achen­

bach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 36 m.w.N.; Tiedemann, FS fiir 
Hirsch, S. 775. 

123 V gl. Frisch, Verwa1tungsak:zessorietat, S. 49 f. 
124 OLG Stuttgart vom 19.10.1988, NStE Nr. 11 zu § 222 StGB (Hobby-Chemiekasten). 

Dagegen 1ehnte der BGH im Lederspray-Fall die strafeinschrankende Wirkung einer Ste1-
1ungnahme des Bundesgesundheitsamts mit den Worten ab: ,Die Aufgabe, in wirksamer 
Weise dafiir zu sorgen, dass gesundheitsgefáhrdende Erzeugnisse, die in den Handel ge­
langt sind, keinen Schaden anrichten, obliegt - unabhiingig davon, was die zustandigen 
Beh6rden fiir geboten erachten - den fiir Herstellung und Vertrieb dieser Produkte Ver­
antwortlichen" (BGHSt 37, 106, 122; siehe auch LG Frankfurt/Main ZUR 1994, 33, 36). 
Diese Urtei1sgründe dürfen allerdings nicht auf die Wirkung der Produktzulassungen im 
Strafrecht übertragen werden. Denn der BGH meint im Lederspray-Fall lediglich, ,dass 
eine (nach seiner Auffassung gebotene) Rückrujpjlicht nicht erst dann entsteht, wenn die 
zustandige Behorde einen Rückruf fiir erforderlich halt" (Alexander, S. 86, Hervorhebung 
durch den Verfasser; vgl. auch Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, 
S. 324 [Fn. 1143]). Von Produktzu1assungen (als beh6rd1ichem Mechanismus der Markt­
zugangskontrolle) und ihrer strafbegrenzenden Wirkung ist in der Urteilsbegründung nicht 
die Rede. 
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unzutreffenden Beurteilung der sorgfaltsgemaf3 vom Hersteller erhobenen und der 
zustündigen Behorde korrekt mitgeteilten Nutzen-Risiko-Informationen und damit 
eines (fahrHissigen) Abwagungsfehlers seitens der zustandigen Behorde ist. 125 

Fiir die Losung dieser Frage konnen im Rahmen dieser Arbeit nur einige grund­
satzliche Leitlinien angegeben werden. 126 Nach der primaren Normenordnung, die 
die Produktzulassungsverfahren regelt, zahlt die Erteilung der entsprechenden Pro­
duktgenehmigung zum Verantwortungsbereich der staatlichen Behorden. 127 Gemaf3 
dieser Primarordnung übernimmt der Staat (durch seine Behorde) selbst die Rolle 
,einer die Interessen des Verbraucherschutzes unbefangen und kompetent wahren­
den Instanz und trifft in einer Verhaltensanweisung in Form einer [Produktzulas­
sung] eine Risikoentscheidung im Einzelfall". 128 Übernimmt der Staat selbst diese 
Aufgabe, so ist er dann auch durch seine Behorde zur ordnungsgemaf3en Erfúllung 
dieser Aufgabe verpflichtet. 129 Die Zwischenschaltung einer staatlichen Kontroll­
behorde, die nach der Rechtsordnung gewahrleisten sol!, dass bestimmte Produkte 
die entsprechenden Sicherheitsvoraussetzungen erfúllen, begriindet somit einen 
Vertrauenslatbestand beziiglich der Ordnungsmaf3igkeit der Zulassung. 130 Gestattet 
also die zustandige Behorde das Inverkehrbringen eines Produkts - wenn auch 
rechtswidrig aufgrund eines Abwagungsfehlers -, so stellt dies eine verbindliche 
Risikoerlaubnis dar, auf deren Richtigkeit sich der Hersteller verlassen darf. 131 Die­
se Erlaubnis schlief3t eine tatbestandsmaf3ige Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 
ff. StGB seitens des Herstellers aus. 132 

125 Mayer, Produklveranlwortung bei Arzneimittelschaden, S. 547 f. lm Normalfall ist 
nichl davon auszugehen, dass die zusttindige Behorde vorsalzlich rechtswidrig handelt und 
einem Produkt in positiver Kennlnis seiner Gef..ihrlichkeil entgegen der primaren Nonnen­
ordnung eine Zulassung erteilt (klayer, Produktveranlworlung bei Arzneimittelschtiden, 
S. 547). 

126 Siehe hierzu naher Schonke/Schri:ider-Lenckner/Stemberg-Lieben, Vorbem. §§ 32 ff. 
Rn. 62 ff.; Mayer, Produklverantworlung bei Arzneimittelschiiden, S. 547 ff.; ders., MedR 
2008, 596 ff.; Sammer, S. 181 ff. Zur enlsprechenden Problematik bei den behi:irdlichen 
Genehmigungcn im Umweltstrafrechl eingehend Frisch, VerwaltungsakzessorieUil, 
S. 69 ff. 

127 Frisch, VerwaltungsakzessorieUit, S. 13 f.; ihm zusl. Schwarz, GA 1993,325 f. 
12s GrojJe Vorholt, S. 128. 
129 Grojle Vorholt, S. 128. 
130 Siehe dazu GrojJe Vorholt, S. 128; /v/ayer, Produktverantworlung bei Arzneimillel­

sclüiden, S. 561; ders., MedR 2008, 597; Weij!, 1-J. T., S. 506. 
131 Vgl. J-Jeine!Ringelmann, in: Bauer/v. Westphalen (Hrsg.), Das Rechl zur Qualitiil, 

S. 388; Mayer, Produktveranlwortung bei Arzneimillelschiiden, S. 562; Tiedemann, FS fiir 
Hirsch, S. 778; auch in diesem Sinne bezüglich der Genehmigungen im Umwellslrafrechl 
Frisch, Verwaltungsakzessorietiil, S. 13 f.; Sclnvarz, GA 1993,326. 

132 In diesen Fallkonslellationen kann nur eine slrafrechtliche Veranlwortlichkeil der 
Behi:irde in Betrachl kommen, die die Produktzulassung zu Unrechl erleilt hat. Dazu aus­
fiihrlich Georgy, Die slrafrechtliche Veranlwortlichkeil von Amlstragern fiir Arzneimillel­
risiken, 2011. 
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Unentbehrliche Voraussetzung eines schutzwürdigen Vertrauens auf die Richtig­
keit der Produktzulassung ist, dass die Zulassungsbehorde überhaupt in der Lage 
ist, die Risikodimension des betreffenden Produkts zutreffend auszuwerten und zu 
beurteilen. 133 Entscheidend ist hierfür vor allem die Kenntnis samtlicher Eigen­
schaften des zu bewertenden Produkts.134 Daher verpflichtet die Primiirordnung 
den Hersteller- so etwa in § 22 AMG -, der Behürde im Rahmen des Zulassungs­
verfahrens alle zulassungsrelevanten Produkteigenschaften richtig anzugeben. 135 

Macht der Hersteller unrichtige bzw. unvollstandige Angaben, erschleicht er die 
Produktzulassung durch Tiiuschung oder erreicht er sein Ziel durch Drohung oder 
sogar kollusives Zusammenwirken mit den Zulassungsbehorden, so kann er sich 
nicht auf die Richtigkeit der Produktzulassung als verbindliche Konkretisierung des 
gesetzlich tolerierten Risikos verlassen. 136 Denn der Hersteller hat in dem betref­
fenden Produktzulassungsverfahren nicht die Informationen und Mitwirkung 
erbracht, die eine zum Schutz des Lebens bzw. der Gesundheit sachgerechte 
Behürdenentscheidung ermoglicht hatten und für deren Beibringung im Geneh­
migungsverfahren er verantwortlich ist. 137 Wegen seiner rechtswidrigen Einfluss­
nahme auf die Entscheidung der Behürde stellt das Inverkehrbringen des jeweiligen 
Produkts ein rechtlich missbilligtes Verhalten dar. 138 

(2) Nachtriigliche Kenntnis des Produktrisikos 

Schwierig sind auch diejenigen Fallkonstellationen zu beurteilen, in denen die 
Zulassung wegen anfánglicher Ungefáhrlichkeit des Produkts rechtmaBig erteilt 
wurde, jedoch in der Zwischenzeit dem Hersteller neue risikobezogene Informatio­
nen bekannt geworden sind, die im Rahmen des Zulassungsverfahrens nicht be­
rücksichtigt werden konnten. 139 Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, dass das 
Vertrauen in die erteilte Produktzulassung nur dann von der Rechtsordnung aner­
kannt wird und schutzwürdig ist, wenn die Zulassungsbehürde ,standig über das 
jeweils aktuelle Risikowissen verfügt und damit jederzeit zu einer pflichtgemaBen 
Korrektur der ursprünglichen Gestattung fáhig ist". 140 Vor diesem Hintergrund ist 

133 In diesem Sinne Groj3e Vorholt, S. 119 f.; Mayer, Produktverantwortung bei Arz­
neimittelschaden, S. 562. 

134 Groj3e Vorholt, S. 43 f., 119 f.; Mayer, MedR 2008, 597; Sammer, S. 182. 
135 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 563; ders., MedR 2008, 

597. 
136 Siehe dazu Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 73 f.; Heine/Ringelmann, in: Bauer/ 

v. Westphalen (Hrsg.), Das Recht zur Qualitat, S. 388; Marx, S. 100; Mayer, Produkt­
verantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 564; Weif3, H. T., S. 506. 

137 Frisch, Verwaltungsakzessorietiit, S. 73 f. 
138 Siehe dazu Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 74; Mayer, Produktverantwortung 

bei Arzneimittelschiiden, S. 564. 
139 Vgl. Weif3, H.T., S. 506. 
140 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 573. 
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der I-Iersteller gemaf3 mehreren Rechtsvorschriften verpflichtet, den Zulassungs­
behorden unverzüglich alle neuen wissenschaftlichen Informationen zu übermit­
teln, die die Bewertung der Produktsicherheit beeinflussen konnten (Meldepflich­
ten).141 

Verletzt der Hersteller diese Meldepflichten, so kann sein Verhalten durch die 
Anwendung der §§ 211 ff., 223 ff. StGB strafrechtlich sanktioniert werden, wenn 
es durch die Pflichtverletzung zu einer Schiidigung des Lebens bzw. der Gesund­
heit der Verbraucher kommt. 142 Denn in diesen Fallen hat der Hersteller nicht er­
bracht, was die Rechtsordnung von ihm zur Gewahrleistung einer sachgerechten 
aktualisierten Risikoentscheidung seitens der Behorde erwartet. Die Bestrafung des 
Herstellers stellt in solchen Fallkonstellationen auch angesichts der Wichtigkeit der 
betroffenen Rechtsgüter (Leben, Gesundheit) ein angemessenes Mittel zur Auf­
rechterhaltung der Geltungskraft der Meldepflichten dar. 

Problematisch ist zuletzt die Frage, ob den Hersteller nach Bekanntwerden der 
neuen risikobezogenen Informationen über eine Meldepflicht hinaus auch Gefahr­
abwendungspflichten - in Gestalt von Instruktionsanderungen, Produktionsstopps, 
Rückruf des im Verkehr befindlichen Produkts usw. - treffen. Hierzu wird in der 
deutschen Literatur hervorgehoben, dass der Hersteller auch solche Gefahrabwen­
dungsmaf3nahmen ergreifen muss, wenn die neuen Informationen über das Produkt 
auch auf konkrete Risiken für das Leben und die Gesundheit schlief3en lassen. 143 

bb) Strafbegründende Wirkung der Produktzulassungen 

Versagt die zustandige Behorde hingegen die Zulassung, weil das betreffende 
Produkt die gesetzlichen Sicherheitsanforderungen nicht erfüllt, und bringt der 
Hersteller es trotzdem auf den Markt, so stellt seine Verhaltensweise eine missbil­
ligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB dar, sofern die Inverkehrgabe 
des Produkts mit Bezug auf die Rechtsgüter Leben und Gesundheit die Moglichkeit 
einer Herbeiführung des tatbestandsmaf3igen Erfolgs in sich tragt. 

d) Zwischenergebnis 

Aus den vorstehenden Darlegungen ergibt sich, dass Produktzulassungen eine 
wichtige pflichtenkonkretisierende Funktion - in be- ebenso wie in entlastender 
Hinsicht - haben. Bei Versagung der Zulassung darf der I-Iersteller sein Produkt 
nicht auf den Markt bringen. I-Iier wird die Inverkehrgabe des Produkts in der Re­
gel eine missbilligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB darstellen. 

141 Siehe etwa Art. 9 Abs. 3 YO 1829/2003/EG; § 29 Abs. 1, § 63b Abs. 2 AMG; § 15a 
Abs. 2 PflSchG. 

142 Weiji, H.T., S. 506 f. 
143 Vgl. Frisch, Verwaltungsakzessoriettit, S. 81 f. m.w.N.; ihm zust. WeifJ, !-!.T., S. 507. 
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Umgekehrt darf der Hersteller im Fall der Zulassungserteilung die Produktgeneh­
migung als verbindliche Risikoerlaubnis erachten und das Erzeugnis in den Ver­
kehr bringen. 

3. Vorrechtliche Produktsicherheitsregeln 

a) Eiriführung 

Die Bestimmung der Herstellerpflichten im Zusammenhang mit den §§ 211 ff., 
223 ff. StGB scheint dadurch erleichtert zu sein, dass fur handwerk1iche oder 
industrielle Verfahrensweisen zur Herstellung oder Verwendung von Produkten 
unterschied1ichste ,prívate" Richtlinien, Normen, Vorschriften, Empfeh1ungen, 
Kunstrege1n usw. existieren, die eine Konkretisierung der Verhaltensanforderungen 
des Produzenten ermoglichen. 144 

Solche ,privaten" bzw. vorrechtlichen Rege1n konnen a1s münd1ich tradierte Er­
fahrungsregeln vorhanden sein, wie sie jahrhundertelang die handwerk1iche Tech­
nik gepdigt haben. 145 Heute werden sie jedoch meistens von privaten Institutionen 
entworfen und schriftlich kodifiziert. A1s derartige kodifizierte Regeln kommen 
etwa die vom Deutschen Normenausschuss aufgestellten DIN-Normen, die Vor­
schriften des Vereins Deutscher Elektrotechniker (VDE) und die Richtlinien des 
Vereins Deutscher Jngenieure (VDI) in Betracht. Auch sind hier ,prívate" bzw. 
vorrechtliche Rege1n zu berücksichtigen, die durch die zentralen europaischen 
Normungsgremien Comité Européen de Normalisation (CEN), Comité Européen 
de Normalisation Electrotechnique (CENELEC) und European Telecommunica­
tions Standards Jnstitute (ETSI) geschaffen werden. 146 

,Prívate" bzw. vorrechtliche Regelwerke zie1en nicht nur auf eine Rationa1isie­
rung, Vereinfachung und Vereinheitlichung technischer Prozesse (Rationa1isie­
rungsrege1n) ab, sondern dienen auch dem Schutz vor Gefahren fur das Leben und 
die Gesundheit, die ftir die Verbraucher durch den Einsatz von Produkten entstehen 
(vorrechtliche Produktsicherheitsrege1n). 147 Insofern sind si e fur die vorliegende 
Untersuchung von Bedeutung. 

144 Bosch, S. 411; vgl. auch Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, 
S. 274 f. 

145 Alexander, S. 90; Marburger, VersR 1983, 598. 
146 Zu europaischen Normungsinstitutionen naher Schaumann-Werder, S. 161, 167; 

Schumann, F., S. 109 f., 130 ff.; Weif3, H. T., S. 265, 346. 
147 So Alexander, S. 91; Lenckner, FS für Engisch, S. 490; Marburger, VersR 1983, 

599. 
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b) Rechtsnatur der vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln 

In der deutschen strafrechtlichen Lehre wird hervorgehoben, dass vorrechtliche 
Produktsicherheitsregeln- im Unterschied zu (vorstraf-)rechtlichen Produktsicher­
heitsnormen - nicht zur objektiven Rechtsordnung gehoren und somit keine allge­
meinverbindlichen Ge- oder Verbote beinhalten. 148 Denn privaten Institutionen, die 
vorrechtliche Produktsicherheitsregeln konzipieren, fehlt meistens die Befugnis, im 
Konflikt zwischen den Gütererhaltungsinteressen der Verbraucher und den Frei­
heitsinteressen der Hersteller autoritativ das MaB des erlaubten Risikos festzuset­
zen.149 Ein allgemeinverbindlicher Geltungsanspruch der in vorrechtlichen Regel­
werken enthaltenen technischen Normen ergibt sich andererseits auch nicht aus 
Gewohnheitsrecht, 150 da die stets fortschreitende Entwicklung der Technik hiiufig 
eine Ánderung und Ergiinzung dieser Normen notwendig macht. 151 Anpassungs­
fuhigkeit und Flexibilitat der technischen Normen stehen deren Anerkennung als 
Gewohnheitsrecht entgegen, denn dieses setzt eine liinger dauernde, gleichmaBige 
Übung voraus. 152 

Vorrechtliche Produktsicherheitsregeln sind also keine Rechtsnormen, sondern 
unverbindliche, prívate Regelungen mit Empfehlungscharakter. 153 Dem Hersteller 
steht es deshalb frei, das gebotene Sicherheitsniveau auf einem anderen Weg als 
dem in den technischen Regeln vorgezeichneten zu erreichen. 154 

Vorrechtliche Produktsicherheitsregeln entfalten Rechtswirkungen nur, soweit 
ihnen diese Wirkung gesetzlich zugewiesen wird und diese Zuweisung nach MaB­
gabe des Verfassungsrechts zuliissig ist. 155 So kann der Gesetzgeber ein privates 
Regelwerk in den Gesetzes- oder Verordnungstext durch textliche Übernahme des 
Wortlauts aufnehmen (Inkorporation) oder auf ein privates Regelwerk in einer be­
stimmten Fassung verweisen (statische Verweisung). 156 Sowohl die Inkorporation 
als auch die statische Verweisung sind mit Blick auf das Demokratie- und Rechts­
staatsprinzip verfassungsrechtlich zuliissig, ,da der Gesetzgeber das prívate Regel-

148 Vgl. dazu A/exander, S. 90; Domeier, Gesundheitsschutz, S. 69; Frisch, Verha1ten, 
S. 1 02; GrojJe Vorholt, S. 1 07; Marburger, FS fiir Lukes, S. 1 02; Mikus, S. 99; Sammer, 
S. 139; Schaumann-Werder, S. 139; Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.336; Münch­
KommBGB-Wagner, § 823 Rn. 625; Weij!, H.T., S. 329. 

149 Frisch, Verhaiten, S. 1 02; ihm zust. Bosch, S. 443; vgl. auch GrojJe Vorho!t, S. 1 07; 
Lenckner, FS fiir Engisch, S. 495; Marburger, Die Regeln der Technik, S. 330 f.; Mayer, 
Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 275. 

150 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimit1e1schaden, S. 275. 
151 In diesem Sinne Lenckner, FS fiir Engisch, S. 495. 
152 Lenckner, FS für Engisch, S. 495; Mikus, S. 98; Schaumann-Werder, S. 139. 
153 Marburger, VersR 1983, 600. 
154 So A/exander, S. 91; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 625. 
155 WeijJ, H.T., S. 329. 
156 In diesem Sinne Schawnann-Werder, S. 139 (Fn. 723); WeifJ, H. T., S. 329. 
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werk insgesamt in seinen Willen aufuimmt, also keine Gesetzgebungsbefugnisse 
delegiert" .157 

e) Wirkungen der Einhaltung bzw. der Verletzung van vorrechtlichen 
Produktsicherheitsregeln 

aa) Vorrechtliche Produktsicherheitsregeln und V orhersehbarkeit des Erfolgs 

Da die vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln meist keine rechtlich verbind­
lichen Normen darstellen, kann aus ihrer Einhaltung nicht zwangslaufig auf die 
Erlaubtheit des Herstellerverhaltens geschlossen werden. Was die Bevéilkerung als 
Restrisiko im Produktsicherheitsbereich hinzunehmen hat, kann nicht der Entschei­
dung von privaten Institutionen überantwortet werden, sondern ist vom Staat durch 
den Gesetzgeber oder durch den Richter aufgrund einer umfassenden Abwagung 
konkret festzulegen. 158 Auch ist das Verhalten des Herstellers, das von vorrecht­
lichen Produktsicherheitsregeln abweicht, nicht ohne Weiteres als eine vom Recht 
missbilligte Risikoschaffung zu qualifizieren, dajene Regeln eben (meistens) keine 
allgemeinverbindlichen Normen darstellen. 

Unbeschadet des soeben Gesagten stellen vorrechtliche Produktsicherheitsregeln 
angewandtes Erfahrungswissen dar. 159 Diese Regeln sind haufig das Ergebnis einer 
auf Erfahrungswissen und Überlegung beruhenden umfassenden Voraussicht méig­
licher Gefahren beim Umgang mit Produkten. 160 Unter der Voraussetzung, dass die 
Umstande des zu beurteilenden Verhaltens mit den von den Produktsicherheits­
regeln erfassten Sachverhaltskonstellationen übereinstimmen - somit Risikoidentitat 
besteht -, kéinnen sie dem Rechtsanwender die Beantwortung der Frage nach der 
Vorhersehbarkeit des Erfolgs erleichtern. 161 Dabei erméiglichen diese Regeln eine 

157 WeifJ, H.T., S. 329. Etwas anderes gilt für dynamische Verweisungen, namlich Ver­
weisungen auf den jeweiligen Inhalt von im Lauf der Zeit wandelbaren privaten Regelwer­
ken. Solche Verweisungen seien verfassungswidrig und somit unzulassig, weil sie genuine 
Rechtsetzungskompetenzen auf nichtstaatliche Gremien übertragen und damit gegen das 
Demokratieprinzip, den Gewaltenteilungsgrundsatz und das Bestimmtheitsgebot verstoBen 
würden (Marburger, FS fiir Lukes, S. 107; siehe auch schon ders., Die Regeln der Tech­
nik, S. 390 ff.; Schünemann, FS für Lackner, S. 376). 

158 So Schünemann, FS fiir Lackner, S. 385; vgl. auch LK-Ronnau, Vor §§ 32 ff. 
Rn. 55. 

159 Grundlegend Frisch, Verhalten, S. 103; ihm zust. Brautigam-Ernst, S. 318; siehe da­
zu auch Kühl, AT, § 17 Rn. 23; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, 
S. 276 f.; NK-Puppe, Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. !56; Schiinke/Schriider-Sternberg-Lieben, 
§ 15 Rn. 183; Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 127. 

160 Vgl. Lackner!Kühl, § 15 Rn. 39; Satzger, S. 609. 
161 In diesem Sinne Satzger, S. 609 f. 
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Begründung des Vorhersehbarkeitsurteils, das fiir die Tatbestandsmaf3igkeit des 
Herstellerverhaltens unabdingbar ist. 162 

bb) Notwendige Normativierung der Vorhersehbarkeit des Erfolgs 

Die Voraussehbarkeit des Erfolgseintritts nach den vorrechtlichen Regeln taugt 
jedoch nicht allein zur Annahme der Tatbestandsmaf3igkeit des Herstellerverhaltens 
i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB; sie bedeutet nichts weiter, als dass das Verhalten 
gefáhrlich ist. 163 Dass die entsprechende Gefahrenschaffung des Herstellers auch 
zu missbilligen ist, fordert zusatzliche normative Wertungen. 164 Entscheidend fiir 
die rechtliche Missbilligung des Herstellerverhaltens ist nicht - so die deutsche 
Lehre -, ob die mogliche Schadenseinwirkung bei der Produktanwendung faktisch 
voraussehbar ist, sondern ob diese Einwirkung aufgrund einer Interessenabwagung 
von Rechts wegen zu vermeiden ist. 165 Dementsprechend dienen vorrechtliche Pro­
duktsicherheitsregeln nur sofern sie wirklich das formulieren, was zur Vermeidung 
von vorhersehbaren Gefahren der Produktverwendung bei adaquater Interessen­
abwagung zumutbar ist, als Maf3stab fúr die Feststellung einer missbilligten bzw. 
tolerierten Risikoschaffung. 166 

Mit diesen Überlegungen ist mm der Boden daftir bereitet, die Konsequenzen der 
Einhalt1mg bzw. der Übertretung von vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln ftir 
die Annahme eines tatbestandsmaf3igen Verhaltens ausfúhrlich zu untersuchen. In 
Bezug auf solche Konsequenzen muss zwischen zweierlei vorrechtlichen Produkt­
sicherheitsregeln unterschieden werden: Regeln, die einen normativ adaquaten 
Kompromiss zwischen Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen darstellen (so­
gleich unter ce) und dd)), und Regeln, die einen solchen Kompromiss nicht ge­
wahrleisten (dazuunten ee)). 

162 So Frisch, Verhalten, S. 103. Zur Vorhersehbarkeit bzw. Erkennbarkeit als Grund­
bedingung zur Konturierung der Verhaltensnorm des Herstellers siehe unten Teil 4, 
II.A.1.a). 

163 Frisch, Verhalten, S. 104. Insofern haben vorrechtliche Regeln lediglich indizielle 
Bedeutung fiir das Vorliegen einer rechtlich missbilligten Risikoschaffung (vgl. etwa Ale­
xander, S. 92; Bosch, S. 413; Herzberg, Arbeitsschutz, S. 160; Jakobs, AT, 7. Abschn. 
Rn. 44; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 119; Mayer, Produktverantwortung bei 
Arzneimittelsclüiden, S. 276; Schaumann-Werder, S. 141; Schiinemann, FS für Lackner, 
S. 389). 

164 Frisch, Verhalten, S. 1 04; vgl. auch Jescheck/Weigend, AT, S. 564; Kuhlen, Fragen 
einer Produkthaftung, S. 94. 

165 Vgl. Freund, FS fúr Küper, S. 76; ders., AT, § 5 Rn. 44; Herzberg, Arbeitsschutz, 
S. 165; Kiihl, AT, § 17 Rn. 17. 

166 Frisc/7, Verhalten, S. 1 06; ihm zust. Briiutigam-Emst, S. 318. 
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ce) Konsequenzen der Einhaltung adaquater vorrechtlicher 

Produktsicherheitsregeln 

147 

Das an vorrechtlichen Regeln ausgerichtete Herstellerverhalten ist dann als 

rechtma/3iges Handeln zu beurteilen, wenn die Regeln als Ausdmck einer adaqua­
ten Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen angesehen werden 
konnen. 167 Das trotz Einhaltung dieser Regeln verbleibende Risiko ist ein tolerier­

tes Risiko, das keine strafrechtliche Verantwortung wegen §§ 211 ff., 223 ff. StGB 

begründen kann. 

Unter dem Topos des tolerierten Risikos werden im Bereich der strafrechtlichen 

Produktverantwortung die Falle der sogenannten Ausrei/3er erfasst. 168 Dies sind 
Fabrikationsfehler in einzelnen Stücken (Produkte), die trotz Einhaltung aller (ada­

quaten) vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln nicht auszuschlie/3en sind. 169 Die 
in einer Massenproduktion letztlich unvermeidlichen ,Ausrei/3er" 16sen mangels 

missbilligter Risikoschaffung keine strafrechtliche Verantwortung aus, wenn der 
Hersteller wirklich den technischen Anfordemngen genügt, die im Rahmen einer 
ordnungsgema/3en Produktion zu stellen sind. 170 

Beispiel: Ein Verbraucher erwarb in einem Supermarkt einen aus der Produktion des 
Herstellers H. stammenden Kasten Limonade. Als der Verbraucher zwei Tage spater in 
der Küche seines Hauses eine mit nicht erkennbarcn Mikrorissen überzogene Flasche 
Limonade aus dem Getrankekasten nahm, zerbarst diese spontan und verursachte bei 
ihm erhebliche Augenverletzungen. Die Beurteilung eines Sachverstandigen ergab, dass 
die technischen Einrichtungen und die Kontrollverfahren im Betrieb des Herstellers H. 
allen adaquaten vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln entsprachen und auch ein sol­
ches Kontrollverfahren nicht sicherstellen konnte, dass keine durch Haarrisse beschiidig­
ten Flaschen auf den Markt gelangen. 171 Eine Verantwortung des Herstellers flir die Au­
genverletzungen des Verbrauchers (§ 229 StGB) kam deshalb mangels rechtlich 
missbilligter Risikoschaffung nicht in Betracht. 

Zwar wird gelegentlich die Ansicht vertreten, dass nach dem heutigen Stand der 

Technik samtliche ,Ausrei/3er" ausgeschlossen werden konnten, wenn der entspre­
chende KontrollaufWand hinreichend gro/3 gewahlt werde, sodass ein ,Ausrei/3er" 

regelma/3ig auf eine Pflichtverletzung hinweise. 172 Diese Ansicht vemachlassigt 

167 Frisch, Verhalten, S. 106; ihm zust. Brautigam-Ernst, S. 318; Groj3e Vorholt, S. 108. 
168 Siehe dazu BGHSt 37, 106, 118 (Lederspray); Goll/Winkelbauer, in: v. Westphalen 

(Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 47 Rn. 43; Hohfeld, S. 190; Sammer, S. 107; Wes­
sing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 53. 

169 Bamberger!Roth-Spindler, § 823 Rn. 497. 
170 Goll!Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 47 Rn. 43; 

Sch5nke/Schroder-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 223; Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidi­
gung, § 4 Rn. 53. 

171 Vgl. zivilrechtliche Sachverhalte des BGHZ 104, 323; 129, 353; BGH NJW 2007, 
762. 

172 So Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 132 
m.w.N. 
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jedoch die wirtschaftliche Zumutbarkeit bei der Konturierung der I-Ierstellerpflich­
ten.173 Absolute Sicherheit bei unzumutbaren Kosten zu fordern, die die Ware un­
verkauflich machen, ist schon im Hinblick auf die Interessen der Konsumenten 
selbst nicht legitimierbar. 174 

Das Vorliegen eines ,Ausreif3ers" führt dennoch nur im Zeitpunkt des Inver­
kehrbringens der Ware zu einer Erlaubtheit des Herstellerverhaltens. Wird er hin­
gegen spater im Rahmen der Produktbeobachtung erkannt und unternimmt der 
Hersteller keine Warn- oder Rückrufaktion zur Beseitigung der Gefahr, so kann 
sein Unterlassen rechtlich missbilligt werden. 175 

dd) Konsequenzen der Verletzung adaquater vorrechtlicher 
Produktsicherheitsregeln 

Das Verhalten des Herstellers, das von einer vorrechtlichen Produktsicherheits­
regel abweicht, ltisst sich als rechtlich missbilligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 
223 ff. StGB qualifizieren, wenn die entsprechende Regel das formuliert, was dem 
Hersteller zur Vermeidung bestimmter Gefahren bei adaquater Interessenabwagung 
zugemutet werden kann. 176 Der BGH ging im Zwischenstecker-Fall davon aus, 

m Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 133; Hol­
termann, S. 35; Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 497. 

174 Vgl. Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 133; 
Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 497. Zu Verbraucherinteressen a1s Legitimations­
grund1age der Verha1tenspflichten der Produzenten unten Tei14, II.A.2.b)cc). 

175 Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 20; Hohfeld, S. 190 f. 
176 So Frisch, Verha1ten, S. 1 04; ihm zust. Briiutigam-Emst, S. 318. Es wird jedoch 

auch die Ansicht vertreten, dass die Verletzung vorrecht1icher Produktsicherheitsrege1n, 
die Ausdruck einer adaquaten Interessenabwtigung sind, nicht ausreiche, um das entspre­
chende Verha1ten des Herstellers zu missbilligen. Erforderlich sei vie1mehr, dass die über­
tretenen Rege1n i.S.d. mal3figurorientierten Ansatzes das Verha1ten besonnener und gewis­
senhafter Hersteller anzeigen. Dabei würden vorrecht1iche Produktsicherheitsrege1n keine 
eigensUindige dogmatische Rolle zur Feststellung einer missbilligten Risikoschaffung ne­
ben dem Verha1ten von Mal3figuren spie1en (Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 111, 
121; ihm zust. Eichinger, S. 226; A;fayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schtiden, 
S. 276). Diese Ansicht begegnet jedoch Bedenken. Bei der Konkretisierung der Hersteller­
pflichten durch den Ma13figuren-Topos besteht nam1ich stets die Gefahr eines Argumenta­
tionszirke1s: ,Bestimmt man die Mal3figur normativ ( ... ),so 1auft man Gefahr, gerade jene 
Sorgfalt a1s ma13gerecht festzustellen, die man flir den jewei1s zu bewertenden Fall a1s an­
gemessen erachtet. Bei dieser zirkultiren Vorgehensweise kann die Ma13figur offensicht1ich 
nicht a1s Ma13stab fiir das zu bewertende Verha1ten dienen" (Hi/gend01j; Strafrecht1iche 
Produzentenhaftung, S. 155, Hervorhebung durch den Verfasser). Eine aussch1ie131ich an 
den tatsiichlichen Verhtiltnissen orientierte Bestimmung der Mal3figur ist auch nicht 
zweckma13ig, wei1 dann einer einheit1ichen VernachHissigung von Sorgfa1tspflichten in 
einer bestimmten Herstellerbranche nicht mehr entgegengetreten werden kiinnte (Bosch, 
S. 396; vgl. auch Hilgendoi,f, Strafrecht1iche Produzentenhaftung, S. 155; Schwartz, S. 77). 
Das Verha1ten der Mal3figur festzu1egen, ist mithin alles andere a1s unproblematisch (in 
diesem Sinne ausdrück1ich Freund, A T, § 5 Rn. 25; Roxin, § 24 Rn. 35). Zur Argumenta­
tion mit Mal3stabsfiguren eingehend Schmoller, JBI 1990, 631 ff., 706 ff. 
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dass die entsprechenden Richtlinien des Verbands Deutscher Elektrotechnik:er 
(VDE) Ausdruck einer adaquaten Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheits­
interessen waren, als er die TatbestandsmaBigkeit des Herstellerverhaltens i.S.d. 
§ 222 StGB mit dem VerstoB gegen diese Richtlinien begründete. Der Hersteller 
hatte sie übertreten und dadurch den Tod der Benutzerin einer Waschmaschine 
durch Stromschlag verursacht. 177 

Aus dem VerstoB gegen eine vorrechtliche Produktsicherheitsregel, die eine ad­
aquate Interessenabwagung darstellt, kann jedoch dann nicht auf eine missbilligte 
Risik:oschaffung geschlossen werden, wenn der Hersteller das gebotene Sicher­
heitsniveau auf einem anderen technischen Weg als dem in der vorrechtlichen Re­
gel festgelegten erreicht. 178 

ee) Konsequenzen der Einhaltung bzw. Verletzung inadaquater vorrechtlicher 
Produktsicherheitsregeln 

Im Folgenden sol! ausgefuhrt werden, welche Wirkung die Einhaltung bzw. Ver­
letzung von inadaquaten vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln fur die Annahme 
eines tatbestandsmaBigen Verhaltens hat. Dazu müssen zwei Sachverhaltskonstel­
lationen unterschieden werden: Zum einen gibt es Falle, in denen die Inadaquatheit 
der vorrechtlichen Regel in einer Überforderung des Herstellers besteht, d.h. die­
sem im Interesse der Gütererhaltung eine zu groBe Last zugemutet wird (sogleich 
unter (1)), und zum anderen existieren Fallkonstellationen, in denen die Inad­
aquatheit der Regel auf einem unzureichenden Rechtsgüterschutz beruht, d.h. in 
denen die Regel hinter dem dem Out gebührenden Schutz zurückbleibt ( dazu unter 
(2)).179 

(1) A uf einer Überforderung beruhende inadaquate Produktsicherheitsregeln 

Mehr als die Einhaltung dessen, was als angemessene Gefahrenreduzierungs­
maBnahmen im Interesse der Erhaltung der V erbraucherrechtsgüter angesehen 
wird, kann vom Hersteller billigerweise nicht gefordert werden. 180 Denmach liegt 
kein tatbestandsmaBiges Verhalten i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB vor, wenn sich 
bei der Befolgung bestimmter überfordemder vorrechtlicher Regeln Rechtsguts­
beeintrachtigungen zwar hatten vermeiden lassen, das Herstellerverhalten jedoch 

177 BGH vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, 
S. 170, 172 (Zwischenstecker). 

178 Vgl. Lenckner, FS für Engisch, S. 498, 502; Schmidt-Salzer, Produkthaftung III/1, 
Rn. 4.809. 

179 Differenzierung bei Frisch, Verhalten, S. 110. 
1so Frisch, Verhalten, S. 111 (Fn. 59). 
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im Vergleich zur Befolgung der als adaquat angesehenen Regeln keine relevante 
Risikoerhohung enthalt. 181 

(2) A uf einem unzureichenden Rechtsgüterschutz beruhende inadaquate Produkt­
sicherheitsregeln 

Diese Fallgruppe erfordert eine differenzierende Losung - je nachdem, ob sich 
die inadaquate Abwagung der gegenlaufigen Interessen erst p16tzlich bei der nach­
traglichen Bewertung der vorrechtlichen Regeln zeigt oder ob die inadaquate Ab­
wagung schon im Zeitpunkt des Inverkehrbringens des Produkts offenbar war. 182 

Steht die Adaquatheit der vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln im Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens nicht infrage, so ist das Verhalten des Herstellers nicht als 
missbilligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB zu qualifizieren. Denn 
in Bezug auf das Inverkehrbringen des betreffenden Produkts kann die Rechtsord­
nung dem Hersteller billigerweise nicht mehr abverlangen als die Einhaltung des­
sen, was im Zeitpunkt des Inverkehrbringens als adaquate Sicherheitsanforderun­
gen angesehen wird. 183 Stellt der Hersteller nach dem Inverkehrbringen der Ware 
im Rahmen der Produktbeobachtung jedoch fest, dass die vorrechtlichen Regeln 
hinter dem dem Gut gebührenden Schutz zurückbleiben, wodurch die Verbraucher 
relevanten Gefahren ftir Leben oder Gesundheit ausgesetzt werden, muss er ange­
messene GefahrabwendungsmaBnahmen treffen (Instruktions- und Warnhinweise, 
Produktionsstopps oder sogar Rückrufaktionen). 184 Ergreift der Hersteller diese 
MaBnahmen nicht, so kann seine Untatigkeit als Totung bzw. Korperverletzung 
durch (unechtes) Unterlassen sanktioniert werden (§§ 211 ff., 223 ff. i.V.m. § 13 
StGB), wenn es aufgrund dieser Untatigkeit zu einer Schadigung des Lebens bzw. 
der Gesundheit der Verbraucher kommt. 

Ist dagegen schon im Zeitpunkt des Inverkehrbringens die lnadaquatheit der vor­
rechtlichen Regel offensichtlich oder ist dem Hersteller in diesem Zeitpunkt be­
kannt, dass die Regel veraltet185 ist bzw. zur Abwendung der Produktgefahren ein 
ungeeignetes Mittel darstellt, so ist das Verhalten des Herstellers, der sich dennoch 
an die Regel halt, als missbilligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB 
anzusehen. 186 

18 1 Frisch, Verhalten, S. 110. 

182 Frisch, Verhalten, S. 11 O. 
183 Frisch, Verhalten, S. 11 O f. 
184 Vgl. Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (1-lrsg.), Responsabilidad de las empresas, 

S. 115. 
185 Zu veralteten Regeln in der zivilrechtlichen Produkthaftung vgl. BGH NJW 1994, 

3349, 3350. 
186 Vgl. Frisch, Verhalten, S. 111 f.; vgl. auch Alexander, S. 92; Co!ombi Ciacchi, 

S. 94; Lenckner, FS fUr Engisch, S. 50 l. War fiir den 1-lersteller die Inadaquatheit der vor-
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d) Zwischenergebnis 

Obwohl vorrechtliche Produktsicherheitsregeln keine Rechtsqualitat besitzen, 
stellen sie angewandtes Erfahrungswissen dar. Vor diesem Hintergrund ermog­
lichen sie ein Vorhersehbarkeitsurteil, das zur Begründung der TatbestandsmaBig­
keit bestimmter Verhaltensweisen unabdingbar ist. Diejenigen Regeln, in denen die 
Vorhersehbarkeit der Tatbestandsverwirklichung ihren Niederschlag findet, müssen 
auf ihre Zumutbarkeit hin überprüft werden, um als MaBstab für die Feststellung 
einer missbilligten bzw. tolerierten Risikoschaffung dienen zu konnen. 

W enn si eh die vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln als Ausdruck einer ad­
aquaten Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen erweisen, konnen 
aus ihrer Einhaltung bzw. Nichteinhaltung ganz ahnliche Folgerungen gezogen 
werden wie aus der Beachtung bzw. Übertretung der vorstrafrechtlichen Produkt­
sicherheitsregeln - namlich, dass ein regelabweichendes gefáhrliches Verhalten des 
Herstellers als tatbestandsmaBiges Verhalten und umgekehrt ein regelgemaBes 
Verhalten als toleriertes Risiko zu qualifizieren ist. 

4. Zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten 

a) Einführung 

Kommt es bei der Verwendung in Verkehr gebrachter Produkte zu Rechtsguts­
verletzungen und darauf beruhenden Schadigungen, so stellt sich vielfach zunachst 
die Frage nach einem zivilrechtlichen Schadensausgleich. 187 Die zivilrechtliche 
Produkthaftung kann im Vergleich zur strafrechtlichen Produktverantwortung eine 
langere Tradition vorweisen und war Gegenstand einer Fülle gerichtlicher Ent­
scheidungen, die die Rechtspflichten des Herstellers ausführlich konkretisiert ha­
ben.I88 

Im vorliegenden Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die Prazisierung der 
Herstellerpflichten durch die Rechtsprechung der Zivilgerichte in das Strafrecht 

rechtlichen Regel im Zeitpunkt des Inverkehrbringens nicht erkennbar, soll er dagegen 
nicht zur Verantwortung gezogen werden (in diesem Sinne Alexander, S. 92; Groj3e Vor­
holt, S. 108 f.; Schaumann-Werder, S. 142). Nach Schumann, H., Strafrechtliches Hand­
lungsunrecht, S. 126, handelt der fahrHissige Hersteller, für den die Inadaquatheit der 
Regel nicht erkennbar war - und der mithin auf ihre Richtigkeit vertraut hat - sorgfalts­
widrig, jedoch unterliegt er in Bezug auf den Inhalt der Sorgfaltspflicht einem Verbotsirr­
tum. A.A. Bosch, S. 424 (Fn. 1350) sowie Schaumann-Werder, S. 142 (Fn. 737), nach 
deren Ansicht bei diesen Fallkonstellationen bereits das Verhaltensunrecht nicht vorhanden 
ist. 

187 Kuhlen, in: Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. l. 
188 Eidam, Rn. 2412; Kuhlen, in: Achenbach!Ransiek (Hrsg.), Handbuch Wirtschafts­

strafrecht, Rn. 1, 29. 
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übernommen werden kann (dazu unten c)). 189 Eine fundierte Beantwortung dieser 

Frage setzt zunachst die Vergegenwartigung der Grundzüge des deutschen Pro­

dukthaftungssystems voraus (sogleich b )). 

b) Grundziige der zivilrechtlichen Produkthaftung 

Zivilrechtliche Schadensersatzansprüche wegen fehlerhafter Produkte konnen 

sowohl auf die deliktische Produkthaftung (§ 823 Abs. 1 BGB) als auch auf das 

Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG) 190 gestützt werden. 191 

189 Kuh/en, Fragen einer Produkthaftung, S. 83. Hinsicht1ich der Übertragung zivi1recht-
1icher Pflichten auf das Strafrecht ki:innte man behaupten, dass diese Prob1ematik- wegen 
der zunehmenden Bedeutung von i:iffent1ich-recht1ichen Produktsicherheitsvorschriften in 
den 1etzten Jahren in Deutsch1and- an Re1evanz verloren hat. Denn Verkehrssicherungs­
pflichten, die frliher im Rahmen des Zivi1rechts richterrecht1ich entwicke1t wurden, sind 
heutzutage ausdrlick1ich in positivierten Primiirordnungen festgeschrieben (siehe dazu 
Briiggemeier, S. 415, 447; Mansdij¡fer, Rn. 813). Dies trifft z.B. ganz offensichtlich auf 
Produktbeobachtungs-, Warn- und Rlickrufpflichten zu, die seit 1nkrafttreten des Geriite­
und Produktsicherheitsgesetzes (GPSG) im Jahr 2004 exp1izit normiert sind. Vor diesem 
Hintergrund mlisste man sich nicht mehr die Frage stellen, ob die Anwendung der ur­
sprling1ich durch die zivi1rechtliche Judikatur geschaffenen Produktbeobachtungs-, Warn­
und Rlickrutpflichten auf das Strafrecht zur Bestimmung der Verhaltenspflichten mi:ig1ich 
ist, sondern we1che Fo1gerung aus der Nichteinha1tung bzw. der Einha1tung dieser jetzt im 
Gesetz enthaltenen positivierten Pflichten gezogen werden kann, um das Verha1ten des 
Herstellers a1s missbilligtes oder to1eriertes zu qua1ifizieren. G1eichwoh1 hande1t es sich bei 
der Übertragung zivi1recht1icher Pflichten auf das Strafrecht um ein Prob1em, das an Be­
deutung nicht vollstiindig verloren hat, denn die heutzutage in Gesetzen positivierten Ver­
kehrssicherungspflichten statuieren in der Rege1 keine konkreten Verha1tensanforderungen 
für den Hersteller, sondern umschreiben nur in abstrakt-genereller Weise den Bereich des 
recht1ich erlaubten bzw. missbilligten Produktrisikos (vgl. dazu Mayer, Produktverantwor­
tung bei Arzneimitte1schiiden, S. 204). So ist etwa nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 ProdSG der Her­
steller dazu verpflichtet, bei Verbraucherprodukten auf alle Gefahren hinzuweisen, die 
wahrend der Ub1ichen oder vernlinftigerweise vorhersehbaren Gebrauchsdauer von einer 
bestimmten Ware ausgehen ki:innen (siehe dazu oben Tei1 3, Il.A.3.a). Diese Norm priizi­
siert jedoch nicht Umfang, Intensitiit oder Art der Information, die auf das betreffende 
Produkt anzubringen ist. U m diese Llicke zu sch1ief3en, kann man sich eben die Frage ste1-
1en, ob die ausführ1ichen Kriterien der zivi1recht1ichen Judikatur bezlig1ich der Instruk­
tionspflichten in Betracht gezogen werden ki:innen. 

190 Produkthaftungsgesetz (ProdHaftG) vom 15.12.1989, BGBI. 1 S. 2198. 
191 Eine Produkthaftung für die Inverkehrgabe feh1erhafter gesundheitsschiid1icher Wa­

ren kann sich ebenfalls aus einem Vertrag bzw. aus § 823 Abs. 2 BGB ergeben. Gegenliber 
dem Hersteller scheiden dennoch in der Rege1 vertrag1iche Ansprliche aus, wei1 zwischen 
dem durch ein feh1erhaftes Produkt geschadigten Endabnehmer und dem Hersteller des 
feh1erhaften Produkts norma1erweise keine Vertragsbeziehung besteht (Hilgendorf, Straf­
recht1iche Produzentenhaftung, S. 79; Ho/termann, S. 28 f.; Kuh/en, Fragen einer Produkt­
haftung, S. 1 O; WeijJ, H. T., S. 427). Niiher zur Produkthaftung aus § 823 Abs. 2 BGB siehe 
Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 31 Rn. 1 ff. sowie Weij!, 
H. T., S. 447 ff. jew. m.w.N. 
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aa) Deliktische Produkthaftung (§ 823 Abs. 1 BGB) 

(1) Haftungsvoraussetzungen 

Der Schadensersatzanspruch aus § 823 Abs. 1 BGB erfordert, dass der Ersatz­
pflichtige durch ein objektiv sorgfaltswidriges und schuldhaftes Verhalten eine 
Rechtsgutsverletzung verursacht hat und es infolgedessen zu einem Schaden ge­
kommen ist. Hierzu hat der BGH in einer langjiihrigen Praxis die objektiven Sorg­
faltsanforderungen, die ein Hersteller im Verkehr beachten muss, ausfuhrlich kate­
gorisiert. So hat der Hersteller die Pflicht, die Produktentwicklung so zu gestalten, 
dass die Ware dem neuesten technischen Stand und den durch die vemünftige Be­
nutzung vorausgesetzten Sicherheitsstandards entspricht (Konstruktionspflich­
ten).192 Der Hersteller ist auch dafür verantwortlich, dass die Produktsicherheit 
nicht durch eine mangelhafte Herstellung beeintriichtigt wird. 193 Im Bereich der 
Fabrikation des Produkts ist also der gesamte Betriebsablauf, vom Rohstoffeingang 
bis zur Warenausgangskontrolle, so durchzuorganisieren, dass für jedes einzelne 
Produkt Fehlerfreiheit gewiihrleistet ist (Fabrikationspflichten). 194 Der Hersteller ist 
femer dazu verpflichtet, den Produktnutzer in den bestimmungsgemiiBen Gebrauch 
bzw. vorhersehbaren Fehlgebrauch einzuweisen und vor etwaigen Gefahren und 
schiidlichen Nebenwirkungen durch diesen Gebrauch zu wamen (Instruktions­
pflichten).195 SchlieBlich muss der Produzent sein auf dem Markt befindliches Pro­
dukt stiindig im Hinblick auf zuvor unbekannte schiidliche Eigenschaften beobach­
ten und sich über die Verwendungsfolgen informieren (Produktbeobachtungs­
pflichten).196 

Zur Konkretisierung der oben aufgeführten Verkehrssicherungspflichten des 
Herstellers stellt die zivilrechtliche Judikatur auf Erforderlichkeits- und Zumutbar­
keitserwiigungen ab. 197 So hat etwa der Hersteller im Rahmen der Konstruktion des 
Produkts ,diejenigen MaBnahmen zu treffen, die zur Vermeidung einer Gefahr 

192 BGHZ 104, 323, 326 f.; BGH NJW 2009, 2952, 2952 f.; Brüggemeier, S. 410; 
Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 59; Staudinger­
Hager, § 823 Rn. F 12; Landrock, JA 2003, 986 f.; MünchKommBGB-Wagner, § 823 
Rn. 628. 

193 BGH VersR 1956, 625, 626; Kullmann, NZV 2002, 4. 
194 Landrock, JA 2003, 987; Errnan-Schiemann, § 823 Rn. 117; vgl. auch. Bamberger/ 

Roth-Spindler, § 823 Rn. 496. 
195 BGH NJW 2009, 2952, 2954; Brüggemeier, S. 413; vgl. auch BGHZ 116, 60, 65 f.; 

BGH NJW 1999,2815,2815 f.; Holtermann, S. 36; Landrock, JA 2003, 987. 
196 BGHZ 80, 186, 191; BGH NJW 1981, 1606, 1607; Beck, T.A., S. 18; Borer, S. 60; 

Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 20; Michalski, BB 1998, 963; Pfeifer, S. 92; Errnan­
Schiemann, § 823 Rn. 119; Bamberger!Roth-Spindler, § 823 Rn. 511; MünchKommBGB­
Wagner, § 823 Rn. 646. 

197 Siehe BGHZ 80, 186, 198 f.; 104, 323, 327; BGH NJW 1990, 906, 907; Foerste, in: 
v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 23 Rn. 12 ff., § 24 Rn. 1; Meyer, J., 
S. 103 ff. 



154 Tei1 3: Konkretisierung der Herstellcrpflichten 

objektiv erforderlich und nach objektiven MaBstaben zumutbar sind". 198 Erforder­
lich sind die Sicherungsmaf3nahmen, die nach dem im Zeitpunkt der Inverkehrgabe 
des Produkts vorhandenen neuesten Stand der Wissenschaft und Technik moglich 
sind und als geeignet und genügend erscheinen, um Schaden zu vermeiden. 199 Zu­
mutbar sind wiederum solche MaBnahmen, die in Bezug auf die fúr erforderlich 
gehaltenen Standards in angemessenem Verhaltnis zum Verbrauchergesundheits­
schutz stehen.200 

Die zivilrechtliche Judikatur hat nicht nur die objektiven Sorgfaltsanforderungen 
kategorisiert und prazisiert, die ein Hersteller beachten muss, sondern darüber hin­
aus geschadigtenfreundliche Beweislastregeln entwickelt (sogleich (2)). 

(2) Beweis der Haftungsvoraussetzungen 

Nach allgemeinen Regeln müsste der Geschadigte alle anspruchsbegründenden 
Voraussetzungen des § 823 Abs. 1 BGB einschlieBiich Verkehrspflichtverletzung 
und Verschulden des Herstellers beweisen?01 Die Moglichkeit dieses Nachweises 
in Produkthaftungskonstellationen hangt erheblich davon ab, inwieweit der Ge­
schadigte die unternehmerischen Ablaufe in ihren Einzelheiten aufklaren kann?02 

Das ist jedoch offensichtlich schwierig, da es sich bei solchen Ablaufen um Um­
stande handelt, die Interna des Herstellerunternehmens sind und zu denen der Ge­
schadigte keinen Zugang hat.203 Daher hat der BGH seit dem Hühnerpest-Urteil204 

eine Beweislastumkehr zugunsten des Geschadigten eingefúhrt.205 Dieser muss nur 
den Fehler des Produkts, die Verletzung des Rechtsguts und die Kausalitat zwi­
schen dem Fehler und der Verletzung beweisen?06 Zusatzlich hat er darzutun, dass 
alle in Betracht kommenden Schadensursachen aus dem Gefahrenbereich stammen, 
den der Hersteller zu verantworten hat, und nicht etwa spater durch Transport, La-

198 BGH NJW 2009, 2952, 2953. 
199 Ebda.; vgl. ebenso Horl, S. 123. Der Begriff ,Erforderlichkeit" wird damit im Zivi1-

recht der Produkthaftung nicht im verfassungsrecht1ichen Sinn, d.h. a1s ,schonendstes Mit­
te1" angewendet. ,Erforderliche" Sicherheitsma13nahmen sind in der zivi1rechtlichen Pro­
dukthaftung diejenigen Mal3nahmen, die zur Verhinderung von bestimmten Schiiden 
geeignet sind. 

200 Meyer, J., S. 106; vgl. auch BGH NJW 1964,814,817. 
201 Landrock, JA 2003, 988; WeijJ, H. T., S. 434. 
2o2 BGHZ 51, 91, 104 f. 
203 BGHZ 51, 91, 104 f.; Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 38; Kraas, S. 91; Münch­

KommBGB-Wagner, § 823 Rn. 658. 
204 BGHZ 51,91 ff. 
205 Dazu eingehend Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 30 

Rn. 1 ff.; Prütting, in: Lieb (Hrsg.), Produktverantwortung und Risikoakzeptanz, S. 49 ff. 
206 BGHZ 51, 91, 102, 104 f.; 80, 186, 196; 104, 323, 332; Staudinger-Hager, § 823 

Rn. F 39; Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 552; MünchKommBGB-Wagner, § 823 
Rn. 658, 660 ff. 
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gerung usw. entstanden sind.207 Gelingt dieser Beweis, so obliegt es dem Produzen­
ten, sich zu entlasten und dabei das Fehlen einer objektiven Pflichtwidrigkeit oder 
eines Verschuldens zu beweisen.Z08 

Angesichts der aben aufgeführten Veranderung der Beweislastverteilung wird 
argumentiert, dass der BGH durch spezielle Beweisregeln faktisch eine verschul­
densunabhangige Deliktshaftung des Herstellers geschaffen habe.209 In der Tat 
dürfte die Beweislastumkehr zulasten des Produzenten im Hinblick auf das Ver­
schulden als deutliche Annaherung der Rechtsprechung an eine Gefáhrdungshaf­
tung zu betrachten sein.210 Gleichwohl ist - wie Hilgendorf richtig erkannt hat -
die deliktische Produkthaftung gemaB § 823 Abs. 1 BGB trotz der Veranderung der 
Beweislastverteilung noch als Verschuldenshaftung anzusehen. Denn nach der der­
zeitigen zivilrechtlichen Rechtsprechung ist das Verschulden des Herstellers nicht 
rechtlich irrelevant. Vielmehr bleibt es dem Produzenten grundsatzlich stets mog­
lich, die Verschuldensvermutung, die durch die Beweislastumkehr eintritt, zu wi­
derlegen.211 

bb) Haftung aus § 1 Abs. 1 ProdHaftG 

Neben die deliktische Produkthaftung ist seit dem 1.1.1990 das Haftungsregime 
des Produkthaftungsgesetzes getreten. Dieses Gesetz erging in Umsetzung der 
Richtlinie 85/374/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte.212 

(1) Haftungsvoraussetzungen213 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ProdHaftG hat der Hersteller eines fehlerhaften Produkts 
im Fall van Tod, Korperverletzung oder Sachbeschadigung den daraus entstehen-

207 BGHZ 51, 91, 105; 80, 186, 196; 104, 323, 332; 114, 284, 295 f.; Brüggemeier, 
S. 422; Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 39; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 660. 

zos BGHZ 51, 91, 102 ff.; 116, 104, 107 ff.; BGH NJW 1999, 1028, 1029; 2004, 521, 
522. 

209 So etwa Kraas, S. 93; Landrock, JA 2003, 988 f.; Prütting, in: Lieb (Hrsg.), Pro­
duktverantwortung und Risikoakzeptanz, S. 66; Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 480, 
552; Weif3, H.T., S. 439 f. 

21o Hilgendorf, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 83. 
211 Hilgendorf, Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 83 f. 
212 Richtlinie 85/374/EWG, ABI. EG Nr. L 210 vom 7.8.1985, S. 29. In mancherlei 

Hinsicht geht die Produkthaftung gemaB § 823 Abs. 1 BGB weiter als die nach dem Prod­
HaftG und schützt den Verbraucher umfassender (so Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 5; 
Kuhlen, in: Achenbach!Ransiek [Hrsg.], Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 4). So ist 
z.B. die de1iktische Haftung nicht auf eine bestimmte Summe beschrankt (anders § 10 
ProdHaftG) und die Produktbeobachtungspflicht ist nur a1s de1iktische Haftung zu begrün­
den (siehe dazu Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 5). 

213 Vgl. zum Folgenden Weij3, H.T., S. 451 f. 
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den Schaden zu ersetzen. Die Vorschrift setzt wie § 823 Abs. 1 BGB zunachst eine 
Rechtsgutsverletzung voraus, die auf3erdem durch ein fehlerhaftes Produkt herbei­
gefiihrt worden sein muss. 

Da § 1 Abs. 1 Satz 1 ProdHaftG die Haftung explizit nur an die Verursachung 
der Rechtsgutsverletzung durch einen Produktfehler knüpft und nicht zusatzlich 
noch ein individuelles Fehlverhalten bzw. einen Sorgfaltspflichtverstof3 verlangt, 
wird die Auffassung vertreten, dass es sich bei der Haftung nach dem ProdHaftG 
um eine verschuldensunabhangige Haftung handelt.214 In der zivilrechtlichen Lehre 
wird jedoch mit Recht hervorgehoben, dass si eh auch unter den Begriff ,Produkt­
fehler" verhaltensbezogene Sorgfaltspflichten im weitesten Sinne subsumieren las­
sen, deren Übertretung ,seit jeher die Fahrlassigkeit ausmacht und die Verschul­
denshaftung aus16st".215 Denn bei den Produktfehlern geht es nicht eigentlich um 
einen bestimmten Zustand des Produkts, sondern immer um ein (Fehi-)Verhalten 
des Produzenten, das den Anforderungen der Rechtsordnung nicht entspricht.216 

(2) Haftungsausschlussgründe 

Dass das Haftungssystem des ProdHaftG nicht vollstandig verschuldensunab­
hangig konzipiert ist, wird in § 1 Abs. 2 Nr. 5 deutlich.217 Gemaf3 dieser Vorschrift 
haftet der Hersteller nicht ftir Fehler, die nach dem Stand von Wissenschaft und 
Teclmik zu dem Zeitpunkt, zu dem das Produkt in den Verkehr gebracht wurde, 
nicht erkannt werden konnten. Demnach tragt der Hersteller fLir Entwicklungsrisi­
ken im Bereich der Konstruktion keine Haftung.218 § 1 Abs. 2 Nr. 5 ProdHaftG 
kann ebenso bei Instruktionsfehlern zur Anwendung kommen, wobei der Hersteller 
nur vor solchen Risiken warnen muss, die nach Stand von Wissenschaft und Tech­
nik erkennbar sind.219 I-Iatte der Gesetzgeber fiir Konstruktions- und Instruktions­
fehler eine verschuldensunabhangige Haftung einftihren wollen, so hatte er den 
Entlastungsbeweis der Unerkennbarkeit des Fehlers nicht vorsehen dürfen und das 
Entwicklungsrisiko dem Hersteller auferlegen müssen.220 

214 Kul/mann, ProdHaftG, § 1 Rn. 26; Taschner, NJW 1986, 61 1 f.; vgl. auch Holst, 
S. 16; Kraas, S. 81 f.; Rolland, ProdHaftG, § 1 Rn. 7. 

215 MünchKommBGB-Wagner, Ein1eitung ProdHaftG Rn. 15; vgl. auch v. Bar, FS fúr 
Lange, S. 389; Kotz, FS fiir Lorenz, S. 114; Schlechtriem, FS f"tir Rittner, S. 549 ff. 

216 Vgl. Sch/echtriem, FS fiir Rittner, S. 551. 
217 Vgl. Hager, JZ 1990, 398; MünchKommBGB-Wagner, Ein1eitung ProdHaftG 

Rn. 15. 
m Landrock, JA 2003, 984; MünchKommBGB-Wagner, § 1 ProdHaftG Rn. 51; Wei)3, 

H.T., S. 451. 
219 Hager, JZ 1990, 398; MünchKommBGB-Wagner, § 1 ProdHaftG Rn. 52; a.A. 

BGHZ 129, 353, 358 f., wonach § 1 Abs. 2 Nr. 5 ProdHaftG aussch1ief3lich a uf Konstruk­
tionsfeh1er Anwendung findet. 

220 Hager, JZ 1990, 398; Lorenz, W., ZHR 151 ( 1987), 14, 23 (Fn. 62). Ledig1ich im 
Fabrikationsbereich ist nach dem ProdHaftG die Verantwort1ichkeit des Herstellers unab-
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Hervorzuheben ist femer der Entlastungsgrund nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 ProdHaftG. 
Danach schlieBt das ProdHaftG die Haftung des Herstellers aus, wenn er beweist, 
dass der Fehler darauf zurückzuruhren ist, dass das Produkt zwingenden Rechts­
vorschriften über die Herstellung entsprach. Dieser Haftungsausschluss bestatigt 
nochmals, dass das ProdHaftG die Verantwortlichkeit des Herstellers, insbesondere 
bei Konstruktions- und Instruktionsfehlem, nicht als Gefáhrdungshaftung, sondem 
als Sonderform der Haftung rur Sorgfaltswidrigkeit ausgestaltet hat. 221 

e) Übertragbarkeit der zivilrechtlichen Verkehrssicherungspjlichten 
auf das Strafrecht 

Inwieweit die Konkretisierung der Herstellerpflichten durch die Rechtsprechung 
der Zivilgerichte ins Strafrecht übemommen werden kann, ist in der Strafrechts­
wissenschaft noch nicht geklart. Der BGH hat im Lederspray-Urteil die Übemah­
memoglichkeit offen gelassen. Dort hat er festgestellt, dass in der Tat manches da­
rur spricht, dass dieselben Pflichten, die rur die zivilrechtliche Produkthaftung 
maBgebend sind, auch die Grundlage strafrechtlicher Verantwortlichkeit bilden, 
doch hat er zugleich darauf hingewiesen, dass schadensersatzorientierte Haftungs­
pflichten des Zivilrechts nicht unbesehen zur Bestimmung strafrechtlicher Verant­
wortung herangezogen werden k6nnen.222 

Die Vorteile, die eine Übemahme der produkthaftungsbezogenen Konkretisie­
rung der VerhaltensmaBstabe durch die zivilrechtliche Judikatur ins Strafrecht bie­
ten würde, sind unbestreitbar.223 Die Heranziehung der in einer langjahrigen Praxis 
entwickelten Verkehrssicherungspflichten konnte die Rechtssicherheit auf dem 
Gebiet der strafrechtlichen Produktverantwortung entschieden erhohen, die Einheit 
der Rechtsordnung fórdem und dem Strafrichter ein betrachtliches MaB an argu­
mentativer Entlastung bringen.224 Im Folgenden sallen die Argumente dargestellt 
werden, die rur und gegen eine Übertragung des zivilen Produkthaftungsrechts auf 
das Strafrecht sprechen. 

aa) Argumente rur eine Übertragung des zivilen Produkthaftungsrechts 
ins Strafrecht zur Verhaltenspflichtkonkretisierung 

Für eine Übertragung der durch die zivilrechtliche Judikatur zur Produkthaftung 
konkretisierten Verhaltensanforderungen in die strafrechtliche Produktverantwort-

hangig von einer Einha1tung des Stands der Wissenschaft und Technik (so WeijJ, H.T., 
S. 452). 

221 In diesem Sinne MünchKommBGB-Wagner, § 1 ProdHaftG Rn. 42. 
222 BGHSt 37, 106, 115. 
223 GrojJe Vorholt, S. 162. 
224 Alexander, S. 59; GrojJe Vorholt, S. 162; Hilgendorf, Strafrecht1iche Produzenten­

haftung, S. 147; Holtermann, S. 160; Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 83; Mayer, 
Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, S. 236 f.; Schwartz, S. 88. 
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lichkeit spreche, dass in beiden Rechtsgebieten der Schutz des Lebens und der Ge­
sundheit der Verbraucher vom (Verhaltens-)Normzweck erfasst würden.225 Ande­
rerseits sei die Tatsache, dass die objektive Sorgfaltspflicht im Strafrecht als Tatbe­
standsmerkmal, im Zivilrecht hingegen als Schuldelement behandelt werde, ohne 
Belang ftir die Übertragung, da die inhaltliche Umschreibung der Verhaltensnor­
men von ihrer Verortung unabhangig sei.226 Ebenso ohne Bedeutung sei, dass eine 
Strafuarkeit wegen eines fahrlassigen Delikts neben der objektiven Sorgfaltswid­
rigkeit noch eine individuelle Sorgfaltswidrigkeit voraussetze, wahrend die Erfor­
derlichkeit eines solchen Merkmals im Zivilrecht umstritten sei?27 Dieser Unter­
schied besage nichts fUr die Frage nach einem einheitlichen Verstandnis der 
objektiven Pflichtwidrigkeit im Straf- und Deliktsrecht, weil er gerade nicht dieses 
Merkmal, sondem ein zusatzliches Haftungserfordernis betreffe.228 

bb) Argumente gegen eine Übertragung des zivilen Produkthaftungsrechts 
ins Strafrecht zur Verhaltenspflichtkonkretisierung 

Gegen eine Übernahme des zivilrechtlichen VerhaltensmaBstabs in die straf­
rechtliche Produktverantwortung spreche aber die unterschiedliche Zwecksetzung 
der beiden Rechtsmaterien.229 Das Strafrecht ziele darauf ab, entgegenstehendes 
Verhalten auszuschlieBen und antworte auf die Desavouierung der Verhaltensnorm 
mit dem sozialethischen Unwerturteil Strafe.230 Dagegen orientiere sich das Zivil­
recht an den Bedürfuissen des Geschaftsverkehrs und diene einer okonomisch effi­
zienten und billigen Haftungsverteilung?31 Daher spielten bei der Interessenabwa­
gung, die den zivilrechtlichen Pflichten zugrunde liegt, auch die wirtschaftliche 
Leistungsfáhigkeit des Herstellers, die Versicherbarkeit des Schadensrisikos und 
seine Umlegbarkeit auf die Verbraucher im Wege der Preisbildung eine Rolle.232 

All diese Argumente stellten Aspekte dar, die zur Begründung strafrechtlicher Pro­
duktverantwortung unbrauchbar seien.233 Des Weiteren wird vorgetragen, dass die 
Judikatur die zivilrechtliche Produkthaftung in Richtung einer Gefáhrdungshaftung 

225 Schmucker, S. 159; vgl. auch Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelscha­
den, S. 269; Meier, NJW 1992, 3195; Schmidt-Sa/zer, Produkthaftung I, Rn. 1.028. 

226 Grofie Vorho/t, S. 163; Kuh/en, Fragen einer Produkthaftung, S. 83 f.; Mayer, Pro­
duktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 269. 

227 So Hilgend01j; Strafrechtliche Produzentenhaftung, S. 150 f.; Kuhlen, Fragen einer 
Produkthaftung, S. 84. 

228 Kuh/en, Fragen einer Produkthaftung, S. 84. 
229 Bloy, FS für Maiwald, S. 43 f.; Duttge, GA 2003, 464. 
no So A1ikus, S. 118. 
231 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 270. 
232 In diesem Sinne Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 150 f. (auch Fn. 354); Mi­

kus, S. 118; vgl. auch Schonke/Schroder-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 223. 
233 Bloy, FS für Maiwald, S. 44; Hühfe/d, S. 182; Kuh/en, Fragen einer Produkthaftung, 

S. 91, 151; Schumann, H., Strafrechtliches Handlungsunrecht, S. 117. 
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fortentwickelt habe.Z34 Diese Tendenz dürfe ins Strafrecht nicht einflie13en, kenne 
dieses doch allein eine Umechtshaftung.235 

ce) Stellungnahme 

Um eine Stellungnahme zur Übertragbarkeit der zivilrechtlichen Judikatur zur 
Pdizisierung der Herstellerpflichten auf das Strafrecht abgeben zu konnen, muss 
man sich immer vor Augen halten, dass dieses Problem mit der Frage nach der 
Festlegung der Verhaltensnormen- und nicht der Sanktionsnormen!- des Herstel­
lers zu tun hat. Bei der Festlegung der Verhaltensnormen geht es stets um das Prob­
lem, wie die Freiheit des Herstellers mit der Freiheit und den Gütem des Verbrau­
chers in ein angemessenes Verhaltnis gebracht werden kann,236 und nicht um die 
Frage nach der staatlichen Reaktion auf eine Überschreitung der dem Hersteller 
von der Rechtsordnung zuerkannten Freiheit. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass der gr513te Teil der Einwande gegen 
die Übemahme des zivilrechtlichen VerhaltensmaBstabs in die strafrechtliche Pro­
duktverantwortung nicht tragfáhig ist, indem die Aufmerksamkeit nicht auf die 
(vermeintliche) Unterschiedlichkeit der Eigenschaften von zivil- und strafrecht­
lichen Verhaltensnormen gerichtet wird, sondem allein auf die verschiedenen Zwe­
cke, die zivil- und strafrechtliche Sanktionsnormen verfolgen. Wenn vorgetragen 
wird, dass eine Übemahme des zivilrechtlichen Verhaltensma13stabs in die straf­
rechtliche Produktverantwortung nicht moglich sei, weil das Zivilrecht auf den 
Ausgleich von Vermogensschaden abziele, das Strafrecht hingegen bezwecke, die 
ihm unterworfenen Bürger durch die Androhung von Sanktionen zu einem norm­
gemii13en Verhalten zu bewegen,237 so wird damit gerade die unterschiedliche Ziel­
setzung der Sanktionsnormen des Zivil- und Strafrechts angesprochen. Diese Er­
wiigungen haben jedoch nichts mit dem Problem der Verhaltensnormen im 
Produktverantwortungsbereich zu tun. Daher sind sie nicht relevant für die Frage, 
ob sich die Pflichtwidrigkeit des Verhaltens im Rahmen der §§ 211 ff., 223 ff. 
StGB auch durch den Verweis auf zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten 
konkretisieren liisst. 

Die von der zivilrechtlichen Judikatur entwickelten Sorgfaltspflichten versuchen, 
die Freiheitsausübung der Hersteller und die Entfaltungsinteressen und Rechts­
güterschutzbedürfuisse der Verbraucher in angemessener Weise zum Ausgleich zu 

234 Kuhlen, Fragen einer Produk:thaftung, S. 91 f. m.w.N.; ders., in: Achenbach!Ransiek 
(Hrsg. ), Handbuch Wirtschaftsstrafrecht, Rn. 31. 

235 Vgl. Bloy, FS für Maiwald, S. 43. 
236 Dazu, dass es bei der Konturierung der Verhaltensordnung um eine Frage nach der 

Reichweite und den Grenzen der rechtlichen Freiheit geht, siehe Frisch, GA 2003, 734; 
Kindhauser, GA 1994, 212 ff.; Kohler, AT, S. 185 f. 

237 So etwa Mayer, Produktverantwortung bei Armeimittelschaden, S. 237 f., 270 f. 
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bringen. Ein erheblicher Teil dieser Pflichten lasst sich des Weiteren im Interesse 
des Schutzes des Lebens und der Gesundheit legitimieren, um deren (indirekten) 
Schutz es auch in den §§ 211 ff., 223 ff. StGB geht.238 Dementsprechend stellen die 
zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflichten eine vorhandene vorstrafrechtliche 
Verhaltensordnung dar, die die strafrechtliche Produkthaftung nicht einfach igno­
rieren darf.239 Daher wird zutreffend darauf hingewiesen, dass sofern si eh die zivil­
rechtlichen Verkehrssicherungspflichten als angemessene Uisung des Konflikts 
zwischen den Gütererhaltungsinteressen der Verbraucher auf der einen und den 
Freiheitsentfaltungsinteressen der Hersteller auf der anderen Seite erweisen, si e als 
Grundlage einer strafrechtlichen Produktverantwortung dienen konnen.240 

Ungeachtet des soeben Gesagten sind selbstverstandlich überspannte zivilrecht­
liche Sorgfaltsanforderungen, die nicht auf eine Verhaltenssteuerung, sondern le­
diglich auf eine Schadensverlagerung nach Art einer verschuldensunabhangigen 
Gefáhrdungshaftung abzielen - etwa in Bezug auf die Fabrikationsfehler im Rah­
men des ProdHaftG -, für das Strafrecht unbrauchbar.241 Denn bei einer zivilen 
Gefáhrdungshaftung kommt es auf die Pflichtwidrigkeit des Verhaltens nicht an. 
Diese Haftung leitet sich aussch1ief31ich vom Erfolg ab. Das Strafrecht darf hinge­
gen nicht auf das Erfordernis der Pflichtwidrigkeit des Verhaltens verzichten.242 

d) Wirkungen der Einhaltung und der Verletzung van zivi!rechtlichen 
Verkehrssicherungspjlichten 

lm Folgenden soll die Wirkung der Einhaltung bzw. der Verletzung von zivil­
rechtlichen Verkehrssicherungspflichten, die eine angemessene Li.isung des Kon­
flikts zwischen den Gütererhaltungsinteressen der Verbraucher und den Freiheits­
entfaltungsinteressen der Hersteller bilden, auf das tatbestandsmaf3ige Verhalten 
i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB dargelegt werden. 

aa) Einhaltung van zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflichten 

Aufgrund des akzessorischen Charakters des Strafrechts müssen die §§ 211 ff., 

223 ff. StGB die Vorgaben der (adaquaten) Primarordnung der zivilrechtlichen 
Produktverantwortung beachten. Dementsprechend sind Verhaltensweisen, die 

23S Vgl. in diesem Sinne Schmidt-Salzer, Produkthaftung !, Rn. \.028, 1.030. 
239 Frisch, Verha1ten, S. 211 (Fn. 215). 
240 Grund1egend Frisch, Verha1ten, S. 211; ihm zust. A/exander, S. 62; Bosch, S. 191; 

Freund, Unter1assen, S. 168, 216; 1-Jo/termann, S. 161; Schonke/Schriider-Siernberg­
Lieben, § 15 Rn. 223. 

241 In diesem Sinne Freund, Unterlassen, S. 216; Hohfeld, S. 185. 
242 Dazu, dass ohne einen Verha1tensnormverstof3 eine Bestrafung nicht nur unvernünf­

tig und ungerecht, sondern darüber hinaus unter zweckrationa1en Aspekten nicht zu 1egiti­
mieren wUre, si eh e oben Tei1 1, 1.8.4. 
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nach dieser speziellen Primarordnung erlaubt sind, von der rechtlichen Freiheit 
gedeckt und stellen keine tatbestandsmaBige Risikoschaffung i.S.d. erwahnten 
Straftatbestande dar.243 Ein Hersteller mag durch die Anfertigung und das Inver­
kehrbringen des Produkts ein Risiko für das Leben bzw. die Gesundheit der 
Verbraucher geschaffen bzw. erhoht haben. Dies lasst sich jedoch, weil sein Ver­
halten keine Überschreitung der durch die Primarordnung der zivilrechtlichen Pro­
duktverantwortung zugeteilten (begrenzten) Freiheit darstellt, nicht als missbilligte 
Risikoschaffung bezeichnen. 

Beispiel: Nach der zivilrechtlichen Judikatur ist ein Hersteller von Schokoriegeln nicht 
gehalten, se in e Produkte mit W amhinweisen über das durch den regelmaJ3igen Verzehr 
von zuckerhaltigen Lebensmitteln drohende Diabetes-Risiko zu versehen. Denn es gehéi­
re zum allgemeinen Erfahrungswissen der Verbraucher, dass zuckerhaltige Lebensmittel 
der Gesundheit nicht zugute kommen.244 Ebenfalls sei es allgemein bekannt, dass ein 
übermiiJ3iger Verzehr dieser Lebensmittel zu Diabetes führen kann?45 Wamt der Her­
steller nicht vor dem Diabetes-Risiko und zieht sich ein Verbraucher diese Krankheit zu, 
so ist diese Gesundheitsbeeintriichtigung allein auf die eigenverantwortliche Selbstge­
fáhrdung des Opfers zurückzuführen. Der Hersteller hat hier (nur) ein von der Primar­
ordnung (der zivilrechtlichen Produkthaftung) toleriertes Risiko geschaffen. 

bb) Verletzung von zivilrechtlichen V erkehrssicherungspflichten 

Das Herstellerverhalten, das gegen zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten 
verst6Bt, ist wiederum als eine missbilligte Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff, 223 ff 
StGB zu qualifizieren, wenn diese Verkehrssicherungspflichten als Ausdruck ad­
aquater Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen angesehen werden 
konnen. 

e) Zwischenergebnis 

Neben dem vorstrafrechtlichen und dem vorrechtlichen Produktsicherheitsrecht 
sowie den Produktzulassungen stellen die Verkehrssicherungspflichten der zivilen 
Produkthaftung eine Primarordnung dar, auf der die §§ 211 ff, 223 ff StGB auf­
bauen. Wenn diese Verkehrssicherungspflichten im Einzelfall vorhanden sind und 
als Ausdruck adaquater Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen 
angesehen werden kounen, stellt deren Verletzung die Grundbedingung für die 
Anwendbarkeit dieser Straftatbestiinde dar. Das Verhalten des Herstellers, das nach 
den Verkehrssicherungspflichten der zivilrechtlichen Produkthaftung toleriert ist, 
kann nicht durch §§ 211 ff, 223 ff StGB ponalisiert werden. 

243 Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 8; vgl. auch Gro}Je Vorholt, S. 163; Holter­
mann, S. 161; Liiderssen, FS für Eser, S. 170; Schéinke!Schréider-Sternberg-Lieben, § 15 
Rn.145. 

244 OLG DüsseldorfVersR 2003, 912, 915. 
245 Ebda. 
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C. Abwagung von N utzen und Risiko 

In den Fallen, in denen mithilfe der oben dargestellten Ansatzpunkte- und zwar 
( vorstraf-)rechtlichen und vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln, Produktzulas­
sungen und zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflichten- die Rechtspflichten des 
Herstellers nicht bestimmt werden konnen, bleibt nichts anderes übrig, als diese 
Pflichten im Wege einer umfassenden Abwagung zwischen Sicherheits- und Frei­
heitsinteressen zu ermitteln.246 Zur Konkretisierung der Pflichten des Herstellers 
muss somit geprüft werden, ob es im Einzelfall ,die Ordnung des menschlichen 
Zusammenlebens erfordert, die Interessen am Rechtsgüterschutz über die ínteres­
sen an der Handlungsfreiheit zu stellen".247 Maf3gebliche Gesichtspunkte einer um­
fassenden Abwagung zur Pflichtenkonkretisierung sind insbesondere der Wert des 
betroffenen Rechtsguts, die Intensitat der ihm drohenden Gefahr sowie der soziale 
Nutzen des Produkts.248 Eine Risiko-Nutzen-Abwagung ist charakteristisch für die 
Pflichtenkonkretisierung im Arzneimittelbereich. So darf ein Arzneimittelhersteller 
- angesichts der Bedeutung der Rechtsgüter Leben und Gesundheit- Medikamente 
nur auf den Markt bringen, wenn sie so gestaltet sind, dass ihr gesellschaftlicher 
Nutzen, d.h. ihr therapeutischer Wert, hoher als ihre Neben- und Wechselwirkun­
gen ist.249 

Eine solche umfassende Interessenabwagung ist als dogmatischer Ansatzpunkt 
für eine Prazisierung der Herstellerpflichten nicht nur für die Falle des Tuns, son­
dern ebenso für die Falle des Unterlassens ausschlaggebend?50 Somit kann diese 
Abwagung nicht nur eine Prazisierung der nach den Grundsatzen des Begehungs­
delikts behandelten Konstruktions-, Fabrikations- und Instruktionspflichten des 
Herstellers sondern auch ihrer Gefahrabwendungspflichten, deren Verletzung einen 
Unterlassungsvorwurf begründet, leisten. Demnach bestimmen sich die konkreten 
Gefahrenabwehrmaf3nahmen, die der Hersteller treffen muss (nachtragliche Hin­
weise und Warnungen, Ánderungen in der Gestaltung des Produkts, Produktions­
stopp, Rückruf usw.), nachdem er die zuvor unbekannte Gefahrlichkeit seines Pro­
dukts erkannt hat, auch anhand eines Abwagungsprozesses, in den die Haufigkeit 
und Schwere der Rechtsgutsbeeintrachtigungen sowie die soziale Nützlichkeit und 
Notwendigkeit des Produkts einflief3en?51 

246 So Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schiiden, S. 277; vgl. auch Bosch, 
S. 463 f.; Satzger, S. 627. 

247 Sammer, S. 126. 
248 Vgl. dazu Gretenkordt, S. 141; Ho!termann, S. 157; Mayer, Produktverantwortung 

bei Arzneimitte1schiiden, S. 267,277. 
249 Niiher zur Risiko-Nutzen-Abwiigung im Arzneimitte1bereich Georgy, S. 74 ff., 

132 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1sch1iden, S. 191 ff. 
250 Vgl. Bosch, S. 464. 
251 Siehe dazu Alexander, S. 1 O 1 ff.; Bock, S. 148; Schmucker, S. 161. 



III. Spanisches Recht 

Nachdem die Kriterien des deutschen Produktverantwortungsstrafrechts zur 
Konkretisierung der Herstellerpflichten untersucht wurden, sollen nun die Kriterien 
der spanischen Produktverantwortung zur Prazisierung dieser Pflichten analysiert 
werden. 

Wie beschrieben erblickt die spanische Lehre in den Delikten durch gesundheits­
schadliche Lebensmittel (delitos alimentarios) den Inbegriff der strafrechtlichen 
Produktverantwortlichkeit. 1 Die Gründe dafur liegen moglicherweise einerseits 
darin, dass die Lebensmitteldelikte in Spanien diejenigen Verbrechen darstellen, 
die unter allen auf Fallkonstellationen der strafrechtlichen Produktverantwortlich­
keit herangezogenen Tatbestanden des spStGB die weitestgehende und ausfuhr­
lichste Regelung erlangt haben.2 Andererseits darf die gro13e Aufmerksamkeit nicht 
vergessen werden, die der Colza-Skandal- ein paradigmatischer Fall des Lebens­
mittelstrafrechts- in der Literatur erregte. Vor diesem Hintergrund stellt Art. 363 
Nr. 2 spStGB einen zentralen Straftatbestand des spanischen Strafrechts der Pro­
duktverantwortung dar. Er entspricht dem Art. 346 des ehemaligen Strafgesetz­
buchs von 1973, aufgrund dessen die Oluntemehmen im Colza-Fall verurteilt wur­
den.3 Der Straftatbestand lautet: 

Mit Gefángnis [ ... ] werden die Hersteller [ ... ] bestraft, die die Gesundheit der Verbrau-
cher gefáhrden: [ ... ] 2. indem sie Getranke oder Nahrungsmittel, die für den allgemei-
nen Verbrauch bestimmt und gesundheitsschadlich sind, herstellen [ ... ] . 

Nun statuiert Art. 363 Nr. 2- wie viele andere Tatbestande des spanischen Straf­
gesetzbuchs - keine konkreten Rechtspflichten, die festlegen, was ein Rechts­
unterworfener in einer bestimmten Situation tun bzw. unterlassen muss, damit sein 
Verhalten keinerlei Gefahr fur andere darstellt.4 Art. 363 Nr. 2 spStGB enthalt nur 
e in abstrakt -generelles Verbot in Bezug a uf die Herstellung von Lebensmitteln, und 
zwar: ,Es ist verboten, gesundheitsschadliche Getranke oder Nahrungsmittel her­
zustellen und dadurch die Gesundheit der Verbraucher konkret zu gefáhrden."5 Aus 
diesem im Bereich der Lebensmittelherstellung verankerten blo13en Verbot, nicht 
ursachlich fur die konkrete Gefáhrdung der Rechtsgüter der Verbraucher zu wer­
den, ergeben sich keine ,Anleitungen fur eine rechtlich richtige Entscheidung und 
ein daran ausgerichtetes normkonformes Verhalten".6 

1 Siehe aben Teil2, III.B.I.b)bb). 
2 Doval Pais, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 

S. 344. 
3 Siehe dazu Cuadrado Ruiz, in: Martos Núñez (Hrsg.), Protección penal, S. 111; 

Díaz-Maroto y Villarejo, El Derecho Penal, S. 59. 
4 Vgl. Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 188; Frígols i Brines, in: 

Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 272. 
5 Vgl. Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 188. 
6 Zutreffend bei §§ 8 ff. a.F. LMBG; Domeier, Gesundheitsschutz, S. 41. 
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Zwar trifft es zu, dass Art. 363 Nr. 2 spStGB ein Tatmittel - ein fi.ir den all­
gemeinen Gebrauch bestimmtes gesundheitsschadliches Getrank oder Nahrungs­
mittel - festsetzt, dessen lnverkehrgabe als strafWürdig angesehen wird. Diese Be­
stimmung des Tatmittels gibt jedoch - ohne die Heranziehung weiterer normativer 
Erwagungen- keine Antwort auf die Frage, ob eine Verhaltensweise des Herstel­
lers im Einzelfall erlaubt oder verboten ist. 

Beispiel: Ein Spirituosenhersteller méichte einen Gin mit einem Alkoholgehalt van 50 
Volumenprozent auf den Markt bringen. Nach der allgemeinen Erfahrung ist vorausseh­
bar, dass der übermaf3ige Konsum dieses Produkts zu einer schweren Alkoholvergiftung 
ftihren kann. Ob die Inverkehrgabe des Gins als missbilligtes bzw. nicht missbilligtes 
Verhalten anzusehen ist, beantwortet der Wortlaut des Straftatbestands des Art. 363 
Nr. 2 spStGB nicht? 

Angesichts des Fehlens einer konkreten Beschreibung der dem Hersteller oblie­
genden Verhaltenspflichten in Art. 363 Nr. 2 spStGB, die die Beurteilung des Ver­
haltens als missbilligtes bzw. toleriertes ermoglichte, haben die Rechtsprechung 
und Lehre Kriterien zur Bestimmung dieser Pflichten entwickelt. Diese Kriterien 
sallen im Folgenden untersucht werden. 

A. Konkretisierung der Herstellerpflichten durch die ErHiuterung 
des Begriffs ,gesundheitsschadlich" 

Die spanische Literatur versucht die Frage nach den konkreten Verhaltenspflich­
ten des Lebensmittelherstellers zunachst durch die Erlauterung des in Art. 363 
Nr. 2 spStGB enthaltenen Ausdrucks ,gesundheitsschadlich" zu beantworten. 
Der Grund für die Heranziehung dieses Begriffs zur Prazisierung der Hersteller­
pflichten ist nicht schwer zu finden: Dieser Begriff stellt ein normatives Tat­
bestandsmerkmal dar,8 das das Fehlen gewisser Sicherheitsanforderungen eines 
Lebensmittels in Bezug auf die Gesundheit zum Ausdruck bringt. Solche Sicher­
heitsanforderungen sind in Verhaltenspflichten zum Schutz der Gesundheit der 
Verbraucher zu übersetzen, die die Produzenten im Lebensmittelbereich erfüllen 
müssen. 

Zur Erlauterung des Ausdrucks ,gesundheitsschadlich" hallen sich Rechtspre­
chung und Lehre an die Begriffsbestimmungen des Spanischen Lebensmittel­
gesetzbuchs (nachfolgend 1.) und der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europai­
schen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 (dazu unten 2.), sie greifen 
al so a uf eine systematische Auslegung dieses Ausdrucks zurück. 

7 Vgl. Feijoo Sánchez, in: Bajo Fernández (Hrsg.), Gobierno corporativo, S. 201. 
~ So Paredes Castailón/Rodríguez f'vfontailés, S. 198; Pérez Alvarez, GS fiir Barbero 

Santos, S. 475. 
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In der strafrechtlichen Judikatur und Lehre wird meist darauf hingewiesen, dass 
der in Art. 363 Nr. 2 spStGB enthaltene Begriff ,gesundheitsschiidlich" i.S.d. 
Art. 1.01.01 Spanisches Lebensmittelgesetzbuch zu interpretieren ist.9 GemiiB die­
ser Vorschrift sind unter ,gesundheitsschiidlichen Lebensmitteln" solche Lebens­
mittel zu verstehen, die bei vemünftigem Konsum und unter Beachtung der ent­
sprechenden Gebrauchsanweisungen schiidliche Wirkungen auf die Verbraucher 
haben ki:innen. Dabei werden vom Begriff ,gesundheitsschiidliche Getriinke oder 
Nahrungsmittel" im Rahmen des Art. 363 Nr. 2 spStGB nicht solche Lebensmittel 
erfasst, die eine verderbliche Wirkung nur bei unsachgemiiBem Gebrauch ( etwa 
mangelnder Kühlung des Produkts wegen Nachliissigkeit des Verbrauchers) ausli:i­
sen. 10 

Gesundheitsschiidlich ist ein Lebensmittel nach MaBgabe des Art. 1.01.01 Spani­
sches Lebensmittelgesetzbuch auch, wenn es bei sofortigem Konsum nicht schiid­
lich ist, seine wiederholte Einnahme aber eine Gefahr fiir die Gesundheit mit sich 
bringt. Ebenso gesundheitsschiidlich ist ein Lebensmittel gemiiB dieser Vorschrift, 
wenn es zwar fiir einen durchschnittlichen Verbraucher nicht bedenklich ist, fiir 
den anvisierten Abnehmerkreis (Diabetiker, Schwangere usw.) aber eine Gesund­
heitsgefahr darstellen kann. Somit ist fiir die Konkretisierung des Begriffs ,ge­
sundheitsschiidliche Getriinke oder Nahrungsmittel" im Rahmen des Art. 363 Nr. 2 
spStGB auch die langfristige Auswirkung auf die Gesundheit sowie die Konstituti­
on derjenigen Personen ausschlaggebend, die üblicherweise mit den Lebensmitteln 
in Kontakt komrnen. 

2. ,Gesundheitsschadliche" Lebensmittel i.S.d. Art. 14 
der Verordnung (EG) Nr.l78/2002 des Europaischen Parlaments 

und des Rates vom 28. Januar 2002 

Teilweise wird vertreten, dass sich jede angemessene Erliiuterung des Ausdrucks 
,gesundheitsschiidlich" im Lebensmittelstrafrecht auf Art. 14 Abs. 4 der Verord­
nung (EG) Nr. 178/2002 des Europiiischen Parlaments und des Rates vom 28. Ja­
nuar 2002 stützen muss. 11 Denn diese Norm sieht mehrere Kriterien zur Beantwor­
tung der Frage vor, ob ein Lebensmittel gesundheitsschiidlich ist, und zwar: 

9 Urteil der Audiencia Provincial Córdoba vom 30.12.2002, bei Guisasola Lerma, 
S. 165; Barber Burusco, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios S. 98; Díaz-Maroto y 
Villarejo, El Derecho Penal, S. 51; Guinarte Cabada, GS fur Femández-Albor, S. 403; 
Pérez Álvarez, Protección Penal, S. 108 ff.; Roso Cañadillas, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), 
Comentarios, S. 68 f.; Sánchez Martínez, S. 227. 

10 Barber Burusco, in: Cobo del Rosal (Hrsg.), Comentarios, S. 99. 
11 García Rivas, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 

S. 425. 
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- ,die wahrscheinlichen sofortigen und/oder kurzfristigen und/oder langfristigen 
Auswirkungen des Lebensmittels nicht nur auf die Gesundheit des Verbrauchers, 
sondern auch aufnachfolgende Generationen", 12 

- ,die wahrscheinlichen kumulativen toxischen Auswirkungen", 13 

- ,die besondere gesundheitliche Empfindlichkeit einer bestimmten Verbraucher-
gruppe, falls das Lebensmittel für diese Gruppe von Verbrauchern bestimmt 
ist". 14 

3. Zwischenergebnis 

Art. 363 Nr. 2 spStGB enthalt nur ein abstrakt-generelles Verbot in Bezug auf 
die Herstellung von Lebensmitteln, und zwar: ,Es ist verboten, gesundheitsschad­
liche Getranke oder Nahrungsmittel herzustellen und dadurch die Gesundheit der 
Verbraucher konkret zu gefahrden." Die systematische Auslegung des Begriffs 
,gesundheitsschadlich" ermoglicht es, die Rechtspllichten des Lebensmittelherstel­
lers im Rahmen des Art. 363 Nr. 2 spStGB zu konkretisieren. So ist der Hersteller 
gehalten, nur solche Lebensmittel in den Verkehr zu bringen, die bei vernünftigem 
Konsum und unter Beachtung der betreffenden Gebrauchsinformation keine sofor­
tige, kurzfristig bzw. langfristig nachteilige Wirkung auf die Gesundheit der poten­
ziellen Verbraucher herbeiführen. Bringt etwa ein Spirituosenhersteller einen Gin 
mit einem Alkoholgehalt von 50 Volumenprozent auf den Markt, 15 so verstoBt er 
gegen keine Rechtspflicht. Denn bei vernünftigem Konsum eines eigenverantwort­
lichen Verbrauchers führt der Verzehr von Gin zu keiner schweren Gesundheits­
schadigung. Der Spirituosenhersteller benotigt jedoch weitere Anleitungen, um 
rechtlich richtige Entscheidungen im Rahmen der Ginproduktion treffen zu kon­
nen. Denn das Ergebnis einer systematischen Auslegung des Begriffs ,gesund­
heitsschadlich" gibt wenige Anhaltspunkte daflir, welche konkreten Inhaltsstoffe 
im Gin bis zu welcher Konzentration enthalten sein dürfen bzw. wie der Produkti­
onsprozess der Spirituose anzulegen ist. Um diese Fragen beantworten zu konnen, 
müssen weitere Kriterien berücksichtigt werden (nachfolgend B.). 

12 Art. 14 Abs. 4 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 
13 Art. 14 Abs. 4 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 
14 Art. 14 Abs. 4 Buchstabe e) der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 
1s Vgl. aben Beispiel Teil 3, Ill. 
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B. Weitere dogmatische Ansatzpunkte für eine Konkretisierung 
der Herstellerpflichten 

l. (V orstraf-)Rechtliche Produktsicherheitsregeln 

a) (Vorstraf-)Rechtliche Regeln im Lebensmittelbereich 

Die ( vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsnormen, die die Sicherheitsstan­
dards eines Lebensmittels festlegen bzw. ihre einwandfreie Produktion regeln, sind 
bedeutend für die Konkretisierung der Rechtspflichten des Lebensmittelherstel­
lers.16 Die wichtigste Sammlung von Produktsicherheitsregeln im Lebensmittel­
bereich bildet das bereits oben erwahnte Spanische Lebensmittelgesetzbuch (Códi­
go Alimentario Español). 17 Es stellt ein systematisches Regelwerk über Lebens­
mittel, Gewürze, Getranke und Genussmittel, ihre Rohstoffe und im weiteren Sinne 
über Produkte für die hiiusliche Nutzung dar. 18 Sein Zweck ist es, die von Lebens­
mitteln zu erfüllenden Mindestvoraussetzungen und die Rahmenbedingungen für 
ihre Herstellung festzulegen. 19 

Weitere bedeutende (vorstraf-)rechtliche Sicherheitsnormen für Lebensmittel 
finden sich z.B. im Real Decreto 348/2001 vom 4.4.2001, das die Herstellung von 
mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmitteln regelt und des sen Anhang IV 
Hochstdosisgrenzen für die Ionisierung festsetzt.20 Auch das Real Decreto 
1074/2002 vom 18.10.2002, welches die Herstellung von Wasser für den mensch­
lichen Gebrauch regelt, enthiilt relevante (vorstraf-)rechtliche Produktsicherheits­
normen, die den Hersteller verpflichten, regelmaf3ig Proben und Analysen des 
Wassers vorzunehmen (Art. 11).21 

Das Heranziehen (vorstraf-)rechtlicher Produktsicherheitsnormen zur Prazisie­
rung der Herstellerpflichten setzt jedenfalls voraus, dass jene nicht blof3 organisato­
rische Aspekte der Herstellung von Lebensmitteln festlegen, sondem direkt den 
Schutz der Volksgesundheit verfolgen.22 Wie im Folgenden dargestellt werden soll, 
stellt die Überschreitung bzw. die Einhaltung (vorstraf-)rechtlicher Produktsicher-

16 Vgl. De la Gándara Vallejo, in: Bacigalupo Zapater (Hrsg.), Curso de Derecho Penal, 
S. 266; Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defec­
tos, S. 248. 

17 Decreto 2484/1967 vom 21.9.1967 (BOE Nr. 248 vom 17.10.1967). Zurn Rechts­
charakter der Vorschriften des Spanischen Lebensmittelgesetzbuchs siehe Doval País, 
Delitos de fraude alimentario, S. 104. 

18 Art. 1.01.01 Spanisches Lebensmittelgesetzbuch. 
19 Ebda. 
2o BOE Nr. 82 vom 5.4.2001. 
21 BOE Nr. 259 vom 29.10.2002. 
22 Anarte Borrallo, Causalidad e imputación, S. 500; Corcoy Bidasolo, Delitos de peli­

gro, S. 106. 
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heitsregeln (nur) ein Indiz fúr das Vorliegen einer missbilligten bzw. nicht missbii­
Iigten Risikoschaffung i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB dar.23 

b) Wirkungen der Einhaltung bzw. Ver/etzung von (vorstraf)rechtlichen 
Produktsicherheitsregeln 

Erfüllt e in Produzent die (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsnormen, die für 
die Herstellung von bestimmten Lebensmitteln bestehen, so schafft er meistens nur 
ein erlaubtes Risiko, auch wenn nach dem Inverkehrbringen der Lebensmittel eine 
konkrete Gefahr für die Gesundheit des Verbrauchers i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB 
eintritt.24 Ausnahmen sind nach der spanischen Literatur aber dennoch moglich bei 
fehlerhaften (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsnormen: Stelle e in Hersteller 
mithilfe betrieblicher Untersuchungen fest, dass e in von der (vorstraf-)rechtlichen 
Normenordnung erlaubter Stoff gesundheitsschadlich sei, und benutze er die schad­
Iiche Substanz trotz dieser Kenntnis, so handele er auBerhalb des erlaubten Risi­
kos?5 Denn Ietztlich entscheidend sei nicht, dass das Verhalten des Herstellers in 
Übereinstimmung mit einer (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsnorm stehe 
(ausencia de nocividad formal), sondern dass das in den Verkehr gebrachte Le­
bensmittel tatsachlich keinerlei Gefahr fúr die Gesundheit darstelle (ausencia de 
nocividad materia/).26 Diesbezüglich wird teilweise sogar behauptet, der Hersteller 
habe die Pflicht, den zustandigen Beamten im Lebensmittelbereich über die Feh­
Ierhaftigkeit der Produktsicherheitsnorm aufzuklaren.27 Erfülle der Hersteller diese 
Mitteilungspflicht nicht, konne er wegen dieser Unterlassung strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden.28 Unklar bleibt jedoch, aus welchem Tatbestand 
eine Strafbarkeit des Herstellers, der die Behorden nicht über den Fehler im Re­
gelwerk unterrichtet, hergeleitet werden soll.29 

23 Zur lndizwirkung (vorstraf-)rechtlicher Produktsicherheitsregeln vgl. Corcoy Bidaso­
lo, Delitos de peligro, S. 104, 123 (Fn. 249); clies., El delito imprudente, S. 81; Feijoo Sán­
chez, Resultado lesivo, S. 297; Íiiigo Carroza, La responsabilidad penal, S. 226. 

24 V gl. Paredes Castaiión, Huarte de San Juan ( 1) 1994, 213. 
25 García Albero, in: Quintero Olivares (Hrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 

S. 1465. Im Ergebnis zust. Pérez Alvarez, GS fiir Barbero Santos, S. 475. 
26 So Pérez Alvarez, GS fiir Barbero Santos, S. 475. 
27 García Albero, in: Quintero Olivares (I-lrsg.), Comentarios a la Parte Especial, 

S. 1465. 
2R In diesem Sinne García Albero, in: Quintero Olivares (I-Irsg.), Comentarios a la Parte 

Especial, S. 1465. 
29 Eine Bestrafung wegen Art. 363 Nr. 2 spStGB kame nicht in Betracht, brachte dies 

doch eine Anwendung der Vorschrift über ihren Wortsinn hinaus zulasten des 1-Ierstellers 
mit sich. Denn der Tatbestand setzt nach seinem Wortlaut die Herstellung von gesund­
heitssclüidlichen Lebensmitteln voraus; die Behiirden nicht zu benachrichtigen, steht in 
keinem Verhaltnis zu der I-lerstellung von gefiihrlichen Waren. 
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Was die strafrechtlichen Wirkungen eines VerstoBes gegen (vorstraf-)rechtliche 
Produktsicherheitsregeln angeht, wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung solcher Regeln die Strafwürdigkeit des Herstellerverhaltens lediglich 
indiziert.30 Damit dieses Verhalten bestraft werden kann, muss es mehr als einen 
RegelverstoB darstellen: Seine Vomahme muss dazu führen, dass wirklich ein ge­
sundheitsschi:idliches Lebensmittel auf den Markt gebracht wird.31 Wenn das auf 
den Markt gebrachte Lebensmittel keine gesundheitsschadlichen Merkmale auf­
weist, so kann allenfalls eine Ordnungswidrigkeit (infracción administrativa) in 
Betracht kommen.32 

2. Produktzulassungen 

a) Einführung 

Das Inverkehrbringen bestimmter Lebensmittel bedarf nach der geltenden 
Rechtslage einer behürdlichen Zulassung. So ist nach Art. 4 Abs. l VO !829/2003/ 
EG für die Inverkehrgabe von Lebensmitteln, die genetisch veranderte Organismen 
enthalten oder aus solchen bestehen oder hergestellt werden, eine Zulassung erfor­
derlich. Das erstmalige Inverkehrbringen von gewissen neuartigen Lebensmitteln 
und Lebensmittelzutaten setzt gemaB Art. 4 Abs. l VO 258/1997/EG auch eine 
Zulassung voraus. Art. 2.4 Real Decreto 3177 /!983 vom 16.11.1983 sieht wiede­
rum ein Zulassungsverfahren in Bezug aufbestimmte Lebensmitteladditive vor. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wie sich solche Lebensmittel­
zulassungen auf die Konkretisierung der Verhaltenspflichten des Herstellers im 
Rahmen des Art. 363 Nr. 2 spStGB auswirken (dazu e)). Bevor auf diese Frage im 
Besonderen eingegangen werden kann, sol! kurz geklart werden, wo die Literatur 
die behürdlichen Produktzulassungen im Deliktsaufbau verortet (sogleich b)). 

b) Dogmatisch-systematische Einordnung der Produktzulassungen 

BehOrdliche Genehmigungen konnen im spanischen Strafrecht entweder bereits 
den Tatbestand ausschlieBen oder die Tat jedenfalls rechtfertigen, je nachdem, ob 

30 Hassemer!Muñoz Conde, S. 65. 
31 Choclán Montalvo, Deber de cuidado, S. 162; Corcoy Bidasolo, EDJ 72 (2005), 232; 

Hassemer!Muñoz Conde, S. 65; vgl. auch Díaz-Maroto y Villarejo, El Derecho Penal, 
S. 46 f. 

32 Siehe Corcoy Bidasolo, EDJ 72 (2005), 232 sowie Hassemer!Muñoz Conde, S. 66. 
Nach diesen Autoren ist die Gefahr für das Rechtsgut, die mit dem Verhalten verbunden 
ist, das Wesensmerkmal des strafWürdigen Verhaltensunrechts. Birgt ein Verhalten hinge­
gen keine Gefahr für ein Rechtsgut, so ist es nur ordnungswidrig. Zur Ordnungswidrig­
keiten im spanischen Lebensmittelstrafrecht vgl. Art. 46 ff. Real Decreto Legislativo 
1/2007 vom 16. November, BOE Nr. 287 vom 30.11.2007 (Verbraucherschutzgesetz). 
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die entsprechende Genehmigung als praventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt 
oder repressives Verbot mit Befreiungsvorbehalt ausgestaltet ist.33 

Bei praventiven Verboten mit Erlaubnisvorbehalt ist das genehmigte Verhalten 
an sich sozial erwünscht oder wenigstens sozialvertraglich (so etwa die Baugeneh­
migung nach Real Decreto Legislativo 2/2008).34 Die behordliche Genehmigung 
dient hier priiventiven Zwecken und soll lediglich gewahrleisten, dass das entspre­
chende Verhalten gewisse risikoreduzierende Bedingungen erfüllt. Bei dieser Kon­
stellation kommt der Genehmigung eine tatbestandsausschlieBende Wirkung zu.35 

Bei repressiven Verboten mit Befreiungsvorbehalt ist das Verhalten generell so­
zial schadlich bzw. unerwünscht (so etwa das Verbot nach Art. 96 Real Decreto 
137/1993 über Waffen). 36 Die behOrdliche Genehmigung hat hier die Funktion, das 
prinzipiell unerwünschte Verhalten angesichts der besonderen Umstande des Ein­
zelfalles mit Rücksicht auf ein überwiegendes Interesse flir zulassig zu erklaren. In 
diesen Fallen bildet die Genehmigung einen Rechtfertigungsgrund.37 

Die Genehmigungsverfahren, die im spanischen Lebensmittelrecht vorgesehen 
sind, stellen Mechanismen der praventiven Kontrolle dar.38 Sie sollen gewahrleis­
ten, dass gewisse Lebensmittel bestimmte risikoreduzierende Bedingungen erfül­
len, und bezwecken dadurch, vor Inverkehrgabe gewisser Lebensmittel auf ihre 
Ungefáhrlichkeit für die Gesundheit der Verbraucher hin zu überprüfen. Dabei sind 
diese Zulassungen als praventive Verbote mit Erlaubnisvorbehalt ausgestaltet. Sie 
schlieBen bereits eine tatbestandsmaBige Risikoschaffung aus. 

Vor diesem Hintergrund sind die Produktzulassungen flir die Verhaltensordnung 
im Lebensmittelbereich von groBer Relevanz. Denn indem eine Produktzulassung 
die Erfüllung von gewissen risikoreduzierenden Bedingungen bestatigt, trifft sie 
die Aussage, dass durch die Inverkehrgabe des Lebensmittels gegen keine Verhal­
tensnorm verstoBen wird. Als Anknüpfungspunkt für eine strafrechtliche Verant­
wortlichkeit des Herstellers wegen Art. 363 Nr. 2 spStGB kommt daher das lnver­
kehrbringen eines Produkts, dessen Sicherheit durch eine Zulassung bescheinigt 
wurde, von vornherein nicht in Betracht. 

33 De la Mata Barranco/De la Mata Barranco, FS fúr Bacigalupo Zapater, S. 502 f. 
34 Real Decreto Legislativo 2/2008 vom 20. Juni, BOE Nr. 154 vom 26.6.2008 (Boden­

gesetz). 
35 De la Mata Barranco, S. 104 f.; De la Mata Barranco/De la Mata Barranco, FS fiir 

Bacigalupo Zapater, S. 502; vgl. auch De la Cuesta Aguado, S. 243 f.; Górriz Royo, 
S. 718. 

36 Real Decreto 137/1993 vom 29. Januar, BOE Nr. 55 vom 5.3.1993 (Waffenverord­
nung). 

37 De la Mata Barranco, S. 105 f.; De la Mata Barranco/De la Mata Barranco, FS fiir 
Bacigalupo Zapater, S. 503; vgl. auch Górriz Royo, S. 717. 

38 Vgl. Recuerda Gire/a, S. 197. 
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e) Wirkung der Produktzulassung auf die Strajbarkeit 

Liegt eine Produktzulassung vor, so ist also die Inverkehrgabe des jeweiligen 
Lebensmittels rechtlich erlaubt und eine tatbestandsmaBige Risikoschaffung i.S.d. 
Art. 363 Nr. 2 spStGB ausgeschlossen.39 Dies folgt aus dem Grundsatz der Einheit 
der Rechtsordnung. In der Tat kann das Recht nicht ponalisieren und damit 
zugleich verbieten, was von den zustandigen staatlichen Behorden erlaubt worden 
ist.4o 

In der strafrechtlichen Lehre wird meist hervorgehoben, dass - abgesehen von 
nichtigen Verwaltungsakten - auch rechtswidrige Genehmigungen eine strafein­
schrankende Wirkung entfalten.41 Dies ergibt sich zum einen aus der gebotenen 
Einheit der Rechtsordnung und zum anderen aus dem erforderlichen Vertrauens­
schutz des Genehmigungsempfángers. So sind nach Art. 57 Ley 301199242 auch 
rechtswidrige Verwaltungsakte wirksam und bis zu ihrer Authebung oder Erledi­
gung rechtlich bindend. Gemal3 dem Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung 
muss das Strafrecht diese Entscheidung des Gesetzgebers respektieren und das 
Verhalten des Herstellers, das von den Beh5rden genehmigt worden ist, als recht­
lich toleriert ansehen.43 Des Weiteren kann der Genehmigungsinhaber nicht ver­
pflichtet sein, das materielle und prozessuale Verwaltungsrecht besser zu kennen 
als die Beh5rde. Er muss vielmehr auf die Richtigkeit der Genehmigung vertrauen 
dürfen.44 

A uf eine rechtswidrige Genehmigung kann si eh allerdings nicht berufen, wer da­
durch rechtsmissbrauchlich handelt. Darunter fallen solche Konstellationen, in de­
nen die Genehmigung durch falsche Angaben, Drohung oder Bestechung erwirkt 
wurde.45 

39 V gl. Pérez Álvarez, GS für Barbero Santos, S. 496. 
40 Vgl. dazu De la Mata Barranco/De la Mata Barranco, FS für Baciga1upo Zapater, 

S. 499 f.; Soto Navarro, S. 223. 
41 Siehe dazu De la Cuesta Aguado, S. 237; Górriz Royo, S. 790 f.; Martínez-Buján Pé­

rez, S. 234; Soto Navarro, S. 222 (Fn. 102); dazu kritisch aber Corcoy Bidasolo, Delitos de 
peligro, S. 125, die ein verwaltungsrechtsakzessorisches Losungsmodell befiirwortet: Das 
Strafrecht sei nur an die Tatbestandswirkung einer Produktzulassung gebunden, wenn die­
se im Einklang mit den das Produktzulassungsverfahren regelnden verwaltungsrechtlichen 
Normen erteilt worden ist (für ein verwaltungsrechtsakzessorisches Losungsmodell wohl 
auch Gimbernat Ordeig, ADPCP 1999, 58 ff.). 

42 Ley 3011992 vom 26. November, BOE Nr. 285 vom 27.11.1992 (Verwaltungsverfah-
rensgesetz). 

43 Vgl. Górriz Royo, S. 790. 
44 Vgl. De la Cuesta Aguado, S. 237. 
45 Siehe dazu De la Cuesta Aguado, S. 237; Górriz Royo, S. 795 f.; Martínez-Buján Pé­

rez, S. 234. 
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3. Vorrechtliche Produktsicherheitsregeln 

a) Eil¡fiihrung 

Im spanischen Lebensmittelbereich sind die verschiedensten Regeln der guten 
fachlichen Praxis, technischen Normen, Empfehlungen, Produktionsstandards und 
andere Beispiele von privater Selbstregulierung vorhanden, die zur Konkretisierung 
der Verhaltenspllichten des Herstellers i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB herangezogen 
werden konnen."6 Da der Lebensmittelbereich in Spanien stark spezialgesetzlich 
durchnormiert ist, haben diese vorrechtlichen Lebensmittelsicherheitsregeln zur 
Pflichtenkonkretisierung- im Vergleich zu (vorstraf-)rechtlichen Regeln- jedoch 
bisher eine relativ geringe Rolle gespielt.47 Indes kann sich dieser Befund wegen 
der zunehmenden Bedeutung der Tatigkeit von privatrechtlichen Organisationen, 
die si eh mit der Aufstellung technischer Normen befassen, kurzfristig verlindern.48 

b) Rechtsnatur der vorrechtlichen Lebensmittelsicherheitsregeln 

Kodifizierte vorrechtliche Regeln werden in Spanien ebenso wie in Deutschland 
von privaten Normungsverbanden entworfen, die keine Rechtsetzungsbefugnis 
haben. Deswegen gehoren sie nicht zum System der Rechtsquellen und haben kei­
ne allgemeinverbindliche Kraft.49 Als Gegenstand vertraglicher Vereinbarungen 
beschrlinkt sich die Rechtsverbindlichkeit vorrechtlicher Regeln auf die jeweiligen 
Vertragsparteien. 50 

Vorrechtliche Lebensmittelsicherheitsregeln besitzen rechtliche Geltung nur, 
soweit Vorschriften des staatlichen Rechts auf sie Bezug nehmen. 51 In der Sache 
wird in Spanien zwischen benannter statischer Verweisung (remisión nominada y 
estática) einerseits und unbenannter dynamischer Verweisung (remisión innomina­
da y dinámica) andererseits unterschieden.52 

46 Vgl. Rodríguez Fonl, S. 292. 
47 Rodríguez Fonl, S. 292; vgl. auch Feijoo Sánchez, Resultado lesivo, S. 309 (Fn. 922). 
48 So Rodríguez Fonl, S. 292 f. Diesbezliglich ist die Tiitigkeit der Asociación Espaílola 

de Normalización y Certificación (AENOR) hervorzuheben. Dieses ist eine private, nicht 
gewinnorientierte Normungsorganisation, deren Mission es ist, u.a. technische Regeln (die 
sog. normas UNE) zu erarbeiten. Niiher zur AENOR Alvarez García, S. 298 ff.; Carrillo 
Donaire, S. 352 ff.; Izquierdo Carrasco, S. 241 ff. 

49 Alvarez García, S. 88, 106; Esteve Pardo, S. 171. Nach Art. 8.3 des spanischen In­
dustriegesetzes (Gesetz 21/1992 vom 16. Juli, BOE Nr. 176 vom 23.7.1992) sind unter 
technischen Regeln solche technischen Spezifikationen von stiindiger Anwendung zu ver­
stehen, deren Befo1gung nichl verbindlich ist (Hervorhebung durch den Verfasser). 

50 Alvarez García, S. 1 06; Carrillo Donaire, S. 380. 
51 In diesem Sinne Carrillo Donaire, S. 391. 
52 Esteve Pardo, S. 173 ff. 
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Bei der benannten statischen Verweisung wird ein technisches Regelwerk, das 
der Gesetzgeber genau feststellt, in Bezug genommen und damit in die Rechtsnorm 
inkorporiert.53 Esteve Pardo betont, dass diese Art der Verweisung zwar mit Blick 
auf die Rechtssicherheit empfehlenswert ist, si e jedoch den Nachteil hat, dass damit 
die Anpassung der Rechtsordnung an den sich laufend andemden technischen Fort­
schritt erschwert wird. 54 

Bei der unbenannten dynamischen Verweisung bezieht sich das Gesetz hingegen 
auf denjeweiligen Inhalt von bestimmten technischen Regeln, der sich im Lauf der 
Zeit wandelt.55 Diese gesetzgeberische Technik gewahrleistet die Anpassung des 
Rechts an die technologische Entwicklung, wirft aber verfassungsrechtliche Be­
denken auf. Denn die unbenannte dynamische Verweisung ermachtigt - zwar nicht 
formell, aber der Sache nach - private Nonnungsverbande zur Rechtsetzung, was 
das Demokratieprinzip verletzen würde. 56 

e) Wirkungen der Einhaltung und der Verletzung vorrechtlicher 
Lebensmittelsicherheitsregeln 

Im Folgenden ist zu untersuchen, welche Wirkungen die Einhaltung bzw. Über­
tretung vorrechtlicher Lebensmittelsicherheitsregeln auf die Feststellung des tat­
bestandsmliBigen Verhaltens i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB haben konnen (dazu 
unten bb )). Bevor auf diese Probleme eingegangen wird, soll jedoch zunachst dar­
gestellt werden, welche Einwlinde gegen die Heranziehung vorrechtlicher Regeln 
zur Konkretisierung der Rechtspflichten des Herstellers erhoben werden und ob 
solche Beanstandungen von der Literatur als unüberwindlich angesehen werden 
(nachfolgend aa)). 

aa) Einwande gegen die Heranziehung vorrechtlicher Regeln zur Konkretisierung 
der Herstellerpflichten 

In Bezug auf die Einwande gegen die Heranziehung vorrechtlicher Regeln zur 
Konkretisierung der rechtlichen Herstellerpflichten ist zwischen zweierlei Kritik­
punkten zu unterscheiden:57 Einwande in Bezug auf das Gesetzlichkeits- und 
Rechtssicherheitsprinzip einerseits (sogleich (1 )) und sol che von kriminalpoliti­
scher Art andererseits (nachfolgend (2)). 

53 Vgl. Carrillo Donaire, S. 390; Esteve Pardo, S. 1 73; Izquierdo Carrasco, S. 248 f. 
54 So Esteve Pardo, S. 173. 
55 Esteve Pardo, S. 174; vgl. auch Carrillo Donaire, S. 390 f. 
56 Álvarez Garcia, S. 185; Esteve Pardo, S. 174; a.A.Izquierdo Carrasco, S. 257 f. 
57 Vgl. zum Folgenden Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabili­

dad penal por defectos, S. 259 ff. 
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( 1) Einwande in Bezug a uf das Gesetzlichkeits- und Rechtssicherheitsprinzip 

Die erste Gruppe von Einwanden bezieht sich auf das in einem weiteren Sinne 
verstandene Gesetzlichkeits- und auf das Rechtssicherheitsprinzip.58 Diesbezüglich 
wird darauf hingewiesen, dass nur materielle Gesetze demokratische Legitimation 
besitzen und insofern geeignet sind, rechtliche Pflichten festzulegen. Da vorrecht­
liche Regeln keine Gesetze im materiellen Sinn, vielmehr blol3e unverbindliche 
Regeln darstellen, dürfe man diese nicht zur Pflichtenkonkretisierung heranzie­
hen.59 Des Weiteren würden die vorrechtlichen Regeln nicht offentlich verkündet, 
sodass sich die Hersteller nicht stets über ihren Inhalt unterrichten konnten. Ziehe 
man Normen zur Konkretisierung der Herstellerpflichten i.S.d. Art. 363 Nr. 2 
spStGB heran, die nicht offentlich bekannt gegeben sind, so stelle dies einen Ver­
stol3 gegen das Rechtssicherheitsprinzip dar.60 

Die vorstehenden Einwande gegen die Berücksichtigung von vorrechtlichen Re­
geln zur Konkretisierung der Herstellerpflichten überzeugen nach Frígo!s i Brines 

nicht. Zum einen, weil es jedenfalls den vorrechtlichen Regeln, auf die materielle 
Gesetze verweisen, nicht an demokratischer Legitimation mangele. 61 Zum anderen, 
da die Festlegung der I-Ierstellerpflichten und damit die Würdigung des Hersteller­
verhaltens als missbilligte bzw. tolerierte Risikoschaffung letztlich durch die 
Rechtsprechung vorgenommen werde. Nicht selten konstruierten die Strafgerichte 
nur mit Rücksicht auf den eintretenden Erfolg ganz bestimmte Herstellerpflichten, 
die zum Verhaltenszeitpunkt nicht wirklich erkennbar waren. Diese gerichtliche 
erfolgsbezogene Vorgehensweise- und nicht das Heranziehen vorrechtlicher Re­
geln zur Pflichtenkonkretisierung - stelle tatsachlich eine gro13e Gefahr für die 
Rechtssicherheit in produktstrafrechtlichen Konstellationen dar. Wenn die Straf­
richter zur Rechtskonkretisierung aufvorrechtliche Regeln zurückgreifen würden­
die übrigens dem entsprechenden Fachkreis meistens bekannt sind, würden solche 
Gefahren in Bezug auf eine erfolgsorientierte Ptlichtenbestimmung abgewendet.62 

(2) Kriminalpolitische Einwande 

Gegen die Berücksichtigung von vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln zur 
Konkretisierung der Rechtspflichten des Herstellers werden auch kriminalpoliti­
sche Einwande vorgebracht. Diese Einwande werden gleichwohl - ebenso wie die 

58 Zum Gesetzlichkeitsprinzip im spanischen Strafrecht siehe Mir Puig, AT, Lección 4 
Rn. 5 ff. m. zahlreichen w.N. 

59 Vgl. C01·coy Bidasolo, Delitos de peligro, S. 105. 
60 Vgl. dazu JÍ!varez García, S. 139 ff., 183 f.; Izquierdo Carrasco, S. 254 (Fn. 221 ). 
61 Vgl. Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bernardi (1-Irsg.), Responsabilidad penal por de­

fectos, S. 262. 
62 Vgl. Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bernardi (1-!rsg.), Responsabilidad penal por de­

fectos, S. 263 ff. 
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Beanstandungen in Bezug auf das Gesetzlichkeits- und Rechtssicherheitsprinzip -
nicht als unüberwindlich betrachtet. 

So wird zum Teil darauf hingewiesen, dass wenn der Gesetzgeber auf eine vor­
rechtliche Regel in einer bestimmten Fassung verweist, diese rasch veraltet und zur 
Rechtskonkretisierung nicht mehr geeignet sein kann.63 Jedoch Hisst sich dieser 
Gefahr- wie bereits erwahnt- durch eine dynamische Verweisungstechnik vor­
beugen.64 

Des Weiteren wird vorgetragen, dass vorrechtliche Regeln selten die hOchsten 
Sicherheitsstandards zugunsten der Verbraucher gewahrleisteten.65 Da solche Re­
geln kein Optimum an Verbraucherschutz darstellten, dürften sie nicht zur Feststel­
lung der Herstellerpflichten berücksichtigt werden. Dieser Einwand gegen die He­
ranziehung vorrechtlicher Produktsicherheitsregeln zur Pflichtenkonkretisierung 
vermag nach der spanischen Literatur auch nicht zu überzeugen. Denn die Forde­
rung der hochsten technisch moglichen Sicherheitsstandards bezüglich eines be­
stimmten Produkts würde meistens die V erkaufspreise enorm steigem, wodurch 
sich die Verbraucher selbst von Gegenstanden abschnitten, an denen sie grundsatz­
lich interessiert sind.66 Die Produktsicherheitsstandards stellen also immer einen 
Kompromiss zwischen den Interessen von Verbrauchem und Herstellem dar. 

Zuletzt wird gegen die Konkretisierung rechtlicher Verhaltenspflichten durch 
(kodifizierte) vorrechtliche Regeln angeführt, dass es nicht angemessen sei, priva­
ten Normungsverbanden die Entscheidungsmacht über das erlaubte MaB der Pro­
duktsicherheitsrisiken zuzuerkennen. Denn solchen regelaufstellenden Verbanden 
fehle die erforderliche Unparteilichkeit, sie würden nur die Freiheitsinteressen der 
Produzenten vertreten.67 Dennoch ist die private Normsetzung im Produktverant­
wortungsbereich angesichts der Komplexitat und Dynamik der gegenwartigen 
technischen Entwicklung unverzichtbar. Der Gesetzgeber selbst ist namlich nicht in 
der Lage, zur Gewahrleistung der Produktsicherheit detaillierte Verhaltensanforde­
rungen für die verschiedensten und wechselnden Produktgruppen zu formulieren.68 

63 Vgl.lzquierdo Carrasco, S. 250. 
64 Siehe dazu Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal 

por defectos, S. 265. 
65 Vgl. Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por de­

fectos, S. 266. 
66 Siehe dazu Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal 

por defectos, S. 267. 
67 Vgl. Feijoo Sánchez, Resultado lesivo, S. 309 (Fn. 922). 
68 Siehe dazu Canals i Ametller, S. 77 f.; Esteve Pardo, S. 66, 153 f.; Frígols i Brines, 

in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 269. 
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Vor diesem Hintergrund ist das Spezialwissen privater Verbande fúr die Konkreti­
sierung der Produktsicherheitsstandards von enormer Bedeutung.69 

Als Zwischenergebnis lasst sich somit festhalten, dass die herkommlichen Ein­
wande gegen die Heranziehung vorrechtlicher Regeln zur Konkretisierung der Her­
stellerpflichten nach der spanischen Lehre nicht überzeugend begründet sind. Eine 
solche Heranziehung kann im Gegenteil die Rechtssicherheit auf dem Gebiet der 
strafrechtlichen Produktverantwortung entschieden erhi.ihen und dem Strafrichter 
ein betrachtliches Maf3 an argumentativer Entlastung bei der Pflichtenkonkretisie­
rung bringen.70 

bb) Indizfunktion vorrechtlicher Produktsicherheitsregeln 

Obwohl nach der spanischen Literatur die Einwande gegen die Heranziehung 
vorrechtlicher Regeln zur Konkretisierung der Rechtspflichten des Herstellers nicht 
unüberwindlich sind, wird meist hervorgehoben, dass die Übertretung vorrecht­
licher Normen lediglich indizielle Bedeutung fúr das Vorliegen eines tatbestands­
maf3igen Verhaltens i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB habe, so wie umgekehrt auch ihre 
Einhaltung nur ein Indiz für die Erlaubtheit des Verhaltens sei.71 Die Gründe dafür 
sind vielfáltig. Zunachst lasst sich die vorrechtliche Regel nicht immer im Interesse 
der Volksgesundheit legitimieren, deren Schutz Art. 363 Nr. 2 spStGB (indirekt) 
bezweckt. Verfolgt die entsprechende Regel etwa nur die technische Kompatibilitat 
mit bestimmten Produktgruppen oder den Verbraucherschutz vor Tauschung, so 
darf der Rechtsanwender diese Regel nicht zur Feststellung einer missbilligten 
bzw. erlaubten Risikoschaffung i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB heranziehen.72Ande­
rerseits kann die Rechtsordnung vom Hersteller bei entsprechendem Sonderwissen 
oder Sonderki.innen mehr als nur die Erfiillung vorrechtlicher Produktsicherheits­
regeln, sogar das Optimum dessen verlangen, was der Hersteller gemaf3 seinen 
Sonderfáhigkeiten zur Gefahrabwendung einsetzen kann.73 Hier sind die Sonderfá­
higkeiten des Herstellers - und nicht die jeweiligen vorrechtlichen Regeln - zur 
Beurteilung der Erlaubtheit oder Verbotenheit seines Verhaltens entscheidend. 

Zuletzt entfalten die vorrechtlichen Regeln ihre Wirkung in Bezug auf die Fest­
stellung eines missbilligten bzw. tolerierten Verhaltens nur, wenn eine ,typische", 

69 Vgl. Feijoo Sánchez, Resultado lesivo, S. 309 f.; Íiiigo Carroza, La responsabilidad 
penal, S. 216. 

70 In diesem Sinne auch Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabili­
dad penal por defectos, S. 270 f. 

71 So Choclán Monta/va, CDJ 111-2002, 168; Corcoy Bidaso/o, CDJ XXVI-1994, 41; 
Íiligo Carroza, La responsabilidad penal, S. 226. 

72 Vgl. C01·coy Bidasolo, CDJ XXVI-1994, 43. 
73 Siehe dazu Choclán Monta/va, CDJ 111-2002, 170; C01·coy Bidasolo, El delito impru­

dente, S. 84; Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bernardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por 
defectos, S. 275. 
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d.h. eine auf die Regel zugeschnittene Situation vorliegt. Weicht die tatsachlich 
vorliegende Situation von derjenigen ab, die der private Normungsverband bei der 
Aufstellung der vorrechtlichen Regel vor Augen gehabt hat, soll ihre Wirkung hin­
gegen entfallen.74 

Soweit der private Normungsverband mit seiner dem Volksgesundheitsschutz 
dienenden vorrechtlichen Produktsicherheitsregel genau die Situation normieren 
wollte, die im Einzelfall vorliegt, und soweit der Hersteller über keine Sonder­
fáhigkeiten verfügt, führt die Einhaltung vorrechtlicher Regeln zur Annahme eines 
tolerierten Verhaltens i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB.75 Spiegelbildlich führt dagegen 
der VerstoB gegen eine vorrechtliche Regel zur Bejahung eines rechtlich missbil­
ligten Verhaltens, es sei denn, der Hersteller erreicht das gebotene Produkt­
sicherheitsniveau auf einem anderen Weg als dem in der vorrechtlichen Regel fest­
gesetzten. 76 

4. Zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten 

Im Folgenden ist der Frage nachzugehen, ob und inwieweit die im Rahmen der zi­
vilrechtlichen Produkthaftung entwickelten Kriterien zur Verhaltensnorrnkonkretisie­
rung auf das Produktverantwortungsstrafrecht anwendbar sind ( dazu unten b )). Bevor 
auf diese Problematik eingegangen wird, müssen zunachst die Grundzüge der Pro­
dukthaftung im spanischen Zivilrecht herausgearbeitet werden (nachfolgend a)). 

a) Grundzüge der zivilrechtlichen Produkthaftung 

Die Haftung für Schaden, die durch das Herstellen oder Inverkehrbringen fehler­
hafter Produkte verursacht worden sind, ist in Spanien vor allem im Art. 1902 
Zivilgesetzbuch (Código Civil) und im Real Decreto Legislativo 1/200777 gere­
gelt.78 Der Art. 1902 Código Civillegt ein System auBervertraglicher Haftung fest, 
das ein Verschulden aufseiten des Schadensverursachers voraussetzt (sogleich aa)). 

74 Vgl. dazu Corcoy Bidasolo, CDJ XXVI-1994, 41; dies., El delito imprudente, S. 88; 
Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por defectos, 
S. 271. 

75 Vgl. dazu Frígols i Brines, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg.), Responsabilidad penal por 
defectos, S. 275. 

76 V gl. dazu Frígols i Brin es, in: Boix Reig/Bemardi (Hrsg. ), Responsabilidad penal por 
defectos, S. 275. 

77 Real Decreto Legislativo 1/2007 vom 16. November, BOE Nr. 287 vom 30.11.2007 
(Verbraucherschutzgesetz ). 

78 Eine Produkthaftung kann sich in Spanien auch aus vertraglichen Anspruchsgrund­
lagen ergeben, wenn zwischen dem vom Produkt Geschadigten und dem Hersteller ver­
tragliche Beziehungen bestehen (naher dazu Brüggemann, S. 106 ff.; Frohlingsdorf, in: 
v. Westphalen [Hrsg.], Produkthaftungshandbuch, § 144 Rn. 2 ff.; Marco Malina, S. 51 ff.; 
Rodríguez Llamas, S. 28 ff.). 
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Das Real Decreto Legislativo 1/2007, das die Richtlinie 85/374/EWG79 in inner­
spanisches Recht umsetzt, sieht wiederum eine verschuldensunabhangige Produkt­
haftung- wenn a u eh nicht unbeschrankt- vor ( dazu unten bb )). 

aa) AuBervertragliche Produkthaftung (Art. 1902 Código Civil) 

Die standige Erhohung von Produktrisiken gegenüber Endabnehmern und Drit­
ten, die in der Regel nicht durch eine vertragliche Beziehung mit dem Hersteller 
verbunden sind, hat die spanische Lehre zu der Überlegung gebracht, dass das 
bestmogliche System zur Wiedergutmachung von durch fehlerhafte Produkte ver­
ursachten Schaden innerhalb der deliktischen Haftung, geregelt in Art. 1902 Códi­
go Civil, zu finden ist.80 GemaB dieser Vorschrift ist detjenige, der durch ein Han­
deln oder Unterlassen einem anderen einen Schaden zufügt, verpflichtet, den 
verursachten Schaden wiedergutzumachen, wenn Verschulden oder Fahrlassigkeit 
vorliegt. 

Art. 1902 Código Civil ist die wichtigste Norm der zivilrechtlichen Schadens­
ersatzpflicht im spanischen Recht. 81 Ihre Tatbestandsvoraussetzungen sollen im 
Folgenden kurz dargestellt werden. 

(1) Haftungsvoraussetzungen 

Art. 1902 Código Civil setzt zunachst ein menschliches Verhalten voraus, durch 
das ein Schaden verursacht wird. In produktstrafrechtlichen Konstellationen besteht 
dieses Verhalten im Inverkehrbringen des fehlerhaften Produkts, namlich in dessen 
Kommerzialisierung.82 Zudem muss das menschliche Verhalten einen Schaden 
verursacht haben. Art. 1902 Código Civil stellt im Gegensatz zu § 823 BGB nicht 
das Erfordernis einer Rechtsgutsverletzung auf. Es reicht tatbestandlich aus, dass 
durch ein menschliches Handeln bzw. Unterlassen ein Schaden eingetreten ist.83 

Das Verhalten des Schadensverursachers muss auch rechtswidrig (ilícita bzw. 
antijurídica) gewesen sein. 84 Das 1-Iandeln bzw. Unterlassen des Herstellers wird 
dann als rechtswidrig angesehen, wenn er ,seine Verpflichtung zur sorgfáltigen 
Produktion, die Ausdruck der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht (deber de 

79 Richt1inie zur Ang1eichung der Rechts- und Verwa1tungsvorschriften der Mitg1ied­
staaten über die Haftung für feh1erhafte Produkte, ABI. EG Nr. L 21 O vom 7 .8.1985, S. 29. 

8° Froh/ingsd01f, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 144 Rn. 6; 
vgl. a u eh La/arre López, CDJ 11-1992, 400 f. 

81 Brüggemann, S. 153 f.; Díez-Picazo/Guillón, S. 820. 
82 So Brüggemann, S. 154. 

83 Briiggemann, S. 154. 
84 Díez-Picazo!Guillón, S. 827. 
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seguridad en el tráfico comercial) ist, verletzt".85 Im Unterschied zum deutschen 
Recht werden die Sorgfaltspflichten des Herstellers in der spanischen zivilrechtlichen 
Rechtsprechung- zumindest im Zusammenhang mit Art. 1902 Código Civil - kaum 
prazisiert.86 Dem Insektizid-Fa1187 Jasst sich eine grobe Umschreibung der Herstel­
lerpflichten entnehmen. 88 Dort heiBt es, dass sich die zivilrechtliche Haftung des 
Herstellers für die bei den Verbrauchem verursachten Schaden daraus ergibt, dass 
ein Produkt nachlassig hergestellt und als fehlerhafter Gegenstand oder aber ohne 
die notwendigen Instruktionen oder Informationen in den Verkehr gebracht wur­
de.89 Denmach erwahnt der Tribunal Supremo als relevante Herstellerpflichten 
(nur) die Fabrikations- und Instruktionspflichten. 

(2) Beweis der Haftungsvoraussetzungen 

Grundsatzlich obliegt dem Verbraucher bzw. Anspruchsteller nach Art. 217.2 
der spanischen Zivilprozessordnung die Beweislast für die Fehlerhaftigkeit des 
Produkts sowie für das schuldhafte Verhalten des Herstellers beim Inverkehrbrin­
gen des Produkts.90 Da der Verbraucher in der Regel keinen Einblick in den Pro­
duktionsbereich hat, gerat er meistens in Beweisnot.91 Dies hat den Tribunal Su­
premo veranlasst- ebenso wie den BGH im Hühnerpest-Urteil92 

-, die Beweislast 
in den Fallen der Produzentenhaftung abweichend von den klassischen Beweis­
regeln neu zu verteilen.93 

Die Beweislastumkehr zugunsten des Geschadigten ist in Spanien jedoch kein 
Speziflkum des Produkthaftungsrechts. Vielmehr geht die zivilrechtliche Recht­
sprechung bei der deliktischen Haftung insgesamt von einer Verschuldensvermu­
tung zulasten des Schadigers aus.94 In einer wichtigen Entscheidung des Tribunal 
Supremo aus dem Jahr 1971 heiBt es in diesem Zusammenhang: 

,In der Absicht, in die Anwendung des Art. 1902 [ ... ] eine groBe E1astizitat zu bringen 
und seinen Inha1t im Rahmen des M6g1ichen an die modeme wissenschaftliche Orientie­
rung anzupassen, hat [ ... ] diese Kammer entschieden, dass das zum Schadensersatz ver­
pflichtende Handeln oder Unterlassen, auf das sich diese Vorschrift bezieht, immer als 
schuldhaft vermutet wird, solange nicht der Schadiger in der geforderten allgemeinen 

85 Brüggemann, S. 156. 
86 Brüggemann, S. 156. 
87 Urteil des TS vom 14.11.1984, ARJ Nr. 5554, 4320 ff. 
88 So Brüggemann, S. 156 f. 
89 Urteil des TS vom 14.11.1984, ARJ Nr. 5554, 4320, 4321. 
9° Frohlingsdorf, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 144 Rn. 7. 
91 So Brüggemann, S. 164; Solé Feliu, S. 49; vgl. auch Rojo y Fernández-Río, S. 206 ff. 
n BGHZ 51, 91 ff. 
93 Siehe dazu Urteile des TS vom 25.3.1991, ARJ Nr. 2443,3223, 3225; vom 2.3.1990, 

ARJ Nr. 1659,2196, 2197; Rodríguez Llamas, S. 33. 
94 Brüggemann, S. 164; vgl. auch Díez-Picazo/Guillón, S. 831; Solé Feliu, S. 49 f. 
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Form glaubhaft machen kann, dass er mit der Vorsicht, die die Umstande des Ortes und 
der Zeit im konkreten Fall erforderten, gehandelt hat [ ... ]."95 

Demnach kann der Hersteller die Verschuldensvermutung (nur) widerlegen, 
wenn er beweist, dass sein Produkt den zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens gebo­
tenen Sicherheitsstandards entsprochen hat.96 

bb) Haftung aus Real Decreto Legislativo 1/2007 

( 1) Haftungsvoraussetzungen 

Gemaf3 Art. 13 5 Real Decreto Legislativo 1/2007 haften die Hersteller flir Scha­
den, die durch ein von ihnen hergestelltes bzw. importiertes fehlerhaftes Produkt 
entstehen. Als fehlerhaft gilt ein Produkt, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die 
die Verbraucher unter Berücksichtigung aller Umstande, insbesondere der Aufma­
chung des Produkts, seines vorhersehbaren bestimmungsgemaf3en Gebrauchs und 
des Zeitpunkts, zu dem es auf den Markt gebracht wurde, berechtigterweise erwar­
ten konnen. 97 

Da Art. 135 einen Sorgfaltsptlichtverstof3 seitens des Herstellers nicht explizit 
fordert, wird in der zivilrechtlichen Lehre oft hervorgehoben, dass diese Nonn ein 
System der Gefáhrdungshaftung vorsehe.98 Der Geschadigte müsse folglich nur 
den Produktfehler, den Schaden und die Kausalitat zwischen beiden beweisen. Ob 
der Hersteller seine Sorgfaltsptlichten in Bezug auf das Produkt erflillt hat oder 
nicht, sei nicht Gegenstand des entsprechenden ZivilverfahrensY9 Diesbezüg1ich 
wird jedoch in der Literatur darauf hingewiesen, dass sich die Konstruktions- und 
Instruktionsfehler nicht konkretisieren lief3en, ohne auf den Verstof3 gegen be­
stimmte Verkehrssicherungsptlichten zurückzugreifen. 100 Denmach bleibt die in 
Art. 135 Real Decreto Legislativo 112007 vorgesehene Produkthaftung- zumindest 
was die Konstruktions- und Instruktionsfehlern angeht- eine Haftung ftir die Ver­
letzung von Verhaltenspflichten. 

95 Urteil des TS vom 11.3.1971, ARJ Nr. 1234, 889, 889. 
96 Vgl. hierzu Briiggemann, S. 170 f.; Rodríguez Llamas, S. 33 ff.; Rojo y Fernández­

Río, S. 203 ff.; Solé Feliu, S. 49. 
97 Vgl. Art. 137 Abs. 1 Real Decreto Legislativo 1/2007. 
98 Frohlingsdolj; in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 144 Rn. 15; 

Salvador Coderch!Ramos González, in: Salvador Coderch/Gómez Pomar (Hrsg.), Tratado 
de responsabilidad civil, S. 76 f.; vgl. auch Marco Malina, S. 90 ff. 

99 In diesem Sinne Salvador Coderch/Ramos González, in: Salvador Coderch/Gómez 
Pomar (Hrsg.), Tratado de responsabilidad civil, S. 79 f.; vgl. auch Salvador Coderch u.a., 
ADPCP 2002, 52. 

100 Salvador Coderch/Ramos González, in: Salvador Coderch/Gómez Pomar (Hrsg.), 
Tratado de responsabilidad civil, S. 80. 
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(2) Haftungsausschlussgründe 

GemaB Art. 140 Abs. 1 Buchstabe e) Real Decreto Legislativo 112007 haftet der 
Hersteller nicht, wenn er beweist, dass zum Zeitpunkt der Inverkehrgabe des Pro­
dukts aufgrund der vorliegenden wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse 
der Produktfehler nicht erkennbar war. Der Hersteller bürgt demnach nicht fur die 
Realisierung von Entwicklungsfehlem, die sich im Zeitpunkt des Inverkehrbrin­
gens des Produkts nicht erkennen lieBen. Nach Art. 140 Abs. 3 Real Decreto Legis­
lativo 1/2007 konnen sich die Produzenten bei Medikamenten und Lebensmitteln 
jedoch nicht auf diesen Haftungsbefreiungsgrund berufen. Bezüglich dieser beiden 
Produkttypen ist es irrelevant, ob die jeweilige Produktgefahr nach dem Stand der 
Wissenschaft und Technik zum Zeitpunkt der Inverkehrgabe erkennbar war. Somit 
ist die Haftung des Herstellers fur Schaden, die durch gefáhrliche Medikamente 
und Lebensmittel herbeigeführt wurden, von einem pflichtwidrigen Verhalten un­
abhangig. Mithin liegt hier eine Gefáhrdungshaftung vor. 

b) Übertragbarkeit der zivilrechtlichen Kriterien zur 
Verhaltensnormkonkretisierung auf das Strafrecht 

Die Frage, inwieweit die durch die zivilrechtliche Judikatur zur Produkthaftung 
konkretisierten Verhaltensanforderungen auf das Strafrecht übertragen werden 
konnen, ist im spanischen Recht - im Unterschied zum deutschen - kaum unter­
sucht worden. Ein moglicher Grund dafiir ist, dass der Rechtsprechung des Tribu­
nal Supremo für die Konkretisierung der Verhaltenspflichten auf dem Gebiet der 
Produkthaftung keine so groBe Bedeutung zukommt wie der deutschen Rechtspre­
chung.101 Daher hat das spanische Strafrecht der Produktverantwortung nur selten 
den Blick auf die zivilrechtliche Rechtsprechung zur Verhaltensnorrnkonkretisie­
rung im Rahmen des Art. 363 Nr. 2 spStGB gerichtet. 

Einer der wenigen spanischen Autoren, die sich mit der Übertragbarkeit der 
zivilrechtlichen Kriterien zur Verhaltensnorrnkonkretisierung auf das Strafrecht 
beschaftigt haben, ist Choclán Montalvo. Er pladiert dafür, die Pflichten des Le­
bensmittelherstellers im Rahmen des Art. 363 Nr. 2 spStGB durch die von der 
Rechtsprechung entwickelten Leitlinien der zivilrechtlichen Produkthaftung fest­
zulegen.102 Jedoch erkennt Choclán Montalvo gleichzeitig- in Anlehnung an Kuh-

101 Vgl. Brüggemann, S. 61. 
102 Choclán Montalvo, Deber de cuidado, S. 162. Gegen die Ansicht Choclán Montal­

vos lasst sich anfiihren, dass in Spanien die zivilrechtliche Rechtsprechung die Sorgfalts­
anforderungen des Lebensmittelherstellers kaum entwickeli hat. Der Hauptgrund dafür 
dürfte im System der Gefáhrdungshaftung zu finden sein, das im spanischen Zivilrecht für 
gesundheitsschadliche Lebensmittel gilt (siehe Art. 140 Abs. 3 Real Decreto Legislativo 
1/2007). Deswegen ist es mehr als fraglich, ob eine Übertragung des zivilen Produkthaf­
tungsrechts ins Lebensmittelstrafrecht wirklich die Rechtssicherheit auf diesem Gebiet 
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len -, dass die Orientierung des Lebensmittelstrafrechts am Zivilrecht die Gefahr 
einer aus strafrechtlicher Sicht nicht hinnehmbaren Pflichtenüberspannung birgt. 103 

Eine nahere Begründung dieser Behauptungen findet si eh indes nicht. 

Die Übernahme der Grundsatze der zivilen Produkthaftung zur Verhaltensnorm­
konkretisierung in die strafrechtliche Produktverantwortung wirft als Problem die 
Frage auf, ob das zivilrechtliche Kriterium der ,Erwartungen der Verbraucher" 
geeignet ist, um die Verhaltensanforderungen im Rahmen des Art. 363 Nr. 2 
spStGB (= Art. 346 spStGB 1973) zu prazisieren. Das Kriterium der ,Erwartungen 
der Verbraucher" ist in Art. 137 Real Decreto Legislativo 1/2007 ausdrücklich vor­
gesehen und dient vor allem dazu, die Konstruktionsanforderungen eines Produkts 
festzulegen. 104 Wie bereits erwahnt, gilt ein Produkt nach dieser Vorschrift als feh­
lerhaft, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die man unter Berücksichtigung aller 
Umstande, insbesondere der Aufmachung des Produkts, seines vorhersehbaren 
bestimmungsgemaf3en Gebrauchs und des Zeitpunkts, zu dem es auf den Markt 
gebracht wurde, berechtigterweise erwarten kann. 105 

Der Tribunal Supremo hat im Colza-Fall die Frage, ob sich die Konstruktions­
pflichten eines Lebensmittelherstellers durch Verweis auf die ,Erwartungen der 
Verbraucher" konkretisieren lassen, ausdrücklich bejaht. Er hat ausgeftihrt, dass 
solche Erwartungen das allgemeine Kriterium zur Festlegung der Sorgfaltsanforde­
rungen in produktstrafrechtlichen Konstellationen bildeten. Angesichts des Risikos, 
vergalltes Ól zu verzehren, hatten die Sicherheitserwartungen der Verbraucher im 
Colza-Fall besonders hoch sein müssen. Zur volligen Beseitigung der vorliegenden 
Gefahr waren die Ólproduzenten dementsprechend verpflichtet, intensive Unter­
suchungen des Óls durchzuftihren. 106 

Die Ansicht des Tribunal Supremo im Colza-Fall bezüglich der Erwartungen der 
Verbraucher als Kriterium zur Konkretisierung der Verhaltensanforderungen ist in 
Spanien a uf Kritik gestof3en. So wird einerseits angefi.ihrt, dass der Begriff ,Erwar­
tungen der Verbraucher" mehrdeutig sei. Denn solche Sicherheitserwartungen 
konnten sich auf die individuellen Erwartungen des jeweiligen Erwerbers oder aber 
auf die Erwartungen der Allgemeinheit beziehen. 107 Andererseits wird darauf hin-

erhohen und dem Strafrichter ein betriichtliches Mal3 an argumentativer Entlastung bei der 
Verhaltensnormkonkretisierung bringen konnte. 

103 Choc!án Monta/va, Deber de cuidado, S. 162. 
104 Vgl. Salvador Coderch!Ramos González, in: Salvador Coderch/Gómez Pomar (Hrsg.), 

Tratado de responsabilidad civil, S. 145 f. 
1os Hervorhebung durch den Verfasser. 
106 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783,8827,8875 = CGPJ (12) 1992,69, 182 

(Colza 1); zust. Cancio Meliá, S. 318 f. 
107 So Anarte Borra/lo, Causalidad e imputación, S. 466; Paredes Castaiión, PJ (33) 

1994, 429 f. Diesbezüglich ist jedoch zu bemerken, dass es im Rahmen der Adtiquatheit 
einer Pflichtenauferlegung in produktstrafrechtlichen Konstellationen nicht um im Einzel­
fall real vorhandene (entweder des jeweiligen Erwerbs oder der Allgemeinheit), sondern 
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gewiesen, dass es nicht angemessen sei, die Sicherheitsstandards eines Produkts 
ausschlieBlich durch die Erwartungen und Sicherheitsbedürfnisse der Verbraucher 
festzulegen. Vielmehr seien auch die Freiheitsinteressen der Produzenten im Wege 
einer umfassenden Interessenabwagung in Betracht zu ziehen. 108 

5. Zwischenergebnis 

Wie im deutschen Recht greifen auch die spanische Rechtsprechung und Litera­
tur a uf ( vorstraf-)rechtliche Produktsicherheitsregeln, Produktzulassungen, vor­
rechtliche Normen und zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten zurück, um die 
Rechtspflichten des Herstellers zu konkretisieren. 

Da der Lebensmittelbereich in Spanien stark spezialgesetzlich durchnormiert ist, 
spielen (vorstraf-)rechtliche Produktsicherheitsregeln eine entscheidende Rolle bei 
der Bestimmung der Herstellerpflichten. Nach der Literatur darf sich der Hersteller 
jedoch nicht auf die Richtigkeit dieser Produktsicherheitsregeln verlassen. S te !le er 
fest, dass der Gesetzgeber irrtümlich eine gesundheitsschadliche Substanz zur 
Verwendung in der Lebensmittelproduktion zugelassen hat, so habe der Hersteller 
die Pflicht, den zustandigen Beamten im Lebensmittelbereich den Fehler der Pro­
duktsicherheitsregel mitzuteilen. Zugleich solle er bei der Herstellung von Le­
bensmitteln auf die Anwendung der entsprechenden Substanz verzichten, andem­
falls schaffe er ein missbilligtes Risiko i.S.d. Art. 363 Nr. 2 spStGB. 

C. Abwagung von Nutzen und Risiko 

Ergibt sich aus den (vorstraf-)rechtlichen oder vorrechtlichen Produktsicherheits­
regeln, Produktzulassungen bzw. zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflichten kei­
ne ausdrückliche Verhaltensnorm, die das vom Lebensmittelhersteller im Einzelfall 
erwartete Verhalten regelt, so ist die betreffende Verhaltensnorm im Wege einer 
Risiko-Nutzen-Abwagung festzulegen. 109 Überwiegen im Einzelfall die gesund­
heitsschadlichen Wirkungen eines Lebensmittels gegenüber seinem gesellschaft­
lichen Nutzen und seiner Notwendigkeit, so ist seine Inverkehrgabe verboten bzw. 
- wenn es schon auf den Markt gebracht wurde - sein Rückruf geboten. 

um die erforderlichen und angemessenen Erwartungen geht. Somit sind die Erwartungen 
der Verbraucher ,nicht als demoskopische GriiJ3e im Sinne eines statistisch zu ermittelnden 
Ergebnisses einer Meinungsbildung", sondem als normatives Kriterium zu begreifen 
(v. Bar, in: Lieb [Hrsg.], Produktverantwortung und Risikoakzeptanz, S. 32). 

108 Siehe Anarte Borra/lo, Causalidad e imputación, S. 466 f.; Paredes Castañón, PJ 
(33) 1994, 430. 

109 Siehe dazu Choclán Montalvo, CDJ III-2002, 162 f.; Paredes Castañón, PJ (33) 
1994, 431. 
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Der Tribunal Supremo begründete die (nicht positivierte) Rechtspflicht, die die 
Úlunternehmer im Colza-Fall übertreten hatten (und zwar ,Es ist verboten, mit 
giftigen Substanzen versetztes Rapsol zu vermarkten"), eben mit solchen Risiko­
Nutzen-Erwagungen.110 Nach Ansicht des Gerichts brachte den Konsumenten das 
Inverkehrbringen von mit Anilin vergalltem Rapsol keinerlei Nutzen. Dagegen war 
das Risiko fúr die Gesundheit, das dieses Produkt darstellte, besonders hoch, da 
Anilin ein bekanntes giftiges Mittel ist. Hier erwies sich also die Risiko-Nutzen­
Bilanz des Úls als besonders negativ, sodass die lnverkehrgabe dieses Lebensmit­
tels verbo ten war. 111 

110 Zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens des vergallten Rapséils fand sich im spani­
schen Recht keine positivierte Rechtspflicht, die dieses Verhalten der Ólunternehmer aus­
drlicklich verboten hatte. 

111 Vgl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783,8827,8871 = CGPJ (12) 1992,69, 
174 (Colza 1). 



Iv. Vergleich der deutschen und spanischen Kriterien zur 
Konkretisierung der Rechtspflichten des Herstellers 

A. Einführung 

Die Einleitung und Teil 3, II. und III. dieser Untersuchung haben gezeigt, dass 
sawahl in Deutschland als auch in Spanien die Festlegung der Verhaltensnarmen1 

des Herstellers (= Herstellerpflichten) einen wichtigen Aspekt der strafrechtlichen 
Praduktverantwartung darstellt. Van dieser Festlegung hiingen nlimlich die verhal­
tenssteuemde Funktian und damit die rechtsgüterschützende Wirksamkeit der Pro­
duktverantwartung ab.2 

Des Weiteren bildet der VerstaB gegen eine deliktsspezifische Verhaltensnarm 
die natwendige Bedingung für die Begründung strafrechtlichen Unrechts und damit 
für die Sanktianierbarkeit.3 Weder Verletzungsdelikte wie §§ 211 ff., 223 ff. StGB 
nach Gefáhrdungsdelikte wie Art. 363 Nr. 2 spStGB dürfen auf das Erfardemis 
eines VerhaltensnarmverstaBes, d.h. der abjektiven Pflichtwidrigkeit des Verhal­
tens, verzichten.4 Nach heute überwiegender Lehre handelt es sich darüber hinaus 
um ein Zurechnungserfardemis, das für Varsatz- und Fahrllissigkeitsdelikte glei­
chermaBen gi!t.5 Var diesem Hintergrund ist die Festlegung der Verhaltensnarm, 
der der Hersteller im Einzelfall nachkammen muss, van enarmer Bedeutung. Denn 
die abjektive Pflichtwidrigkeit des Herstellerverhaltens llisst sich nur durch einen 
Vergleich der wirklichen Handlung des Herstellers mit dem in jener Narm festge­
schriebenen Verhalten feststellen. 

Der Inhalt der Verhaltensnarmen, die der Hersteller im Einzelfall erfüllen muss, 
ergibt sich jedach nicht unmittelbar aus den §§ 211 ff., 223 ff. StGB bzw. dem 
Art. 363 Nr. 2 spStGB. Diese strafrechtlichen Sanktiansnarmen, die jeweils im 
Zentrum des Interesses der Praduktverantwartung in Deutschland und Spanien ste­
hen, beschrlinken sich allein auf die Beschreibung eines schlidlichen Erfalgs. Des­
wegen haben Rechtsprechung und Literatur beider Lander narmative Kriterien 

1 Zum Begriff ,Verhaltensnorm" siehe schon oben Teil1, LB. l. 
2 Kuhlen, JZ 1994, 1146; siehe auch die Einleitung, III., dieser Arbeit. 
3 Siehe oben schon Teil 1, I.B.4. 
4 So ausdrücklich Kuhlen, FS für BGH, S. 656. Den Verletzungs- und Gefáhrdungs­

delikten gemeinsam ist, dass sie jeweils eine Verhaltensnormverletzung voraussetzen. Der 
Unterschied zwischen beiden liegt in den zusatzlichen Sanktionserfordemissen neben dem 
spezifischen VerhaltensnormverstoJ3, die für eine Bestrafung erfüllt sein müssen. So setzen 
Verletzungsdelikte für die Sanktionierbarkeit den Eintritt eines Verletzungserfolgs voraus. 
Gefáhrdungsdelikte konnen ihrerseits für die Bestrafung den Eintritt eines bestimmten 
Gefáhrdungserfolgs erfordem (konkrete Gefáhrdungsdelikte) oder keinen Gefáhrdungs­
erfolg benotigen (abstrakte Gefáhrdungsdelikte). Siehe dazu Roxin, AT I, § 10 Rn. 123 f., 
§ 11 Rn. 147. 

5 Siehe dazu etwa Frisch, Vorsatz, S. 140 (Fn. 72); Murmann, FS für Herzberg, S. 124 
m.w.N.; NK-Puppe, Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. 154; SK-Rudolphi, Vor § 1 Rn. 57 (Juni 
1997). 
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entwickelt, die zu einer Festlegung der Herstellerpflichten im Rahmen jener Straf­
tatbestiinde führen und in Teil 3, II. und III. dargelegt worden sind. 

B. Áhnliche Kriterien zur Konkretisierung der Rechtspflichten 
des Herstellers im deutschen und spanischen Recht­

gemeinsames Modell 

Als Ergebnis der in den vorhergehenden Abschnitten ll. und III. enthaltenen Dar­
legungen ist zu konstatieren, dass das deutsche und spanische Strafrecht der Pro­
duktverantwortung iihnliche Kriterien zur Konkretisierung der Herstellerpflichten 
ausgebildet haben. Dabei wird in beiden Liindern zuniichst auf bestimmte Grund­
regeln zuriickgegriffen, die sich sowohl im deutschen ProdSG als auch im Spani­
schen Lebensmittelgesetzbuch finden lassen. Diese Grundregeln lauten: Der Her­
steller ist verpflichtet, Produkte in den Verkehr zu bringen, die bei rational 
begriindbarem bzw. sozial iiblichem Gebrauch keinerlei Gefahr darstellen; der Her­
steller ist hingegen nicht gehalten, Produkte auf den Markt zu bringen, die sogar 
bei irrationalem bzw. sozial uniiblichem Gebrauch gefahrlos sind. Nach diesen 
Grundregeln muss der Hersteller bei der Bestimmung seiner Rechtspflichten nicht 
solche hypothetischen Schadensverliiufe einkalkulieren, welche durch eine (vollig) 
unsachgemiiBe Anwendung des Produkts entstehen. 

Die erwiihnten Grundregeln sind hochst allgemein und somit konkretisierungs­
bediirftig. Sie sind in beiden Liindern daher durch mehrere dogmatische Ansatz­
punkte niiher bestimmt worden, und zwar durch (vorstraf-)rechtliche sowie vor­
rechtliche Produktsicherheitsregeln, Produktzulassungen und zivilrechtliche 
Verkehrspfl ichten. 

Vorrechtliche Produktsicherheitsregeln gehoren zur objektiven Rechtsordnung 
und beinhalten allgemeinverbindliche Ge- oder Verbote für den Hersteller. Sie 
bestimmen etwa, wie ein Erzeugnis zu konstruieren ist, welche Sicherheitsanforde­
rungen dabei einzuhalten sind, wie der Produktionsprozess anzulegen ist oder wie 
die Gebrauchsanweisung auf mit der Benutzung des Produkts moglicherweise ver­
bundene Risiken hinweisen muss.6 

Ebenso konnen Produktzulassungen die Verhaltensnormen konturieren, die der 
Hersteller zu beachten hat. Diese Zulassungen konkretisieren die abstrakte und 
zuniichst offene Rechtslage in Bezug auf bestimmte Produkte, deren Sicherheits­
beurteilung typischerweise mit spezifischen Ungewissheiten verbunden ist ( etwa 
Medikamente bzw. gentechnisch modifizierte Lebensmitte1).7 Die zustiindigen Be­
borden kontrollieren im Rahmen der Produktzulassungsverfahren, ob solche Pro-

6 Vgl. dazu Schaumann-Werder, S. 88. 
7 In diesem Sinne Weij!, H. T., S. 335. 
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dukte die entsprechenden produktsicherheitsrechtlichen Anforderungen erfullen 
und folglich auf den Markt gebracht werden dürfen. 

Von privaten Norrnungsverbanden aufgestellte vorrechtliche Produktsicherheits­
regeln und von der zivilrechtlichen Rechtsprechung entwickelte Verkehrspflichten 
konnen ihrerseits als Verhaltensregeln fur den Hersteller dienen, wenn sie Aus­
druck einer adaquaten Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen 
sin d. 

Sowohl im deutschen als auch im spanischen Recht wird darauf hingewiesen, 
dass in den Fallen, in denen mithilfe der oben erwiihnten Kriterien die Rechts­
pflichten des Herstellers nicht himeichend bestimmt werden konnen, eine Risiko­
Nutzen-Abwagung in Betracht kommen kann. MaBgebliche Gesichtspunkte dieser 
Abwagung zur Pflichtkonkretisierung sind insbesondere der Wert des betroffenen 
Rechtsguts, die Intensitat der ihm drohenden Gefahr sowie der soziale Nutzen des 
Produkts. Die Risiko-Nutzen-Abwagung stellt somit das letzte Kriterium fur die 
Festlegung der Herstellerpflichten dar. 

Zusammenfassend ist demnach festzuhalten, dass die dogmatischen Ansatzpunk­
te zur Bestimmung der Verhaltenspflichten des Herstellers im deutschen und spani­
schen Strafrecht der Produktverantwortung gleichartig sind und ein gemeinsames 
Modell bilden. Die Unterschiede zwischen dem deutschen und dem spanischen 
Produktverantwortungsstrafrecht bestehen also nicht in den Kriterien zur Verhal­
tenspflichtenbestimmung. Sie liegen vielmehr zum einen in der Art der Delikte, die 
- in den wichtigsten Fallen der Produktverantwortung in beiden Landem - zur Be­
strafung eines VerhaltenspflichtverstoBes seitens des Herstellers herangezogen 
worden sind, und zum anderen in der Bewertung dieses VerstoBes als vorsatzlich 
oder fahrlassig. 

Wie in Teil 2 dargelegt, hat die deutsche Judikatur den VerstoB gegen Verhal­
tenspflichten überwiegend durch Verletzungsdelikte, und zwar Totungs- und Kor­
perverletzungsdelikte (§§ 211 ff., 223 ff. StGB), ponalisiert. In den wichtigsten 
Produktverantwortungsfállen in Spanien hat der Tribunal Supremo den Verhaltens­
pflichtverstoB der Beschuldigten hingegen durch ein Gefahrdungsdelikt (Art. 346 
spStGB 1973 = Art. 363 Nr. 2 spStGB) sanktioniert. Die moglichen Erklarungen 
fur diesen Unterschied wurden ebenfalls im zweiten Teil erlautert.8 

Andererseits ist die strafrechtliche Produktverantwortung in Deutschland nach 
Ansicht der herrschenden deutschen Lehre fast ausschlieBiich eine Fragefahrlassi­
gen VerhaltenspflichtverstoBes. In dem relevantesten Fall der strafrechtlichen Pro­
duktverantwortung in Spanien, dem Colza-Fall, fuhrte der Tribunal Supremo dage­
gen aus, dass die VerhaltenspflichtverstoBe seitens der Oluntemehmer vorsatzlich 
begangen worden sind. Wie beschrieben erreichte der Tribunal Supremo dieses 
Ergebnis, indem er si eh den Bestrebungen in der Literatur anschloss, den V orsatz 

8 Siehe aben Teil 2, II.C.2. 
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objektivierend und nonnativierend zu verstehen und das Willenselement des Vor­
satzes zu relativieren.9 

C. Mangel des gemeinsamen Modells zur Konkretisierung 
der Herstellerpflichten 

Das gemeinsame Modell zur Konkretisierung der Herstellerpflichten des deut­
schen und spanischen Strafrechts der Produktverantwortung leidet unter gewissen 
Mangeln. Diese beziehen sich sowohl auf die erwahnten kodifizierten Grundregeln 
zur Pflichtenbestimmung (sogleich 1.) als auch auf die dogmatischen Ansatzpunk­
te, die diese Grundregeln naher bestimmen (dazu unten 2.), sowie auf die Risiko­
Nutzen-Abwagung, die als letztes Kriterium flir die Konkretisierung der Herstel­
lerpflichten gilt (dazu unten 3.). 

1. Notwcndigkeit einet· materiellen Bcgründung für die Grundrcgcln 

Was die kodifizierten Grundregeln zur Konkretisierung der 1-lerstellerpflichten 
angeht, ist zu konstatieren, dass weder die deutsche noch die spanische Literatur 
die materielle Begründungjener Regeln hinreichend untersucht hat. Damit fehlt das 
normative Fundament für eine Grenzziehung zwischen den Verantwortungsberei­
chen der Hersteller und Verbraucher, die sich in diesen Grundregeln widerspiegelt. 
Von einer materiellen Begründung dieser Grundregeln würde man sich rechtliche 
Prinzipien erhoffen, die das deutsch-spanische Modell zur Pflichtenkonkretisierung 
im Produktverantwortungsbereich normativ zu erklaren vermochten. 

2. UnzuHinglichkeit der dogmatischen Ansatzpunkte 
für die Pflichtenkonkretisierung 

Die (vorstraf-)rechtlichen und vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln, Produkt­
zulassungen und zivilrechtlichen Verkehrspflichten sind ihrerseits oftmals unzu­
langlich ftir die Pflichtenkonkretisierung im Einzelfall. 

Was die (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsregeln angeht, erweisen sie sich 
als MaBstab zur Feststellung des gebotenen Verhaltens des Herstellers oft als unzu­
reichend, unprazise, wertausflillungsbedürftig und zum Teil sogar als im konkreten 
Fall ganz und gar nutzlos. 10 Nicht selten statuieren diese Regeln keine konkreten 
Verhaltensanforderungen fi.ir den Einzelfall, sondern umschreiben nur in abstrakt-

9 Zum fahrlassigen und vorsatzlichen Verhalten des Herstellers im deutschen und spani­
schen Produktverantwortungsstrafrecht siehe schon aben Tei12, Ill.A.2.b), Ill.B.2.b). 

IO Herzberg, Arbeitsschutz, S. 161. 
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genereller W eise den Bereich des rechtlich erlaubten Risikos. 11 Angesichts der 
groBen Vielfalt von Gefahrenlagen, die mit der Herstellung und dem Vertrieb von 
immer verschiedenen Arten von Produkten verbunden sind, konnen ( vorstraf-) 
rechtliche Produktsicherheitsregeln meistens keine abschlieBende, ausnahmslos 
gültige Umschreibung des in einer konkreten Situation gebotenen Verhaltens ent­
halten.12 

Daneben ist die Inverkehrgabe der meisten Produkte nicht an die Bedingung 
einer behordlichen Zulassung geknüpft. Produktzulassungsverfahren beschranken 
si eh auf bestimmte Produkte, deren Sicherheitsbeurteilung mit spezifischen Unge­
wissheiten verbunden ist. Im Übrigen ware eine Zulassungspflicht für alle Produkte 
absolut unangemessen und führte zu unertraglichen Einschriinkungen der Frei­
heit. 13 Da für die Inverkehrgabe der meisten Produkte keine beh6rdliche Zulassung 
verlangt wird, kann eine solche selten für die Konkretisierung der Herstellerpflich­
ten nützlich sein. 

SchlieBiich konnen - wie bereits dargelegt wurde - zivilrechtliche Verkehrs­
sicherungspflichten und vorrechtliche Produktsicherheitsregeln dem Hersteller nur 
dann als VerhaltensmaBstab dienen, wenn sie eine angemessene Abwiigung des 
Konflikts zwischen den Gütererhaltungsinteressen auf der einen und den Freiheits­
entfaltungsinteressen auf der anderen Seite vomehmen. 14 Wann gcnau von einer 
solchen angemessenen Losung des Konflikts im Einzelfall gesprochen werden 
kann, ist in Rechtsprechung und Literatur allerdings noch nicht geklart. Auch wenn 
man aufgrund ihrer faktischen Akzeptanz in der Praxis prinzipiell von der Ad­
aquatheit vorrechtlicher Produktsicherheitsregeln und zivilrechtlicher Verkehrs­
sicherungspflichten ausgehen kann, 15 ist es doch unerlasslich, über Kriterien zu 
verfügen, die eine Überprüfung dieser Adaquatheit ermoglichen. 

3. Unzuliinglichkeit der Risiko-Nutzen-Abwiigung für die 
Pflichtenkonkretisierung in produktstrafrechtlichen Konstellationen 

Wie bereits erwahnt wurde, ist eine Risiko-Nutzen-Abwagung typisch für die 
Verhaltensnorrnkonkretisierung im Arzneimittelbereich. 16 Will man etwa unter­
suchen, ob in der Rezeptur eines bestimmten Medikaments z.B. gegen Epilepsie 
ein VerstoB gegen Konstruktionspflichten Iiegt, so sind die Nebenwirkungen des 
Medikaments auf der einen und die nützliche Wirkung für die Gesundheit auf der 

11 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 204. 
12 Vgl. Mayer, Produktverantwortung bei Arzueimittelschaden, S. 275. 
13 Vgl. Weij3, H.T., S. 334 f. 
14 Siehe dazu oben Teil3, II.B.3.c)bb), 4.c)cc). 
15 Vgl. zur prinzipiellen Adaquatheit vorrechtlicher Regeln im Hinblick auf die Annah­

me eines tolerierten bzw. missbilligten Verhaltens Frisch, Verhalten, S. 106 ff. 
16 Siehe oben Teil 3, II.C. 
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anderen Seite abzuwagen. Existieren alternative Arzneimittel mit geringerem Risi­
ko bei gleichem Nutzen für die Gesundheit oder sind die Risiken der Behandlung 
mit dem Arzneimittel hoher als dessen Nutzen, so folgt daraus, dass der Hersteller 
gegen Konstruktionspflichten verst6f3t und daher das Produkt nicht auf den Markt 
bringen darf. 

Im Arzneimittelbereich kann eine solche utilitaristische Risiko-Nutzen-Analyse 
mühelos durchgeführt werden, da sich sowohl der Nutzen als auch das Risiko des 
Produkts auf die durch ihre Anwendung eintretenden Gesundheitsveranderungen 
bezieht, d.h. das Risiko und der Nutzen einen gemeinsamen Nenner- die mensch­
liche Gesundheit - haben. Bei den meisten Konsumgütern haben aber Risiken und 
Nutzen keinen in diesem Sinne gemeinsamen Nenner, 17 sodass si eh durch eine uti­
litaristische lnteressenabwagung die Herstellerpflichten nicht konkretisieren lassen. 
Zu denken ist nur an eine solche Abwagung zur Prazisierung der Konstruktions­
pflichten in Bezug auf alkoholische Getranke. Bei diesen Produkten stehen sich die 
gesundheitlichen Gefahren des Verzehrs von Alkohol und das Vergnügen beim 
Trinken gegenüber, welche vollig unterschiedliche und somit nicht gegeneinander 
abwagbare Grof3en bilden. 18 

D. Notwendigkeit einer Korrektur des gemeinsamen Modells 
zur Pflichtenkonkretisierung 

Aus den vorstehenden Erwagungen ergibt sich die Notwendigkeit, die Mangel 
des gemeinsamen Modells zu korrigieren und zugleich eine eigene Stellungnahme 
zur Konkretisierung der Herstellerpflichten abzugeben. Dazu sind die erwahnten 
Grundregeln flir die Pflichtenkonkretisierung materiell zu begründen. 19 Auch ist es 
erforderlich, normative Maf3stabe zu entwickeln, die imstande sind, die Verhal­
tensnormen des Herstellers zu prazisieren, wenn (vorstraf-)rechtliche und von·echt­
liche Produktsicherheitsregeln, Produktzulassungen bzw. zivilrechtliche Verkehrs­
pflichten für den Einzelfall nicht vorhanden sind. Diese Maf3stabe sollen zugleich 
eine Überprüfung der Adaquatheit vorrechtlicher Produktsicherheitsregeln und 
zivilrechtlicher Verkehrspflichten- wenn diese Primarordnungen im Einzelfall zur 
Verfligung stehen- ermoglichen. 

Die Entwicklung einer eigenen Stellungnahme zur Prazisierung der Hersteller­
pflichten muss des Weiteren die verschiedenen Phasen der Herstellung und Inver­
kehrgabe des Produkts berücksichtigen, was haufig im deutschen und spanischen 
Strafrecht der Produktverantwortung nicht genug in Betracht gezogen wird. Denn 
die vom Hersteller zu erfi.illenden Verhaltenspflichten haben einen verschiedenen 

17 I-Ior!, S. 117; vgl. dazu auch C!érico, S. 212; Dechs!ing, S. 17. 
18 1-for!, S. 117. 
19 Siehe unten Teil4, II.A.2.b). 
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Inhalt, je nachdem, ob das Produkt schon auf den Markt gebracht wurde oder nicht. 
Auch die Frage, ob es um Produkte geht, die seit Uingerem auf dem Markt sind 
und die der Hersteller weiter vertreiben mochte, oder ob es sich um ,neu entwi­
ckelte" Produkte handelt, sol! bei der Darstellung der Problematik berücksichtigt 
werden. 



Vierter Teil 

Eigener Losungsansatz zur Konkretisierung 
der Herstellerpflichten 

l. Einführung 

Ausgangspunkt einer jeden Überlegung zur Bestimmung der Rechtspflichten des 
Herstellers muss die MaBgabe sein, dass niemand seine Freiheit ohne Rücksicht auf 
die Rechte und Rechtsgüter anderer ausüben soll. 1 Die Verpflichtung, die eigene 
Handlungsfreiheit ohne Beeintrachtigung anderer wahrzunehmen, ist die immanen­
te Voraussetzung der Zuerkennung der I-Iandlungsfreiheit.2 Die Einzelnen müssen 
sich in der Gestaltung ihres Lebens darauf verlassen konnen, dass die anderen 
- wie sie selbst- diese Verpflichtung erflillen; eine allgemeine Übertretung dieser 
Pflicht würde ein gemeinsames Leben unmoglich machen? 

Vor diesem Hintergrund liegt es auf der Hand, dass der Hersteller seine Freiheit 
nur unter der Voraussetzung ausüben darf, dass er durch seine Produkte das 
Leben und die Gesundheit der Konsumenten - zumindest bei sachgemaBer bzw. 
vernünftiger Benutzung der Ware - nicht gefáhrdet.4 Diese Grundpflicht des Her­
stellers hat u.a. den Sinn, dem potenziellen Verbraucher die notwendige Gefahren­
vorsorge in bestimmtem Umfang abzunehmen und ihm insoweit ein berechtigtes 
Vertrauen in die Ungefahrlichkeit des Produkts zu ermoglichen.5 Damit wird nicht 
nur ein groBerer Freiheitsentfaltungsspielraum flir die Verbraucher geschaffen, 
sondern auch der Absatz der ,vertrauenswürdigen" Produkte erheblich erleichtert.6 

Der Hersteller, der wirtschaftliche Vorteile aus diesem berechtigten Vertrauen zie­
hen mochte, muss eine angemessene ,Gegenleistung" erbringen:7 Er darf keine 

1 Vgl. dazu Frisch, FS für Puppe, S. 428 f.; Jakobs, AT, 28. Abschn. Rn. 14, 
29. Abschn. Rn. 29 ff.; Kühler, FS für Schroeder, S. 257 ff.; Zaczyk, S. 212. 

2 So Frisch, FS für Puppe, S. 429 m.w.N. 
3 Zaczyk, S. 212; vgl. auch Kraatz, JR 2009, 182. 
4 Diese Verpflichtung spiegelt sich Ubrigens in § 3 Abs. 1 und 2 ProdSG wider, wonach 

ein Produkt nur in den Verkehr gebracht werden darf, wenn es so beschaffen ist, dass bei 
bestimmungsgemaf3er oder vorhersehbarer Verwendung die Güter der Verbraucher nicht 
geHihrdet werden (in diesem Sinne auch im spanischen Recht Art. 4 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 
Buchstabe a] Real Decreto 1801/2003 vom 26. Dezember, BOE Nr. 9 vom 10.1.2004 
[Produktsicherhei tsgesetz]). 

5 In diesem Sinne Freund, Unter1assen, S. 219. 
6 Freund, Unterlassen, S. 219. 
7 Vgl. Freund, AT, § 6 Rn. 69. 
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rechtlich missbilligte Gefahr fur das Leben bzw. die Gesundheit der Verbraucher 
schaffen. Wenn er diese ,Gegenleistung" nicht erbringen mochte, darf er kein Pro­
dukt herstellen und auf den Markt bringen. 8 

Aus der Grundpflicht des Herstellers, das Leben und die Gesundheit der Ver­
braucher bei sachgema13er bzw. vemünftiger Benutzung der Ware nicht zu gefáhr­
den, ergeben sich zweierlei Rechtspflichten.9 Er ist erstens gehalten, keine 
gefáhrlichen Produkte auf den Markt zu bringen (nachfolgend II.). Ab der Inver­
kehrgabe der Ware ist er zweitens verpflichtet, das Produkt im Hinblick auf zuvor 
unbekannte Gefahren zu beobachten und sich über die Verwendungsfolgen zu in­
formieren (dazu unten III.). 

8 Siehe dazuFreund, Unterlassen, S. 219; ders., AT, § 6 Rn. 69. 
9 Vgl. dazu Klindt, GPSG, § 5 Rn. 4; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­

schaden, S. 280 ff.; Weij.J, H.T., S. 501. 



11. Verbot des Inverkehrbringens von bei sachgemaller bzw. 
vernünftiger Benutzung gefahrlichen Produkten 

Der Hersteller verst5Bt gegen das Verbot des Inverkehrbringens von gefáhrlichen 
Produkten, wenn er diese nicht sorgfáltig konstruiert, fabriziert und mit den fiir 
eine gefahrlose Verwendung notwendigen Instruktionen versieht, d.h. wenn das auf 
den Markt gebrachte Produkt Konstruktions-, Fabrikations- bzw. Instruktionsfehler 
aufweist. 1 Ein Konstruktionsfehler liegt vor, wenn das Produkt schon seiner Kon­
zeption nach hinter den durch den sachgemaf3en bzw. vernünftigen Gebrauch vor­
ausgesetzten Sicherheitsstandards zurückbleibt.2 Fabrikationsfehler entstehen hin­
gegen bei der 1-Ierstellung der Ware selbst. Sie beruhen darauf, dass das Produkt 
wegen eines Mangels im Herstellungsprozess nicht dasjenige Sicherheitsniveau 
aufweist, welches bei sorgfhltiger Umsetzung der Konstruktionsplane erreicht wor­
den ware.3 Ein lnstruktionsfehler liegt schlief3lich vor, wenn eine Gebrauchs­
anweisung vollig fehlt oder wenn vor bestimmten Gefahren nicht hinreichend ge­
warnt wird.4 

Jm Folgenden ist der Frage nachzugehen, wie der Hersteller die soeben erwahn­
ten Konstruktions-, Fabrikations- und lnstruktionsfehler erkennen und vermeiden 
kann. Für die Beantwortung dieser Frage erscheint es sachgerecht, zwischen zwei­
erlei Arten von Produkten zu differenzieren: Produkte, die der Hersteller zum ers­
ten Mal auf den Markt bringen m6chte (,neu entwickelte" Produkte, nachfolgend 
A.), einerseits, und Produkte, die vom Hersteller (bzw. von Konkurrenten) schon 
auf den Markt gebracht worden sind und weiter (bzw. auch) vertrieben werden sol­
len (dazu unten B.), andererseits. 

A. ,~Neu entwickelte" Produkte 

Unter ,neu entwickelten Produkten" sollen hier diejenigen Produkte verstanden 
werden, die nicht bereits auf dem Markt sind und die der Hersteller somit zum ers­
ten Mal vertreiben m6chte. Zu denken ist etwa an neue Medikamente, Automodel­
le, Werkzeuge bzw. Arbeitsgerate, die bisher weder vom Hersteller selbst noch von 
anderen Produzenten vertrieben worden sind. In Bezug auf die Risiken flir das Le­
ben und die Gesundheit, die von der Benutzung dieser neu entwickelten Produkte 
ausgehen konnen, muss der Hersteller zwei Hauptverhaltenspflichten erfi.illen, und 

1 Vgl. dazu Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 280. 
2 Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 59; Staudin­

ger-1-/ager, § 823 Rn. F 12. 
3 So Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 131. 
4 Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 14; Salvador Coderch!Ramos González, in: Salvador 

Coderch/Gómez Pomar (Hrsg.), Tratado de responsabilidad civil, S. 189; Bamberger/Roth­
Spind/er, § 823 Rn. 502. 
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zwar Gefahrerkennungs- und Gefahrreduzierungspflichten. So muss der Hersteller 
zum einen die mit dem sachgemaBen bzw. vemünftigen Gebrauch des neuen Pro­

dukts verbundenen Gefahren erkennen und richtig einschatzen (nachfolgend 1.). 
Zum anderen ist er verpflichtet, die notwendigen MaBnahmen zur Reduzierung 

bzw. AusschlieBung dieser Gefahren zu treffen ( dazu unten 2.).5 

l. Gefahrerkennungspflichten 

Um Beeintrachtigungen für die Rechtsgüter der Verbraucher verrneiden zu kon­

nen, muss der Hersteller zunachst genau wissen, welche Risiken von seinen Pro­
dukten ausgehen. Die Erkennbarkeit der Gefahr ist unabdingbare Voraussetzung 
ihrer Reduzierung.6 Deswegen wird dem Hersteller von der primaren Norrnenord­

nung7 die Pflicht auferlegt, die pote=iellen Risiken zu identifizieren, die mit der 
Benutzung seines Produkts verbunden sind. 8 

Um seine Gefahrerkennungspflicht richtig zu erfüllen, hat der Hersteller an alle 

im Zusammenhang mit dem neuen Produkt vorhersehbaren Gefahren für das Leben 
und die Gesundheit des Verbrauchers zu denken. Ebenfalls muss er die Gefahren 

für diejenigen Personen berücksichtigen, die das Produkt nicht als Benutzer ver­
wenden werden, sehr wohl aber als ,Dritte" von den Konsequenzen seiner Unsi­

cherheit betroffen sein k5nnen.9 Zu denken ist etwa an die moglichen Risiken für 
mitspielende Kinder, die sich in der Umgebung des Nutzers eines Spielzeugs be­

finden. 

5 Die Gefahrerkennungs- und Gefahrreduzierungspflichten werden meistens nur irn 
Rahmen der Fahrlassigkeitsdelikte problematisiert (wobei über ,innere" und ,au13ere" 
Sorgfalt gesprochen wird, siehe dazu etwa Jescheck!Weigend, AT, S. 578 ff.; Kindhauser, 
AT, § 33 Rn. 18; Wessels!Beulke, AT, Rn. 668). Jedoch kann gegen diese Pflichten auch 
vorsatzlich verstoJ3en werden. Das ist der Fall, wenn der Tater die tatbestandsrelevante 
Unwertdirnension seines von der jeweiligen Pflicht abweichenden Verhaltens vollumfáng­
Iich erfasst und seine Entscheidung für den VerhaltensnonnverstoJ3 dennoch umsetzt 
(grundlegend zu diesem Verstandnis des Vorsatzes Frisch, Vorsatz, S. 94 ff., 118 ff., 
210 ff.; siehe auch schon oben Teil 2, III.A.2.b)bb)(2)). So verst6J3t ein Hersteller etwa 
dann vorsatzlich gegen die Gefahrerkennungspflichten, wenn er bewusst einen unerlass­
Iichen Test = Produktgefahridentifizierung nicht durchfiihrt, sodass er das Produktrisiko 
im Einzelfall als ungewiss einstuft und nicht auf die Unschiidlichkeit des Produkts vertraut. 
Ein vorsatzlicher VerstoJ3 gegen eine Gefahrreduzierungspflicht Iiegt etwa vor, wenn ein 
Hersteller mit EHEC kontaminierte Lebensmittel vertreibt, obwohl er weiB, dass ihr Ver­
zehr zu schweren Gesundheitsbeeintrachtigungen führen kann. 

6 Vgl. Deutsch, S. 94; Lorenz, D., S. 85; vor ihnen schon Exner, S. 138 (,Vermeidbar­
keit ist durch Voraussehbarkeit bedingt") und Engisch, Untersuchungen, S. 365 f. 

7 Naher zur primaren Normenordnung und dem Unterschied zur sekundaren Normen­
ordnung siehe oben Teil 1, LA. 

s Vgl. Schwartz, S. 70. 
9 Klindt, GPSG, § 4 Rn. 9. 
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Sowohl (vorstraf-)rechtliche als auch vorrechtliche Produktsicherheitsregeln 
konnen dem Hersteller die Identifizierung von Produktgefahren erleichtern. 10 Denn 
diese Regeln beruhen meistens auf langer Erfahrung und Überlegung und weisen 
somit auf Gefahren hin, die moglicherweise mit dem Gebrauch von Produkten mit 
bestimmten Eigenschaften verbunden sind. 11 So ermoglichen es etwa die in (vor­
straf-)rechtlichen Regeln festgesetzten Hochstdosisgrenzen für die Ionisierung von 
Lebensmitteln, die Gefahren für die Gesundheit zu identifizieren, die der Verzehr 
von hoch bestrahlten Lebensmitteln mit sich bringt. 12 

Bevor im Folgenden auf Einzelprobleme der Gefahrerkennungspflichten einge­
gangen wird, soll zunachst geklart werden, welche Bedeutung dem Kriterium der 
Erkennbarkeit für die Konturierung der Rechtspflichten der Primarordnung zu­
kommt. 

a) Allgemeine Envagungen zum Kriterium der Erkennbarkeit 

Eine Rechtspflicht, die zum Rechtsgüterschutz verhaltensbeeinflussend wirken 
soll, ist dort sinnlos und folglich nicht zu rechtfertigen, wo die potenziellen Norm­
adressaten trotz unterstellter Normbefolgungsbereitschaft gar nicht die Moglichkeit 
normgemaBen Verhaltens habenY Deswegen kann sich eine Verhaltensnorm nur 
auf vermeidbare Gefahren beziehen. 14 Wesentliche Yoraussetzung der Yermeid­
barkeit ist die Erkennbarkeit dieser Gefahren. 15 Eine Gefahr, die nicht erkennbar 
ist, kann bei der Überlegung, wie ein Verhalten zur effektiven Vermeidung scha­
denstrachtiger Verlaufe einzurichten ist, nicht berücksichtigt werden. 1 6 

Die Erkennbarkeit ist kein ausschlieB!iches Kriterium des Fahrlassigkeitsdelikts, 
wo si e herkommlich behandelt worden ist, sondern ein Erfordernis, das jede Straf­
tat erfüllen nmss. 17 Sowohl das Vorsatz- als auch das Fahrlassigkeitsdelikt sind 
durch die Erfordernisse der Erkennbarkeit und Vermeidbarkeit der Tatbestands­
verwirklichung bestimmt; beim Vorsatz ist die Erkennbarkeit zur Kenntnis entfal-

10 Satzger, S. 609 f.; vgl. auch Frisch, Verbal ten, S. 103. Ausführlich zu den (vorstraf-) 
rechtlichen und vorrechtlichen Produktsicherheitsregeln zur Verhaltensnonnkonkretisie­
rung siehe aben Teil 3, ll.B.l. und 3. 

11 Vgl. BGHSt 4, 182, 185; 12, 75, 78; OLG Karlsruhe NStZ-RR 2000, 141, 142; Lack­
ner!Kühl, § 15 Rn. 39. 

12 Siehe dazu das spanische Real Decreto 348/2001 vom 4. April 2001, das die Herstel­
lung von mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmitteln regelt und dessen Anhang 
IV Héichstdosisgrenzen für die lonisierung festsetzt, BOE Nr. 82 vom 5.4.2001. 

13 Freund, Unterlassen, S. 36 f. 
14 Freund, Unterlassen, S. 36; vgl. auch Reus, S. 85 f. 
15 Siehe dazu Schéinke/Schréider-S/ernberg-Lieben, § 15 Rn. 125; ihm zust. Mayer, Pro­

duktverantwortung bei Arzneimittelsclüiden, S. 264. 
ll> Schéinke/Schréider-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 125. 

17 So Freund, AT, § 5 Rn. 42 f.; Kremer-Bax, S. 45. 
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tet, bei der Fahrlassigkeit nicht. 18 In diesem Zusammenhang wird hervorgehoben, 
dass die Erkennbarkeit der Tatbestandsverwirklichung ein zentrales Kriterium zur 
Konturierung der Verhaltenspflichten darstellt. 19 Bei der Bestimmung seiner Ver­
haltenspflichten muss der Einzelne namlich solche Schadensverlaufe einkalkulie­
ren, die nach der allgemeinen Lebenserfahrung erkennbar sind. 

Aufgrund des Kriteriums der Erkennbarkeit muss der Hersteller bei der Kon­
struktion, Fabrikation und der Erstellung von Warnhinweisen eines Produkts (nur) 
solche Gefahren berücksichtigen, die innerhalb der Grenzen der Lebens- und Be­
rufserfahrung liegen.20 Nach der Lebenserfahrung ist es etwa vorhersehbar, dass 
Bonbons im Hals von kleinen Kindem stecken bleiben und so die Atmung behin­
dem kéinnen. Dementsprechend müssen Bonbons, die für kleine Kinder bestimmt 
sind, so gestaltet werden (angemessene GréiBe, Konsistenz usw.), dass sie keine 
téidliche Erstickungsgefahr in sich bergen.21 

Die Erfordemisse der Vermeidbarkeit und Erkennbarkeit der Tatbestands­
verwirklichung begründen materiell, warum der Hersteller nicht für Entwicklungs­
risiken zustandig ist.22 Diese stellen Produktrisiken dar, die sogar ein umsichtiger 
Hersteller zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Ware nach dem Stand von 

18 Jakobs, AT, 9. Abschn. Rn. 4; ihm zust. Kremer-Bax, S. 45. 
19 In diesem Sinne in Bezug auf die Verhaltensnormen der Fahrliissigkeitsdelikte etwa 

Kühl, AT, § 17 Rn. 18; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 267; Satz­
ger, S. 607 f.; Schaumann-Werder, S. 98; Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.523 ff.; 
Schmucker, S. 161 f.; Wessels/Beulke, AT, Rn. 667. Die Vorhersehbarkeit eines bestimm­
ten schadenstrachtigen Verlaufs ist zwar Grundvoraussetzung fiir die Konturierung der 
Verhaltensnorm. Der Konkretisierungseffekt der Vorhersehbarkeit hinsichtlich der Verhal­
tensanforderungen ist jedoch oftmals relativ gering (vgl. Freund, FS fiir Küper, S. 76), da 
in Wahrheit fast alles vorhersehbar ist (so ausdrücklich Frisch, Vorsatz, S. 141; SK­
Rudolphi, Vor § 1 Rn. 55 [Juni 1997]). So kann etwa ein Autohersteller stets ti:idliche Un­
fálle mit den von ihm produzierten Kraftfahrzeugen bei rücksichtslosem Verhalten des 
Fahrers vorhersehen. Die Herstellung von Kraftfahrzeugen zu verbieten, weil solche ti:id­
Iichen Verkehrsunfálle nach der Erfahrung nicht auszuschlieBen sind, ware jedoch eine 
absolut unertragliche Einschrankung der Freiheit sowohl der Hersteller als auch der Ver­
braucher. Entscheidend für die Verhaltensnonnkonkretisierung ist in produktstrafrecht­
Iichen Konstellationen nicht der tatsachliche Aspekt der faktischen Vorhersehbarkeit (vgl. 
dazu Freund, FS fiir Küper, S. 76; Kühl, AT, § 17 Rn. 17; Kuhlen, Fragen einer Produkt­
haftung, S. 94). Ausschlaggebend für die Konkretisierung der Verhaltensnormen ist viel­
mehr der normative Aspekt der rechtlichen Verpflichtung (Kuhlen, Fragen einer Produkt­
haftung, S. 94). 

20 Vgl. dazu § 3 Abs. 1 und 2 ProdSG; Art. 2 Buchstabe a) Real Decreto 180112003 
vom 26. Dezember, BOE Nr. 9 vom 10.1.2004 (Produktsicherheitsgesetz). 

21 Vgl. den Sachverhalt im Urteil des TS 556/2002 vom 10.6.2002, ARJ Nr. 6198, 
11028 ff. 

22 Siehe § 1 Abs. 2 Nr. 5 ProdHaftG sowie Art. 140 Abs. 1 Buchstabe e) Real Decreto 
Legislativo 1/2007, nach denen der Hersteller fiir Entwicklungsrisiken im Bereich der 
Konstruktion und Instruktion des Produkts nicht haftet. 
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Wissenschaft und Technik nicht erkennen und daher trotz Anwendung aller zumut­

baren Sorgfalt auch nicht vermeiden kann.23 

Beispiel: Die Kanzerogenitat eines Arzneimittels kann erst Jahre nach der Inverkehrgabe 
entdeckt werden, weil cine bestimmte Krebsart infolge einer Langzeitwirkung jetzt erst­
mals auftritt oder weil toxikologisch-pharmakologische und klinische Prüfungen zu­
ntichst negativ ausfielen.24 Eine Verhaltensnorm, die den Arzneimittelhersteller ver­
pflichtete, ein solches ex ante unerkennbares Produktrisiko (d.h. Entwicklungsrisiko) zu 
verhindern, wtire überhaupt nicht vereinbar mit einer Primtirordnung, die zum Rechtsgü­
terschutz verhaltensbeeinflussend wirken will. 

b) Zu erkennende Produktgefahren 

Die mit der Benutzung eines Produkts verbundenen Gefahren, die der Hersteller 

zum Rechtsgüterschutz erkennen bzw. vorhersehen muss, sind vielgestaltig. Dies 
zeigen bereits die deutschen und spanischen Leitentscheidungen zur strafrecht­
lichen Produktverantwortung, die si eh auf verschiedenste Risiken bezogen und in 
Teil 2 dargelegt wurden: 

- Stromschlaggefahr bei nicht geerdeten Zwischensteckern,25 

- Gefahr einer schweren Vergiftung bei Weinkonsum, wenn aufgrund Nachlassig-
keit in der Weinherstellung giftige Substanzen angewendet werden,26 

- Gefahr von Missbildungen am Embryo bei Arzneimitteln, die für schwangere 
Frauen bestimmt sind,27 

- Gefahr der Verunreinigung mit krankmachenden Bakterien in Lebensmitteln 

wahrend des Herstellungsprozesses,28 

- Gefahr der Abli:isung der gesamten Laufflache bei nicht genügend geprüften Au­
toreifen,29 

- Gefahr von schwerer Vergiftung bei SpeiseOlen, die mit toxischen Substanzen 
vergallt worden sind.30 

23 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschtiden, S. 278 f. Ausfiihrlich zu den 
Entwicklungsrisiken im deutschen Recht BGHZ 51, 91, 105; 80, 186, 190 f.; Beck, TA., 
S. 26 ff.; BodelVig, S. 269 ff., 277 f.; Borer, S. 74 ff.; im spanischen Recht siehe dazu Ííiigo 
Carroza, La responsabilidad penal, S. 232 ff.; Marco Malina, S. 205 ff.; Salvador Coderchl 
Rubí Puig, in: Salvador Coderch/Gómez Pomar (Hrsg.), Tratado de responsabilidad civil, 
S. 585 ff.; Solé Feliu, S. 471 ff. 

24 Beispiel bei Foerste, in: v. Westphalen (I-Irsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 
Rn. 83. 

25 Vgl. BGH 1 StR 618/58, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, 
S. 170 ff. (Zwischenstecker). 

26 V gl. Urteil des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 2601, 2434 f. (Winzer). 
27 Vgl. LG Aachen JZ 1971,507 ff. (Contergan). 
28 V gl. BGH vom 4.5.1988, N S tE Nr. 5 zu § 223 StGB (Mandelbienenstich). 
29 Vgl. LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, 

Nr. IV. 28, S. 296 ff. (Monza-Steel). 
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Die Gefahrensituationen, die mit der Anwendung des Produkts verbunden sind, 
konnen zuniichst auf seine unsichere Beschaffenheit zurückgehen.31 Diese mag 
ihren Ursprung bereits in der Produktkonzeption haben - etwa in dem fehlerhaften 
Design von Autoreifen bzw. Arzneimitteln, sodass bei serienmiiBiger Fertigung alle 
Fertigungsstücke gefáhrlich sind,32 oder sie kann durch eine fehlerhafte Fabrikation 
oder Instruktion entstehen. 

Eine richtige Einschiitzung der Produktgefahren ist nur moglich, wenn der Her­
steller den Benutzerkreis vor Augen hat, der mit dem betreffenden Produkt in Be­
rührung kommen wird. Die Gefáhrlichkeit eines Produkts hiingt niimlich maBgeb­
lich davon ab, welche Personen (Kinder, Patienten, Fachpersonal usw.) dieses 
verwenden bzw. als ,Dritte" von den Konsequenzen seiner Unsicherheit betroffen 
werden konnen. 

Beispiel: Die Erfahrung zeigt, dass Kinder oft in der Niihe von Garagentoren spielen. 
Mochte ein Hersteller einen neuen Typ von automatischen Garagentoren auf den Markt 
bringen, so so!lte er bei der Konstruktion eine etwai~e Verletzungsgefahr durch Ein­
k:lemmen von Korperteilen der Kinder berücksichtigen. 3 

Für die Erkennbarkeit von Produktgefahren ist zu bedenken, dass viele Produkte 
ihren Anwendungsbereich in einer Umgebung finden, die durch die Existenz und 
Verwendung weiterer Produkte gekennzeichnet ist.34 Zwischen diesen Erzeugnis­
sen kann es zu Wechselwirkungen diverser Art kommen, mit denen jedoch uner­
wünschte Risiken verbunden sind.35 Zu denken ist etwa an bestimmte Motorriider, 
deren Richtungsstabilitiit beeintriichtigt werden kann, wenn sie mit Lenkerverklei­
dungen bzw. Gepiicktaschen ausgestattet werden.36 

Der Hersteller muss nicht nur diejenigen Gefahren erkennen, die durch einen be­
stimmungsgemiiBen Gebrauch des Produkts entstehen konnen. 37 Da ein besonnener 
Verbraucher, der sich keinen unnotigen Risiken aussetzen mochte, ein Produkt ggf. 
auch auBerhalb seines Bestimmungszwecks verwenden kann, ist der Hersteller ver­
pflichtet, die von einer ,rationalen" bzw. ,sozial üblichen" Fehlanwendung aus­
gehenden Produktgefahren ebenfalls vorherzusehen.38 So muss etwa ein Arzneimit-

30 V gl. Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827 ff. = CGPJ (12) 1992, 69 ff. 
(Colza I). 

31 Vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 ProdSG. 
32 WeijJ, H.T., S. 48. 
33 Vgl. Schmidt-Salzer, Produkthaftung IIV1, Rn. 4.875. 
34 So Klindt, GPSG, § 4 Rn. 44. 

35 Klindt, GPSG, § 4 Rn. 44. 
36 Vgl. BGH NJW 1987, 1009 ff.; Schmidt-Salzer, Produkthaftung IIV1, Rn. 4.878. 

37 Zur Bedeutung des Begriffs ,bestimmungsgemiiBer Gebrauch" siehe oben Teil 3, 
II.A.2.c )aa). 

38 Auch ein Hersteller als (potenzieller) Verbraucher konnte ein Produkt auBerhalb sei­
nes Bestimmungszwecks gebrauchen! Die Verpflichtung, die aus einer ,,rationalen" bzw. 
,sozial üblichen" Fehlanwendung ausgehenden Gefahren zu erkennen, erscheint daher aus 
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telhersteller einkalkulieren, dass bei gewissen Medikamenten, die in dramatischen 
Situationen zur Anwendung kommen - z.B. Dosier-Aerosole gegen Asthma­
Anfálle -, die Patienten nicht ruhig und beherrscht, sondern gepragt von den Ángs­
ten des Anfalls reagieren und zu (schweren) Überdosierungen neigen konnten.39 

Vor den entsprechenden Intoxikationsgefahren bei Überdosierungen muss der Arz­
neimittelhersteller folglich deutlich warnen, damit sich die Patienten darauf vor­
bereiten konnen, wie sie sich im Notfall zu verhalten haben.40 

e) Wissensbasis fiir die Erkennbarkeit 

Die Basis, anhand derer sich die Erkennbarkeit der Gefahren hinsichtlich neu 
entwickelter Produkte beurteilen lasst, bilden zunachst die vorhandenen Fach­
kenntnisse und gesammelten Erfahrungen aus der Praxis des I-Ierstellers. Er hat 
meistens vielseitige Kenntnisse und Erfahrungen im Zusammenhang mit Gefahren 
von bereits auf dem Markt befindlichen Produkten, die auf neue Erzeugnisse über­
tragen werden konnen, soweit es um ahnliche Produkte geht. Aus diesem Grund ist 
die Erkennbarkeit der Risiken von neuen Produkten weniger schwierig als dies auf 
den ersten Blick scheinen mag. 

Bei:,piel: Zur Erkennbarkeit der Gefahren, die nach einer ltingeren Fahrt mit hoher Ge­
schwindigkeit bei einer neuen Art von Stahlgürtelreifen auftreten konnen, kann der Her­
steller diejenigen Risiken in Betracht ziehen, die unter diesen Umstanden von traditio­
nellen Reifen ausgehen, und zwar Ausbildung von Blasen an den Reifen, stückweise 
oder gesamte Ablosung der Laufflache usw.41 

Fehlt im Einzelfall eine hinreichende Erfahrungs- bzw. Fachwissensgrundlage 
zur Erkennbarkeit der Gefahren eines neu entwickelten Produkts, so ist der Herstel­
ler gehalten, sich das notwendige Fachwissen zu verschaffen.42 Dabei muss er nach 
dem betreffenden Stand von Wissenschaft und Technik forschen, spezialisierten 
Rat einholen43 bzw. ausreichende Erprobungen (Labor-, Prüfstand- bzw. Feld­
versuche) durchfiihren.44 Der Produkthersteller ist gemaB der positivierten Primar-

der Sicht der Verbraucher und der Produzenten (also: wechselseitig) als einsichtig. Zur 
wechselseitigen Akzeptanzf1ihigkeit als Methode der Rechtsfindung siehe Frisch, in: Engell 
Schon (Hrsg.), Das Proprium, S. 177; ders., FS fiir Gimbernat Ordeig, S. 911; ders., FS fiir 
Puppe, S. 426; Habermas, S. 138 ff.; Raw/s, S. 81 ff., 85, 158, 159 ff.; Zippelius, Rechts­
philosophie, S. 85 (Verallgemeinerungsf:ihigkeit), 102, 121 ff., 178 f. (Akzeptanzfahig­
keit). 

39 BGHZ 106, 273, 281; Schmidt-Salzer, Produkthaftung lll/1, Rn. 4.874. 
40 Schmidt-Salzer, Produkthaftung Ill/1, Rn. 4.874. 
41 Vgl. LO München ll vom 2 I .4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, 

Nr. IV. 28, S. 296, 300 (Monza-Steel). 
42 Vgl. dazu Jescheck!Weigend, AT, S. 581; Roxin, AT I, § 24 Rn. 36; Schmidt-Salzer, 

Produkthaftung III/1, Rn. 4.778. 
43 Vgl. Schmidt-Salzer, Produkthaftung III/1, Rn. 4.777. 
44 V gl. Schmidt-Salzer, Produkthaftung Illll, Rn. 4.748. 
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ordnung bei bestimmten neu entwickelten Produkten (z.B. Arzneimitte!45 bzw. 

genetisch veranderte Lebensmittel46) ausdrücklich verpflichtet, Erprobungen vor­
zunehmen.47 

2. Gefahrreduzierungspflichten 

a) Eiriführung 

Erkennt der Hersteller schon in der Entwicklungsphase, dass ein neues Produkt 
bestimmte Risiken fiir das Leben bzw. die Gesundheit der Verbraucher in sich 

birgt, so ist er gehalten, die entsprechenden RisikoreduzierungsmaBnahmen zu er­
greifen. Eine absolute Ausschlie13ung des Produktrisikos vom Hersteller zu fordem, 

ware jedoch meistens schon im Hinblick auf die Interessen der Konsumenten selbst 
nicht legitimierbar. 

Beispiel: Die Herstellung von Radios zu fordem, die, wenn sie aus Nach1iissigkeit des 
Verbrauchers in die gefüllte Badewanne fie1en, keinen elektrischen Sch1ag verursachten, 
würde die Interessen der Verbraucher se1bst beeintriichtigen. Denn die Erfüllung dieser 
Anforderung wiire sebr wabrschein1ich aus technischen Gründen nicht mog1ich bzw. 
würde (bestenfalls) die Produktionskosten in die Héihe treiben, sodass eine gro13e Anzah1 
von Verbrauchem auf den Erwerb von Radios verzichten müsste. 

Die Primarordnung kann dem Hersteller Iegitimerweise nur abverlangen, dass 

er das Produktrisiko auf ein MaB begrenzt, mit dem si eh e in e vemünftige Person 
einverstanden erklarte.48 Dementsprechend muss der Hersteller das Risiko auf ein 

solches MaB verringem, dass ein vemünftiger Verbraucher, der das Produktrisiko 

45 Vgl. § 22 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 AMG. 
46 V gl. Art. 5 Abs. 3 Buchstaben e), f) und j) VO 1829/2003/EG. 
47 Die Verpflichtung, Erprobungen durchzuführen, um die genauen Produktgefabren zu 

identifizieren, kann bei Erfolgsdelikten schwierige Fragen im Hinb1ick auf die Zurechnung 
des Erfolgs (i.e.S.) aufwerfen. Im Fall der Téitung bzw. Korperver1etzung eines Verbrau­
chers oder einer konkreten Gefáhrdung seines Lebens bzw. seiner Gesundheit (bei konkre­
ten Gefáhrdungsde1ikten) müsste dem Verantwortlichen nachgewiesen werden, dass der 
Erfolg in seiner konkreten Gesta1t bei Vomahme der Erprobung des Produkts mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht eingetreten wiire. Angesichts der Komple­
xitiit der Produktrisiken wird es regelmiil3ig schwierig sein, eine derartige Kausalitiit fest­
zustellen. Lehnt man mit der Rechtsprechung und h.M. die Zurechenbarkeit des Erfolgs 
allein auf der Grundlage des Gedankens einer Risikoerhohung ab (vgl. zum Meinungsstand 
etwaFrisch, JuS 2011,207 f.; LK-Vogel, § 15 Rn. 193 f.; ausjüngster Zeit gegen die Risi­
koerhohungslehre BGH NJW 2010, 1087, 1091), so müsste eine strafrechtliche Reaktion 
in diesen Fallkonstellationen ausscheiden. 

48 Dazu, dass der Einze1ne solche Risiken nicht schaffen soll, denen man sich als ver­
nünftige Person nicht aussetzen würde, vgl. Frisch, Verhalten, S. 128 f., 138 f.; ders., Das 
erlaubte Risiko, S. 27, 32. Vgl. auch Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 
8875 = CGPJ (12) 1992, 69, 182 (Colza I), nach dem die Sorgfaltsanforderungen im Pro­
duktverantwortungsbereich durch diejenigen Risiken bestimmt werden, die ein Verbrau­
cher anhand einer Interessenabwiigung einzugehen bereit wiire. 
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ausfiihrlich kennt und sich keinen unnotigen Gefahren aussetzen mochte, die 
Verwendung der Ware nicht vermeiden würde. 

Beispiel: Der Hersteller eines Hausreinigungsmittels halt sich an Mindeststandards zu 
Vergiftungsrisiken der Ware und stellt den Verbrauchern vollstiindige lnformationen 
hinsichtlich des gefahrlosen Umgangs mit dem Produkt zur Verfügung. Unter diesen 
Voraussetzungen würde ein vernünftiger Verbraucher, der sich keinen unnéitigen Risi­
ken aussetzen méichle, ohne Bedenken das Hausreinigungsmittel verwenden. Somit ist 
der Hersteller in diesem Fall seinen Gefahrreduzierungspflichten nachgekommen. Ware 
das Hausreinigungsmittel hingegen bei blo/3er Einalmung téidlich bzw. würde der Her­
steller die Verbraucher vor wichtigen Produktgefahren nicht warnen, so würde ein ver­
nünftiger Verbraucher das Produkt nicht anwenden. I-Iier würde der Hersteller gegen 
seine Gefahrreduzierungspflichten versto/3en. 

Aus der Gefahrreduzierungspflicht des Herstellers kann sich im Extremfall die 
Verpflichtung ergeben, auf das Inverkehrbringen des Produkts vollig zu verzich­
ten.49 Diese Ausnahmekonstellation kommt in Betracht, wenn dem Hersteller keine 
technische MaBnahme zur Verftigung steht, um ein schweres Produktrisiko zu ver­
ringern und die Ware keinen sozialen Nutzen aufweist. So war es im Colza-Fall 
technisch nicht machbar, das Anilin (hochgiftige Substanz) vom Rapsol zu trennen, 
sodass die Olunternehmer verpflichtet waren, das 01 nicht zu vermarkten.50 

b) Zu reduzierende Produktgefahren 

Der Hersteller muss gleichwohl nicht in Bezug a uf alle auch nur denkbaren Risi­
ken die zu ihrer Reduzierung notwendigen MaBnahmen durchfi.ihren. Zum einen 
muss er seltene Risikoverwirklichungsmoglichkeiten nicht verringern, wenn ihm 
das in Relation zu der Art der potenziell eintretenden Rechtsgutsbeeintrachtigungen 
nicht zumutbar ist.51 Zum anderen- wie bereits mehrfach dargelegt- besteht keine 
Pllicht zur Verringerung von Produktrisiken, die von einem in·ationalen bzw. sozial 
unüblichen Gebrauch des Produkts ausgehen; nur diejenigen Produktrisiken, die 
sich bei einem bestimmungsgemaBen Gebrauch bzw. einer sozial üblichen Fehlan­
wendung ergeben, müssen reduziert werden. Dies wird zwar oftmals in der deut­
schen und spanischen Literatur unter Heranziehung der Vorschriften des ProdSG 
und des Spanischen Lebensmittelgesetzbuchs betont. Das materielle Fundament 
dieser Erwagungen ist jedoch bislang nicht hinreichend geklart worden, sodass 
diesem im Folgenden naher nachgegangen werden soll.52 

49 Vgl. Schmidt-Salzer, Produkthaftung III/1, Rn. 4.779. 
50 Zum Colza-Fall ausfiihrlich aben Teil 2, 11.8.2. 
51 Vgl. Schmidt-Salzer, Produkthaftung lll/1, Rn. 4.844. 
52 Zum Fehlen eines maleriellen Fundamenls dieser Erwagungen siehe schon aben 

Teil 3, IV.C. 1. 
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aa) Von einem bestimmungsgemaBen Gebrauch ausgehende Produktgefahren 

Es liegt auf der Hand, dass die Verbraucher an Produkten interessiert sind, wel­
che nicht zu Gefahren im Rahmen eines bestimmungsgemaBen Gebrauchs53 fuhren; 
di es erwarten si e, dafur bezahlen si e. 54 Dort, wo es nicht moglich ist, gewisse Ge­
fahren bei einem sachgerechten Umgang mit dem Produkt auszuschlieBen, wird 
regelmaBig zumindest deren Erwahnung erwartet, sodass man sich bei der Ver­
wendung der Ware darauf einstellen kann, diese Gefahren zu vermeiden oder zu 
minimieren.55 Die AusschlieBung bzw. Reduktion der von einem bestimmungs­
gemaBen Gebrauch ausgehenden Produktgefahren ist in diesem Sinne Teil der vom 
Hersteller zu erbringenden und vom Verbraucher honorierten Leistung.56 Es kann 
nicht in der Freiheit des Herstellers liegen, Produkte fur einen bestimmten, durch 
Werbung und Gebrauchsanweisungen festgelegten Zweck zu vermarkten, und zu­
gleich das Leben und die Gesundheit der Verbraucher bei einem Gebrauch inner­
halb dieses Verwendungszwecks zu gefáhrden. Die Verpflichtung, die Risiken zu 
reduzieren, die aus dem bestimmungsgemaBen Gebrauch resultieren, ist lediglich 
die selbstverstandliche Kehrseite der Freiheit, Vorteile aus einer riskanten Tatigkeit 
ziehen zu konnen.57 

bb) Von einer sozial üblichen Fehlanwendung ausgehende Produktgefahren 

Die Verbraucher erwarten auch Produkte, welche Sicherheit vor den Gefahren 
eines zwar auBerhalb des Bestimmungszwecks liegenden, aber nicht vollig un­
wahrscheinlichen Fehlgebrauchs garantieren.58 Denn es ist allgemein üblich, dass 
die Verbraucher bestimmte Produkte in der personlichen Nutzung ,weiterentwi­
ckeln" bzw. ,missverstehen" und auBerhalb ihrer eigentlichen Zweckbestimmung 
gebrauchen.59 Wie bereits angedeutet, kann auch ein besonnener Verbraucher, der 
keinen unnotigen Risiken ausgesetzt sein mochte, ein Produkt bewusst auf diese 
Art verwenden. Selbst ein Hersteller mag als - potenzieller - Verbraucher ein Pro­
dukt auBerhalb seines Bestimmungszwecks verwenden. Aus der Sicht von 
Verbrauchem und Produzenten erscheint es somit als vemünftig,60 dem Hersteller 

53 Naher zum Begriff ,bestimmungsgemaBer Gebrauch" siehe oben Teil 3, II.A.2.c)aa). 
54 Vgl. Frisch, Verhalten, S. 201. 
55 Frisch, Verhalten, S. 199. 
56 Frisch, Verhalten, S. 201. 
57 Siehe dazu Freund, Unterlassen, S. 219; MünchKommStGB-ders. Vorbem. zu den 

§§ 95 ff. AMG Rn. 12; ders., AT, § 6 Rn. 26; Frisch, in: Mir Puig!Luzón Peña (Hrsg.), 
Responsabilidad de las empresas, S. 1 12 f. 

58 Schumann, F., S. 98. 
59 Jeiter!Klindt, GSG, § 3 Rn. 56; Schumann, F., S. 97. 
60 Zur wechselseitigen Akzeptanzfáhigkeit als Methode der Rechtsfindung siehe Frisch, 

in: Engel/Schiin (Hrsg.), Das Proprium, S. 177; ders., FS für Gimbemat Ordeig, S. 911; 
ders., FS für Puppe, S. 426; Habermas, S. 138 ff.; Rawls, S. 81 ff., 85, 158, 159 ff.; Zippe-
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die Pflicht aufzuerlegen, auch die von einer sozial üblichen Fehlanwendung ausge­
henden Produktgefahren zu reduzieren. 

Beispie/: Schraubenzieher werden manchmal als Meil3el benutzl, obwohl dieser (Fehl-) 
Gebrauch des Produkts nicht seinem Bestimmungszweck enlspricht. Diese Fehlanwen­
dung ist aber bekannt und nicht vollig unwahrscheinlich, vielmehr sogar von einem be­
sonnenen Verbraucher unter Umstanden zu erwarten. Der Hersteller muss diese Fehl­
anwendung folglich bei der Produktion von Schraubenziehern berücksichtigen, indem er 
nicht-splitternde Materialien verwendet oder zumindesl über die enlsprechenden Risiken 
aufklart. 61 

ce) Keine Gefahrreduzierungspflicht bezüglich der bei einer irrationalen 
Fehlanwendung entstehenden Produktgefahren 

lm Unterschied zu den Risiken, die sich aus sozial üblichen Fehlanwendungen 
von Produkten ergeben, ist dem 1-lersteller in Bezug auf Produktrisiken, die aus 
irrationalen Fehlverwendungen folgen, sinnvollerweise keine Risikovermeidungs­
pflicht aufzuerlegen. Voraussetzung jedes Verbots bestimmter Verhaltensweisen 
Dritter ist namlich das Interesse der von diesen Verhaltensweisen in ihren Rechts­
gütern Betroffenen an deren Unterbleiben.62 Für die primare Nonnenordnung be­
steht deshalb dann kein berechtigter Anlass, durch die Auferlegung von Verboten 
ein Rechtsgut gegen eine mogliche Beeintrachtigung zu schützen, wenn sein lnha­
ber aus bestimmten Gründen- z.B. weil mit der Zulassung der gefáhrlichen Ver­
haltensweise für ihn Freiheitserweiterungen verbunden sind - an dem Schutz nicht 
interessiert ist.63 Das Interesse der meisten Konsumenten ist aber gerade nicht dar­
auf gerichtet, Produkte zu erhalten, die sogar bei irrationaler, unlogischer bzw. so­
zial unüblicher Verwendung keinerlei Risiko darstellen. Denn die 1-lerstellung und 
das Inverkehrbringen ausschlief3lich ,narrensicherer" Produkte zu fordern, ware 
schon aus technischen Gründen kaum moglich bzw. würde die Produktionskosten 
und damit zwangslaufig die Verkaufspreise enorm steigern,64 wodurch sich die 
Verbraucher selbst von Gegenstanden abschnitten, an denen sie grundsatzlich inte­
ressiert sind. 

Auch auf das fehlende lnteresse am Rechtsgüterschutz beruhende Erwagungen 
erklaren, warum die 1-lerstellung und das lnverkehrbringen von im Missbrauchsfall 
gefáhrlichen Waren - wie etwa Tabakprodukten bzw. alkoholischen Getranken -
nicht verboten sind und infolgedessen nicht missbilligt werden konnen, obwohl für 
den 1-lersteller erkennbar ist, dass diese Waren verschiedene Arten von Gesund-

lius, Rechtsphilosophie, S. 85 (Verallgemeinerungst:ihigkeit), 102, 121 ff., 178 f. (Akzep­
tanzflihigkeit). 

~> 1 Beispiel bei Geij.I/Do/1, GPSG, § 2 Rn. 44. 
1>2 In diesem Sinne Frisch, NStZ 1992, 6. 
~>3 Lenckner, GA 1985, 302, der diesbezüglich vom Prinzip des ,mangelnden Interesses" 

oder der ,mangelnden Schutzbedürftigkeit" spricht; ihm zusl. Kiihl, AT, § 9 Rn. 23. 
1>4 So Drex/, S. 253; Schumann, F., S. 94; Wi/rich, GPSG, § 4 Rn. 16. 
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heitsschiiden verursachen werden. Das Gleiche gilt für Nahrungsmittel mit einem 
hohen Zucker- oder Fettgehalt, von deren haufigem Verzehr Gesundheitsgefahren 
(Zahnschiiden, Übergewicht, Diabetes usw.) ausgehen, die seit Langem weithin 
bekannt sind.65 An einer Missbilligung der Herstellung und Inverkehrgabe solcher 
Produkte haben die Verbraucher kein Interesse. Vielmehr besteht ein ganz massi­
ves Interesse seitens der eigenverantwortlichen Konsumenten an ihrem Genuss.66 

Vor allem im Hinblick auf die Interessen der Konsumenten konnten somit Ver­
haltensnormen, die dem Hersteller die Verringerung oder AusschlieBung der Pro­
duktgefáhrlichkeit sogar bei Missbrauch bzw. irrationaler Fehlanwendung der Wa­
re aufgeben würden, nicht legitimiert werden. 

Natürlich mogen manche Verbraucher daran interessiert sein, Waren zu erhalten, 
die ihnen eine gefahrlose Verwendung auch bei irrationalem Fehlgebrauch, Miss­
brauch oder trotz Missachtung der Gebrauchsanweisung gestatten.67 Wer das will, 
muss sich allerdings selbst informieren und darum bemühen, solche Gegenstiinde 
zu bekommen.68 Im Hinblick auf die überwiegenden Interessen anderer Konsumen­
ten konnen sie nicht erwarten, dass ihren Belangen durch ein Verbot von ihren 
V orstellungen nicht entsprechenden Produkten Rechnung getragen und so die Inte­
ressenverwirklichung der anderen gesperrt wird.69 

dd) Zwischenergebnis 

Die Einsicht, dass der Hersteller die von einem bestimmungsgemaBen Gebrauch 
bzw. einer sozial üblichen Benutzung, nicht aber die von einer irrationalen Fehl­
anwendung ausgehenden Produktrisiken reduzieren soll, beruht auf Interessen­
erwiigungen. Die Verbraucher (aber auch die Hersteller als potenzielle Konsumen­
ten!) sind an Produkten interessiert, die bei bestimmungsgemiiBem Gebrauch bzw. 
sozial üblicher Benutzung keinerlei Gefahren darstellen. Die Produktrisikoverrin­
gerung bei dieser Art von Benutzungen ist Teil der vom Hersteller zu erbringenden 
und vom Verbraucher honorierten Leistung. Das Interesse der meisten Konsumen­
ten richtet si eh hingegen nicht darauf, Produkte zu erhalten, die sogar bei irrationa­
Ier Fehlanwendung sicher sind. 

65 Zur Eigenverantwortlichkeit des Verbrauchers für durch Nahrungsmittel mit hohem 
Zucker- oder Fettgehalt verursachte Gesundheitsschaden siehe OLG Méinchengladbach 
NJW-RR 2002, 896 ff.; OLG Düsseldorf VersR 2003, 912 ff.; OLG Essen NJW 2005, 
2713 ff. 

66 Vgl. dazuFreund, AT, § 3 Rn. 8. 
67 Frisch, NStZ 1992,6. 
68 So Frisch, NStZ 1992, 6 und 63. 
69 In diesem Sinne Frisch, NStZ 1992, 6. 
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e) MafJstabe zur Konkretisierung der Gefahrreduzierungspjlichten 

Einer naheren Erorterung bedarf die Frage, welches konkrete Verhalten die 
Rechtsordnung vom Hersteller eines neuen Produkts zur Risikoverringerung for­
dert, nachdem dieser eine bestimmte Produktgefahr bei bestimmungsgemaf3em 
Gebrauch bzw. sozial üblicher Benutzung identifiziert hat. 

Hierzu sind zunachst die dogmatischen Anhaltspunkte zur Pflichtkonkretisierung 
des deutschen und spanischen Produktverantwortungsstrafrechts in Betracht zu 
ziehen, die bereits im dritten Teil ausführlich erortert wurden (sogleich aa)). 
Daneben sind Gefahrreduzierungsmal3nahmen zu berücksichtigen, die sich fLir ahn­
liche (schon auf den Markt gebrachte) Produkte als flir den Rechtsgüterschutz 
effektiv gezeigt haben ( dazu unten bb )). 

aa) (Vorstraf-)Rechtliche und vorrechtliche Produktsicherheitsregeln, 
Produktzulassungen und zivih·echtliche Verkehrspflichten 

(Vorstraf-)Rechtliche Produktsicherheitsregeln konnen dem Hersteller eines neu­
en Produkts die Beantwortung der Frage nach dem geforderten Verhalten zur Pro­
duktrisikominimierung erleichtern.70 Unentbehrliche Voraussetzung der Anwen­
dung dieser Regeln ist, dass das vom Hersteller erkannte (und zu reduzierende) 
Produktrisiko mit den von den Produktsicherheitsregeln erfassten Sachverhalts­
konstellationen übereinstimmt. 71 

(Vorstraf-)Rechtliche Regeln haben jedoch eine begrenzte Leistungsfáhigkeit zur 
Konkretisierung der Gefahrreduzierungspflichten des Herstellers. Denn es gibt 
zahlreiche Produktrisiken, flir die kein Gefahrreduzierungsprogramm in (vorstraf-) 
rechtlichen Regeln vorgesehen ist.72 Aus dem Fehlen eines solchen Programms 
wird nicht zwangslaufig eine rechtliche Billigung der entsprechenden Risikoschaf­
fung durch den Gesetzgeber abgeleitet, liegt der Abwesenheit einer (vorstraf-) 
rechtlichen Nonn doch nicht stets eine bewusste Risikoerlaubnis zugrunde.73 Die 
Abwesenheit einer vollstandigen Reglementierung bringt nur stillschweigend zum 
Ausdruck, dass der Produzent bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen von 
Produkten stets seine wirtschaftliche Freiheit gebrauchen kann. Diese wirtschaft­
liche Freiheit schlief3t allerdings die Verpflichtung ein, in eigener Verantwortung 
die Grenzen zu konkretisieren, welche im Subsystem ,Herstellung und Vertrieb 

70 Ausfiihrlich zu den (vorstraf-)rechtlichen Produktsicherheitsregeln zur Verhaltens-
normkonkretisierung siehe oben Teil 3, 11.8.1. 

71 Naher zur Risikoidentitat oben Teil 3, Il.B.J.b )aa)(l ). 
72 Vgl.Bosch,S.418. 
73 Vgl. Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 275. 
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von Produkten" zur Vermeidung von Rechts(güter)beeintriichtigungen anderer zu 
gelten haben.74 

Produktzulassungen konnen zwar auch die Gefahrreduzierungspflichten priizisie­
ren, insbesondere wenn sie in Form von Auflagen und konkreten Angaben zum 
Herstellungsverfahren sowie zur Art und Weise des Produktvertriebs verbindliche 
Verhaltensanweisungen enthalten. 75 Die Leistungsfáhigkeit der Produktzulassun­
gen zur Konkretisierung der Herstellerpflichten ist allerdings begrenzt, da die In­
verkehrgabe der meisten Produkte nicht an die Bedingung geknüpft ist, dass eine 
behOrdliche Zulassung vorliegt. 

Wie bereits angedeutet, lassen sich die Gefahrreduzierungspflichten des Herstel­
lers ebenfalls durch zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten und vorrechtliche 
Regeln bestimmen. Wenn sie als Ausdruck adiiquater Abwagung von Gütererhal­
tungs- und Freiheitsinteressen angesehen werden konnen, legen si e die Grenzen des 
tolerierten Produktrisikos fest. 76 Wann genau von einer adiiquaten Abwiigung im 
Einzelfall gesprochen werden kann, ist in Rechtsprechung und Literatur jedoch 
noch nicht gekliirt. 

bb) GefahrreduzierungsmaBnahmen für iihnliche Produkte 

Existieren für den Einzelfall keine (vorstraf-)rechtlichen bzw. vorrechtlichen 
Produktsicherheitsregeln, Produktzulassungen oder zivilrechtlichen MaBstiibe, die 
der Festlegung der Gefahrreduzierungspflichten dienen, so kann der Hersteller 
eines neuen Produkts Erfahrungen bezüglich iihnlicher Produkte heranziehen, um 
jene Pflichten zu konkretisieren. MaBnahmen, die sich in Bezug auf analoge Pro­
dukte als effektiv zur Gefahrreduzierung gezeigt haben, mogen auch für die Risi­
koverringerung im Hinblick auf ein bestimmtes neues Produkt nützlich sein. Wenn 
diese MaBnahmen als Ausdruck einer adaquaten Abwagung von Gütererhaltungs­
und Freiheitsinteressen angesehen werden konnen, stellen die Produktrisiken, die 
trotz ihrer Durchführung verbleiben, tolerierte Risiken dar. 77 Trifft der Hersteller 
diese (adaquaten) MaBnahmen nicht und bringt das Produkt trotzdem auf den 
Markt, so schafft er prinzipiell ein missbilligtes Risiko. 

74 Vgl. BGH vom 17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, 
S. 170, 172 (Zwischenstecker). 

75 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 333. Ausfiihrlich zur Pro­
duktzulassung als MaBstab fiir die Konkretisierung der Rechtspflichten des Herstellers 
oben Teil3, II.B.2. 

76 Siehe dazu oben Teil3, II.B.3.c)bb), II.B.4.c)cc). 
77 Mehr als die Einhaltung dessen, was als adaquate GefahremeduzierungsmaBnahrnen 

im Interesse der Erhaltung der Verbraucherrechtsgüter angesehen wird, kann vom Herstel­
ler billigerweise nicht gefordert werden (Frisch, Verhalten, S. 111 [Fn. 59]). 



208 Teil 4: Losungsansatz zur Konkretisierung der Herstellerpflichten 

Im Folgenden ist der Frage nachzugehen, wann eine in vorrechtlichen Produkt­
sicherheitsregeln bzw. zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflichten geforderte oder 
fúr vergleichbare Produkte geltende GefahrreduzierungsmaBnahme als Ausdruck 
einer adaquaten Abw1igung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen angese­
hen werden kann. Daneben soll kurz die Frage erortert werden, wann diese MaB­
nahme ein geeignetes und erforderliches Mittel des Rechtsgüterschutzes darstellt. 
Nur wenn sie ein geeignetes, erforderliches und angemessenes Mittel zum Rechts­
güterschutz ist, darf eine Verhaltensnorm ihre Durchfúhrung fordern. 

ce) Der Verhaltnism1il3igkeitsgrundsatz als MaBstab flir die Konkretisierung 
der Gefahrreduzierungspfl ichten 

( 1) Einfiihrung 

Jeder Ansatz zur Konkretisierung der Gefahrreduzierungspflichten im Produkt­
verantwortungsbereich muss berücksichtigen, dass diese Pflichten die Berufs- und 
Eigentumsfreiheit bzw. mindestens die allgemeine Handlungsfreiheit des Herstel­
lers einschr1inken.78 Sie konnen aber darüber hinaus - und das wird leicht über­
sehen - auch die Handlungsfreiheiten der Verbraucher verkürzen.79 Das ist bei 
Produktverboten besonders deutlich.80 Aber auch eine Erhohung der sicherheits­
rechtlichen Anforderungen kann die Handlungsfreiheit der Verbraucher einschr1in­
ken, denn solche MaBnahmen flihren typischerweise zu einer Erhohung der Pro­
duktionskosten, was sich im Kaufpreis niederschlagen wird. 81 

Da mit der Auferlegung von Gefahrreduzierungspflichten im Produktverantwor­
tungsbereich eine Einschrankung der Freiheit der Hersteller und ggf. der Verbrau­
cher verbunden ist, bedarf diese Auferlegung der Legitimation. Für eine Legitima­
tion dieser Verhaltensnormen müssen all diejenigen Erfordernisse erfúllt sein, die 
ganz allgemein fúr Rechtseingriffe gelten, insbesondere muss das Verh1iltnismal3ig­
keitsprinzip beachtet werden. 82 Dementsprechend kommt die Auferlegung einer 
Gefahrreduzierungspflicht nur dort in Betracht, wo sie zur Gewahrleistung des Le­
bens und der Gesundheit der Verbraucher geeignet und erforderlich ist. Überdies 
muss diese Pflicht mit Blick auf die Bedeutung des Handlungsinteresses einerseits 
und der Gütererhaltungsinteressen andererseits als angemessenes Mittel des 

78 Zu den Grundrechten des Herstellers, die durch die Aufstellung von Verhaltensnor­
men bei der Produktion und Inverkehrgabe von Waren beeintrachtigt werden, niiher aben 
Teil 1, li.A.l. 

79 Weijl, H. T., S. 46; vgl. auch Drex/, S. 252 f.; Groj3e Vorholt, S. 91 f. 
80 Weij3, !-!.T., S. 46. So verbietet etwa Art. 8 der RL 2001137/EG zwecks gesundheit­

lichen Verbraucherschutzes das Inverkehrbringen von Tabak zum oralen Gebrauch. 
81 So Weij3, H. T., S. 46; in diesem Sinne auch Drexl, S. 253. 
sz Vgl. Kremer-Bax, S. 23, 65. 
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Rechtsgüterschutzes qualifiziert werden konnen. 83 Anhand dieser Grundkriterien 
ist die Frage nach der Konkretisierung der Gefahrreduzierungspflichten zu beant­
worten.84 Dass der VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz nicht nur der Legitimierung, 
sondem auch der Prazisierung der Verhaltenspflichten des Herstellers dient, ist im 
deutschen Zivil-85 und Strafrecht86 heute anerkannt. 

(2) Geeignetheit der Gefahrreduzierungspflichten 

Gefahrreduzierungspflichten müssen zunachst ein geeignetes Mittel zur Errei­
chung des Verbrauchergesundheitsschutzes sein. Solche Pflichten stellen dann ein 
brauchbares Mittel dar, wenn mit ihrer Hilfe der Rechtsgüterschutzzweck gefórdert 
werden kann. 87 Wie in Teil 1 schon gezeigt, sind bloBe Verursachungsverbote (wie 
etwa: ,Stelle kein Lebensmittel her, dessen Verzehr zu Gesundheitsschadigungen 
von Verbrauchem führt") ungeeignet zur Erreichung des angestrebten Rechtsgüter­
schutzes und somit nicht zu rechtfertigen. 88 Den Verursachungsverboten kann der 
Hersteller namlich nur entnehmen, welche rechtsgüterbeeintrachtigenden Verlaufe 
er vermeiden soll, nicht aber, wie er dies bewerkstelligen kann. 89 

(3) Erforderlichkeit der Gefahrreduzierungspflichten 

Die Auferlegung einer bestimmten Gefahrreduzierungspflicht ist erforderlich, 
wenn der Rechtsgüterschutz nicht auf eine andere, den Hersteller weniger be lasten­
de W eise ebenso gut erreicht werden kann.90 Die Prüfung der Erforderlichkeit 
einer bestimmten Gefahrreduzierungspflicht setzt voraus, dass es kein milderes 
Mittel gibt, das zur Erreichung des Verbrauchergesundheitsschutzes ebenso geeig­
net ist. 91 

Das Gebot der Erforderlichkeit hat sich in der Praxis des Produktsicherheits­
rechts als besonders wirksam zur Einschrankung des Gesetzgebers erwiesen.92 So 

83 Siehe dazuFrisch, Verhalten, S. 74 f. 
84 Vgl. Frisch, Verhalten, S. 199 ff.; ihrn zust. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 82 f., 

107ff., 144 ff. 
85 Vgl. Beck, T.A., S. 22; Bodewig, S. 210; Rettenbeck, S. 66. 
86 Vgl. BGHSt 37, 106, 121 ff. (Lederspray); Holtermann, S. 39; Kuhlen, FS für Eser, 

S. 362 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 294 ff.; wohl auch 
Stratenwerth! Kuh!en, A T, § 13 Rn. 61. 

87 BVerfGE 63, 88, 115; 67, 157, 175; 96, 10, 23; 103, 293, 307. 
88 Siehe oben Teil 1, II.B.2.b). 
89 In diesem Sinne Reus, S. 83. 
9° Siehe dazu etwa BVerfGE 38, 281, 302; 49, 24, 58; 113, 29, 53 f. Niiher zum Erfor­

derlichkeitsgebot im Produktverantwortungsbereich schon oben Tei11, II.B.3. 
9J Vgl. BVerfGE 113, 167, 259; Jarass/Pieroth, GG, Art. 20 Rn. 85. 
92 In diesem Sinne Hufen, Staatsrecht II, § 9 Rn. 22. 
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hat das BVerfG ein absolutes Verkehrsverbot für SüBwarenartikel für verfassungs­
widrig erkliirt, wenn die Ziele des Verbraucherschutzes in gleichem MaBe durch 
Warnpflichten erfüllt werden k6nnen.93 Wie noch zu zeigen sein wird, kann das 
Erforderlichkeitsgebot eine wichtige Rolle bei der Festlegung von Konstruktions-94 

und Instruktionspflichten95 spielen. 

( 4) Angemessenheit der Gefahrreduzierungspflichten 

(a) Bedeutung des Kriteriums der Angemessenheit 

Das Kriterium der Angemessenheit verlangt, die grundsiitzlichen Entfaltungs­
bedürfnisse der Hersteller und Verbraucher in ein wechselseitig akzeptables Ver­
hiiltnis zu bringen.96 Eine Gefahrreduzierungspflicht in Produktverantwortungs­
konstellationen liisst sich dann als angemessen qualifizieren, wenn die nachteilige 
Beeintriichtigung der Freiheit der Hersteller und Verbraucher durch ihre Auferle­
gung nicht schwerer wiegt als das im konkreten Einzelfall bestehende Gesundheits­
schutzbedürfnis.97 Die Angemessenheit einer Gefahrreduzierungspflicht als Mittel 
des Rechtsgüterschutzes kann nur angenommen werden, wenn bei der Abwiigung 
der widerstreitenden Interessen per saldo ein ,Gewinn" übrig bleibt.98 Nur so kann 
die Pflicht Ausdruck einer richtigen rechtlichen Bewertung sein und folglich von 
den Produzenten akzeptiert werden, was flir ihre faktische Wirksamkeit dringend 
notwendig ist.99 Die Angemessenheit setzt eine rechtliche Abwiigung aller betrof­
fenen Belange, insbesondere der Gütererhaltungs- und Entfaltungsinteressen des 
Verbrauchers und der Freiheitsinteressen des Herstellers, voraus. 100 

93 BVerfGE 53, 135, 145 f. Siehe auch EuGHE 1987, 1227 Rn. 31 ff.- Komission/ 
Deutschland. Dort hat der EuGH festgestellt, dass bei Absatzverboten stets zu prüfen ist, 
ob die Statuierung von Instruktionspflichten als milderes Mittel ausreichend ware. 

94 Siehe unten Teil 4, II.A.2.d)aa). 
95 Siehe unten Teil4, li.A.2.d)bb). 
96 Darum geht es im Übrigen stets bei der Frage nach der Festlegung jeder Verhaltens­

norm: Wie die Freiheit des einen mit der Freiheit und den Gütern der anderen in ein ange­
messenes Verhaltnis gebracht werden kann (siehe dazu Frisch, GA 2003, 734; Murmann, 
FS für Herzberg, S. 129). 

97 Vgl. dazu Domeier, Gesundheitsschutz, S. 99, 136. 
9S Siehe dazu Freund, AT, § 1 Rn. 20. 
99 So Freund, GA 1991, 396; ders., AT, § 1 Rn. 20. 
100 Theoretisch konnten in der Abwagung auch andere lnteressen eine Rolle spielen, 

und zwar das offentliche Interesse an Produktinnovationen, an der Erhaltung von Arbeits­
platzen, am Schutz der heimischen Industrie usw. (dazu eingehend Grojie Vorho/t, S. 87 
ff.). Diese lnteressen konnen zwar durch überspannte Verhaltensanforderungen an die Her­
steller beeintrachtigt werden. Wenn es um die Legitimierung von Verhaltensnormen geht, 
die dem Schutz von elementaren Rechtsgiitern (Leben und Gesundheit) dienen, ist es je­
doch zweifelhaft, ob und vor allem wie solche makrookonomischen Belange in einer Ab­
wagung zu berücksichtigen sind. 
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Gegen eine Interessenabwagung als Methode juristischer Argumentation wird 
oftmals vorgebracht, dass jene einen formalen Charakter habe. Sie stelle keine in­
haltlichen MaBstabe zur Bewertung und Gewichtung der einzelnen abzuwagenden 
Interessen zur Verfügung. 101 Eine einzelfallbezogene Güter- und Interessenabwa­
gung, die nicht regel- bzw. prinzipienorientiert verfáhrt, moge zwar Einzelfall­
gerechtigkeit verwirklichen, sie sei aber nicht imstande, die Rechtsfindung norma­
tiv zu leiten. 102 Selbst die Befürworter der Interessenabwagung raumen ein, dass 
diese ,mangels eines verbindlich vorgegebenen AbwagungsmaBstabes im letzten 
nur dezisionistisch, d.h. durch einen über eine rein wissenschaftliche Rechtsgewin­
nung hinausgehenden Willensakt des jeweiligen Richters vorgenommen werden 
kann". 103 Wegen der Gefahren, die hiervan fiir die Rechtssicherheit drohen, kommt 
der Suche nach AbwagungsmaBstaben, die die Beurteilung des Rechtsanwenders 
normativ leiten, eine grundlegende Bedeutung zu.104 

(b) Die Je-desto-Formel als Abwagungsregel? 

In der strafrechtlichen Judikatur und Lehre wird meist hervorgehoben, dass die 
Je-desto-Formel die Interessenabwagung im Produktverantwortungsbereich leiten 
kann. Je groBer und wahrscheinlicher die vom Produkt ausgehende Gefahr ist, des­
to strengere Ansprüche andas Produzentenverhalten konnen gestellt werden. 105 Bei 
leichten bzw. wenig wahrscheinlichen Rechtsgutsbeeintrachtigungen wird man 
dem Hersteller nur geringe(re) Belastungen zumuten k5nnen. 106 Art und Umfang 
des SicherheitsaufWands müssen somit zu Art und Umfang der Gefahr im Verhiilt­
nis stehen.107 

Gegen die Je-desto-Formel als Abwagungsregel istjedoch einzuwenden, dass sie 
keine MajJstiibe dafiir bietet, ab welchem Risikograd oder RisikomaB welche 
zusatzlichen Ansprüche an den Produzenten zumutbar werden. Im Übrigen ist es 
vielfach unmoglich, die konkreten Risikograde bzw. -maBe bestimmter Produkte 
festzusetzen. 108 Zu denken ist etwa an neuartige Medikamente, bei denen das Scha­
denspotenzial oft ungewiss ist. 

101 Nell, S. 137. Siehe dazu auch Hirschberg, S. 101 f.; Pieroth!Schlink, Rn. 303. 
1o2 Vgl. BVerfGE 66, 116, 138. 

1°3 Schünemann, JA 1975, 577 (Hervorhebung im Original). 
104 Schünemann, JA 1975, 577. 

1°5 Siehe dazu LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, ES Produkthaftung, 
Nr. IV. 28, S. 296, 330 (Monza-Steel); Eichinger, S. 221; Mayer, Produktverantwortung 
bei Arzneimittelschaden, S. 267, 279; Wessing, in: Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 50. 

106 Bodewig, S. 219. 

107 Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg. ), Produkthaftungshandbuch, § 23 Rn. 17; Schmidt­
Sa!zer, Produkthaftung I, Rn. 1.332; vgl. auch LG Aachen JZ 1971, 507, 516 (Contergan). 

ws Vgl. WeijJ, H.T., S. 54. 
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Ein weiterer Einwand gegen die Je-desto-Formel geht dahin, dass sie den Risi­
kograd bzw. das Risikomaf3 eines Produkts als Kriterium der Angemessenheit von 
Produktsicherheitspflichten überbewertet. Gemaf3 dieser Forme] müsste niimlich 
die Herstellung und das Inverkehrbringen von besonders gefáhrlichen Produkten 
- etwa Tabak, Luftdruckgewehre bzw. gewisse Zündmaterialien - sogar verboten 
sein. Ein absolutes Produktverbot bei diesen Waren wiire jedoch eine unzumutbare 
Einschriinkung der Freiheit der Hersteller und würde darüber hinaus die Interessen 
der Verbraucher selbst schwer beeintrachtigen. Das zeigt, dass Sicherheit nicht das 
einzige Gut ist, das im Rahmen der Angemessenheit von Produktsicherheitspflich­
ten in Betracht zu ziehen ist. 109 

(e) Die wechselseitige Akzeptanzfáhigkeit als Abwagungsmaf3stab 

Ein Maf3stab, an dem sich das Abwagungsverfahren in einer gerechten und ver­
nünftigen Weise orientieren kann, bildet das Prinzip der wechselseitigen Akzep­
tanzfáhigkeit der aus der Abwagung resultierenden Losung. Dabei muss sich das 
Verfahren der Abwagung zur Legitimation von Verhaltenspflichten an einem Er­
gebnis orientieren, dem jeder Einzelne zustimmen würde, unabhangig von seiner 
Stellung in dem von der Verhaltenspflicht testgelegten Rechtsverhaltnis. 110 Die 
Verhaltenspflicht muss also fi.ir alle Beteiligten wechselseitig vernünftig sein. 

Unter Berücksichtigung des soeben erwahnten Prinzips stellt eine Gefahrreduzie­
rungspflicht im Produktverantwortungsbereich dann eine adaquate Abwiigung von 
Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen dar, wenn eine vernünftige Person, die 
keine Kenntnis von ihrer Stellung in der Gesellschaft als Verbraucher oder Herstel­
ler hat, sich mit der Auferlegung der Pflicht einverstanden erklarte. Diese vernünf­
tige Person akzeptierte die Auferlegung der Gefahrreduzierungspflicht, wenn zwei 
Bedingungen erfiillt werden. 

Einerseits, wenn durch die Erftlllung der Pflicht das Produktrisiko so verringert 
wird, dass eine an der Erhaltung ihrer Rechtsgüter interessierte Person die Benut­
zung des Produkts nicht vermeiden würde, wenn sie die Produktgefahren so genau 
wie der Hersteller kennen würde. 111 Auch ein Hersteller, der ein von ihm selbst 
angefertigtes Produkt benutzen würde, würde dieser Bedingung der Adiiquatheit 
von Gefahrreduzierungspflichten ohne Weiteres zustimmen. Die Erftlllung dieser 
Bedingung gewiihrleistet, dass in der von der Angemessenheit vorausgesetzten 
Interessenabwagung die Gütererhaltungsinteressen der potenziellen Verbraucher 
eines Produkts gebührend berücksichtigt werden. 

1°9 Siehe dazu Horl, S. 125. 
110 Zur wechse1seitigen Akzeptanzfiihigkeit als Ausgangspunkt einer Abwiigung siehe 

Sieckmann, ARSP 81 ( 1995), 181; zu dem Kriterium der wechse1seitigen Akzeptanzfáhig­
keit siehe auch schon oben Teil4, II.A.2.b)bb). 

111 Siehe dazu schon oben Teil 4, II.A.2.a). 
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Eine vemünftige Person erklarte sich andererseits mit der Auferlegung der Ge­
fahrreduzierungspflicht unter der Bedingung einverstanden, dass si e wegen der mit 
der Erfüllung der Pflicht (eventuell) verbundenen Beeintrachtigungen des Produkt­
nutzens bzw. Erhohung der Produktionskosten nicht von Erzeugnissen abgeschnit­
ten würde, an denen sie interessiert ist. 112 In der Tat sind vemünftige Personen 
nicht an Gefahrreduzierungsmaf3nahmen interessiert, die den spezifischen Produkt­
nutzen schmalem. Deswegen darf der Hersteller etwa nicht dazu verpflichtet wer­
den, durch sicherere Altemativkonstruktionen diejenigen Gefahren zu beseitigen, 
die gerade die Funktion des Produkts ausmachen (z.B. die Verletzungsgefahr bei 
Messem und Scheren).m Auch muss der Hersteller diejenigen Gefahren nicht eli­
minieren, die zwar nicht funktionsnotwendig, angesichts anderweitiger wün­

schenswerter Produkteigenschaften jedoch vom Verbraucher in Kauf genommen 
werden. 114 Auf3erdem kann die Primarordnung von den Herstel!em keine absolute 
Produktsicherheit bei unzumutbaren Kosten verlangen, die das Produkt unverkauf­
lich machen. ll5 Dies würde nicht nur die wirtschaftliche Freiheit des Herstellers 
unverhaltnismaf3ig beeintrachtigen, ¡¡

6 sondem darüber hinaus übersehen, dass da­
mit die Verbraucher von Waren abgeschnitten waren, die sie erwerben mochten. 
Deswegen kann eine Gefahrreduzierungspflicht nur dann Ausdruck adaquater 
Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen sein, wenn sie keinen un­
ertraglichen MehrkostenaufWand verursacht. 117 Eine Gefahrreduzierungspflicht 
verursacht einen solchen Mehrkostenau:fWand, wenn das Produkt in wirtschaftlich 
sinnvoller Weise nicht mehr vertrieben werden kann. 118 

Die Einsicht, dass keine Gefahrreduzierungspflicht den Produktnutzen beein­
trachtigen bzw. die Produktionskosten übermaf3ig in die Hohe treiben darf, gewahr­
leistet, dass in der von der Angemessenheit vorausgesetzten Interessenabwagung 

112 Áhnliche Erwagungen spielen eine Rolle bei dem zivilrechtlichen Kriterium der ,si­
cheren gleichwertigen Altemative", das zur Prüfung der Legitimierung der Konstruktions­
pflichten dient. Nach diesem Kriterium kann eine Konstruktionspflicht (nur) als Ausdruck 
einer adaquaten Abwagung von Gütererhaltungs- und Freiheitsinteressen angesehen wer­
den, wenn der Hersteller ein neues Produkt im Zeitpunkt der Inverkehrgabe ohne Beein­
trachtigung des Nutzens und ohne unertraglichen Mehrkostenau:furand nicht sicherer -
durch eine Altemativkonstruktion- hatte gestalten kiinnen (vgl. dazu BGH NJW 1990, 
906, 907; Kotz, FS für Lorenz, S. 1 15; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 629 ff.; 
Wagner/Witte, ZEuP 2005, 903 f.; eingehend zum Kriterium der ,sicheren gleichwertigen 
Altemative" Horl, S. 118 ff.). 

113 Siehe Horl, S. 126; Kullmann, ProdHaftG, § 3 Rn. 37. 
114 Horl, S. 127. Beispiel: Zigarettenhersteller sind nicht gehalten, durch ein altematives 

Design Zigaretten mit einem geringeren Anteil an Nikotin, Teer und sonstigen gesund­
heitsschadlichen Stoffen zu produzieren. Denn damit konnten die Zigaretten dem Raucher 
gerade nicht den angestrebten Genuss vermitteln (Wagner/Witte, ZEuP 2005, 904). 

11 5 So ausdrücklich Bamberger!Roth-Spindler, § 823 Rn. 497. 
116 Schumann, F., S. 94. 
117 Horl, S. 132. 
11 8 In diesem Sinne GrojJe Vorholt, S. 88. 



214 Tei1 4: Losungsansatz zur Konkretisierung der Herstellerpflichten 

sowohl die Erwerbs- und Handlungsfreiheiten der Verbraucher als auch die wirt­
schaftliche Freiheit des Herstellers angebracht berücksichtigt werden. 

(d) MaBstabe für die Adaquatheit 

Unter Heranziehung der soeben aufgeflihrten Erwagungen muss die Frage be­
antwortet werden, ob eine vorrechtliche Produktsicherheitsregel, zivilrechtliche 
Verkehrssicherungspflicht bzw. eine flir ein vergleichbares Produkt anwendbare 
GefahrreduzierungsmaBnahme im Einzelfall Ausdruck einer adaquaten Interessen­
abwagung ist und folglich (legitimerweise) zur Verhaltensnormkonkretisierung 
dienen kann. Wenn sie die Produktionskosten nicht UbermaBig erhi.iht, den Pro­
duktnutzen nicht beeintrachtigt und das Produktrisiko so reduziert, dass ein ver­
nünftiger Verbraucher die Anwendung der Ware nicht meiden würde, so kann sie 
als ein angemessenes Mittel zum Rechtsgüterschutz qualifiziert werden. 

d) Prazisierung der Konstruktions- und Jnstruktionspjlichten 
un ter Heranziehung des Verhaltnismaj3igkeitsgrundsatzes 

Die Konkretisierung der Gefahrreduzierungspflichten des Herstellers unter Be­
rücksichtigung des VerhaltnismaBigkeitsgrundsatzes soll im Folgenden exempla­
risch durch eine Betrachtung der Konstruktions- und Instruktionspflichten des Her­
stellers dargestellt werden. 

aa) Konstruktionspflichten 

(1) Bedeutung der Konstruktionspflichten 

Die Erflillung der Rechtspflicht, (nur) Produkte in den Verkehr zu bringen, die 
bei sachgemaBer bzw. vernünftiger Benutzung keinerlei Gefahren für die Rechte 
und Rechtsgüter der Verbraucher darstellen, setzt voraus, dass der Hersteller Kon­
struktionsfehler vermeidet. Konstruktionsfehler liegen in der mangelhaften Kon­
zeption und Planung eines Produkts. 119 Sie ki.innen etwa darauf basieren, dass der 
Produzent unni.itig gefáhrliche Materialien einsetzt (z.B. einen zu schwach ausge­
legten Schalter120

), falsche Berechnungen anstellt (z.B. zur Belastbarkeit oder Iso­
lation) bzw. die Sicherheitseigenschaft des jeweiligen Baumusters unzulanglich 
einschatzt. 121 Um Konstruktionsfehlern vorzubeugen, muss der Hersteller das Pro­
dukt sach- und zweckgerecht entwerfen und konstruieren, sodass seine Ungefáhr-

119 !vfatusche-Beckmann, S. 211; vgl. auch Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkt­
haftungshandbuch, § 24 Rn. 59. 

12o BGHZ 67, 359, 362. 
121 Foerste, in: v. Westpha1en (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 59; Staudin­

ger-Hager, § 823 Rn. F 12; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 628. 
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Iichkeit bei einer vemünftigen Benutzung gewahrleistet ist (sog. Konstruktions­
pflichten).122 

(2) Erforderlichk:eit der Konstruktionspflichten 

Es stellt sich die Frage, ob die Konstruktionspflichten trotz Vorhandenseins von 
Instruktionspflichten ein erforderliches Mittel darstellen. Bine Verbraucherwamung 
(= Instruktion) ist in der Regel kostengünstiger als aufwendige KonstruktionsmaB­
nahmen und daher filr den Hersteller ein weniger belastendes Mittel zum Schutz 
des Lebens und der Gesundheit des Verbrauchers. 123 Nach dem Erforderlichkeits­
gebot kann dementsprechend die primare Normenordnung dem Hersteller Kon­
struktionspflichten dann nicht auferlegen, wenn eine Instruktionspflicht zum Rechts­
güterschutz ausreicht. 124 

Damit die Auferlegung einer Konstruktionspflicht mangels Erforderlichkeit nicht 
zu rechtfertigen ist, müssen jedoch die entsprechenden Instruktionspflichten im 
Einzelfall zwei V oraussetzungen erfullen. Erstens müssen sie zur Produktrisiko­
vermeidung, mithin zum Rechtsgüterschutz, mindestens ebenso geeignet sein wie 
die zu prüfenden KonstruktionsmaBnahmen, zweitens müssen sie den Hersteller 
wirklich weniger belasten. 

Was die erste Voraussetzung angeht, wird zutreffend darauf hingewiesen, dass 
produktbegleitende Wamungen und Instruktionen gegenüber KonstruktionsmaB­
nahmen meistens weniger effektiv sind.125 Oftmals werden Produkthinweise vom 
Konsumenten falsch interpretiert oder nicht beachtet.126 Zudem gibt es viele poten­
ziell durch das Produkt gefáhrdete Verbraucher, wie z.B. Kleinkinder oder nicht 
sprachkundige Auslander, die nicht imstande sind, Wamungen zur Kenntnis zu 
nehmen. 127 SchlieBlich kann eine Information des Verbrauchers auch deshalb über­
haupt nicht dazu geeignet sein, eine Rechtsgüterbeeintrachtigung bei der Produkt­
verwendung zu verhindem, weil der Verbraucher trotz ausreichender Information 
dem jeweiligen Risiko nicht ausweichen kann. 128 Das AblOsen der Laufflachen von 
Reifen wahrend des Fahrens infolge von schweren Konstruktionsfehlem kann der 
Verbraucher auch nicht durch eine besonders sorgfáltige Fahrweise verhindem. 
Hier ist folglich eine Wamung, dass sich die Laufflachen ablOsen ki.innen, generell 

122 Brüggemeier, S. 410. 
123 In diesem S irme Horl, S. 111; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 631; vgl. auch 

Bosch, S. 485. 
124 Horl, S. 111; Mollers, S. 290. 
12s Horl, S. 111; MO!lers, S. 250. 
126 So Horl, S. 88; Mollers, S. 250; Rettenbeck, S. 71. 
127 Horl, S. 88; vgl. auch Bodewig, S. 228. 
128 Mollers, S. 250. 
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untauglich zum Rechtsgüterschutz. 129 Die Einsicht, dass das Anbringen von War­
nungen oft ein weniger wirksames Mittel zur Risikosteuerung darstellt als kon­
struktive SicherheitsmaBnahmen, erkliirt, warum in der zivilrechtlichen Produkt­
verantwortung die Konstruktionsptlichten Prioritat vor den Instruktionsptlichten 
genieBen: 130 lnstruktionsptlichten kommen nur in Betracht, wenn sich die Produkt­
gefahren nach dem Stand von Wissenschaft und Technik durch konstruktive MaB­
nahmen nicht vermeiden lassen oder wenn diese MaBnahmen dem Hersteller un­
zumutbar sind und dennoch das Produkt flir den allgemeinen Verkehr grundsatzlich 
zuliissig sein soll. 131 

Was die zweite Voraussetzung des Kriteriums der Erforderlichkeit anbelangt, ist 
darauf hinzuweisen, dass die Erfüllung von Instruktionsptlichten nicht stets als das 
für den Hersteller weniger einschneidende Mittel angesehen werden kann. Wenn 
dem Hersteller eine deutliche Warnung über bestimmte von dem Produkt ausge­
hende Gefahren abverlangt wird, so kann dies ggf. die Verkiiutlichkeit eines Pro­
dukts erheblich beschranken. 132 Daneben mag die Warnung betrachtliche Kosten 
verursachen, wenn die potenziellen Gefahren, vor denen gewarnt werden müsste, 
vorher ermittelt werden müssen, wie das etwa bei Medikamenten der Fall ist. 133 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass Instruktions- im Vergleich zu Konstruk­
tionsptlichten nicht immer ein weniger einschneidendes Mittel darstellen, das zur 
Erreichung des Verbraucherschutzes in gleicher W eise geeignet ist. Konstruktions­
ptlichten konnen somit im Einzelfall ein durchaus erforderliches Mittel sein. 

bb) Instruktionsptlichten 

Ist im Einzelfall nach dem Stand der Technik auch bei Einhaltung der Konstruk­
tionsptlichten bei vernünftiger Benutzung des Produkts eine Gefahr für Personen 
nicht auszuschlieBen oder sind konstruktive GefahrvermeidungsmaBnahmen dem 
Hersteller nicht zumutbar und darf das Produkt trotz der von ihm ausgehenden Ge-

129 V gl. LG München li vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, 
Nr. JV. 28, S. 296 ff. (Monza-Steel). 

130 Vgl. Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 97; 
Hager, JZ 1990, 403; Horl, S. 89; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, 
S. 283; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 638; Wilrich, GPSG, § 4 Rn. 56. Schon in 
der Zwischenstecker-Entscheidung vom 17.2.1959 betonte der BGH, dass der Hersteller 
seine Haftung flir unterlassene Sicherheitsvorkehrungen nicht durch bloBe Verhaltens­
anweisungen fiir die Benutzung abwenden kiinne, indem er, anstatt die Stecker zu erden, 
durch die Aufschrift ,Vorsicht, nicht geerdet!" auf dem Produkt auf die Gefahr hinweist 
(1 StR 618/58, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, S. 170, 175 [Zwi­
schenstecker ]). 

131 BGH NJW 2009, 2952, 2954; Briiggemeier, S. 413; vgl. auch Foerste, in: v. West­
phalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 171. 

131 1-!0rl, S. 111 f. 
133 So Mol/ers, S. 304. 
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fahren in den Verkehr gebracht werden - weil die Verbraucher an seinem Erwerb 
interessiert sind -, so ist der Hersteller gehalten, die Verwender des Produkts vor 
den jeweiligen Gefahren bei vemünftiger Benutzung zu wamen. 134 Die Instruk­
tionspflicht des Herstellers beruht auf der Tatsache, dass der Hersteller im Ver­
gleich zum Verbraucher regelmaBig ein überlegenes Sachwissen hinsichtlich des 
Produktrisikos besitzt. 135 Dem Hersteller die Instruktionspflicht aufzuerlegen, 
erscheint gerecht und vemünftig, weil ,er an den entsprechenden Informationen 
,naher dran ist', sie unschwer liefem und mit dieser Information die Gefahr deut­
lich verringert werden kann". 136 Es ist dem Verbraucher hingegen meistens unmog­
lich, si eh Informationen über Produktrisiken zu beschaffen, 137 haufig konnte er sich 
diese Informationen allenfalls mit unzumutbarem zeitlichem und finanziellem Auf­
wand besorgen. 138 

Der Hersteller muss jedoch nur vor solchen Risiken wamen, die nach Stand von 
Wissenschaft und Technik erkennbar sind. Ist der Hersteller nicht in der Lage, un­
ter Heranziehung dieses Stands das Produktrisiko zu erkennen, so ist es sinnlos, ihn 
mittels einer Verhaltensnorm zu verpflichten, auf das jeweilige Risiko hinzuwei­
sen. Erkennt hingegen der Hersteller die Produktrisiken, so stellen sich zwei wich­
tige Fragen: Erstens, ob ein entsprechender Wamhinweis im Einzelfall notwendig 
ist (nachfolgend (1)). Zweitens, falls ein Wamhinweis notwendig ist, wie sein In­
halt, seine Form und sein Umfang zu konkretisieren sind (dazu unten (2)). Für die 
Antwort auf diese Fragen sind Geeignetheits- und Erforderlichkeitserwagungen in 
Betracht zu ziehen. 

( 1) Begrenzung der Instruktionspflicht durch das allgemeine Erfahrungswissen 
bzw. das spezielle Wissen des Verbrauchers 

Instruktionspflichten sind nur erforderlich und lassen sich somit nur legitimieren, 
soweit die Gefahren, auf die hinzuweisen ist, nicht zum allgemeinen Erfahrungs­
wissen der Verbraucher gehoren. 139 Unter allgemeinem Erfahrungswissen ist sol­
ches Wissen zu verstehen, das ein durchschnittlicher Verbraucher der Produktziel­
gruppe durch seine allgemeine Lebenserfahrung, Schulbildung oder Erziehung 

134 BGH NJW 2009, 2952, 2954; Briiggemeier, S. 413; Foerste, in: v. Westphalen 
(Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 171; Meyer, J., S. 112; Schmidt-Salzer, Pro­
dukthaftung III/1, Rn. 4.1114. 

135 Vgl. Domeier, Gesundheitsschutz, S. 103. 
136 Mollers, S. 251. 
137 Horl, S. 66. 
138 So Mollers, S. 251. 
139 Vgl. BGH NJW 1975, 1827, 1829; 1986, 1863, 1864; 1999, 2815, 2816; v. Bar, in: 

Lieb (Hrsg.), Produktverantwortung und Risikoakzeptanz, S. 32; Foerste, in: v. West­
phalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 195 m.w.N.; Staudinger-Hager, § 823 
Rn. F 14; MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 640. 
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erlangt hat. 140 Dazu ist beispielsweise gezahlt worden, dass zuckerhaltige Lebens­
mittel nicht gut fiir die Gesundheit sind 141 bzw. dass das Inhalieren von Zigaretten­
rauch auf Dauer schwere, sogar tüdliche Gesundheitsschaden verursachen kann. 142 

In solchen Fallen ist eine Warnung nicht notwendig, denn ,sie kann dem Verbrau­
cher nicht mehr sicherheitsrelevantes Wissen vermitteln, als dieser ohnehin be­
sitzt".143 

Instruktionspflichten entfallen auch dann, wenn das Produkt ausschlieBlich in die 
Hande von Personen gelangen kann, die mit den entsprechenden Gefahren vertraut 
sind (z.B. Fachpersonal). 144 Vom Hersteller eines Fensterkrans hat der Bundes­
gerichtshof daher keine Montageanweisungen zur erforderlichen Verankerung des 
Krans verlangt, da die mit der Benutzung von Fensterkranen verbundenen Gefah­
ren dem entsprechenden Benutzerkreis schon bekannt seien. 145 Eine Instruktions­
pflicht erübrigt sich aber nur, wenn aufgrund der Fachkenntnis der volle Umfang 
des Produktrisikos deutlich wird. 146 Etwas anderes konnte bei Produktrisiken gel­
ten, die auch für den Fachmann überraschend auftreten. 147 

Bei;piel: Obwohl die Gefahr der intraarteriellen - anstatt intraveniisen - Applikation 
gewisser Narkosemittelunter Árzten allgemein bekannt ist, ist eine ausdrückliche War­
nung erforderlich, wenn die Fehlanwendung eines Narkosemittels zu heftigen Gefáf3-
reaktionen und in der Folge zur Amputation der Gliedmaf3en fiihren kann. 148 

Die Einsicht, dass nur erforderliche Instruktionspflichten legitimierbar sind, 
spiegelt si eh in § 6 Abs. 1 Nr. 1 ProdSG wider. Wie bereits in Teil 3 erwahnt, 149 

muss nach dieser Norm vor erkennbaren, offensichtlichen oder bereits zum allge­
meinen Gefahrenwissen der Produktverwender gehorenden Gefahren nicht gewarnt 
werden. 

(2) Inhalt, Form und Umfang des Warnhinweises 

Die produktbegleitenden Warnhinweise müssen vor allem geeignet sein, ihr Ziel 
zu erreichen, welches in der Befáhigung der Verbraucher besteht, Produktrisiken 

140 Ho!st, S. 59. 
141 OLG DüsseldorfVersR 2003, 912, 915. 
142 OLG Frankfurt/Main NJW-RR 2001, 1471. 
143 Hürl, S. 141. 
144 BGHZ 116,60,65 f.; BGH NJW 1999,2815, 2816; Frisch, Verhalten, S. 205; Stau­

dinger-Hager, § 823 Rn. F 14; Ho!st, S. 67; Meyer, J., S. 127; Wessing, in: Volk (Hrsg.), 
Verteidigung, § 4 Rn. 54. 

145 BGH VersR 1959, 523, 524 f. 
146 Meyer, J., S. 127. 
147 Ho!st, S. 67. 
148 Vgl. BGH NJW 1972,2217,2220 f. 
149 Siehe oben Teil 3, li.A.3.a). 
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zu identifizieren und zu vermeiden. Diese Geeignetheitserwagung muss die Kon­
kretisierung des Inhalts, der Form und des Umfangs des Wamhinweises leiten. 

Also müssen Warnhinweise so gestaltet werden, dass die Verbraucher diese wahr­
nehmen, verstehen und befolgen k6nnen. 150 Dazu müssen sie übersichtlich, klar 
und allgemein verstandlich sein. 151 Übersichtlichkeit und Klarheit setzen eine deut­
liche Gliederung der Verbraucherinformation voraus, in der das Gesuchte schnell 
aufgefunden werden kann und vor allem das Wichtigste hervorgehoben ist. 152 All­
gemeinverstandlichkeit bedeutet, dass sich die Warnhinweise einer Sprache bedie­
nen müssen, die der in Betracht kommende Abnehmerkreis versteht. 153 Gegebenen­
falls muss der Hersteller versuchen, die Produktgefahren auch ohne Sprache 
mitzuteilen, z.B. mithilfe von Gefahrensymbolen oder Piktogrammen. 154 Gefahren­
symbole oder Piktogramme konnen insbesondere dort notwendig sein, wo mit 
fremdsprachigen V erbrauchem zu rechnen ist. 155 

Als sachgerecht erscheint es des W eiteren, umso hohere Anforderungen an die 
Gestaltung von Warnhinweisen zu stellen, je gewichtiger die Gefahr für Gesund­
heit und Leben ist. 156 Eine undifferenzierte Forderung nach der bestmoglichen und 
auffálligsten Art der W amung unabhangig vom AusmaB der Gefahr konnte zu 
einer unerwünschten Desensibilisierung der Verbraucher fuhren bzw. überzogene 
Angsteffekte ausl6sen. 157 Folglich muss der Hersteller besonders gravierende Pro­
duktgefahren voranstellen und weniger gravierende Gefahren eventuell von den 
Warnhinweisen ausnehmen. 158 Auch als sachgemaB erscheint es, vor gewissen im 
Zusammenhang mit dem Produktmissbrauch drohenden Gefahren nicht zu wamen. 
Gegen eine Hinweispflicht in Bezug auf diese Gefahren spricht, dass ein Warnhin­
weis erst einen Anreiz zum Missbrauch bilden und damit mehr Schaden als Nutzen 
stiften konnte. 159 

150 Holst, S. 102. 
151 Siehe dazu BGH NJW 1987, 1009, 1012; BGHZ 106, 273, 281; LG Aachen JZ 

1971, 507, 517 (Contergan); Borer, S. 53; Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaf­
tungshandbuch, § 24 Rn. 209; Meyer, J., S. 141. 

152 BGH NJW 1995, 1286, 1287; Meyer, J., S. 141; im spanischen Recht siehe dazu 
Salvador Coderch!Ramos González, in: Salvador Coderch!Gómez Pomar (Hrsg.), Tratado 
de responsabilidad civil, S. 195. 

153 Meyer, J., S. 141. 
154 Holst, S. 94, 102. 
155 BGH NJW 1987, 372, 373; Meyer, J., S. 142. 
156 BVerfG NJW 1997,249,250. 
157 So BVerfG NJW 1997, 249, 250; Bosch, S. 490. 
158 Holst, S. 102. 
159 BGH NJW 1981, 2514, 2516; OLG Karlsruhe NJW-RR 2001, 1174; Bodewig, 

S. 252. 
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B. Produkte, die schon a uf dem Markt sind und die 
der Hersteller (weiter bzw. auch) vertreiben mochte 

Nachdem das Verbot des Inverkehrbringens von gefáhrlichen Produkten in Be­
zug auf ,neu entwickelte" Waren im Einzelnen dargelegt wurde, soll nun die Frage 
beantwortet werden, wie sich dieses Verbot operationalisieren lasst, wenn es um 
Produkte geht, die seit Langerem auf dem Markt sind und die der Hersteller weiter 
bzw. auch vertreiben mochte. 

l. Entscheidende Rolle der vorher schon beachteten 
Produktsicherheitsregeln 

Solange keine Meldungen eingehen, dass es bei bestimmungsgemal3em Ge­
brauch bzw. sozial üblicher Fehlanwendung eines Produkts zu Rechtsgüter­
beeintrachtigungen gekommen ist bzw. solange die aktive Produktbeobachtung160 

eines Produkts nicht zur Identifizierung eines Mangels geflihrt hat, muss der Her­
steller diejenigen auf das jeweilige Produkt anwendbaren Produktsicherheits­
regeln161 (= Verhaltenspflichten) weiter befolgen, die er bzw. die anderen Herstel­
ler der entsprechenden Branche schon beachtet haben. Wenn sich die Beachtung 
bestimmter Rechtspflichten in Bezug auf ein gewisses Produkt bislang als effektiv 
zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der Verbraucher gezeigt hat, gibt es 
keinen Grund dafür, dass die Rechtsordnung bei der Weiterproduktion des Pro­
dukts von den Herstellern etwas anderes zum Rechtsgüterschutz verlangen sollte. 
Der Umstand, dass die betreffenden Produktsicherheitsregeln befolgt worden sind 
und dass ein Produkt bislang keine (zumindest bekannten) Schaden verursacht hat, 
ist im Übrigen ein deutlicher Beleg ft.ir die Geeignetheit, Erforderlichkeit und An­
gemessenheit (d.h. ft.ir die Legitimitat) dieser Regeln zum Schutz des Lebens und 
der Gesundheit der Verbraucher. 162 Denn wenn die Produktsicherheitsregeln be­
folgt worden sind, so ist das ein starker Beleg dafür, dass es kein anderes gleich 
wirksames, aber weniger belastendes Mittel zum Rechtsgüterschutz gibt und dass 
durch diese Regeln von den Herstellern nichts Unzumutbares gefordert wird. Und 
wenn der Hersteller keine Beanstandungen in Bezug auf die Produktsicherheit bei 
vernünftiger Benutzung erhalten bzw. er durch die aktive Beobachtung des Pro­
dukts keinen Produktmangel identifiziert hat, spricht das dafiir, dass die Produkt­
sicherheitsregeln ein geeignetes und ausreichendes Gefahrenreduzierungsprogramm 
darstellen. 

160 Zu den Produktbeobachtungspflichten siehe eingehend unten Teil 4, lll.A. 
161 Diese Produktsicherheitsregeln kéinnen einen (vorstraf-)rechtlichen bzw. vorrecht­

lichen Charakter haben bzw. auf Produktzulassungen, zivilrechtlichen Verkehrssiche­
rungspflichten bzw. der Erfahrung des Herstellers selbst beruhen. 

162 Vgl. zum Folgenden Frisch, Verhalten, S. 1 06; ders., in: M ir Puig/Luzón Peña 
(Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, S. 104. 



U. Verbot des Inverkehrbringens von gefáhrlichen Produkten 221 

2. Entdeckung einer neuen Konstruktions- bzw. Produktionsweise 

Wenn nach dem Inverkehrbringen der Ware eine neue Konstruktions- bzw. Pro­
duktionsweise entdeckt wird, die preisgünstiger für den Hersteller ist, ohne das 
Sicherheitsniveau der W are zu vermindern, liegt es auf der Hand, dass der Herstel­
ler die neue Konstruktions- bzw. Produktionsweise anwenden darf. In diesen Fall­
konstellationen ware es nicht gerechtfertigt, von den Herstellem zu fordem, dass 
sie die auf die fiühere Konstruktions- bzw. Produktionsweise abgestimmten Pro­
duktsicherheitsregeln weiter befolgen. Da die neue Konstruktions- bzw. Produk­
tionsweise den Rechtsgüterschutz ebenso gut erreicht und für die Hersteller ein mil­
deres Mittel darstellt, würde eine solche Forderung gegen das Erforderlichkeitsgebot 
verstoBen. An einer solchen Forderung hatten die Verbraucher im Übrigen kein Inte­
resse, weil die neue und (fiir den Hersteller) preisgünstigere Konstruktions- bzw. 
Produktionsweise sehr wahrscheinlich den Produktpreis herabsetzen würde. 

Problematischer ist die Frage, welche Rechtspflichten die Hersteller erfüllen 
müssen, wenn nach der Inverkehrgabe der Ware eine neue Konstruktions- bzw. 
Produktionsweise entdeckt wird, die sowohl das Sicherheitsniveau der Ware als 
auch ihre Produktionskosten und damit ihren Preis steigert. Darf der Hersteller hier 
die Ware nach der früheren Konstruktions- bzw. Produktionsweise weiter erzeu­
gen, die zwar preisgünstiger aber unsicherer ist? Oder ist der Hersteller verpflich­
tet, das Produkt ausschlieB!ich gemaB der neuen (sichereren und gleichzeitig teure­
ren) Konstruktions- bzw. Produktionsweise herzustellen? Diesbezüglich wird 
zutreffend darauf hingewiesen, dass der Hersteller das Produkt wie gewohnt weiter 
erzeugen darf, sofem er die Verbraucher über die Risiken dieser Konstruktions­
bzw. Produktionsweise informiert. 163 So ,konnte der Verbraucher selbst entschei­
den, ob fiir ihn eine hinnehmbare Gefáhrdung durch das fragliche Produkt bestün­
de. So lite er die Gefáhrdung für unzumutbar halten, konnte er auf den Erwerb des 
Produkts verzichten und Schadigungen dadurch ausschlieBen".164 Eine Verantwor­
tungsentlastung des Herstellers durch einen entsprechenden Hinweis an den 
Verbraucher ist im Prinzip zulassig. 165 Denn gemaB der wirtschaftlichen Entfaltungs­
freiheit des Verbrauchers (Art. 2 Abs. 1 GG) kann er nicht nur selbst darüber ent­
scheiden, welche auf dem Markt angebotenen Produkte er erwirbt, sondem darüber 
hinaus, welche Gefahren er einzugehen bereit ist und welche MaBnahmen er zu ihrer 
Abwehr trifft. 166 Daher fállt die Vermeidung solcher von einer bestimmten Konstruk­
tions- bzw. Produktionsweise ausgehenden Produktrisiken, vor denen der Hersteller 
deutlich gewamt hat, in den Verantwortungsbereich der Verbraucher selbst. 

163 Hoyer, ZStW 121 (2009), 879. 
164 Groj3e Vorholt, S. 110. 
165 So Groj3e Vorholt, S. 109; kritisch zu der Moglichkeit einer Entlastung des Herstel­

lers durch Instruktion des Verbrauchers Bosch, S. 484 ff. 
166 Siehe dazu Drexl, S. 253; Schumann, F., S. 86 f.; Sto!!, S. 358. 
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C. Strafrechtliche Folgen des V erstofies gegen das Verbot 
des Inverkehrbringens gefahrlicher Produkte 

VerstOBt der Hersteller gegen das Verbot des Inverkehrbringens von gefáhrlichen 
Produkten, so kommt eine Begehungsstratbarkeit in Betracht. Denn das entschei­
dende Unrecht liegt hier in einem positiven, bestimmte Voraussetzungen nicht er­
flillenden und daher verbotswidrigen Verhalten, und zwar in dem Inverkehrbringen 
des Produkts ohne Einhaltung bestimmter Sicherheitsstandards. 167 Wie in Teil 2 
erlautert, wird im deutschen Strafrecht derartiges rechtswidriges aktives Tun so­
woh1 von den Gefáhrdungsdelikten der § 314 StGB, § 95 Abs. 1 Nr. 1 AMG, §58 
Abs. 1 Nr. 2 und 7 LFGB, die explizit auf die Inverkehrgabe von Waren abstellen, 
als auch von den Verletzungsdelikten der §§ 211 ff., 223 ff. StGB erfasst. 168 Eine 
strafrechtliche Produktverantwortlichkeit für das Inverkehrbringen gefáhrlicher 
Waren kann sich im spanischen Recht unter dem Gesichtspunkt der Art. 138, 142, 
147 f., 152, 157,359 bis 367 spStGB ergeben. 169 

Der Hersteller kann gegen das Verbot des Inverkehrbringens von get:ihrlichen 
Produkten vorsatzlich oder fahrlassig verstoBen. Der Hersteller versti.iBt vorsatzlich 
gegen dieses Verbot, wenn er die tatbestandsrelevante Unwertdimension seines 
Verhaltens (= des Inverkehrbringens eines gefáhrlichen Produkts) vollumfánglich 
erfasst und dennoch seine Entscheidung flir den VerhaltensnormverstoB umsetzt. 
Ein fahrlassiger VerhaltensnormverstoB liegt hingegen vor, wenn er die tat­
bestandsrelevante Unwertdimension seines Verhaltens nicht in vollem Umfang 
erfasst, si eh also irrt. 170 

167 Frisch, Verbal ten, S. 201 (Fn. 172). 
168 Si eh e schon oben Teil 2, lli.A.2.a)bb )( 1 ). 
169 Siehe oben Teil 2, lli.B.2.a)bb). 
170 Domeier, Gesundheitsschutz, S. 217; MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den 

§§ 13 ff. Rn. 297 f.; ders., AT, § 7 Rn. 7, 37 f. Naher zu vorsatzlichem und fahrlassigem 
Verhalten im Produktverantwortungsstrafrecht schon oben Teil 2, lli.A.2.b)bb) sowie 111.8. 
2.b)bb). 



111. Gebot, das Produkt ab der Inverkehrgabe 
zu beobachten- die Gefahrabwendungspflichten 

Erkennt der Hersteller zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Ware trotz sei­
ner Fachkenntnisse, Erfahrungen bzw. der Durchfuhrungen von Produkterprobun­
gen usw. die Produktgefahr nicht, so wird er auch die mit der Anwendung des Pro­
dukts verbundenen güterbeeintrachtigenden Verlaufe nicht vermeiden konnen. 
Wenn das Produktrisiko weder erkennbar noch vermeidbar ist, kann das Inver­
kehrbringen des gefáhrlichen Produkts - wie bereits dargelegt - nicht rechtlich 
missbilligt werden. 1 

Zwar Hisst sich eine strafrechtliche Verantwortlichkeit des Herstellers fiir die bei 
der Inverkehrgabe nicht erkennbaren und damit nicht vermeidbaren Produktgefah­
ren nicht begründen. Die Verantwortung des Herstellers endet indes nicht in dem 
Moment, in dem er das Erzeugnis auf den Markt bringt.2 Vielmehr hat er auch ab 
der Inverkehrgabe der Ware die Rechtspflicht, sich standig über die Verwendungs­
gefahren seines Produkts zu informieren und dafür zu sorgen, dass die Produkt­
sicherheit dem neuesten Stand von Wissenschaft und Technik entspricht.3 Diese 
Produktbeobachtungspflicht (nachfolgend unter A.) tragt der Tatsache Rechnung, 
dass sich bestimmte Produktgefahren trotz ausreichender Erprobung und sorgfál­
tiger Fabrikation haufig erst in der taglichen Anwendung oder Benutzung zeigen.4 

A. Produktbeobachtungspflicht 

Neben dem Gebot, nur sichere Produkte in den Verkehr zu bringen, erscheint die 
Verpflichtung zur kontinuierlichen Beobachtung des Produkts als selbstverstand­
liche Kehrseite der dem Hersteller eingeraumten Freiheit, Vorteile aus einer riskan­
ten Tatigkeit zu ziehen. 5 Wer potenziell gefáhrliche Produkte in den Verkehr 
bringt, ist für deren Gefáhrlichkeit verantwortlich, selbst wenn diese erst nach der 
Inverkehrgabe erkennbar wird.6 Diese Inpflichtnahme bildet im Übrigen eine ange­
brachte und gerechte Lastenverteilung zwischen Hersteller und Verbraucher, kann 

1 Dazu, dass die Kriterien der Erkennbarkeit und Vermeidbarkeit Grundbedingungen 
der rechtlichen Missbilligung des Verhaltens sind siehe oben Teil4, II.A.l.a). 

2 In diesem Sinne in der zivilrechtlichen Produkthaftung Borer, S. 60; Staudinger­
Hager, § 823 Rn. F 20; Pfeifer, S. 92; Bamberger!Roth-Spindler, § 823 Rn. 510. 

3 Siehe dazu BGHZ 80, 186, 191; Beck, T.A., S. 18; Borer, S. 60; Staudinger-Hager, 
§ 823 Rn. F 20; Micha/ski, BB 1998, 963; Pfeifer, S. 92; Erman-Schiemann, § 823 
Rn. 119; Bamberger!Roth-Spindler, § 823 Rn. 511; MünchKommBGB-Wagner, § 823 
Rn. 646. 

4 So Wessing, in: K1aus Volk (Hrsg.), Verteidigung, § 4 Rn. 57. 
5 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 95 ff. AMG Rn. 12; ders., AT, § 6 

Rn. 26. 
6 Vgl. MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 95 ff. AMG Rn. 12. 
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der Hersteller doch nicht seine wirtschaftliche Freiheit ausüben und erwarten, dass 
die Verbraucher die nach der Inverkehrgabe bekannt gewordenen Produktrisiken 
reduzieren bzw. vermeiden.7 

Der I-Iersteller ist gehalten, das Produkt passiv und aktiv zu beobachten. Dem­
gemaf3 muss er nicht nur die Beanstandungen der Ware überprüfen, die ihm zuge­
leitet werden (passive Produktbeobachtung), 8 er ist darüber hinaus auch verpflich­
tet, Informationen über mogliche Schadensrisiken zu generieren und auszuwerten 
(aktive Produktbeobachtung).9 Dazu muss der I-Iersteller etwa Erfahrungen mit 
Konkurrenzprodukten im Auge behalten, Unfallanalysen auswerten, für den Be­
such einschlagiger Kongresse und Tagungen durch Mitarbeiter sorgen sowie Fach­
zeitschriften und technische Regelwerke regelmaf3ig konsultieren. 10 Der Umfang 
der Produktbeobachtungspflicht hangt von der Intensitat der Produktgefahr ab. 11 

Beispielsweise verlangen Produkte aus risikoexponierten Branchen, wie etwa der 
der Babynahrung, medizinischer Geriite, der Automobil- oder Pharmaindustrie, 
strikte Überwachung. 12 Auch neu entwickelte Produkte bedürfen gegenüber Waren, 
die seit Langerem auf dem Markt sind, eines hoheren Beobachtungsaufwands. 13 

B. Gefahrabwendungspflichten 

l. Mogliche Mallnahmen zur Gefah•·abwendung 

Gelangt der Hersteller im Rahmen der Beobachtung zu der Erkenntnis, dass sein 
bereits in Verkehr gebrachtes Produkt rechtlich nicht tolerierte Risiken für das 
Leben bzw. die Gesundheit des Verbrauchers in si eh birgt, 14 so ist er zu einer 

7 In diesem Sinne Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las 
empresas, S. 113. Dazu, dass die Verpflichtung, die eigene Handlungsfreiheit auszuüben, 
ohne andere zu beeintrachtigen, die immanente Voraussetzung der Zuerkennung der Hand­
lungsfreiheit bildet, vgl. schon oben Teil 4, l. 

8 BGH NJW 1994, 517, 519; Foerste, in: v. Westphalen (1-Irsg.), Produkthaftungshand­
buch, § 24 Rn. 293. 

9 So MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 648; vgl. auch Micha/ski, BB 1998, 963. 
10 BGH NJW 1990, 906, 907 f.; Bode1vig, S. 233; Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 21; 

!-!oltermann, S. 39; Micha/ski, BB 1998, 963; Bamberger/Roth-Spind/er, § 823 Rn. 511. 
11 Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 21; J-!oltermann, S. 39. 
12 Rettenbeck, S. 23. 
13 Retlenbeck, S. 23; vgl. auch Bodewig, S. 233. 
14 Ein Produkt stellt eine rechtlich nicht erlaubte Gefahr dar, wenn ein vernünftiger 

Verbraucher, der sich keinen unniitigen Risiken aussetzen miichte, die Benutzung des Pro­
dukts vermeiden würde, wenn er genaue Kenntnisse der Produktgefahren hatte (dazu, dass 
der Einzelne solche Risiken nicht schaffen soll, denen man sich als vernünftige Person 
nicht aussetzen würde, vgl. Frisch, Verhalten, S. 128 f., 138 f.; ders., Das erlaubte Risiko, 
S. 27, 32). 
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gefahrabwendenden Reaktion verpflichtet. Als denkbare MaBnahmen der Gefahr­
abwendung kommen eine Wamung bzw. ein Rückrufin Betracht. 15 

Je nach den Umstiinden des Einzelfalls kann der Produkthersteller zuniichst ver­
pflichtet sein, den Konsumenten bzw. die Hiindler über das nachtdiglich bekannt 
gewordene Produktrisiko zu informieren. 16 Im Rahmen dieser Wamung muss der 
Hersteller ggf. über geeignete Methoden der Gefahrvermeidung durch Einhaltung 
bestimmter Benutzungsmodalitiiten informieren. 17 Er kann vor den bislang unbe­
kannten Produktgefahren durch Briefe und Rundschreiben wamen. Erforderlichen­
falls kommen als mogliche Kommunikationsformen auch Massenmedien (Zeitun­
gen, Zeitschriften, Rundfunk oder Femsehen) in Betracht. 18 

Wenn von einem Produkt cine Gefahr ausgeht, die durch cine Wamung bzw. In­
formation nicht effektiv genug beseitigt werden kann, ist der Hersteller gehalten, 
das Produkt zurückzurufen. 19 Im Unterschied zur Wamung ist der Rückruf dadurch 
gekennzeichnet, dass er das Produktrisiko durch kostenlose Reparatur, Austausch 
gegen ein einwandfreies Produkt bzw. Rücknahme gegen Kostenerstattung besei­
tigt.20 Eine Rückrufaktion bedeutet im Gegensatz zu nachtriiglichen Warnhinwei­
sen einen weitaus hoheren AufWand an Zeit, Arbeit und Kosten und kann somit als 
das fiir den Produzenten hiirteste Mittel qualifiziert werden.21 

Die Frage, ob der Hersteller im Einzelfall das Produktrisiko durch cine Wamung 
oder durch einen Rückruf abwenden muss, ist vor allem unter Heranziehung von 
Erforderlichkeits- (sogleich 2.) und Zumutbarkeitserwiigungen (dazu unten 3.) zu 
beantworten.22 

15 Selbstverstandlich konnen nach dem Inverkehrbringen gewonnene Erkenntnisse über 
die Gefáhrlichkeit eines Produkts auch zu einem Stopp der laufenden Produktion bzw. zu 
einer Ánderung der Konstruktion, des Herstellungsverfahrens oder der Qualitatskontrolle 
fiihren. Der Hersteller, der trotz Kenntnis der Gefáhrlichkeit seiner Ware die Produktion 
fortftihrt bzw. keine Ánderung der Konstruktion oder Fabrikation des Produkts vomimmt, 
kann wegen eines Begehungsdelikts bestraft werden (also: keine Unterlassungsstrafbarkeit, 
wie sie in Betracht kommt, wenn der Hersteller gegen Produktbeobachtungs- oder Gefahr­
abwendungspflichten verst5Bt). 

16 Beck, T.A., S. 19; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 295; 
MünchKommBGB-Wagner, § 823 Rn. 651. 

17 In diesem Sinne Bodewig, S. 202. 
18 Zu moglichen Kommunikationsformen einer Wamung vor Produktrisiken siehe etwa 

Kuhlen, FS fiir Eser, S. 365, 367 f.; Mayer, PharmR 2008, 250; Michalski, BB 1998, 964. 
19 So Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 25; Holtermann, S. 40. 
20 Staudinger-Hager, § 823 Rn. F 25. 
21 Rettenbeck, S. 69. 
22 Vgl. dazu BGHSt 37, 106, 121 ff. (Lederspray); Bodewig, S. 210 ff.; Holtermann, 

S. 39; Kuhlen, FS fiir Eser, S. 362 ff.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelscha­
den, S. 294, 297; ders., PharmR2008, 250; Michalski, BB 1998,964 f. 
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2. Erforderlichkeitserwagung zur Feststellung 
der Gefahrabwendungsmallnahmen 

a) Zu ergreifende G~fáhrabwendungsmajJnahmen bei Instruktionsmangeln 
bzw. Jnstruktionsfehlem 

Beruht das Produktrisiko nicht auf der Beschaffenheit der Ware, sondern auf 
einer objektiv riskanten Verwendung derselben, vor der in der Gebrauchsinforma­
tion nicht bzw. falsch gewarnt wurde, kommt als GefahrabwendungsmaBnahme nur 
eine nachtriigliche Warnung in Betracht.23 Da in diesen Konstellationen die fehlen­
de bzw. falsche Instruktion in der Regel durch eine bloBe neue Gebrauchsanleitung 
korrigiert werden kann, brauchen die jeweiligen Waren nicht zurückgerufen zu 
werden.24 

Beispiel: Ein Autohersteller erkennt im Rahmen der Produktbeobachtung, dass die Rich­
tungsstabilittit eines Automodells schwer beeintriichtigt wird, wenn dieses zusammen mit 
bestimmten, vor Kurzem a uf den Markt gebrachten Anhiingern verwendet wird. 1-Iier ist 
der Autohersteller (nur) dazu verpflichtet, die Benutzer vor der Verwendung solcher 
Anhiinger ausdrücklich zu warnen. Eine über die Warnung hinausgehende Rückrufaktion 
ist nicht erforderlich. 

b) Zu ergreifende GefahrabwendungsmajJnahmen bei Konstruktions­
bzw. Fabrikatiomfehlem 

Eine andere Beurteilung ist nach der Lehre jedoch dann notwendig, wenn das 
Risiko durch das Produkt nicht auf einer fehlenden oder falschen Information, 
sondern auf dessen nachtriiglich festgestellter fehlerhafter Konstruktion oder Fabri­
kation basiert. Hier wird darauf hingewiesen, dass angesichts des von Konstruk­
tions- bzw. Fabrikationsfehlern ausgehenden hohen Risikos besonders effektive 
GefahrabwendungsmaBnahmen ergriffen werden müssen, also die gesamte ausge­
lieferte Produktserie zwecks Reparatur oder Austauschs zurückzurufen ist.25 Dies­
bezüglich ist zu berücksichtigen, dass die Durchführung einer Rückrufaktion mit 
ihrer enormen wirtschaftlichen Belastung für den Hersteller eher geeignet ist, den 
Eindruck wirklicher Gefáhrdung zu hinterlassen und dadurch die weitere Produkt­
verwendung zu verhindern, als das bloBe Aussprechen einer Warnung.26 Ein Pro­
duktrückruf erscheint vor allem dort erforderlich, wo es um Konstruktions- bzw. 

23 So Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 303; vgl. auch dazu 
Bode1vig, S. 261. 

24 Vgl. dazu 801-1, NJW 1986, 1863, 1864; Micha/ski, BB 1998, 965; Schwenzer, JZ 
1987, 1061. 

25 Si eh e dazu Beck, T.A ., S. 22; Bodewig, S. 260; Micha/ski, BB 1998, 965; Rettenbeck, 
S. 71. 

26 So Rettenbeck, S. 71; ihm zust. Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­
schiiden, S. 296; a.A. Foersle, in: v. Westphalen (1-lrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 
Rn. 262. 
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Fabrikationsfehler von hochwertigen Produkten geht und deren Ersatzbeschaffung 
in angemessener Zeit nicht moglich oder vom Verbraucher selbst nicht finanzierbar 
ist. Denn bei diesen Fallen ist nicht auszuschlieJ3en, dass die Verbraucher trotz 
nachtraglicher Wamung des Herstellers dazu neigen, das gefáhrliche Produkt wei­
ter zu verwenden. 27 

e) Zu ergreifende GefahrabwendungsmajJnahmen 
bei drohenden Gefahren für Kinder 

Bei Produktgefahren, die Kindem drohen, ist im Allgemeinen ein Rückruf erfor­
derlich?8 Hier sind bloJ3e Wamaktionen zur Gefahrabwendung haufig nicht ausrei­
chend. Denn Kleinkinder konnen die Wamungen nicht verstehen, weil sie noch 
nicht lesen konnen; selbst wenn Kinder eine Wamung auffassen, fállt ihnen die 
Umsetzung in vorsichtiges Handeln schwer.29 Hinzu kommt, dass aufgrund der 
natürlichen Neugier und Experimentierfreude der Kinder eine Wamung vor be­
stimmten Anwendungsweisen des Produkts einen Anreiz zu ihrer gefáhrlichen 
Verwendung bilden kann.30 Der Hersteller muss somit die Gefahr bei Produkten, 
die fiir Kinder bestimmt sind, durch einen Rückrufbeseitigen. 

3. Zumutbarkeit eines Produktrückrufs 

Die Verpflichtung des Herstellers zum Rückruf eines fehlerhaften Produkts 
hangt entscheidend davon ab, ob ihm ein sol ches V orgehen zugemutet werden 
kann.31 Die Zumutbarkeit des Produktrückrufs- so die deutsche Literatur- ist im 
Rahmen einer umfassenden Interessenabwagung zu klaren.32 In die Waagschale 
sind auf der Herstellerseite nicht nur die erheblichen Kosten fiir die Durchfiihrung 
der Rückrufaktion, der mit der MaJ3nahme verbundene Absatzrückgang und die 
GewinneinbuJ3en zu werfen, sondem auch die Tatsache, dass ein Rückruf das 
Image des Produktherstellers eventuell beeintrachtigen kann.33 Grundsatzlich sind 
jedoch diese Interessen des Produktherstellers keine Faktoren, die dem Schutz von 
Leben und Gesundheit der Verbraucher vorgehen konnten.34 Nur wenn die Abwa-

27 Herrmann, BB 1985, 1806; Rettenbeck, S. 71. 
28 In diesem Sinne Beck, T.A., S. 24; Bodewig, S. 228, 262. 
29 So ausdrücklich Bodewig, S. 228. 
30 Bodewig, S. 228. 
31 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 304; ders., PharmR 2008, 

252. 
32 Bock, S. 148; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 304. 
33 Vgl. Schmucker, S. !56. 
34 BGHSt 37, 106, 122 (Lederspray); Beck, T.A., S. 26; Bock, S. 148; Deutscherl 

Korner, wistra 1996, 328; Goll/Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungs­
handbuch, § 47 Rn. 28; Rettenbeck, S. 94; Schmucker, S. 157. 
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gung eine deutliche Unverhaltnisma13igkeit zwischen dem Rechtsgüterschutz der 
Verbraucher und den wirtschaftlichen lnteressen des Herstellers ergibt, entfállt die 
Verpflichtung zum Rückruf wegen Unzumutbarkeit.35 Eine solche Unverha1tnis­
ma13igkeit ist 1edig1ich in Fallen zu bejahen, in denen die Durchftihrung einer Rück­
rufaktion den wirtschaftlichen Fortbestand des Unternehmens gefáhrden würde, 
wahrend beim Ausb1eiben des Rückrufs nur geringfügige korperliche Beeintrachti­
gungen- wie etwa ein 1eichtes Unwoh1sein- drohen.36 

Die Tatsache, dass mit dem Rückruf erheb1iche Kosten für den Hersteller ver­
hunden sind, kann im Übrigen ftir sich allein kein Grund sein, diese Mal3nahme 
nicht zu ergreifen. Denn wer a1s Hersteller eine Tatigkeit ausübt, die bestimmte 
Risiken mit sich bringt, ist daftir verantwortlich, dass er über die erforderlichen 
Mitte1 zur Gefahrabwendung verftigt.37 Zu diesen Risiken gehoren auch diejenigen 
Produktmange1, die sogar ein umsichtiger Hersteller zum Zeitpunkt des lnver­
kehrbringens der Ware nicht erkennen kann und die sich nur nachtrag1ich durch 
Rückrufaktionen beseitigen 1assen. 

C. Strafrechtliche Folgen des V ersto6es 
gegen die Produktbeobachtungspflicht 
und die Gefahrabwendungspflichten 

Wie im zweiten Tei1 bereits darge1egt, kann der Versto13 gegen die Produktbeob­
achtungs- und Gefahrabwendungspflichten einen Unterlassungsvorwurf begründen, 
sofern die zusatz1ichen Sanktionserfordernisse neben dem Verha1tensnormverstol3 
erfü11t sind?8 Eine strafrechtliche Sanktion kann sich aus den §§ 211 ti, 223 ff. 
i.V.m. § 13 StGB, im spanischen Recht aus den Art. 138, 142, 147 f., 152 und 157 
i.V.m. Art. 11 spStGB ergeben. Der Hersteller kann gegen die Produktbeobach­
tungs- und Gefahrabwendungspflichten vorsiitz1ich oder fahrliissig versto13en?9 

35 So Lege, S. 39. 
36 BGHSt 37, 106, 122 (Lederspray); zust. Bock, S. 148 f.; Go/1/Winke/bauer, in: 

v. Westphalen (1-lrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 47 Rn. 28; Lege, S. 39; Mayer, Pro­
duktverantworlung bei Arzneimittelschiiden, S. 305. 

37 Dazu siehe auch Rettenbeck, S. 92. 
3x Sie dazu schon oben Teil2, lll.A.2.a)bb) sowie Teil 2, lll.B.2.a)bb). 
39 Zu vorsatzlichem und fahrlassigem Verhalten im Produktveranlworlungsstrafl·echt 

siehe schon oben Teil 2, lll.A.2.b)bb) sowie Tei12, lll.B.2.b)bb). 



Fünfter Teil 

Konkretisierung der Verhaltensnormen des Angehorigen 
eines Herstellerunternehmens 

l. Einführung 

Bei dem bisher Gesagten wurde vorausgesetzt, dass es sich bei dem Hersteller, 
dessen Verhaltenspflichten zu konkretisieren sind, um eine natürliche Person han­
delt.1 Falle dieser Art sind zwar nicht ausgeschlossen, bilden aber doch eher die 
Ausnahme.2 In der Regel werden Produkte nicht von einem Einzeluntemehmer, 
sondem von Organisationen hergestellt, die als Personen- oder Kapitalgesellschaf­
ten gestaltet sind.3 

Im geltenden deutschen Strafrecht sind jedoch nur natürliche Personen strafbar.4 

Personen- oder Kapitalgesellschaften ki:innen strafrechtlich nicht belangt werden. 
Das Fehlen einer Strafbarkeit von juristischen Personen, die mit der Herstellung 
von Produkten beschaftigt sind, bedeutet aber keineswegs, dass sich die innerhalb 
der Organisation entfalteten Tatigkeiten im strafrechtsfreien Raum bewegen.5 Die 
fehlende Strafbarkeit juristischer Personen hat Iediglich zur Folge, dass im Straf­
verfahren diejenigen Betriebsangehorigen (natürliche Personen) innerhalb der Or-

1 Vgl. zum Fo1genden Weij3, H.T., S. 512 f. 
2 Frisch, Verhalten, S. 208. 
3 So WeijJ, H.T., S. 512. 
4 Vgl. etwa Bode, FS BGH Il, S. 525; Eidam, Rn. 304, 460, 597; Schiink:e/Schroder­

Heine, Vorbem. §§ 25 ff. Rn. 119; Heine/Ringelmann, in: Bauer/v. Westpha1en (Hrsg.), 
Das Recht zur Qua1itiit, S. 369; Jescheck/Weigend, AT, S. 227; Kühl, AT § 2 Rn. 9; Roxin, 
A T I, § 8 Rn. 60 ff. Lediglich im deutschen Ordnungswidrigkeitenrecht ist gemaB § 30 
OWiG eine Sanktion (Ge1dbuJ3e) gegen juristische Personen und Personenvereinigungen 
miiglich (zu § 30 OWiG siehe etwa Ransiek, Untemehmensstrafrecht, S. 11 O ff.). Aber 
se1bst in diesem Fall setzt die in§ 30 OWiG statuierte VerbandsgeldbuJ3e voraus, dass eine 
natürliche Führungsperson eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begeht und dadurch ent­
weder Untemehmenspflichten verletzt oder das Untemehmen bereichert wird oder berei­
chert werden soll (siehe Sieber, FS fur Tiedemann, S. 464 f.). Spanien hat vor Kurzem 
durch das Ley Orgánica 5/2010 vom 22. Juni (BOE Nr. 152 vom 23.6.2010) die Strafbarkeit 
juristischer Personen eingefiihrt (siehe dazu Carbonell Mateu, ZStW 123 [2011], 331 ff.). 
Bei den aufProduk:tverantwortungsfálle anwendbaren De1ikten (etwa Art. 138, 142, 147 f., 
152, 157, 359 ff.) sieht dieses Gesetzjedoch keine Bestrafungjuristischer Personen vor. 

5 In diesem Sinne Schmidt-Sa!zer, NJW 1988, 1938. 
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ganisation identifiziert werden müssen, die fLir die ErfLillung der Pflichten zum 
Schutz des Lebens und der Gesundheit der Verbraucher zustandig sind.6 

Die Feststellung der Betriebsangehéirigen, die innerhalb einer Organisation fiir 
die Venneidung strafrechtlich relevanter Risiken verantwortlich sind, stellt kein 
spez(fisch produktverantwortungsrechtliches Problem dar. Es handelt sich vielmehr 
um eine allgemeine Frage des Unternehmensstrafrechts.7 In gleicher Weise ist z.B. 
bei den Umweltdelikten der §§ 324 ff. StGB die Problematik der Abgrenzung von 
Verantwortungsbereichen zwischen den einzelnen Unternehmensangehéirigen be­
züglich der Minimierung von Umweltrisiken zu losen.8 

Im Folgenden sollen die normativen Kriterien zur Feststellung, welche Organisa­
tionsangehéirigen fiir die Vermeidung von Produktrisiken zustandig sind, darge­
stellt werden. Diesbezüglich muss zwischen den Zurechnungskriterien, die im 
Rahmen der Téitungs- und Kéirperverletzungsdelikte (§§ 211 ff., 223 ff. StGB) von 
der deutschen Rechtsprechung und Literatur entwickelt worden sind (nachfolgend 
11.), und den Kriterien, die im Zusammenhang mit dem Delikt der Gefáhrdung der 
Verbraucher durch Inverkehrbringen von gesundheitsschadlichen Lebensmitteln 
(Art. 363 Nr. 2 spStGB) im spanischen Recht ausgearbeitet worden sind (dazu un­
ten 111.),9 unterschieden werden. 

6 Vgl. Bode, FS BGI-1 11, S. 525; !vfayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­
sclüiden, S. 339; Schmidt-Salzer, NJW 1990, 2967. 

7 Vgl. dazu Kuhlen, Fragen einer Produkthaftung, S. 27; siehe auch Doval Pais, in: 
Boix Reig/Bernardi (1-Irsg.), Responsabilidad penal por defectos, S. 352. 

s Siehe dazu Schéinke/Schrüder-I-Jeine, Vorbem. §§ 324 ff. Rn. 28a ff. 
9 Über die Bedeutung der Delikte der §§ 211 ff., 223 ff. StGB und Arl. 363 Nr. 2 

spStGB für das jeweils deutsche und spanische Produktverantwortungsstrafrecht siehe 
schon oben Teil 2, II.C.2. 
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Wer innerhalb eines Herstelleruntemehmens fiir die Vermeidung von Produkt­
risik:en zustandig ist, stellt nach der deutschen Literatur eine Frage der personlichen 
Verantwortung innerhalb vertikal und horizontal arbeitsteiliger Strukturen dar. 1 

Nicht alle Organisationsangehi.irigen sind fiir die Minimierung solcher Risiken ver­
antwortlich. Der Leiter der Personalabteilung eines Untemehmens von Milchpro­
dukten etwa ist nicht dafiir zustiindig, dass im Rahmen des Fabrikationsverfahrens 
regelmiiBige Stichproben zur Gewiihrleistung der Sicherheit von Joghurts durch­
gefiihrt werden. Grundlegend ist dabei die Anerkennung unterschiedlicher Verant­
wortungsbereiche innerhalb der Betriebsorganisation. 2 Die Verantwortungssphiire 
des einzelnen Untemehmensangehorigen bestimmt sich vor allem nach dessen in­
nerbetrieblicher Stellung und dem damit verbundenen konkreten Aufgaben- und 
Funktionsbereich.3 Hierzu ist grundlegend zwischen dem Pjlichtenkreis der Mit­
glieder der Unternehmensleitung, also dem Vorstand einer AG, der Geschaftsfiih­
rung einer GmbH, der KG, OHG usw. (sogleich A.) und dem Pjlichtenkreis der 
Mitarbeiter der Ausfiihrungsebene (dazu unten B.) zu unterscheiden. 

A. Pflichtenkreis der Mitglieder der Unternehmensleitung 

l. Prinzip der Generalverantwortung und Allzustandigkeit 
der Unternehmensleitung 

Ausgangspunkt bei der Konkretisierung des Pflichtenkreises der Geschiifts­
leitung einer Herstellerfirma ist das Prinzip der Allzustiindigkeit und General­
verantwortung.4 Es besagt, dass die Geschiiftsleitung alles Erforderliche und 
Zumutbare untemehmen muss, damit innerhalb der Firma die dem Schutz der 
Verbraucherrechtsgüter dienenden Rechtspflichten erfiillt werden. 5 Daher ist die 
Geschiiftsfiihrung dafiir verantwortlich, dass kein gefáhrliches Produkt auf den 
Markt gebracht und die bereits auf dem Markt befindliche Ware irn Hinblick auf 
zuvor unbekannte Risiken stiindig beobachtet wird. 6 

1 So WeifJ, H.T., S. 513. 
2 WeifJ, H.T., S. 513; siehe dazu auch Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittel­

schiiden, S. 341 f. 
3 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schiiden, S. 429 m. zah1reichen w.N. 
4 Vgl. Neudecker, S. 23. Das Prinzip der Genera1verantwortung und Allzustiindigkeit 

der Geschiifts1eitung ist auch im Umwe1tstrafrecht von Bedeutung, vgl. dazu Schonke/ 
Schroder-Heine, Vorbem. §§ 324 ff. Rn. 28a; Kloepfer/Vierhaus, Umweltstrafrecht, 
Rn. 66 ff.; Schmidt-Salzer, NJW 1990,2967. 

5 Vgl. Schmidt-Salzer, NJW 1988, 1940. 
6 Siehe dazu Bosch, S. 373; Matusche-Beckmann, S. 210, 216; Mayer, Produktverant­

wortung bei Arzneimitte1schiiden, S. 437; Schmidt-Salzer, NJW 1988, 1941. 
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Das Prinzip der AllzusUindigkeit und Generalverantwortung der Unternehmens­
leitung beruht auf der Einsicht, dass den Geschtiftsflihrern die Gestaltungsmacht 
innerhalb des Betriebs nur unter einer Voraussetzung zuerkannt werden darf: Sie 
müssen die von dem Betrieb ausgehenden Gefahren flir die Güter anderer aus­
schlieBen bzw. minimieren.7 Die Geschaftsführer eines Herstellerunternehmens 
konnen nicht ihre Gestaltungsmacht ausüben, indem sie einerseits wesentliche Ent­
scheidungen bezüglich des Geschtiftsgangs treffen, betriebliche Vorgange organi­
sieren, Mitarbeiter fiir verschiedene Funktionen auswahlen usw. und andererseits 
erwarten, dass die Verbraucher die von dem Betrieb ausgehenden Produktrisiken 
reduzieren bzw. ausschlieBen. Dies ware keine angebrachte und gerechte Lasten­
verteilung von Produktrisiken. 8 

Dem Grundsatz der Allzustandigkeit und Generalverantwortung ist nach Mei­
nung der deutschen Literatur zunachst die Verpflichtung der Geschaftsleitung zu 
einer ordnungsgemaBen Organisation des betrieblichen Geschehens zu entnehmen 
(nachfolgend unter 2.). Daneben sollen Überwachungs- und Eingriffspflichten be­
stehen (dazu unten 3.).9 

2. Organisationspflichten 

a) Jnhalt der Organisationspflichten 

Die Geschaftsleitung muss einen Organisationsplan gestalten, der die Gesamt­
heit der im vierten Teil dieser Arbeit dargestellten Pflichten (Gefahrerkennungs­
und Gefahrreduzierungspflichten in Bezug auf neu entwickelte Produkte, Produkt­
beobachtungspflichten hinsichtlich bereits auf dem Markt befindlicher Waren usw.) 
auf die am Gesamtprozess der Herstellung beteiligten Betriebsangehorigen oder 
Dritte (etwa Zulieferbetriebe bzw. Subunternehmen) verteilt. 10 Diese Pflichten sind 
un ter den Unternehmensangehorigen bzw. Dritten so aufzuteilen, dass deren jewei­
lige (Teil-)Erflillung insgesamt dem Bild einer sorgfáltig handelnden Einzelperson 
entspricht. 11 Fehlt ein eindeutiger Organisationsplan, 12 der solche produktsicher-

7 Vgl. Bottke, S. 25 f.; Lege, S. 146 f. Dazu, dass die Verpflichtung, die eigene Hand­
lungsfreiheit auszuüben, ohne andere zu beeintrachtigen, die immanente Voraussetzung 
der Zuerkennung der Handlungsfreiheit bildet, vgl. schon oben Teil 4, l. 

8 Vgl. dazu Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las empresas, 
S. 113. 

9 Deutscher!Korner, wislra 1996, 329; Lege, S. 146; vgl. auch Mayer, Produktverant­
wortung bei Arzneimittelschaden, S. 464 sowie Schmidt-Sa/zer, NJW 1990, 2968. 

111 Vgl. Dannecker, in: Amelung (Hrsg.), lndividuelle Verantwortung, S. 217; Frisch, 
Verhalten, S. 209. 

11 Schonke/Schroder-Siernberg-Lieben, § 15 Rn. 223a; ihm zust. Go/1/Winke/bauer, in: 
v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 48 Rn. 4. 

12 Bei nicht ausreichend detaillierter Dokumentation des Organisationsplans des Her­
stellerunternehmens bzw. seiner Arbeitsvorgange mag ein Organisationsverschulden von 
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heitsrelevanten Pflichten angemessen zuweist, und ergeben sich dadurch ,organisa­
torische Locher", nicht gerechtfertigte Überschneidungen oder Gegenlaufigkeiten 
hinsichtlich der Zustandigkeitsverteilung, die ein erhOhtes Risiko des Eintritts des 
Todes bzw. der Korperverletzung der Verbraucher in sich bergen, so kann dies ein 
rechtlich missbilligtes Verhalten (i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB) seitens der Ge­
schaftsleitung darstellen. 13 

Der von der Untemehmensführung gestaltete betriebliche Organisationsplan 
spielt eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung, welche BetriebsangehOrigen 
für einen bestimmten Konstruktions-, Fabrikations- bzw. Instruktionsmangel, für 
das Fehlen einer ordnungsgemaJ3en Produktbeobachtung der Ware usw. strafrecht­
lich verantwortlich sind. Für jedes dieser Risiken haben nur die Organisationsange­
hOrigen einzustehen, die dafür nach der innerbetrieblichen Organisation aufgrund 
ihrer Position und Funktion zustandig sind. 14 Die Verantwortung eines jeden Be­
triebsangehOrigen beschrankt sich prinzipiell auf seinen Arbeits- und Aufgaben­
bereichY So ist etwa der Leiter des Ressorts ,Entwicklung" eines Herstellerunter­
nehmens grundsatzlich (nur) dafür zustandig, dass die technische Konzeption und 
Planung des Produkts vollig mangelfrei ist, nicht aber dafür, Abweichungen von 
den planerischen Vorgaben im Fabrikationsverfahren zu vermeiden. Verursacht ein 
erkennbarer und vermeidbarer Fabrikationsfehler des Produkts die Totung eines 
Verbrauchers, so kann dementsprechend nicht der Leiter des Ressorts ,Entwick­
lung", sondem grundsatzlich nur der Chef der Abteilung ,Fabrikation" wegen eines 
Totungsdelikts zur Verantwortung gezogen werden. 

Durch die Errichtung einer Organisationsstruktur muss die Betriebsführung nicht 
nur die Gesamtheit der einem Einzelhersteller sonst obliegenden Pflichten auf die 
BetriebsangehOrigen bzw. Dritte (Zulieferbetriebe, Subuntemehmen usw.) vertei­
len, sondem auch die mit dem arbeitsteiligen Zusammenwirken verbundenen Ge­
fahren minimieren. 16 Denn die Produktivitat und Effektivitat eines Herstellerunter­
nehmens kann durch Arbeitsteilung zwar gesteigert und eine bessere Kontrolle 

Seiten der Geschiiftsführung vermutet werden (in diesem Sinne Bosch, S. 434; Gol!/ 
Winkelbauer, in: v. Westphalen [Hrsg.], Produkthaftungshandbuch, § 48 Rn. 8 ff.); vgl. zur 
Annahme eines Organisationsverschuldens, wenn der Organisationsplan des Betriebs un­
zureichend konkretisiert ist OLG Hamm, JR 1971, 383, 384. 

13 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 306 f. 
14 Vgl. Frisch, Verhalten, S. 209 f.; Rudo/phi, FS für Lackner, S. 867 f. Zur Feststellung 

der Rechtspflichten jedes Betriebsangehiirigen ist es freilich entscheidend, nicht nur den 
,offiziellen" Organisationsplan des Unternehmens, sondern auch die tatsiichlichen Hand­
lungskompetenzen der Mitarbeiter in Betracht zu ziehen, die abweichend von dem Organi­
sationsplan herausgebildet sein kiinnen. In diesem Sinne Bosch, S. 374 (Fn. 1191) sowie 
Heine, Strafrechtliche Verantwortlichkeit, S. 122 (Fn. 126). 

15 So Rudo/phi, FS für Lackner, S. 868; vgl. auch BGHSt 37, 106, 123 (Lederspray); 
Dannecker, in: Amelung (Hrsg.), Individuelle Verantwortung, S. 222. 

16 Vgl. Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.250 f.; Schiinke/Schroder-Sternberg­
Lieben, § 15 Rn. 223a. 
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über das Produktrisiko erreicht werden. Doch birgt ein arbeitsteiliges Zusammen­
wirken auch besondere Risiken, die bei einem Einzelhersteller nicht auftreten kon­
nen.17 Es besteht etwa stets die Gefahr, dass Kommunikationsprobleme zwischen 
den Mitarbeitem des Betriebs auftreten, dass die getroffenen Mal3nahmen zur Ab­
wendung von Produktrisiken nicht miteinander koordiniert werden oder dass die 
jeweiligen Mitarbeiter nicht den erforderlichen Ausbildungs- und Erfahrungsstand 
haben. 18 Darum ist die Betriebsftihrung verpflichtet, Kommunikations-, Koordina­
tions- und Qualifikationsmangel innerhalb des Betriebs auszuschliel3en. 19 Dabei 
muss die Unternehmensleitung ftir ein funktionstaugliches Kommunikations- und 
Informationssystem sorgen, das sicherstellt, dass Erkenntnisse über mogliche Pro­
duktrisiken weitergeleitet, geprüft und erforderlichenfalls über die verschiedenen 
Ressorts des Unternehmens verbreitet werden.20 Die Unternehmensftihrung muss 
ferner an allen sicherheitsrelevanten Arbeitsplatzen eine ausreichende Anzahl qua­
lifizierter und zuverlassiger Mitarbeiter einsetzen.21 Die Aufgaben, die auf die An­
gestellten übertragen werden, sind genau zu definieren und die entsprechenden 
Verantwortungsbereiche ausreichend prazise zu umschreiben.22 Aul3erdem ist die 
Unternehmensführung verpflichtet, die Angestellten mit den geeigneten und - so­
fern dies zumutbar und branchenüblich ist- modernsten sachlichen Mitteln auszu­
statten?3 

b) Konkretisierung der Organisationspjlichten 

Welche organisatorischen Mal3nahmen die Unternehmensleitung zur Gewahr­
leistung der Produktsicherheit im Einzelfall treffen muss, d.h. wie der Organisa­
tionsplan des Betriebs konkret zu gestalten ist oder aufwelche Weise die Kommu­
nikations-, Koordinations- und Qualifikationsmangel innerhalb des betreffenden 
Unternehmens auszuschliel3en sind, hangt natürlich von der Struktur der Fabrika­
tionsstatten und den Charakteristika der Produkte ab.24 Ein allgemeingültiges 
,richtiges" Organisationsmodell, an dem alle erforderlichen und zumutbaren or­
ganisatorischen Mal3nahmen zu messen waren, existiert nicht.25 Deshalb obliegt 

17 Dannecker, in: Amelung (Hrsg.), Individuelle Verantwortung, S. 211. 
18 Vgl. dazu die Risiken der medizinischen Arbeitsteilung Stratemverth, FS fiir 

Schmidt, S. 393 ff.; U!senheimer, Arztstrafrecht, § 1 Rn. 138. 
19 Frisch, Verhalten, S. 209; Schiinke/Schréider-Sternberg-Lieben, § 15 Rn. 223a. 
20 In diesem Sinne Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 

Rn. 316; Matusche-Beckmann, S. 118. 
21 Matusche-Beckmann, S. 21 7; Schmidt-Sa/zer, Produkthaftung III/1, Rn. 4.90 l. 
n Bosch, S. 388 f. 
23 Busch, S. 504; Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 

Rn. 317; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 306. 
24 So Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 Rn. 305; 

Matusche-Beckmann, S. 216. 
25 Heine, in: Niggli/Amstutz (Hrsg.), Verantwortlichkeit im Unternehmen, S. 108 f. 
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es grundsatz1ich der Untemehmens1eitung se1bst, die Organisationspflichten zu 
konkretisieren, indem sie die von dem Betrieb ausgehenden Gefahren fi.ir die 
Rechtsgüter der Verbraucher ermittelt und organisatorische Konsequenzen zieht. 26 

Die Fest1egung der im Einzelfall zu beachtenden Organisationspflichten bereitet 
keine Schwierigkeit fi.ir die Untemehmens1eitung, wenn sie a1s Verha1tensnormen 
in (vorstraf-)rechtlichen Vorschriften ausdrücklich vorgesehen sind. So ist z.B. die 
Geschaftsfi.ihrung einer Arzneimitte1firma gemaB § 14 AMG verpflichtet, einen 
Herstellungs- und einen Kontrollleiter zu bestellen. 27 Die Verantwortungsbereiche 
dieser Personen sind in§ 12 Abs. 1 AMWHV abstrakt definiert und müssen gemaB 
dieser Vorschrift von der Geschaftsfi.ihrung der Firma prazisiert werden. Auch 
konnen vorrechtliche Normen ( etwa die vorrechtlichen Qua1itatssicherungsnormen 
DIN EN ISO 9000 ff.) die Konkretisierung der die Untemehmens1eitung treffenden 
Organisationspflichten erleichtem. 28 

Bei der Prazisierung der Organisationspflichten ist auch zu bedenk:en, dass die 
Untemehmens1eitung meistens bereits Fachkenntnisse und Erfahrungen bezüg1ich 
der verschiedenen aus einer mange1haften Organisation resultierenden Risiken hat. 
Aus diesen Kenntnissen und Erfahrungen kann die Geschaftsfi.ihrung fi.ir den Ein­
zelfall Schlussfo1gerungen fi.ir zukünftig moglicherweise eintretende Gefahren zie­
hen und dann Strategien zur Gefahrenvermeidung entwicke1n?9 

e) Strafrechtliche Folgen des VerstojJes gegen Organisationspjlichten 

Die Organisationspflichten der Geschaftsleitung sind nach den Prinzipien des 
Begehungsde1ikts zu ana1ysieren?0 Denn durch OrganisationsmaBnahmen veran­
lasst die Geschafts1eitung die Betriebstatigkeit, die ggf. zu Beeintrachtigungen des 
Lebens bzw. der Gesundheit der Verbraucher fi.ihren kann. VerstoBen die Ge­
schaftsfi.ihrer gegen diese Pflichten und verursachen sie dadurch den Tod bzw. die 
Korperverletzung von Verbrauchem, so kommt dementsprechend eine Strafbarkeit 
wegen Totsch1ags bzw. Korperverletzung (§§ 211 ff., 223 ff. StGB) durch positives 
Tun in Betracht. 

26 In diesem Sinne Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 24 
Rn. 305; Heine, in: Niggli!Amstutz (Hrsg.), Verantwortlichkeit im Untemehmen, S. 109. 

27 Siehe dazu Rehmann, § 14 AMG Rn. 2. 
28 Vgl. Bosch, S. 428 ff.; Foerste, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, 

§ 24 Rn. 305. 
29 Vgl. dazu ~TK-Puppe, Vorbem. zu §§ 13 ff. Rn. 158. 
30 V gl dazu Bosch, S. 360; Frisch, in: M ir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de 

las empresas, S. 109. 
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3. Übenvachungs- und Eingriffsptlichten 

Aus der Generalverantwortung und Allzustandigkeit der Geschaftsleitung ent­
springt nicht nur die Pflicht, den betrieblichen Produktionsbereich in personeller 
und sachlicher Hinsicht so auszugestalten und zu organisieren, dass keine gefáhr­
lichen Waren den Betrieb verlassen und dass die Produktbeobachtung gewahrleistet 
ist, sondern auch die Pflicht, die Zuverlassigkeit der organisatorischen MaBnahmen 
durch Überwachung permanent zu kontrollieren (Überwachungspjlichten) und ggf. 
SicherheitsmaBnahmen zu ergreifen (Eingriffspjlichten). 31 

Die Geschaftsleitung kann die Überwachungspflichten personlich oder durch 
Operationalisierungsprozesse erfiillen.32 Bereits in einem Unternehmen mittlerer 
GroBe ist die Geschaftsleitung nicht mehr in der Lage, jede Betriebsabteilung und 
jeden einzelnen Mitarbeiter eigenhandig zu kontrollieren.33 Hier ist die Geschafts­
fiihrung also verpflichtet, Aufsichts- und Sicherheitssysteme innerhalb der Firma 
einzurichten, die abstrakt ein vergleichbares MaB an Sicherheit gewahrleisten, wie 
dies bei direkter Kontrolle in überschaubaren Betrieben kleineren Zuschnitts der 
Fall ware?4 Dabei muss die Geschaftsleitung die fiir die Aufsichts- und Sicher­
heitssysteme zustandigen Mitarbeiter sorgfáltig auswahlen, umfassend instruieren 
und hinreichend ausstatten.35 

Der Unternehmensleitung konnen weiterhin bestimmte Eingriffspflichten ob­
liegen. Solche konnen einerseits aus konkretem Anlass entstehen, wenn z.B. er­
kennbar wird, dass bestimmte Betriebsangehorige ihre Aufgaben nicht oder nur 
unzureichend erflillen oder diesen aufgrund fehlender Kenntnisse über neue Ge­
fahrenquellen moglicherweise nicht gewachsen sind?6 In derartigen Fallen muss 
sich die Geschaftsleitung einschalten und die erforderlichen MaBnahmen treffen 
(z.B. den Betriebsangehorigen verwarnen bzw. die betreffenden Aufgaben auf an­
dere Mitarbeiter übertragen).37 Vor allem aber ergeben sich Eingriffspflichten der 
Unternehmensflihrung in Ausnahme- und Krisensituationen.38 Wird etwa im Rah­
men der Produktbeobachtung offensichtlich, dass ein von dem Unternehmen her-

31 Vgl. Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsclüiden, S. 464; Otto, FS für 
Schroeder, S. 343 f. 

32 Vgl. Alexander, S. 205 f.; Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (I-Irsg.), Responsabilidad 
de las empresas, S. 121 f.; Otto, FS für Schroeder, S. 350. 

33 Dannecker, in: Amelung (1-Irsg.), Individuelle Verantwortung, S. 225; Deutscherl 
Kürner, wistra 1996, 301; Go/1/Winke/bauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungs­
handbuch, § 47 Rn. 17; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 462. 

34 Bosch, S. 393; siehe auch Schiinemann, UnternehmenskriminaliUit, S. 107. 
35 In diesem Sinne !Y/ayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 463. 
36 So Eichinger, S. 127; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelsclüiden, S. 425; 

Neudecker, S. 148 f.; Walter, S. 136. 
37 Schmidt-Salzer, NJW 1988, 1941. 
3X Alexander, S. 138; Eichinger, S. 127; f-Iijf?feld, S. 201. 
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gestelltes Produkt ein rechtlich nicht toleriertes Risiko fiir das Leben bzw. die 
Gesundheit der Verbraucher in sich birgt, so ist die Geschaftsleitung verpflichtet, 
die Verbraucher über das Produktrisiko zu informieren bzw. die Ware zurückzu­
rufen.39 Besteht die Geschaftsleitung aus mehreren Geschaftsfiihrem, so ki:innen die 
Warn- und Rückrufpflichten an einen bestimmten Geschiiftsfiihrer delegiert wer­
den.40 In diesem Fall konnen sich die anderen Geschaftsleitungsmitglieder auf­
grund des Vertrauensgrundsatzes darauf verlassen, dass der fiir die Wamung bzw. 
den Rückruf zustandige Geschaftsfiihrer seine Pflichten ordnungsgemaB erfiillt.41 

Diesen trifft eine Primarverantwortung fiir die im Rahmen der Produktbeobachtung 
erkannten Produktrisiken. E in e ( sekundare) V erantwortung der übrigen Geschafts­
leiter kommt aber dann in Betracht, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte er­
kennbar wird, dass der zustandige Geschaftsfiihrer die Pflichtenerfüllung nachlas­
sig vomimmt.42 

In der deutschen Literatur wird daraufhingewiesen, dass die Überwachungs- und 
Eingriffspflichten der Geschaftsleitung nach den Grundsatzen des Unterlassungs­
delikts zu behandeln sind.43 VerstoBen die Geschaftsfiihrer gegen diese Pflichten 
und verursachen sie dadurch den Tod bzw. die Korperverletzung von Verbrau­
chem, so kommt eine Strafbarkeit wegen Totschlags bzw. Korperverletzung 
(§§ 211 ff., 223 ff. i.V.m. § 13 StGB) durch (unechtes) Unterlassen in Betracht. Die 
Sonderverantwortlichkeit (= Garantenstellung) der Geschaftsfiihrer fiir die Vermei­
dung der Gefahren, die wegen einer fehlenden Überwachung der Verrichtungen 
innerhalb der Organisation bzw. eines mangelhaften Eingriffs entstehen konnen, 
erscheint hier (nochmals) als selbstverstandliche Kehrseite der eingeraumten Frei­
heit, die Gestaltungsmacht innerhalb des Betriebs auszuüben.44 Diejenigen, die die 

39 Vgl. BGHSt 37, 106, 124 (Lederspray). Zu diesen Gefahrabwendungspflichten des 
Herstellers siehe schon oben Teil3, II.A.3.b) sowie Teil4, III.B. 

40 Vgl. Schumann, H., in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Responsabilidad de las empre­
sas, S. 211. Von der Zulassigkeit einer Delegation von Garantenpflichten im Strafrecht ist 
grundsatzlich auszugehen (siehe dazu Schiinke/Schriider-Stree/Bosch, Vorbem. zu den 
§§ 13 ff. Rn. 152; LK-Weigend, § 13 Rn. 60). Übertragen die Mitglieder einer Geschiifts­
leitung die Erfüllung der Wam- und Rückrufpflichten keinem bestimmten Geschaftsführer, 
so sind aiie für ihre Erfüilung zustandig, denn aile kiinnen Gestaltungsmacht innerhalb des 
Betriebs ausüben (vgl. dazu Schumann, H., in: Mir Puig/Luzón Peña [Hrsg.], Responsabi­
lidad de las empresas, S. 212). 

41 Vgl. BGH wistra 2000, 305, 307; Beulke/Bachmann, JuS 1992, 741; Bosch, S. 387; 
Eichinger, S. 129; Eidam, Rn. 1154; Hohfeld, S. 195; Ransiek, Untemehmensstrafrecht, 
S. 41. 

42 Vgl. dazu Dreher, ZGR 1992, 55; Eichinger, S. 129; Mayer, Produktverantwortung 
bei Arzneimittelschiiden, S. 472 f. m.w.N.; Schall, in: Schünemann (Hrsg.), Deutsche 
Wiedervereinigung, S. II4; Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.188, 1.194. 

43 Vgl. Alexander, S. 7; Bosch, S. 359 f.; Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), Re­
sponsabilidad de las empresas, S. 109 f. 

44 Vgl. dazu Freund, Unterlassen, S. 219; MünchKommStGB-ders., Vorbem. zu den 
§§ 95 ff. AMG Rn. 12; ders., AT, § 6 Rn. 26; Frisch, in: Mir Puig/Luzón Peña (Hrsg.), 
Responsabilidad de las empresas, S. 112 f. 
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Bdugnis haben, das Unternehmen organisatorisch zu gestalten, sind verpflichtet, 
permanent die Zuverlassigkeit der Organisation durch Überwachungsmaf3nahmen 
zu kontrollieren und ggf. einzuschreiten. 

B. Pflichtenkreis der Mitarbeiter der Ausführungsebene 

Zu klaren ist im Folgenden, welche Verpflichtungen zur Vermeidung von Pro­
duktrisiken die Mitarbeiter der Ausführungsebene treffen. Unstreitig haben die 
Ausführungskrafte die Pflicht, den Zustandigkeitsbereich verantwortungsvoll aus­
zufüllen, der ihnen vom zur Reduzierung von Produktgefahren dienenden Organi­
sationsplan des Betriebs übertragen wurde.45 Dabei konnen sich die Mitarbeiter der 
Ausführungsebene im vertikalen Verhaltnis prinzipiell auf die Ordnungsmaf3igkeit 
der Anweisungen durch Vorgesetzte verlassen und müssen diese nicht überprü­
fen."6 Wollte man von den Mitarbeitern bei jeder Ausführung einer Anweisung 
deren vorherige Überprüfung verlangen, so ware dies eine unangemessene Losung, 
die zu unertraglichen Einschrankungen der Freiheit der Mitarbeiter führen würde. 
Denn der Vorgesetzte hat nicht nur oftmals einen hi:iheren Kenntnis- und Erfah­
rungsstand als die Angestellten, sondern er ist eine rechtlich eigenverantwortliche 
Person, die sich prinzipiell für ein normgerechtes Verhalten entscheiden sollte.47 

Pflichtwidrig handelt der Mitarbeiter erst dann, wenn sich ihm die Gefáhrlichkeit 
einer Anweisung aufgrund der konkreten UmsUinde des Einzelfalls aufdrangen 
muss.48 So muss es z.B. einem für den Vertrieb zustiindigen Mitarbeiter auffallen, 
wenn der Vorgesetzte die (weitere) Auslieferung eines Produkts anordnet, hinsicht­
lich dessen eine Vielzahl von Beschwerdebriefen über Gesundheitsschadigungen 
bei dem Betrieb eingegangen ist. In diesen Fallen ist der Mitarbeiter verpflichtet, 
dem Vorgesetzten seine Bedenken mitzuteilen.49 Tut er dies und bleibt der Vor­
gesetzte bei seiner Anordnung, ,so begründet dies grundsatzlich eine neue Vertrau­
ensbasis mit der Folge, dass [der Mitarbeiter] seine Bedenken für unbegründet 
halten und die Weisung nunmehr ausfiihren darf".50 In Fallen, in denen die 

45 So WeijJ, H.T., S. 514; siehe auch Goii/Winkelbauer, in: v. Westphalen (1-lrsg.), Pro­
dukthaftungshandbuch, § 48 Rn. 14. 

46 Eichinger, S. 131; Schonke/Schroder-Stemberg-Lieben, § 15 Rn. 223a; WeijJ, H. T., 
S. 514. Siehe auch LG Kleve NStZ 1981, 266, 267. 

47 Über die Bedeutung des Topos der Eigenverantwortlichkeit zur Begrenzung von Ver­
antwortungsbereichen bei einem arbeitsteiligen Zusammenwirken siehe Frisch, Verhalten, 
S. 241, 243; ders., in: Mir Puig/Luzón Peña (1-lrsg.), Responsabilidad de las empresas, 
S. 106; Peter, S. 15 ff.; U/senheimer, Arztstrafrecht, § 1 Rn. 141 ff. 

48 Schmidt-Sa/zer, Produkthaftung 1, Rn. 1.265; Schumann, H., Strafrechtliches Hand­
lungsunrecht, S. 31. 

49 Schumann, H., Strafrechtliches 1-Iandlungsunrecht, S. 31; ihm zust. Schall, in: Schli­
nemann (Hrsg.), Deutsche Wiedervereinigung, S. 107; Winkemann, S. 137. 

50 Schumann, H., Strafrechtliches Handlungsunrecht, S. 31; ihm zust. Busch, S. 506; 
lvfayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 468. 
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Rechtswidrigkeit der Anweisung ganz offensichtlich ist und ihre Befolgung zu Be­
eintrachtigungen der Gesundheit bzw. sogar des Lebens des Verbrauchers fi.ihren 
kann, hat der Angestellte sogar seinen Arbeitsbeitrag zu verweigem. 51 Diese 
Rechtspflicht des Mitarbeiters lasst si eh aufgrund der Bedeutung der auf dem S piel 
stehenden Rechtsgüter und des Fehlens anderer effektiver Moglichkeiten zum 
Rechtsgüterschutz legitimieren. 52 

Im horizontalen Verhaltnis darf jeder Mitarbeiter prinzipiell darauf vertrauen, 
dass seine Kollegen ihren Aufgabenbereich pflichtgemaB ausfi.illen.53 Eine um­
fassende Pflicht aller Mitarbeiter, sich wechselseitig zu überwachen und zu kon­
trollieren, würde nicht nur die Vorteile der Arbeitsteilung im Ergebnis beseitigen,54 

sondem darüber hinaus lieBe dies die rechtliche Eigenverantwortlichkeit jenes 
Individuums unberücksichtigt, das an einem arbeitsteiligen Zusammenwirken teil­
nimmt. Pflichten zur Überwachung und Kontrolle sind grundsatzlich nur fi.ir die 
Untemehmensfi.ihrung und zur Sicherung der Koordination verschiedener Arbeits­
leistungen anzuerkennen.55 Lediglich dann, wenn es eindeutige Anhaltspunkte da­
fi.ir gibt, dass ein an dem arbeitsteiligen Prozess beteiligter Kollege sich fehlerhaft 
verhalt, kann das zu besonderen Verhaltensanforderungen des Mitarbeiters fi.ih­
ren. 56 Hier ist er verpflichtet, seinen Vorgesetzten über die Gefahrensituation zu 
unterrichten, damit dieser sich ein genaues Bild von der Lage machen und Gefahr­
abwehrmaBnahmen einleiten kann. 57 

51 In diesem Sinne Dannecker, in: Amelung (Hrsg.), Individuelle Verantwortung, 
S. 225 f.; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, S. 468 f.; Wilhelm, Jura 
1985, 187. 

52 Diskutabel konnte jedoch die Zumutbarkeit dieser Pflicht sein, wenn ihre Erfiillung 
den Mitarbeiter in eine ,unpopuliire Position" bringen und der Gefahr aussetzen würde, 
seinen Arbeitsplatz zu verlieren (Dannecker, in: Amelung [Hrsg.], Individuelle Verantwor­
tung, S. 233). Dieser Gesichtspunkt wurde vom Reichsgericht im sog. Leinenfángerfall 
erstmals herausgearbeitet (RGSt 30, 25). In diesen Fa1lkonstellationen ist eine Abwiigung 
der widerstreitenden Interessen erforderlich (Goll/Winkelbauer, in: v. Westphalen [Hrsg.], 
Produkthaftungshandbuch, § 47 Rn. 72). Stehen jedoch verbraucherseits Leben und Ge­
sundheit zur Disposition, werden hier rein wirtschaftliche Aspekte wie berufliche Nach­
teile stets geringer einzustufen sein als gravierende gesundheitliche Beeintriichtigungen 
(Schmucker, S. 212; siehe auch Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschiiden, 
S. 469). 

53 Siehe Busch, S. 481; Deutscher!Korner, wistra 1996, 328; Mayer, Produktverantwor­
tung bei Arzneimittelschiiden, S. 436; Schmidt-Salzer, NJW 1988, 1938 f.; Weij3, H.T., 
S. 514. 

54 Rudo/phi, FS fiir Lackner, S. 868; siehe auch Busch, S. 497. 
55 So Rudo/phi, FS fiir Lackner, S. 868. 
56 In diesem Sinne MünchKommStGB-Freund, §§ 13-20a AMG Rn. 11; siehe auch 

ders., NStZ 2002, 425. 
57 Vgl. dazu Eidam, Rn. 1.043; Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimitte1schaden, 

S. 465 f.; Schmidt-Salzer, Produkthaftung I, Rn. 1.256. 
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Nachdem die normativen Kriterien des deutschen Produktverantwortungsstraf­
rechts zur Konkretisierung der Verantwortungsbereiche innerhalb des Hersteller­
unternehmens dargestellt wurden, sollen nun die Kriterien des spanischen Straf­
rechts zu dieser Thematik untersucht werden. Im Hinblick auf die Bedeutung des 
Delikts der Gefáhrdung der Verbraucher durch das Inverkehrbringen von gesund­
heitsschadlichen Lebensmitteln (Art. 363 Nr. 2 spStGB) fLir das spanische Straf­
recht der Produktverantwortung soll dieser Tatbestand der Anhaltspunkt sein, um 
der Frage der Konkretisierung der Verantwortungsbereiche innerhalb der Herstel­
lerfirma nachzugehen. 

A. Einordnung des Art. 363 Nr. 2 spStGB als Sonderdelikt­
Folgen für die Festlegung der für die V ermeidung 

von Produktrisiken Zustandigen 

Gemaf3 Art. 363 Nr. 2 spStGB macht sich jeder 1-Iersteller strafbar, der flir den 
allgemeinen Verbrauch gesundheitsschadliche Getranke oder Nahrungsmittel 
herstellt oder verkauft. Der Straftatbestand péinalisiert den Verstof3 gegen die 
Rechtspflicht, keine gefáhrlichen Lebensmittel anzufertigen bzw. auf den Markt zu 
bringen. Diese Sanktionsnorm umfasst hingegen nicht den Verstof3 gegen Produkt­
beobachtungs- und Gefahrabwendungspflichten. 1 

Bei diesem Tatbestand handelt es sich um ein Sonderdelikt, das nur ,ein 1-Ierstel­
ler" begehen kann. Im Zusammenhang mit diesem Tatbestand ist also nur ,der Her­
steller" Trager der Rechtspflicht, keine gefáhrlichen Lebensmittel anzufertigen 
bzw. auf den Markt zu bringen. Vor diesem Hintergrund ist die Frage, wer nach 
Art. 363 Nr. 2 spStGB zustandig fiir die Vermeidung von Lebensmittelrisiken ist, 
relativ einfach zu beantworten: der Herste//er selbst. 

Ist der Hersteller von Lebensmitteln eine natürliche Person, so ist gerade er ver­
antwortlich dafiir, dass keine gesundheitsschadlichen Lebensmittel in den Verkehr 
kommen. Eine problematischere Frage besteht darin, wer innerhalb des Unterneh­
mens dafLir zustandig ist, wenn ,der Hersteller" eine als juristische Person ausge­
staltete Organisation ist. Die einzige Autorin, die sich im Zusammenhang mit 
Art. 363 Nr. 2 spStGB zu dieser Frage geauf3ert hat, ist Cuadrado Ruiz. Sie weist 
darauf hin, dass wenn das 1-Ierstellerunternehmen eine juristische Person ist, das 
Verbot, keine gefáhrlichen Lebensmittel anzufertigen bzw. auf den Markt zu brin­
gen, ihren vertretungsberechtigten Organen zufalle.Z Diese Ansicht begründet sie 
damit, dass diese für den gesamten Geschehensablauf im 1-Ierstellerunternehmen 

1 Siehe dazu schon oben Teil2, lll.B.2.a)bb). 
Siehe Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 107 ff., 124. 
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verantwortlich seien.3 Die Vertretung einer GmbH (sociedad de responsabilidad 
limitada), KG (sociedad comanditaria) bzw. AG (sociedad anónima) wird nach 
dem spanischen Gesellschaftsrecht von den Geschafts.fiihrern (administradores) 
wahrgenommen.4 Sie sind also Trager der Rechtspflicht, keine gefáhrlichen Le­
bensmittel anzufertigen bzw. auf den Markt zu bringen, deren Ver!etzung durch 
Art. 363 Nr. 2 spStGB strafrechtlich sanktioniert ist.5 

B. Problematische Aspekte der Anwendung des Art. 363 Nr. 2 
spStGB bei der Delegation von Pflichten 

Nach Ansicht von Cuadrado Ruiz konnen die vertretungsberechtigten Organe 
eines Herstelleruntemehmens (bzw. der Geschaftsführer) die Erfüllung der Rechts­
pflicht, keine gefáhrlichen Lebensmittel anzufertigen bzw. auf den Markt zu brin­
gen, auf Mitarbeiter übertragen. 6 Die Geschaftsführer dürfen nur solche Mitarbeiter 
beauftragen, die zur Erfüllung der übertragenen Pflicht fachlich qualifiziert, erfah­
ren und personlich zuverlassig sind (Auswahlpjlichten der Geschaftsführer)? Sie 
haben des W eiteren durch gelegentliche Kontrollen zu überprüfen, ob si eh die in 
die Ausführung der Tatigkeit eingeschalteten Mitarbeiter ordnungsgemaB verhalten 
(Überwachungspjlichten der Geschaftsführer). 8 SchlieBlich treffen die Geschafts­
führer Eingriffspflichten im Fall eines konkreten Anlasses zu Zweifeln daran, dass 
die übertragenen Aufgaben auch tatsachlich ordnungsgemaB verrichtet werden 
(Eingriffsp.flichten der Geschiiftsführer).9 

Eine Delegation der Erfüllung der Pflicht, keine gefáhrlichen Lebensmittel anzu­
fertigen bzw. auf den Markt zu bringen, aufbestimmte Mitarbeiter kann schwierige 
Fragen bezüglich einer Sanktionierbarkeit durch Art. 363 Nr. 2 spStGB aufwerfen. 
Verst6Bt ein Mitarbeiter eines als juristische Person gestalteten Herstellerunter­
nehmens gegen eine Pflicht, deren Erfüllung an ihn delegiert wurde, so kann er 
nicht als Tater bestraft werden. Denn Tater des Sonderdelikts nach Art. 363 Nr. 2 
spStGB konnen nur ,der Hersteller", d.h. - bei juristischen Personen- die vertre­
tungsberechtigten Organe des Untemehmens sein. 10 Daneben ist es zweifelhaft, ob 

3 Vgl. dazu Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 110 f. 
4 Art. 233 i.V.m. Art. 1 Real Decreto Legislativo 1/2010 vom 2. Juli, BOE Nr. 161 vom 

3. 7.201 O (Kapitalgesellschaftengesetz). 
Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 124. 

6 So Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 175 f. 
7 Siehe dazu Maraver Gómez, S. 140 f.; Montaner Fernández, S. 107 f. 
8 Siehe dazu etwa Cuadrado Ruiz, La responsabilidad por omisión, S. 176; Íñigo 

Carroza, La responsabilidad penal, S. 271; Maraver Gómez, S. 141 ff.; Montaner Fernán­
dez, S. 158 f. 

9 Vgl. dazu Montaner Fernández, S. 158. 
10 Siehe dazu schon oben Teil 5, III.A. 
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die vertretungsberechtigten Organe des Unternehmens beim Verstof3 gegen ihre 
Auswahl-, Überwachungs- oder Eingriffspflichten bezüglich des mit der Auf­
gabenerfiillung betrauten Unternehmensmitarbeiters wegen Art. 363 Nr. 2 spStGB 
sanktioniert werden konnen. Denn eine Strafbarkeit wegen Art. 363 Nr. 2 spStGB 
setzt nicht nur voraus, dass die vertretungsberechtigten Organe kausal flir den tat­
bestandlichen Erfolg sind, sondern darüber hinaus, dass ihre rechtswidrige Tat­
handlung (nur) in der Herstellung bzw. im Verkaufvon Lebensmitteln besteht. Eine 
Subsumtion des Verstof3es gegen Auswahl-, Überwachungs- oder Eingriffspflich­
ten un ter den Gesetzesbegriff des 1-Ierstellens bzw. Verkaufens erscheint zwar un ter 
Rechtsgüterschutzaspekten wünschenswert, dürfte aber mit dem Wortlaut jeden­
falls nicht immer zu vereinbaren sein. 11 

Die vorstehenden Darlegungen zeigen, dass bei einer Pflichtendelegation Straf­
barkeitslücken im Zusammenhang mit Att. 363 Nr. 2 spStGB entstehen konnen. 
Dies folgt daraus, dass es sich bei diesem Straftatbestand zum einen um ein Son­
derdelikt handelt (,der Hersteller") und zum anderen dieses begrenzte Tatmodali­
tiiten (,herstellen" bzw. ,verkaufen") hat. Diese Strafbarkeitsli.icken, die bei der 
Pflichtendelegation im Zusammenhang mit Art. 363 Nr. 2 spStGB entstehen kon­
nen, sind bislang von der spanischen Literatur nicht thematisiert worden. 

11 V gl. für das deutsche Lebensmittelstrafrecht Freund, ZLR 1994, 269 (Fn. 27). 



IV. Zwischenergebnis 

Ist der Hersteller keine natürliche Person, sondem eine Organisation, so stellt 
sich die Frage, welche Betriebsangehi:irigen für die Erfiillung der Rechtspflichten 
zur Vermeidung von Produktrisiken zustandig sind. 

In der deutschen Rechtsprechung und Literatur wird darauf hingewiesen, dass 
innerhalb der Betriebsorganisation sowohl die Mitglieder der Untemehmensleitung 
als auch die Mitarbeiter der Ausfiihrungsebene fiir die Vermeidung von Produkt­
risiken zustandig sind. Dabei ist freilich die Anerkennung unterschiedlicher 
Verantwortungsbereiche grundlegend. Wahrend die Untemehmensleitung Organi­
sations-, Überwachungs- und Eingriffspflichten treffen, haben die Ausfiihrungs­
krafte (nur) die Pflicht, den Zustandigkeitsbereich verantwortungsvoll auszufiillen, 
der ihnen nach dem Organisationsplan des Betriebs übertragen ist. Verst6Bt die 
Untemehmensleitung bzw. verstoBen die Ausfiihrungskrafte gegen die ihnen oblie­
genden Rechtspflichten und kommt es dadurch zu einem erhi:ihten Risiko des Ein­
tritts des Todes bzw. der Korperverletzung der Verbraucher, so ist die entsprechen­
de Risikoschaffung i.S.d. §§ 211 ff., 223 ff. StGB rechtlich zu missbilligen. Da die 
§§ 211 ff., 223 ff. StGB als von jedermann begehbare Delikte ausgestaltet sind, 
kannjeder Untemehmensangehürige bei einem VerstoB gegen eine das Leben bzw. 
die Gesundheit schützende Rechtspflicht wegen Totungs- bzw. Korperverletzungs­
delikten als Tater oder Teilnehmer sanktioniert werden. 

Art. 363 Nr. 2 spStGB ist hingegen ein Sonderdelikt, das nur ,ein Hersteller" 
(von Lebensmitteln) begehen kann. Zustandig fiir die Vermeidung der Produktrisi­
ken bzw. für die Erfiillung der Pflicht, keine gefáhrlichen Lebensmittel auf den 
Markt zu bringen, ist im Rahmen dieses Tatbestands also ausschlieBlich ,der Her­
steller". Ist er eine juristische Person, so sind nach der spanischen Literatur die ver­
tretungsberechtigten Organe des Betriebs bzw. seine Geschaftsfiihrer fiir die Pro­
duktrisikovermeidung zustandig. Delegieren die Geschaftsfiihrer die Erfullung der 
Rechtspflicht, keine gefáhrlichen Lebensmittel auf den Markt zu bringen, an die 
Mitarbeiter des Betriebs und fiihren diese die ihnen übertragene Pflicht mangelhaft 
aus, so konnen sie wegen Art. 363 Nr. 2 spStGB nicht als Tater zur Verantwortung 
gezogen werden. Denn si e konnen - so die spanische Lehre - nicht als ,Hersteller" 
im Sinne der Vorschrift und damit nicht als Tater angesehen werden. Weshalb 
(nur) auf den VerstoB gegen die die Geschaftsfuhrer eines Herstelleruntemehmens 
treffenden Rechtspflichten mit der Sanktionierung als Tater reagiert werden soll, 
wahrend VerhaltensnormverstOBe der Mitarbeiter aus dem sanktionierbaren Be­
reich herausfallen, ist jedoch nicht einsichtig. Die Strafbarkeitslücken, die bei der 
Pflichtendelegation im Zusammenhang mit Art. 363 Nr. 2 spStGB entstehen kon­
nen, sind bislang jedoch von der spanischen Literatur nicht thematisiert worden. 

Da all diejenigen Personen, die in den Prozess der Produktion und des Inver­
kehrbringens einer Ware integriert sind (Geschaftsfiihrer und Angestellte), Adres­
saten von Rechtspflichten zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der 
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Verbraucher sein konnen, ist es sinnvoll, dass der Gesetzgeber zur Bewültigung der 
strafrechtlichen Produktverantwortung Allgemeindelikte (z.B. §§ 211 ff., 223 ff., 
314 Abs. 1 Nr. 2 StGB) statt Sonderdelikte heranzieht. Dies wiirde vermeiden, dass 
strafbediirftige Verhaltensnormverst513e mangels Tütereigenschaft des Handelnden 
von der Sanktionsnorm nicht erfasst werden konnen. 



Zusammenfassung 

l. 

l. Die vorliegende Untersuchung hat gezeigt, dass die Falle strafrechtlicher Pro­
duktverantwortung in Deutschland überwiegend mithilfe der Verletzungstatbestan­
de, und zwar der Totungs- und Korperverletzungsdelikte (§§ 211 ff., 223 ff. StGB), 
aufgearbeitet worden sind. In den wichtigsten Produktverantwortungsfállen in Spa­
nien verurteilte der Tribunal Supremo die Beschuldigten hingegen wegen eines 
konkreten Gefáhrdungsdelikts, genauer gesagt eines Delikts der Gefáhrdung der 
Verbraucher durch Inverkehrbringen von gesundheitsschadigenden Lebensmitteln 
(Art. 346 spStGB 1973 = Art. 363 Nr. 2 spStGB). 

Ein Grund für das Vorherrschen der Totungs- und Korperverletzungsdelikte 
in der deutschen Rechtsprechung konnte darin Iiegen, dass die deutschen Gerichte 
- im Unterschied zu den spanischen - über mehrere Fallkonstellationen von Pro­
duktverantwortung zu urteilen hatten, die nur als Unterlassungstaten qualifiziert 
werden konnten, d.h. in denen der Kem des strafrechtlichen Vorwurfs im Ausblei­
ben von Wamaktionen bzw. Rückrufen eines gefáhrlichen Produkts zu sehen war. 1 

Da in Deutschland die grundlegenden Tatbestande, anhand derer die Untatigkeit 
bei aufkommendem Verdacht schadlicher Wirkungen eines Produkts bestraft wer­
den kann, in den§§ 211 ff., 223 ff. StGB enthalten sind, überwiegt die Anwendung 
dieser Sanktionsvorschriften. Immerhin konnen diese Norrnen über § 13 StGB oh­
ne Mühe als (unechte) Unterlassungsdelikte konstruiert werden, wenn die Wamung 
vor bzw. der Rückruf von bereits ausgelieferten Produkten, die si eh als gefáhrlich 
erwiesen haben, unterbleibt und dadurch das Leben bzw. die Gesundheit der 
Verbraucher geschadigt werden.2 

2. Die strafrechtliche Produktverantwortung in Deutschland ist nach Ansicht der 
h.L. und der Rechtsprechung fast ausschliel3lich eine Frage fahrlassigen Handelns. 
Vorsatzliches Verhalten spiele hingegen nur eine untergeordnete Rolle. Diesbezüg­
Iich wird darauf hingewiesen, dass in der Regel nicht nachweisbar sein wird, dass 
der für den schadigenden Erfolg zustandige Hersteller zumindest mit der schwachs­
ten Vorsatzforrn, also mit dolus eventualis, gehandelt hat.3 Voraussetzung hierfür 
ware, dass er die Gefáhrlichkeit des Produkts erkannt und gleichwohl gehandelt 
bzw. (bei einem Unterlassensvorwurf) von der gebotenen Handlung Abstand ge­
nommen hat. Gegen ein fur den Vorsatz erforderliches billigendes Inkaufuehmen 
des Erfolgseintritts spreche jedoch- so der BGH- das Interesse der Verantwort-

1 So im Bienenstich- (BGH NStE Nr. 5 zu § 223 StGB), Lederspray- (BGHSt 37, 106 
ff.) und Holzschutzmittel-Fall (BGHSt 41, 206 ff.). 

2 Zu weiteren m6g1ichen Gründen für das Vorherrschen der Totungs- und K6rper­
verletzungsde1ikte in der deutschen Rechtsprechung siehe oben Teil 2, II.C.2. 

3 Goll!Winkelbauer, in: v. Westphalen (Hrsg.), Produkthaftungshandbuch, § 46 Rn. 22; 
Kühne, NJW 1997, 1951. 
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lichen daran, dass ihre Produkte nicht in Verruf geraten und dass das Unternehmen 
keinen Schadensersatzforderungen ausgesetzt wird.4 

Im relevantesten Fall der strafrechtlichen Produktverantwortung in Spanien, dem 
Colza-Fall, hat der Tribunal Supremo vorsützliches Handeln der Angeklagten fiir 
gegeben erachtet. Um bedingt vorsützliches Handeln des Herstellers zu bejahen, 
genügt es laut Gerichtshof, dass der Produzent die nicht mehr tolerierte Risiko­
dimension seines Vorgehens intellektuell uneingeschrünkt erfasst hat.5 Dieser im 
spanischen Recht entwickelte Ansatz ist grundsützlich überzeugend, da die Tal­
sache, dass die Gesundheitsschadigungen der Verbraucher im Hinblick auf das 
lnteresse am guten Ruf der Firma sowie auf die Vermeidung von Schadensersatz­
anforderungen hochst unerwünscht sind, mit der Frage vorsützlichen Verhaltens 
nichts zu tun hat. Sofern der Hersteller die tatbestandsrelevante Unwertdimension 
des Inverkehrbringens eines fehlerhaften Produkts vollumfánglich erfasst hat und 
seine Entscheidung fLir den Verhaltensnormverstof3 trotzdem umsetzt, handelt er 
vorsatzlich.6 Die Argumentation des Tribunal Supremo über den Vorsatz im Rah­
men der Produktverantwortung bringt den wirklichen V orsatzgegenstand zum 
Ausdruck, nümlich die Schaffung eines dem Rechtsgut in der konkreten Situation 
nicht (mehr) zumutbaren Risikos.7 

3. Vor dem Hintergrund der zentralen Rolle, die Kausalitatsfi·agen in den Conter­
gan-, 8 Colza-,9 Lederspray-10 und Holzschutzmittel-Verfahren 11 spielten, konnte 
man zu dem Schluss gelangen, dass die Frage der Nachweisbarkeit eines Kausal­
gesetzes und damit einer abstrakten Schadenseignung des Produkts - also einer 
generellen Kausalitat - den wichtigsten und schwierigsten Aspekt der strafrecht­
lichen Produktverantwortung im deutschen und spanischen Recht darstellt. Gleich­
wohl muss die Tragweite dieser Problematik relativiert werden. So gibt es zum 
einen Falle, in denen die generelle Kausalitat unbestreitbar vorliegt und demnach 
ein Zusammenhang zwischen Produktverwendung und Erfolgseintritt unproblema-

4 BGHSt 41, 206, 219 (Holzschutzmittel). 
5 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8870 ff. = CGPJ 12 (1992), 69, 

173 ff. =NStZ 1994,37,38 (Colza l). 
6 Siehe oben Teil2, III.A.2.b)bb)(2) und III.C.3. 
7 Zum Vorsatz als Kenntnis eines in der konkreten Situation nicht mehr tolerierten Risi­

kos grundlegend Frisch, Vorsatz, S. 94 ff., 118 ff., 21 O ff.; ihm zust. Freund, JR 1988, 
117; ders., AT, § 7 Rn. 41; Herzberg, JZ 1987, 539 (Fn. 6); Kiiper, GA 1987, 504; SK­
Rudo/phi!Stein, § 16 Rn. 12 f. (Oktober 201 0). 

8 LG Aachen JZ 1971,507,510 ff. (Contergan). 
9 Urteil des TS vom 23.4.1992, ARJ Nr. 6783, 8827, 8865 ff. = CGPJ (12) 1992, 69, 

162 ff. = NStZ 1994,37,37 f. (Colza l). 
1o BGHSt 37, 106, 111 ff. (Lederspray). 
11 BGHSt 41, 206, 214 ff. (1-Io1zschutzmittel). 
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tisch nachweisbar ist. 12 Zum anderen ist die Existenz eines Kausalgesetzes und 
damit eine erwiesene Schadenseignung des Produkts irrelevant, soweit es um eine 
Produktverantwortung aus Risikodelikten (so etwa § 95 Abs. l Nr. l AMG) geht. 13 

Denn bei diesen Delikten tritt die Strafbarkeit schon mit dem begründeten Verdacht 
einer schiidlichen Wirkung des Produkts ein, ohne dass seine Eignung zur Scha­
densverursachung erwiesen sein muss. 14 

11. 

l. Wichtiger als die Kausalitatsfrage ist fur die Begründung der Produktverantwor­
tung die Bestimmung der Rechtspflichten (= Verhaltenspflichten), 15 die der Her­
steller erfullen muss. Als sekundare Normenordnung, die der Durchsetzung der 
Geltung bestimmter rechtlicher Verhaltenspflichten dient, kann das Strafrecht nur 

solche Verhaltensweisen sanktionieren, die einer Rechtspflicht zuwiderlaufen und 
damit objektiv pflichtwidrig sind. 16 Der VerstoB gegen eine deliktsspezifische Ver­
haltenspflicht ist materielle Grundvoraussetzung einer jeden Straftat. 17 Verhaltens­
weisen zu bestrafen, die nach der primaren Normenordnung zulassig, insbesondere 
Teil der allgemeinen Handlungsfreiheit oder sonstiger Freiheiten sind, ware nicht 
nur unvemünftig und ungerecht (weil erlaubtes Verhalten Bestatigung, aber nicht 
Vorwurf verdient), sondem darüber hinaus unter zweckrationalen Aspekten nicht 
zu legitimieren. 18 Vor diesem Hintergrund ist die Festlegung der Rechtspflichten, 
denen der Hersteller im Einzelfall nachkommen muss, von enormer Bedeutung. 
Denn die objektive Pflichtwidrigkeit des Produzentenverhaltens - die materielle 
Grundvoraussetzung fur seine Bestrafung - lasst sich nur durch einen Vergleich 
der wirklichen Handlung des Herstel!ers mit den ihn treffenden Verhaltenspflichten 
feststellen. 

Die Relevanz der Herstellerpflichten liegt aber nicht nur darin, dass ihre Miss­
achtung die notwendige Bedingung fur die Strafbarkeit des Verhaltens des Produ-

12 Kuhlen, FS fiir BGH, S. 655. So war etwa im Zwischenstecker- (BGH vom 
17.2.1959, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, Nr. IV. 4, S. 170 ff.), Monza­
Steel- (LG München II vom 21.4.1978, in: Schmidt-Salzer, Entscheidungssammlung, 
Nr. IV. 28, S. 296 ff.), Winzer- (Urtei1 des TS vom 22.4.1987, ARJ Nr. 2601, 2434 f.) und 
Hobby-Chemiekasten-Fall (OLG Stuttgart vom 19.10.1988, NStE Nr. 11 zu § 222 StGB) 
die generelle Kausalitat unstrittig. 

13 Vgl. Kuhlen, FS fiir BGH, S. 655. 
14 So Kaufmann, JZ 1971, 576; Reus, S. !50 f., 165 f.; Wolter, S. 325. Zu der Legitimi­

tat von Risikodelikten in der strafrechtlichen Produktverantwortungjüngst Reus, S. 165 ff. 
15 Naher zur primaren Verhaltensordnung und dem Unterschied zur sekundaren Sank-

tionsordnung siehe oben Teil 1, I.A. 
16 So Frisch, Verhalten, S. 112 f.; ihm zust. Freund, Unterlassen, S. 5 l. 
17 Siehe oben Teil 1, I.B.4. 
18 In diesem Sinne Frisch, Verwaltungsakzessorietat, S. 10; ders., in: Wolter/Freund 

(Hrsg.), Gesamtes Strafrechtssystem, S. 145. 
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zenten bildet. Vielmehr hangen insbesondere die verhaltenssteuernde Funktion und 
die rechtsgüterschützende Wirksamkeit der strafrechtlichen Produktverantwortung 
von dieser Bestimmung des Pflichtenkreises des Herstellers ab. 19 

2. So wird den Produzenten nur durch eine genaue Prazisierung ihrer Pflichten die 
Moglichkeit erOffnet, sich vor der Vornahme einer bestimmten Verhaltensweise 
über deren RechtmaBigkeit bzw. Rechtswidrigkeit und damit über deren mogliche 
strafrechtliche Sanktionierung zu informieren.20 Gerade die Verhaltensordnung des 
Subsystems ,Herstellung von Produkten" gibt vor, was die Hersteller innerhalb 
dieses Bereichs dürfen und was nicht, was also toleriertes und was missbilligtes 
Verhalten darstellt.21 Eine solche Verhaltensordnung ist also erforderlich, damit 
sich die Produzenten rechtlich richtig entscheiden und sich somit normkonform 
verhalten konnen. 

3. Des Weiteren ist in einem Produktstrafrecht, das nicht allein der Repression des 
1-Ierstellerverhaltens, sondern auch dem praventiven Schutz von Leben und Ge­
sundheit der Verbraucher dienen will und soll, die Ausbildung eines differenzierten 
Systems von Verhaltensnormen erforderlich.22 Denn für das konkret beeintrachtigte 
Rechtsgut kommt der Einsatz strafrechtlicher Sanktionen immer zu spat: Die Strafe 
macht den toten Verbraucher nicht wieder lebendig und die erlittenen Ki:irperver­
letzungen lassen sich durch die Bestrafung des 1-Ierstellers nicht mehr aus der Welt 
schaffen.23 Wenn der Hersteller bestraft wird, ist- bildlich gesprochen- ,das Kind 
bereits in den Brunnen gefallen"?4 Unmittelbar dient die Strafe nicht dem Rechts­
güterschutz, sondern dem Schutz der Geltungskraft derjenigen Verhaltensnormen, 
die der Tater durch seine Tat infrage gestellt hat. 25 Ein Schutz des Lebens und der 
Gesundheit des Verbrauchers ist hingegen nur so lange moglich, wie diese Rechts­
güter unverletzt bestehen.26 lhr Schutz kann deshalb nur für die Zukunft gewahrt 
werden, und zwar indem bestimmte Pflichten aufgestellt werden, die dem Herstel­
ler die Schaffung bestimmter Risiken verbieten.27 

19 V gl. dazu Kuhlen, JZ 1994, 1146. 
20 Siehe dazu Domeier, Gesundheitsschutz, S. 40. 
21 Vgl. Paul, S. 112. 
22 Siehe dazu Freund, Unterlassen, S. 1 O. 
23 In diesem Sinne MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 66; ders., 

AT, § 1 Rn. 6; vgl. auch Griinwald, S. 41 f.; Welzel, Das deutsche Strafrecht, S. 3. 
24 So MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den §§ 13 ff. Rn. 66, Vorbem. zu den 

§§ 95 ff. AMG Rn. 2. 
25 Zur Aufgabe der strafrechtlichen Sanktionsnonnen siehe aben Teil 1, l. C. l. 
26 MünchKommStGB-Freund, Vorbem. zu den§§ 13 ff. Rn. 66; ders., AT, § 1 Rn. 6. 
27 Vgl. Freund, ZLR 1994, 270; MünchKommStGB-ders., Vorbem. zu den §§ 13 ff. 

Rn. 66; ders., AT, § 1 Rn. 6; Wohlers, in: Ackermann/Wohlers (Hrsg.), Finanzmarkt, 
S. 283; Wolter, S. 47. 
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III. 

l. §§ 211 ff., 223 ff. StGB und Art. 363 Nr. 2 spStGB als zentrale Straftatbestande 
des deutschen und spanischen Strafrechts der Produktverantwortung stellen keine 
konkreten Rechtspflichten fur die Hersteller auf. Diese strafrechtlichen Sanktions­
nonnen sehen nur das allgemeine Verbot vor, nicht ursachlich fiir die Verletzung 
bzw. Gefáhrdung der Rechtsgüter der Verbraucher zu werden. Aus diesen ,Erfolgs­
tatbestanden" ergeben sich keine prazisen Anleitungen fur eine rechtlich richtige 
Entscheidung des Herstellers im Einzelfall. Diese ki:innen diesen Tatbestanden nur 
entnehmen, welches Resultat sie venneiden sallen, nicht aber, wie sie die Realisie­
rung der Produktrisiken wirksam verhindem ki:innen. 28 Andererseits geben diese 
Tatbestiinde dem Richter keine Antwort auf die Frage, ob der Hersteller im Einzel­
fall gegen die Anforderungen des Rechts verstoBen hat, d.h. ob dessen Verhalten 
rechtlich zu missbilligen ist. 

2. Angesichts des Fehlens einer konkreten Beschreibung der dem Hersteller oblie­
genden Verhaltenspflichten in§§ 211 ff., 223 ff. StGB und Art. 363 Nr. 2 spStGB 
haben Rechtsprechung und Lehre des deutschen und spanischen Produktverantwor­
tungsstrafrechts nonnative Kriterien zur Bestimmung dieser Pflichten entwickelt. 

3. Die vorliegende rechtsvergleichende Untersuchung hat gezeigt, dass die Krite­
rien zur Bestimmung der Verhaltenspflichten des Herstellers dieselben sind, unab­
hangig davon, ob der Hersteller jene vorsatzlich oder fahrlassig übertritt bzw. ob 
sein VerhaltenspflichtverstoB durch Verletzungs- (etwa §§ 211 ff., 223 ff. StGB) 
oder konkrete Gefáhrdungsdelikte (etwa Art. 363 Nr. 2 spStGB) sanktioniert 
wird.Z9 Bei der Festlegung der Verhaltenspflichten im Produktverantwortungsbe­
reich geht es stets um das Grundproblem, wie die Freiheit des Herstellers mit der 
Freiheit und den Gütem des Verbrauchers in ein angemessenes Verhaltnis gebracht 
werden kann. Die Tatsache, dass der Hersteller vorsatzlich oder fahrlassig gegen 
diese Verhaltenspflichten versto13t, hat mit diesem Grundproblem nichts zu tun. 
Vorsatz und Fahrlassigkeit sind (nur) subjektive Unrechts- und Bestrafungserfor­
demisse, die neben dem Versto13 gegen eine (vorher zu konkretisierende) Verhal­
tensnonn zu erfüllen sind. Dass der VerhaltenspflichtverstoB durch Verletzungs­
oder Gefáhrdungsdelikte ponalisiert wird, steht auch nicht im Zusammenhang mit 
den Kriterien zur Festlegung der Rechtspflichten des Herstellers, sondem (noch­
mals) mit hinzukommenden Unrechts- und Bestrafungserfordemissen: Verlet­
zungsdelikte setzen für die Sanktionierbarkeit des pflichtwidrigen Verhaltens den 
Eintritt eines Verletzungserfolgs, konkrete Gefáhrdungsdelikte ihrerseits einen be­
stimmten Gefáhrdungserfolg voraus. 

28 So Reus, S. 83. 
29 Zu dem gemeinsamen Modell des deutschen und spanischen Rechts zur Konkretisie­

nmg der Herstellerpflichten und seinen Mangeln siehe schon oben Teil 3, IV.B. und C. 
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IV. 

Den Ausgangspunkt einer jeden Überlegung zur Bestimmung der Rechtspllich­
ten des Herstellers muss die Einsicht bilden, dass niemand seine Freiheit ohne 
Rücksicht auf die Rechte und Rechtsgüter anderer ausüben soll. Die Verpllichtung, 
die eigene Handlungsfreiheit ohne Beeintrachtigung anderer wahrzunehmen, ist die 
immanente Voraussetzung der Zuerkennung solcher Freiheit. 30 Der Hersteller kann 
somit seine wirtschaftliche Freiheit nur unter einer Voraussetzung ausüben: Er darf 
durch seine Produkte das Leben und die Gesundheit der Konsumenten - bei sach­
gemaf3er bzw. vernünftiger Benutzung der Ware - nicht gellihrden. Aus dieser 
Grundpllicht des Herstellers ergeben sich zweierlei Rechtspllichten. Der Hersteller 
ist einerseits gehalten, keine gefcihrlichen Produkte auf den Markt zu bringen 
(nachfolgend V.). Nach der Inverkehrgabe der Ware ist er andererseits verpllichtet, 
das Produkt im Hinblick auf zuvor unbekannte Gefahren zu beobachten und ggf. 
Gefahrabwendungsmaf3nahmen zu ergreifen (dazu unten VI.). 

V. 

Für die Beantwortung der Frage, wie sich das Yerbot, keine gefcihrlichen Pro­
dukte auf den Markt zu bringen, operationalisieren lasst, erscheint es sachgerecht, 
zwischen zwei Arten von Produkten zu differenzieren: Produkten, die der Herstel­
ler zum ersten Mal auf den Markt bringen mochte (,neue" Produkte), einerseits 
(sogleich 1.), und Produkten, die vom I-Iersteller (bzw. von Konkurrenten) schon 
auf den Markt gebracht worden sind und weiter (bzw. auch) vertrieben werden sol­
len, andererseits (nachfolgend 2.). 

l. Mochte der Hersteller ein neues Produkt auf den Markt bringen, so muss er die 
mit dem sachgemaf3en bzw. vernünftigen Gebrauch des neuen Produkts verbunde­
nen Gefahren erkennen und richtig einschatzen (Gefahrerkennungspllichten). Dar­
über hinaus ist er verpllichtet, die notwendigen Maf3nahmen zur Reduzierung bzw. 
Ausschlief3ung dieser Gefahren zu treffen (Gefahrreduzierungspllichten). 

1.1. Um seine Gefahrerkennungspllichten richtig zu erfi.illen, hat der I-Iersteller an 
alle im Zusammenhang mit dem neuen Produkt vorhersehbaren Gefahren fi.ir das 
Leben und die Gesundheit des Verbrauchers zu denken. Sowohl (vorstraf-)recht­
liche als auch vorrechtliche Produktsicherheilsregeln konnen dem Hersteller die 
Identifizierung von Produktgefahren erleichtern. Denn diese Regeln beruhen meis­
tens auf langer Erfahrung und Überlegung und weisen somit auf Gefahren hin, die 
moglicherweise mit dem Gebrauch von Produkten mit bestimmten Eigenschaften 
verbunden sind. 31 Zur Erkennbarkeit der Produktrisiken mag der 1-Iersteller auch 

3° Frisch, FS für Puppe, S. 429 m.w.N. 
31 Vgl. BGHSt 4, 182, \85; \2, 75, 78; OLG Karlsruhe NStZ-RR 2000, l4l, \42; Lack­

ner/Kiihl, ~ \5 Rn. 39. 
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seine perséinlichen Kenntnisse und Erfahrungen im Zusammenhang mit Gefahren 
von bereits auf dem Markt befindlichen Produkten heranziehen, die sich - soweit 
es um ahnliche Produkte geht - auf neue Erzeugnisse übertragen lassen. 32 

1.2. Der Hersteller sol! zunachst diejenigen Produktrisiken reduzieren, die sich bei 
einem bestimmungsgemaBen Gebrauch der Ware ergeben. Die AusschlieBung bzw. 
Reduktion der von einem bestimmungsgemaBen Gebrauch ausgehenden Produkt­
gefahren ist Teil der vom Hersteller zu erbringenden und vom Verbraucher hono­
rierten Leistung. Im Übrigen kann es nicht in der Freiheit des Herstellers stehen, 
Produkte für einen bestimmten, durch Werbung und Gebrauchsanweisungen fest­
gelegten Zweck zu vermarkten und zugleich das Leben und die Gesundheit der 
Verbraucher bei einem Gebrauch innerhalb dieses Verwendungszwecks zu gefáhr­
den. 

Da ein vemünftiger Verbraucher, der sich keinen unnotigen Risiken aussetzen 
méichte, ein Produkt ggf auch auBerhalb seines Bestimmungszwecks verwenden 
kann, ist der Hersteller auch verpflichtet, die von einer ,rationalen" bzw. ,sozial 
üblichen" Fehlanwendung ausgehenden Produktgefahren vorherzusehenY Der 
Hersteller ist hingegen nicht gehalten, Produktrisik:en zu verringem, die von einem 
irrationalen bzw. sozial unüblichen Gebrauch des Produkts ausgehen. Denn die 
Herstellung ,narrensicherer" Produkte zu fordem, ware schon aus technischen 
Gründen meistens kaum méiglich. AuBerdem würden die Produktionskosten und 
damit zwangsliiufig die Verkaufspreise sehr wahrscheinlich erheblich steigen, wo­
durch sich die Verbraucher selbst von Gegenstanden abschnitten, die sie erwerben 
méichten. 

Der Hersteller muss das von einem bestimmungsgemaBen Gebrauch bzw. einer 
rationalen Fehlanwendung ausgehende Risiko eines ,neuen" Produkts auf ein sol­
ches MaB verringem, dass ein vemünftiger Verbraucher, der das Produktrisiko aus­
führlich kennt und sich keinen unnéitigen Gefahren aussetzen méichte, die Anwen­
dung der Ware nicht vermeiden würde. Zur Konkretisierung dieser Leitlinie kann 
der Hersteller zunachst (vorstraf-)rechtliche Produktsicherheitsregeln und Produkt­
zulassungen heranziehen. Auch kann er dazu vorrechtliche Produktsicherheits­
regeln, zivilrechtliche Verkehrssicherungspflichten und für analoge Produkte an­
wendbare GefahrreduzierungsmaBnahmen in Betracht ziehen, sofem sie geeignet, 
erforderlich und Ausdruck adaquater Abwagung von Gütererhaltungs- und Frei­
heitsinteressen sind. Sie sind Ausdruck einer solchen Abwagung, wenn sie die Pro­
duktionskosten nicht übermaBig erhéihen, den Produktnutzen nicht beeintrachtigen 

32 Eingehend zu den Gefahrerkennungspflichten des Herstellers oben Teil4, II.A.l. 
33 Die vorstehenden Erwagungen spiegeln sich übrigens in § 3 Abs. 1 und 2 ProdSG 

wider, nach dem ein Produkt nur in den Verkehr gebracht werden darf, wenn es so be­
schaffen ist, dass bei bestimmungsgemaJ3er oder vorhersehbarer Verwendung die Güter der 
Verbraucher nicht gefáhrdet werden. Eingehend zu den Verpflichtungen des Herstellers im 
ProdSG siehe oben Teil 3, II.A. 
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und das Produktrisiko so reduzieren, dass ein vernünftiger Yerbraucher die An­
wendung der Ware nicht meiden würde.34 

2. Was Produkte angeht, die seit Uingerem auf dem Markt sine/ und die weiter 
bzw. auch vertrieben werden sollen, erfúllt der Hersteller seine Pflicht, keine ge­
fáhrlichen Produkte auf den Markt zu bringen, wenn er die MaBnahmen zur Pro­
duktrisikominimierung (weiterhin) trifft, die er bzw. die anderen Hersteller der 
jeweiligen Branche schon durchgeführt haben. Wenn sich die Durchführung be­
stimmter GefahrreduzierungsmaBnahmen in Bezug auf ein gewisses Produkt bis­
lang als effektiv zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der Verbraucher 
gezeigt hat, gibt es keinen Grund dafür, dass die Rechtsordnung bei der Fortset­
zung der Produktion von den Herstellern etwas anderes zum Rechtsgüterschutz 
verlangen sollte.35 

VI. 

Nach Inverkehrgabe der Ware ist der Hersteller zur Produktbeobachtung im Hin­
blick auf zuvor unbekannte Gefahren verpflichtet und muss sich über deren Ver­
wendungsfolgen informieren.36 Wenn die Produktbeobachtung zur Identifizierung 
eines Produktmangels führt, der das Leben bzw. die Gesundheit der Verbraucher 
gefáhrdet, so ist der Hersteller zu emer gefahrabwendenden Reaktion vetpflichtet. 
Als denkbare MaBnahmen der Gefahrabwendung kommen eine Warnung bzw. ein 
Rückruf in Betracht. Die Frage, ob der Hersteller im Einzelfall das Produktrisiko 
durch eine Warnung oder durch einen Rückruf abwenden muss, ist vor allem unter 
Heranziehung von Erforderlichkeits- und Zumutbarkeitserwagungen zu beantwor­
ten. 

l. Beruht das Produktrisiko nicht auf der Beschaffenheit der Ware, sondern auf 
einer objektiv riskanten Yerwendung derselben, vor der in der Gebrauchsinforma­
tion nicht bzw. falsch gewarnt wurde, kommt als GefahrabwendungsmaBnahme nur 
eine nachtragliche Warnung in Betracht.37 Eine andere Beurteilung ist jedoch dann 
notwendig, wenn das Risiko des Produkts nicht auf einer fehlenden oder falschen 
lnformation, sondern auf dessen nachtraglich festgestellter fehlerhafter Konstruk­
tion oder Fabrikation basiert. Hier sind besonders effektive Gefahrabwendungs­
maBnahmen ertorderlich, es ist deshalb die gesamte ausgelieferte Produktserie 

34 Siehe dazu oben Teil4, II.A.2.c)cc)(4)(d). 
35 Siehe dazu oben Teil 4, II.B.I. 
3ó Vgl. BGHZ 80, 186, 191; BGI-1 NJW 1981, 1606, 1607. 
37 Mayer, Produktverantwortung bei Arzneimittelschaden, S. 303. 
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zwecks Reparatur oder Austausch zurückzurufen.38 Bei Produktgefahren fur Kinder 
ist im Allgemeinen ebenfalls ein Rückruf erforderlich.39 

2. Nur wenn die Abwagung eine deutliche UnverhaltnismaBigkeit zwischen dem 
Rechtsgüterschutz der Verbraucher und den wirtschaftlichen Interessen des Her­
stellers ergibt, entfállt eine Verpflichtung zum Rückruf wegen Unzumutbarkeit.40 

Eine solche UnverhaltnismaBigkeit ist lediglich in Fallen zu bejahen, in denen die 
Durchführung einer Rückrufaktion den wirtschaftlichen Fortbestand des Unter­
nehmens gefáhrden würde, wahrend beim Ausbleiben des Rückrufs nur gering­
fugige korperliche Beeintrachtigungen - wie etwa ein leichtes Unwohlsein - dro­
hen.41 

VII. 

Ist der Hersteller keine natürliche Person, sondem eine Organisation, so stellt 
sich die Frage, welche BetriebsangehOrigen für die Erfullung der Rechtspflichten 
zur Vermeidung von Produktrisiken zustandig sind. Innerhalb der Betriebsorgani­
sation sind sowohl die Mitglieder der Untemehmensleitung als auch die Mitarbeiter 
der Ausfúhrungsebene zur Vermeidung von Produktrisiken zustandig. Dabei ist 
freilich die Anerkennung unterschiedlicher Verantwortungsbereiche grundlegend. 
Wahrend die Untemehmensleitung Organisations-, Überwachungs- und Eingriffs­
pflichten treffen, haben die Ausfuhrungskrafte (nur) die Pflicht, den Zustandig­
keitsbereich verantwortungsvoll auszufüllen, der ihnen nach dem Organisations­
plan des Betriebs übertragen ist.42 

Da aii diejenigen Personen, die in den Prozess der Produktion und des Inver­
kehrbringens einer Ware integriert sind (Mitglieder der Untemehmensleitung und 
Ausfuhrungskrafte ), Adressaten von Rechtspflichten zum Schutz des Lebens und 
der Gesundheit der Verbraucher sein konnen, ist es sinnvoll, dass der Gesetzgeber 
zur Bewaltigung der strafrechtlichen Produktverantwortung Allgemeindelikte ( etwa 
§§ 211 ti., 223 ff., 314 Abs. 1 Nr. 2 StGB) statt Sonderdelikte ( etwa Art. 363 Nr. 2 
spStGB) heranzieht. Dies würde vermeiden, dass strafbedürftige Verhaltensnorm­
verst5Be mangels Tatereigenschaft des Handelnden von der Sanktionsnorm nicht 
erfasst werden konnen. 43 

38 Siehe dazu Beck, T .A., S. 22; Bodewig, S. 260; Micha/ski, BB 1998, 965; Rettenbeck, 
S. 71. 

39 In diesem Sinne Beck, T.A., S. 24; Bodewig, S. 228,262. 
40 So Lege, S. 39. 
41 BGHSt 37, 106, 122 (Lederspray). 
42 Zu den unterschiedlichen Verantwortungsbereichen innerhalb der Betriebsorganisa­

tion siehe oben Teil 5, II. 
43 Siehe dazu schon oben Teil 5, III.B. und IV. 
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Two additional subseries are published directly by the Max Planck Institute for Foreign 
and Intemational Criminal Law: "research in brief' contains short reports on results of 
research activities, and "Arbeitsberichte" (working materials) present preliminary results 
of research projects. These publications are available at the Max Planck Institute. 

Detailed information on al! publications of the Max Planck Institute for Foreign and 
Intemational Criminal Law can be found at <www.mpicc.de>. 



,¿) Max-Planck-Institut fiir ausHindisches 
\.- und internationales Strafrecht 

Auswahl aus dem strafrechtlichen Verüffentlichungsprogramm: 

S 130 

S 129 

Hans-Georg Koch (Hrsg.) 
Wegsperren? 
Freiheitsentziehende MaBnahmen gegen gefahrliche, 
strafrechtlich verantwortliche (Rückfall-)Tater 
Internationa1er Vergleich- Kriminologische Perspektiven 
2011 • 545 Seiten • ISBN 978-3-86113-831-0 

Linus Sonderegger 
Die Rückkehr der Folter? 
Anwendung von Zwang bei der Vernehmung im deutschen 
und US-amerikanischen Recht 
2012 • 343 Sciten • ISBN 978-3-86113-832-7 

S 128.3.1 Ulrich Sieber 1 Susanne Forster 1 Konstanze Jarvers ( eds.) 
National Criminal Law in a Comparative Legal Context 
Defining criminal conduct 
2011 • 519 Seilen • ISBN 978-3-86113-833-4 

S 128.2.1 Ulrich Sieber 1 Susanne Forster 1 Konstanze Jarvers ( eds.) 
National Criminal Law in a Comparative Legal Context 
General limitations on the application of criminal law 
2011 • 399 Scilen • ISBN 978-3-86113-834-1 

S 127 Philipp Reeb 

S 126 

S 125 

Internal Investigations 
Neue Tendenzen privater Ermittlungen 
2011 • 196 Seilen • ISBN 978-3-86113-835-8 

Tim Nikolas Miiller 
Priiventive Freiheitsentziehungen als Instrument 
der Terrorismusbekiimpfung 
2011 • 314 Scilen •ISBN 978-3-86113-836-5 

Chiara Santangelo 
Der urheberrechtliche Schutz digitaler Werke 
Eine vergleichende Untersuchung der Schutz- und Sanktions­
maBnahmen im deutschen, italienischen und englischen Recht 

€ 52,00 

E 35,00 

E 46,00 

E 43,00 

E 31,00 

E 31,00 

2011 • 324 Seilcn ·ISBN 978-3-86113-837-2 E 31,00 

S 121 Marc Engelhart 
Sanktionierung von Unternehmen und Compliance 
Eine rechtsvergleichende Analyse des Straf- und 
Ordnungswidrigkeitenrechts in Deutschland und den USA 
2., ergtinzle und erweiterte Auflage 
2012 • 961 Seilcn • ISBN 978-3-86113-830-3 E 60,00 



cl Max-Planck-Institut für ausHindisches 
\.- und internationales Strafrecht 

Auswahl aus dem kriminologischen und interdiszipliniiren 
Veroffentlichungsprogramm: 

K 155 Anna-Maria Getos 
Politische Gewalt a uf dem Balkan. 
Schwerpunkt Terrorismus und Hasskriminalitat: 
Konzepte, Entwick1ungen und Ana1ysen 
Berlin 2012 • 330 Seiten • zahlr. Abb. in Farbe • ISBN 978-3-86113-113-7 

K 154 Alke Glet 
Sozialkonstruktion und strafrechtliche Verfolgung 
von Hasskriminalitiit in Deutschland 
Berlin 2011 • 387 Seiten • ISBN 978-3-86113-112-0 

K 153 MustafaAbdelbaqi 
The Administration of Criminal Justice in Palestine 
Berlin 2011 • 387 Seiten • ISBN 978-3-86113-105-2 

K 151 Caro/in Quenzer 
Jugendliche und heranwachsende Sexualstraftater 
Berlin 2010 • 292 Seiten • ISBN 978-3-86113-103-8 

K 150 Ying Wang 
Der strafrechtliche Schutz des Urheberrechts. 
Eine verg1eichende Untersuchung zum deutschen 
und chinesischen Strafrecht 
Berlin 2011 • 262 Seiten • ISBN 978-3-86113-102-1 

K 149 Anne Wildfang 
Terrorismus 
Berlin 2010 • 304 Seiten • ISBN 978-3-86113-101-4 

K 148 Figen 6zsoz 

I 19 

Rechtsextremistische Gewalttiiter im Jugendstrafvollzug 
Berlin 2009 • 284 Seiten • ISBN 978-3-86113-100-7 

QiXiang 
Massenmedien und Strafurteil. 
Eine rechtsverg1eichende normorientierte Forschung 
zum Phanomen ,media1e Verurtei1ung" 
Berlin 2012 • 264 Seiten • ISBN 978-3-86113-117-5 

I 18 Jachen Jahnke/Nicalas van zur Mühlen!Klaus Rechertl 
Dirk van Suchadaletz ( eds.) 
Current Issues in IT Security 2012 
Berlin 2012 • 220 Seiten • ISBN 978-3-86113-115-1 

€ 35,00 

€ 35,00 

€ 35,00 

€ 35,00 

€ 35,00 

€ 31,00 

€ 35,00 

€ 35,00 

€ 35,00 




